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Gesetzentwurf
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Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des GmbH-Rechts
und zur Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG)

A. Problem und Ziel

Das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbHG)
soll grundlegend modernisiert und zugleich dereguliert werden. Existenzgrün-
dungen sollen erleichtert und die Registereintragung von GmbHs beschleunigt
werden. Die GmbH soll international wettbewerbsfähig sein. Missbrauchsfälle
am Ende des Lebens der GmbH sollen bekämpft werden.

B. Lösung

Zahlreiche Deregulierungen erleichtern, beschleunigen und verbilligen die
Gründung der GmbH, so die Abkopplung der Registereintragung von der Vor-
lage eventueller Genehmigungen, die Schaffung einer beurkundungsfreien
Mustersatzung und die Zulassung einer haftungsbeschränkten Unternehmer-
gesellschaft ohne Mindeststammkapital. Das Haftkapitalsystem der GmbH
bleibt erhalten, wird aber bei Kapitalaufbringung und Kapitalerhaltung in vielen
Punkten vereinfacht. Der gutgläubige Erwerb von GmbH-Anteilen erleichtert
den Erwerb von Anteilen. Die besonderen Vorkehrungen bei geschäftsführer-
losen GmbHs, das Zahlungsverbot bei Ausplünderungen und die Zustellungs-
erleichterungen erschweren Missbräuche in sog. Bestattungsfällen.

C. Alternativen

Keine. Anstelle einer diskutierten neuen, eigenen Rechtsform sieht der Gesetz-
entwurf eine Variante der GmbH vor (haftungsbeschränkte Unternehmergesell-
schaft) und erreicht damit dasselbe Ziel mit sehr viel weniger Regelungsauf-
wand.

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Keine

2. Vollzugsaufwand

Bund und Gemeinden werden nicht mit Kosten belastet. Die Länder werden mit
den Kosten für eine Umprogrammierung der elektronischen Handelsregister in-
folge der künftigen Eintragung einer inländischen Geschäftsanschrift belastet.
Zudem entstehen Kosten für den Fall, dass ein bereits eingetragenes Unter-
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nehmen bis zum Ablauf der vorgesehenen Übergangsfrist keine inländische
Geschäftsanschrift zur Eintragung in das Handelsregister anmeldet und daher
die dem Registergericht nach bisherigem Recht mitgeteilte Geschäftsanschrift
auf dem Registerblatt eingetragen werden soll, da das Unternehmen in diesem
Fall nicht mit Kosten belastet werden soll. Die Zustellungserleichterungen dürf-
ten zur Verringerung von Verwaltungsaufwand führen.

E. Sonstige Kosten

Für die Wirtschaft werden bei GmbH-Gründungen, die die Aufbringung von
25 000 Euro als Stammkapital nicht erfordern, Kostenersparnisse eintreten. Ent-
sprechendes gilt bei Verwendung des Mustergesellschaftsvertrages hinsichtlich
der entfallenden Beurkundungskosten. Bereits im Handelsregister eingetragene
Unternehmen werden mit den Kosten für die neu vorgesehene Anmeldung einer
inländischen Geschäftsanschrift belastet; dies jedoch nur dann, wenn sie nicht
ihre bereits nach geltendem Recht mitgeteilte Geschäftsanschrift kostenfrei als
inländische Geschäftsanschrift eintragen lassen wollen.

Auswirkungen auf Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

F. Bürokratiekosten

Die Ressortabstimmung wurde vor dem 1. Dezember 2006 eingeleitet.
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des GmbH-Rechts
und zur Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG)

Vom …

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Gesetzes betreffend
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung

Das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränk-
ter Haftung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 4123-1, veröffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. Der Überschrift des Gesetzes wird die Abkürzung
„(GmbHG)“ angefügt.

2. Nach § 2 Abs. 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:

„(1a) Wird das in der Anlage 1 bestimmte Muster ver-
wendet, so genügt es, wenn der Gesellschaftsvertrag
schriftlich abgefasst und die Unterschriften der Gesell-
schafter öffentlich beglaubigt werden.“

3. § 3 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. die Zahl und die Nennbeträge der Geschäftsanteile,
die jeder Gesellschafter gegen Einlage auf das
Stammkapital (Stammeinlage) übernimmt.“

4. § 4a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

bb) Nach dem Wort „Ort“ werden die Wörter „im
Inland“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „fünfundzwanzigtau-
send Euro, die Stammeinlage jedes Gesellschafters
muß mindestens hundert Euro“ durch die Angabe
„10 000 Euro“ ersetzt.

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

„(2) Der Nennbetrag jedes Geschäftsanteils muss
auf volle Euro lauten. Ein Gesellschafter kann bei Er-
richtung der Gesellschaft mehrere Geschäftsanteile
übernehmen.

(3) Die Höhe der Nennbeträge der einzelnen Ge-
schäftsanteile kann verschieden bestimmt werden.
Die Summe der Nennbeträge aller Geschäftsanteile
muss mit dem Stammkapital übereinstimmen.“

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Betrag der
Stammeinlage, auf die“ durch die Wörter „Nennbe-
trag des Geschäftsanteils, auf den“ ersetzt.

6. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt:

,§ 5a
Unternehmergesellschaft

(1) Eine Gesellschaft, die mit einem Stammkapital ge-
gründet wird, das den Betrag des Mindeststammkapitals
nach § 5 Abs. 1 unterschreitet, muss in der Firma abwei-
chend von § 4 den Rechtsformzusatz „Unternehmer-
gesellschaft (haftungsbeschränkt)“ oder „UG (haftungs-
beschränkt)“ führen.

(2) Abweichend von § 7 Abs. 2 darf die Anmeldung
erst erfolgen, wenn das Stammkapital in voller Höhe ein-
gezahlt ist. Sacheinlagen sind ausgeschlossen.

(3) In der Bilanz des nach den §§ 242, 264 des Han-
delsgesetzbuchs aufzustellenden Jahresabschlusses ist
eine gesetzliche Rücklage zu bilden, in die ein Viertel des
um einen Verlustvortrag aus dem Vorjahr geminderten
Jahresüberschusses einzustellen ist. Die Rücklage darf
nur für Zwecke des § 57c verwandt werden.

(4) Abweichend von § 49 Abs. 3 muss die Versamm-
lung der Gesellschafter bei drohender Zahlungsunfähig-
keit unverzüglich einberufen werden.

(5) Erhöht die Gesellschaft ihr Stammkapital so, dass
es den Betrag des Mindeststammkapitals nach § 5 Abs. 1
erreicht oder übersteigt, finden die Absätze 1 bis 4 keine
Anwendung mehr; die Firma nach Absatz 1 darf beibe-
halten werden.‘

7. § 6 Abs. 2 Satz 2 bis 4 wird durch folgende Sätze ersetzt:

„Geschäftsführer kann nicht sein, wer

1. als Betreuter bei der Besorgung seiner Vermögensan-
gelegenheiten ganz oder teilweise einem Einwilli-
gungsvorbehalt (§ 1903 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs) unterliegt,

2. aufgrund eines gerichtlichen Urteils oder einer voll-
ziehbaren Entscheidung einer Verwaltungsbehörde
einen Beruf, einen Berufszweig, ein Gewerbe oder ei-
nen Gewerbezweig nicht ausüben darf, sofern der Un-
ternehmensgegenstand ganz oder teilweise mit dem
Gegenstand des Verbots übereinstimmt,

3. wegen einer oder mehrerer vorsätzlich begangener
Straftaten

a) des Unterlassens der Stellung des Antrags auf Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens (Insolvenzver-
schleppung),

b) nach den §§ 283 bis 283d des Strafgesetzbuchs
(Insolvenzstraftaten),

c) der falschen Angaben nach § 82 dieses Gesetzes
oder § 399 des Aktiengesetzes,
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d) der unrichtigen Darstellung nach § 400 des Akti-
engesetzes, § 331 des Handelsgesetzbuchs, § 313
des Umwandlungsgesetzes oder § 17 des Publizi-
tätsgesetzes oder

e) nach den §§ 265b, 266 oder § 266a des Strafge-
setzbuchs zu einer Freiheitsstrafe von mindestens
einem Jahr

verurteilt worden ist; dieser Ausschluss gilt für die
Dauer von fünf Jahren seit der Rechtskraft des Urteils,
wobei die Zeit nicht eingerechnet wird, in welcher der
Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt ver-
wahrt worden ist.

Satz 2 Nr. 3 gilt entsprechend bei einer Verurteilung im
Ausland wegen einer Tat, die mit den in Satz 2 Nr. 3 ge-
nannten Taten vergleichbar ist.“

8. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „jede Stammeinlage“
durch die Wörter „jeden Geschäftsanteil“ ersetzt und
nach dem Wort „Viertel“ die Wörter „des Nennbe-
trags“ eingefügt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „Gesamtsbetrags der
Stammeinlagen“ durch die Wörter „Gesamtnennbe-
trags der Geschäftsanteile“ ersetzt.

c) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Für die Anmeldung können im Fall des § 2 Abs. 1a
die Muster der Anlage 2 verwendet werden.“

9. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 werden die Wörter „der Betrag der
von einem jeden derselben übernommenen
Stammeinlage ersichtlich ist“ durch die Wörter
„die Nennbeträge und die laufenden Nummern
der von einem jeden derselben übernommenen
Geschäftsanteile ersichtlich sind“ ersetzt.

bb) In Nummer 5 werden die Wörter „Betrag der
dafür übernommenen Stammeinlage erreicht,“
durch die Wörter „Nennbetrag der dafür über-
nommenen Geschäftsanteile erreicht.“ ersetzt.

cc) Nummer 6 wird aufgehoben.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Stammeinlagen“ durch
das Wort „Geschäftsanteile“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt:

„Die vor Einlage getroffene Vereinbarung einer
Leistung an den Gesellschafter, die wirtschaftlich
einer Einlagenrückgewähr entspricht und die
nicht bereits als verdeckte Sacheinlage nach § 19
Abs. 4 zu beurteilen ist, steht der Erfüllung der
Einlagenschuld nicht entgegen, wenn sie durch
einen vollwertigen Gegenleistungs- oder Rück-
gewähranspruch gedeckt ist. Das Gericht kann
bei erheblichen Zweifeln an der Richtigkeit der
Versicherung Nachweise (unter anderem Einzah-
lungsbelege) verlangen.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 6 Abs. 2 Satz 3
und 4“ durch die Wörter „§ 6 Abs. 2 Satz 2
Nr. 2 und 3 sowie Satz 3“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Belehrung nach § 53 Abs. 2 des Bundes-
zentralregistergesetzes kann schriftlich vorge-
nommen werden; sie kann auch durch einen
Notar oder einen im Ausland bestellten Notar,
durch einen Vertreter eines vergleichbaren
rechtsberatenden Berufs oder einen Konsular-
beamten erfolgen.“

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) In der Anmeldung sind ferner anzugeben

1. eine inländische Geschäftsanschrift,

2. Art und Umfang der Vertretungsbefugnis der
Geschäftsführer.“

10. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „Betrag der dafür übernommenen
Stammeinlage“ werden durch die Wörter
„Nennbetrag des dafür übernommenen Ge-
schäftsanteils“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Sonstige Ansprüche bleiben unberührt.“

b) In Absatz 2 werden vor dem Wort „verjährt“ die
Wörter „nach Absatz 1 Satz 1“ eingefügt.

11. In § 9a Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „Stammeinlagen“
durch das Wort „Geschäftsanteile“ ersetzt.

12. In § 9c Abs. 1 Satz 2 werden vor dem Wort „überbe-
wertet“ die Wörter „nicht unwesentlich“ eingefügt.

13. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „Sitz
der Gesellschaft,“ die Wörter „eine inländische Ge-
schäftsanschrift,“ eingefügt.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Wenn eine Person, die für Zustellungen an die
Gesellschaft empfangsberechtigt ist, mit einer inlän-
dischen Anschrift zur Eintragung in das Handels-
register angemeldet wird, sind auch diese Angaben
einzutragen; Dritten gegenüber gilt die Empfangs-
berechtigung als fortbestehend, bis sie im Handels-
register gelöscht und die Löschung bekannt gemacht
worden ist, es sei denn, dass die fehlende Empfangs-
berechtigung dem Dritten bekannt war.“

14. § 14 wird wie folgt gefasst:

„§ 14
Einlagepflicht

Auf jeden Geschäftsanteil ist eine Einlage zu leisten.
Die Höhe der zu leistenden Einlage richtet sich nach
dem bei der Errichtung der Gesellschaft im Gesell-
schaftsvertrag festgesetzten Nennbetrag des Geschäfts-
anteils. Im Fall der Kapitalerhöhung bestimmt sich die
Höhe der zu leistenden Einlage nach dem in der Über-
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nahmeerklärung festgesetzten Nennbetrag des Ge-
schäftsanteils.“

15. § 16 wird wie folgt gefasst:

„§ 16
Rechtsstellung bei Wechsel der Gesellschafter

oder Veränderung des Umfangs ihrer Beteiligung;
Erwerb vom Nichtberechtigten

(1) Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt im Fall einer
Veränderung in den Personen der Gesellschafter oder
des Umfangs ihrer Beteiligung als Inhaber eines Ge-
schäftsanteils nur, wer als solcher in der im Handels-
register aufgenommenen Gesellschafterliste (§ 40) ein-
getragen ist. Eine vom Erwerber in Bezug auf das
Gesellschaftsverhältnis vorgenommene Rechtshand-
lung gilt als von Anfang an wirksam, wenn die Liste un-
verzüglich nach Vornahme der Rechtshandlung in das
Handelsregister aufgenommen wird.

(2) Für Einlageverpflichtungen, die in dem Zeitpunkt
rückständig sind, ab dem der Erwerber gemäß Absatz 1
Satz 1 im Verhältnis zur Gesellschaft als Inhaber des
Geschäftsanteils gilt, haftet der Erwerber neben dem
Veräußerer.

(3) Der Erwerber kann einen Geschäftsanteil oder ein
Recht daran durch Rechtsgeschäft wirksam vom Nicht-
berechtigten erwerben, wenn der Veräußerer als In-
haber des Geschäftsanteils in der im Handelsregister
aufgenommenen Gesellschafterliste eingetragen ist.
Dies gilt nicht, wenn die Liste zum Zeitpunkt des Er-
werbs hinsichtlich des Geschäftsanteils weniger als drei
Jahre unrichtig und die Unrichtigkeit dem Berechtigten
nicht zuzurechnen ist. Ein gutgläubiger Erwerb ist fer-
ner nicht möglich, wenn dem Erwerber die mangelnde
Berechtigung bekannt oder infolge grober Fahrlässig-
keit unbekannt ist oder der Liste ein Widerspruch zuge-
ordnet ist. Die Zuordnung eines Widerspruchs erfolgt
aufgrund einer einstweiligen Verfügung oder aufgrund
einer Bewilligung desjenigen, gegen dessen Berech-
tigung sich der Widerspruch richtet. Eine Gefährdung
des Rechts des Widersprechenden muss nicht glaubhaft
gemacht werden.“

16. § 17 wird aufgehoben.

17. § 19 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „nicht zu-
lässig“ durch die Wörter „nur zulässig mit einer
Forderung aus der Überlassung von Vermögens-
gegenständen, deren Anrechnung auf die Einlage-
verpflichtung nach § 5 Abs. 4 Satz 1 vereinbart wor-
den ist“ ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Ist eine Geldeinlage eines Gesellschafters bei
wirtschaftlicher Betrachtung und aufgrund einer im
Zusammenhang mit der Übernahme der Geldeinla-
ge getroffenen Abrede vollständig oder teilweise als
Sacheinlage zu bewerten (verdeckte Sacheinlage),
so steht das der Erfüllung der Einlagenschuld nicht
entgegen. § 9 gilt in diesem Fall entsprechend, wenn
der Wert des Vermögensgegenstandes im Zeitpunkt
der Anmeldung der Gesellschaft zur Eintragung in
das Handelsregister oder im Zeitpunkt seiner Über-

lassung an die Gesellschaft, falls diese später er-
folgt, nicht den entsprechenden Betrag der über-
nommenen Stammeinlage erreicht. Die Beweislast
für die Werthaltigkeit des Vermögensgegenstandes
trägt der Gesellschafter. Die Verjährung des An-
spruchs der Gesellschaft beginnt nicht vor dem Zeit-
punkt der Überlassung des Vermögensgegenstan-
des.“

c) Absatz 5 wird aufgehoben.

d) Absatz 6 wird Absatz 5.

18. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Für eine von dem ausgeschlossenen Gesell-
schafter nicht erfüllte Einlageverpflichtung haftet
der Gesellschaft auch der letzte und jeder frühere
Rechtsvorgänger des Ausgeschlossenen, der im Ver-
hältnis zu ihr als Inhaber des Geschäftsanteils gilt.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Haftung des Rechtsvorgängers ist auf die
innerhalb der Frist von fünf Jahren auf die Ein-
lageverpflichtung eingeforderten Leistungen be-
schränkt. Die Frist beginnt mit dem Tag, ab wel-
chem der Rechtsnachfolger im Verhältnis zur
Gesellschaft als Inhaber des Geschäftsanteils gilt.“

19. In § 26 Abs. 1 werden die Wörter „den Betrag der
Stammeinlagen“ durch die Wörter „die Nennbeträge
der Geschäftsanteile“ ersetzt.

20. § 30 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das zur Erhaltung des Stammkapitals erforder-
liche Vermögen der Gesellschaft darf an die Gesell-
schafter nicht ausgezahlt werden. Satz 1 gilt nicht bei
Leistungen, die zwischen den Vertragsteilen eines Be-
herrschungs- oder Gewinnabführungsvertrags (§ 291
des Aktiengesetzes) erfolgen oder durch einen vollwer-
tigen Gegenleistungs- oder Rückgewähranspruch ge-
gen den Gesellschafter gedeckt sind. Satz 1 ist zudem
nicht anzuwenden auf die Rückgewähr eines Gesell-
schafterdarlehens und Leistungen auf Forderungen aus
Rechtshandlungen, die einem Gesellschafterdarlehen
wirtschaftlich entsprechen.“

21. In § 31 Abs. 5 Satz 3 wird die Angabe „§ 19 Abs. 6
Satz 2“ durch die Angabe „§ 19 Abs. 5 Satz 2“ ersetzt.

22. Die §§ 32a und 32b werden aufgehoben.

23. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Hat eine Gesellschaft keinen Geschäftsführer
(Führungslosigkeit), wird die Gesellschaft für den
Fall, dass ihr gegenüber Willenserklärungen abge-
geben oder Schriftstücke zugestellt werden, durch
die Mitglieder des Aufsichtsrats (§ 52) oder, wenn
kein Aufsichtsrat bestellt ist, durch die Gesellschaf-
ter vertreten.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, sind
sie alle nur gemeinschaftlich zur Vertretung der
Gesellschaft befugt, es sei denn, dass der Gesell-
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schaftsvertrag etwas anderes bestimmt. Ist der
Gesellschaft gegenüber eine Willenserklärung abzu-
geben, genügt die Abgabe gegenüber einem Vertre-
ter der Gesellschaft nach Absatz 1. An die Vertreter
der Gesellschaft nach Absatz 1 können unter der im
Handelsregister eingetragenen Geschäftsanschrift
Willenserklärungen abgegeben und Schriftstücke
für die Gesellschaft zugestellt werden. Unabhängig
hiervon kann die Zustellung auch unter der einge-
tragenen Anschrift der empfangsberechtigten Per-
son nach § 10 Abs. 2 Satz 2 erfolgen.“

c) Absatz 3 wird aufgehoben.

d) Absatz 4 wird Absatz 3.

24. In § 35a Abs. 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „Ab-
sätze 1 bis 3“ die Wörter „für die Angaben bezüglich
der Haupt- und der Zweigniederlassung“ eingefügt.

25. § 36 wird aufgehoben.

26. In § 39 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „§ 6 Abs. 2
Satz 3 und 4“ durch die Wörter „§ 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2
und 3 sowie Satz 3“ ersetzt.

27. § 40 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Geschäftsführer haben unverzüglich
nach Wirksamwerden jeder Veränderung in den Per-
sonen der Gesellschafter oder des Umfangs ihrer
Beteiligung eine von ihnen unterschriebene Liste
der Gesellschafter zum Handelsregister einzurei-
chen, aus welcher Name, Vorname, Geburtsdatum
und Wohnort der letzteren sowie die Nennbeträge
und die laufenden Nummern der von einem jeden
derselben übernommenen Geschäftsanteile zu ent-
nehmen sind. Die Änderung der Liste durch die Ge-
schäftsführer erfolgt auf Mitteilung und Nachweis.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Hat ein Notar an Veränderungen nach Ab-
satz 1 Satz 1 mitgewirkt, hat er unverzüglich nach
deren Wirksamwerden ohne Rücksicht auf etwaige
später eintretende Unwirksamkeitsgründe die Liste
anstelle der Geschäftsführer zu unterschreiben, zum
Handelsregister einzureichen und eine Abschrift der
geänderten Liste an die Gesellschaft zu übermitteln.
Die Liste muss mit der Bescheinigung des Notars
versehen sein, dass die geänderten Eintragungen
den Veränderungen entsprechen, an denen er mit-
gewirkt hat, und die übrigen Eintragungen mit dem
Inhalt der zuletzt im Handelsregister aufgenomme-
nen Liste übereinstimmen.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und nach dem
Wort „haften“ werden die Wörter „denjenigen, de-
ren Beteiligung sich geändert hat, und“ eingefügt.

28. In § 41 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ gestrichen.

29. § 46 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. die Einforderung der Einlagen;“.

b) In Nummer 4 werden nach dem Wort „Teilung“ die
Wörter „, die Zusammenlegung“ eingefügt.

30. § 47 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Jeder Euro eines Geschäftsanteils gewährt eine
Stimme.“

31. In § 53 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgender Satz einge-
fügt:

„Anstelle der notariellen Beurkundung reicht eine von
dem Geschäftsführer unterzeichnete Niederschrift aus,
wenn der Beschluss bei einem Gesellschaftsvertrag im
Sinne des § 2 Abs. 1a die Änderung der Firma oder der
Höhe des Stammkapitals ohne Sacheinlagen, die Verle-
gung des Sitzes oder die Auswahl eines anderen Unter-
nehmensgegenstandes aus dem in Anlage 1 bestimmten
Muster zum Gegenstand hat und an der Gesellschaft
nicht mehr als drei Gesellschafter beteiligt sind.“

32. § 55 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „jeder auf das erhöh-
te Kapital zu leistenden Stammeinlage“ durch die
Wörter „jedes Geschäftsanteils an dem erhöhten
Kapital“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „einer Stammein-
lage“ durch die Wörter „eines Geschäftsanteils“
ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Betrage der
Stammeinlage“ durch die Wörter „Nennbetrag
des Geschäftsanteils“ ersetzt.

c) In Absatz 3 werden die Wörter „eine Stammeinlage
auf das erhöhte“ durch die Wörter „ein Geschäfts-
anteil an dem erhöhten“ ersetzt.

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Bestimmungen in § 5 Abs. 2 und 3 über
die Nennbeträge der Geschäftsanteile sowie die Be-
stimmungen in § 19 Abs. 5 über die Verjährung des
Anspruchs der Gesellschaft auf Leistung der Ein-
lagen sind auch hinsichtlich der an dem erhöhten
Kapital übernommenen Geschäftsanteile anzuwen-
den.“

33. § 56 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Betrag der
Stammeinlage, auf die“ durch die Wörter „Nennbe-
trag des Geschäftsanteils, auf den“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „19 Abs. 5“ durch die
Angabe „19 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4“ ersetzt.

34. In § 56a werden die Wörter „und die Bestellung einer
Sicherung“ sowie die Angabe „3,“ gestrichen.

35. § 57 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „Stammeinlagen“ durch
das Wort „Geschäftsanteilen“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „3,“ gestrichen.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 8 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.“

c) In Absatz 3 Nr. 2 werden das Wort „Stammeinla-
gen“ durch das Wort „Geschäftsanteile“ und die
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Wörter „muß der Betrag der von jedem übernomme-
nen Einlage“ durch die Wörter „müssen die Nenn-
beträge der von jedem übernommenen Geschäftsan-
teile“ ersetzt.

36. § 57b wird aufgehoben.

37. In § 57h Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „können auf
jeden durch zehn teilbaren Betrag, müssen jedoch auf
mindestens fünfzig Euro gestellt werden“ durch die
Wörter „müssen auf einen Betrag gestellt werden, der
auf volle Euro lautet“ ersetzt.

38. § 57l Abs. 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Die Geschäftsanteile, deren Nennbetrag erhöht wird,
können auf jeden Betrag gestellt werden, der auf volle
Euro lautet.“

39. § 58 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Erfolgt die Herabsetzung zum Zweck der Zurückzah-
lung von Einlagen oder zum Zweck des Erlasses zu leis-
tender Einlagen, dürfen die verbleibenden Nennbeträge
der Geschäftsanteile nicht unter den in § 5 Abs. 2 und 3
bezeichneten Betrag herabgehen.“

40. § 58a Abs. 3 Satz 2 bis 5 wird durch folgenden Satz er-
setzt:

„Die Geschäftsanteile müssen auf einen Betrag gestellt
werden, der auf volle Euro lautet.“

41. § 58f Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Beschlussfassung ist nur zulässig, wenn die neuen
Geschäftsanteile übernommen, keine Sacheinlagen
festgesetzt sind und wenn auf jeden neuen Geschäftsan-
teil die Einzahlung geleistet ist, die nach § 56a zur Zeit
der Anmeldung der Kapitalerhöhung bewirkt sein
muss.“

42. § 60 Abs. 1 Nr. 6 wird wie folgt gefasst:

„6. mit der Rechtskraft einer Verfügung des Register-
gerichts, durch welche nach § 144a des Gesetzes
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit ein Mangel des Gesellschaftsvertrags
festgestellt worden ist;“.

43. § 64 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird aufgehoben.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung „(2)“ wird gestrichen.

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Die gleiche Verpflichtung trifft die Geschäfts-
führer für Zahlungen an Gesellschafter, soweit
diese zur Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft
führen mussten, es sei denn, dies war auch bei
Beachtung der in Satz 2 bezeichneten Sorgfalt
nicht erkennbar.“

44. In § 65 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „oder der
Nichteinhaltung der Verpflichtungen nach § 19 Abs. 4“
gestrichen.

45. In § 66 Abs. 4 werden die Wörter „§ 6 Abs. 2 Satz 3
und 4“ durch die Wörter „§ 6 Abs. 2 Satz 2 und 3“ er-
setzt.

46. § 71 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 wird die Angabe „§§ 36, 37, 41 Abs. 1,
§“ durch die Angabe „§§ 37, 41,“ ersetzt.

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Auf den Geschäftsbriefen ist anzugeben,
dass sich die Gesellschaft in Liquidation befindet;
im Übrigen gilt § 35a entsprechend.“

47. § 82 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden das Wort „Stammeinlagen“
durch das Wort „Geschäftsanteile“ und die Wörter
„, Sacheinlagen und Sicherungen für nicht voll
eingezahlte Geldeinlagen“ durch die Wörter „und
Sacheinlagen“ ersetzt.

b) In Nummer 5 wird das Wort „Geschäftsführer“
durch die Wörter „Geschäftsleiter einer inlän-
dischen oder ausländischen juristischen Person“ er-
setzt.

48. § 84 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „1.“ gestrichen und
das Wort „, oder“ durch einen Punkt ersetzt.

b) Nummer 2 wird aufgehoben.

49. Die §§ 86 und 87 werden aufgehoben.

50. Dem Gesetz betreffend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung werden die in der Anlage 1 zu die-
sem Gesetz enthaltenen Anlagen angefügt.

51. Dem Gesetz betreffend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung wird die aus der Anlage 2 zu diesem
Gesetz ersichtliche Inhaltsübersicht vorangestellt. Die
Untergliederungen des Gesetzes betreffend die Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung erhalten die Be-
zeichnung und Fassung, die sich jeweils aus der Inhalts-
übersicht in der Anlage zu dieser Vorschrift ergibt. Die
Vorschriften des Gesetzes betreffend die Gesellschaften
mit beschränkter Haftung erhalten die Überschriften,
die sich jeweils aus der Inhaltsübersicht in der Anlage
zu dieser Vorschrift ergeben.

Artikel 2

Einführungsgesetz zum Gesetz betreffend
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
(GmbHG-Einführungsgesetz – EGGmbHG)

§ 1
Umstellung auf Euro

(1) Gesellschaften, die vor dem 1. Januar 1999 in das
Handelsregister eingetragen worden sind, dürfen ihr auf
Deutsche Mark lautendes Stammkapital beibehalten; Ent-
sprechendes gilt für Gesellschaften, die vor dem 1. Januar
1999 zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet und
bis zum 31. Dezember 2001 eingetragen worden sind. Für
Mindestbetrag und Teilbarkeit von Kapital, Einlagen und
Geschäftsanteilen sowie für den Umfang des Stimmrechts
bleiben bis zu einer Kapitaländerung nach Satz 4 die bis da-
hin gültigen Beträge weiter maßgeblich. Dies gilt auch,
wenn die Gesellschaft ihr Kapital auf Euro umgestellt hat;
das Verhältnis der mit den Geschäftsanteilen verbundenen
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Rechte zueinander wird durch Umrechnung zwischen Deut-
scher Mark und Euro nicht berührt. Eine Änderung des
Stammkapitals darf nach dem 31. Dezember 2001 nur einge-
tragen werden, wenn das Kapital auf Euro umgestellt wird.

(2) Bei Gesellschaften, die zwischen dem 1. Januar 1999
und dem 31. Dezember 2001 zum Handelsregister angemel-
det und in das Register eingetragen worden sind, dürfen
Stammkapital und Stammeinlagen auch auf Deutsche Mark
lauten. Für Mindestbetrag und Teilbarkeit von Kapital, Ein-
lagen und Geschäftsanteilen sowie für den Umfang des
Stimmrechts gelten die zu dem vom Rat der Europäischen
Union nach Artikel 123 Abs. 4 Satz 1 des Vertrages zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft unwiderruflich
festgelegten Umrechnungskurs in Deutsche Mark umzu-
rechnenden Beträge des Gesetzes in der ab dem 1. Januar
1999 geltenden Fassung.

(3) Die Umstellung des Stammkapitals und der Ge-
schäftsanteile sowie weiterer satzungsmäßiger Betragsan-
gaben auf Euro zu dem nach Artikel 123 Abs. 4 Satz 1 des
Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft un-
widerruflich festgelegten Umrechnungskurs erfolgt durch
Beschluss der Gesellschafter mit einfacher Stimmenmehr-
heit nach § 47 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften
mit beschränkter Haftung; § 53 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes
betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung ist
nicht anzuwenden. Auf die Anmeldung und Eintragung der
Umstellung in das Handelsregister ist § 54 Abs. 1 Satz 2 und
Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit
beschränkter Haftung nicht anzuwenden. Werden mit der
Umstellung weitere Maßnahmen verbunden, insbesondere
das Kapital verändert, bleiben die hierfür geltenden Vor-
schriften unberührt; auf eine Herabsetzung des Stammkapi-
tals, mit der die Nennbeträge der Geschäftsanteile auf einen
Betrag nach Absatz 1 Satz 4 gestellt werden, ist jedoch § 58
Abs. 1 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung nicht anzuwenden, wenn zugleich eine
Erhöhung des Stammkapitals gegen Bareinlagen beschlos-
sen und diese in voller Höhe vor der Anmeldung zum Han-
delsregister geleistet werden.

§ 2
Übergangsvorschriften zum Transparenz-

und Publizitätsgesetz

§ 42a Abs. 4 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften
mit beschränkter Haftung in der Fassung des Artikels 3
Abs. 3 des Transparenz- und Publizitätsgesetzes vom
19. Juli 2002 (BGBl. I S. 2681) ist erstmals auf den Kon-
zernabschluss und den Konzernlagebericht für das nach dem
31. Dezember 2001 beginnende Geschäftsjahr anzuwenden.

§ 3
Übergangsvorschriften zum Gesetz

zur Modernisierung des GmbH-Rechts
und zur Bekämpfung von Missbräuchen

(1) Die Pflicht, die inländische Geschäftsanschrift bei
dem Gericht nach § 8 des Gesetzes betreffend die Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung in der ab dem Inkraft-
treten des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) am …. [einset-
zen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden
Fassung zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden,
gilt auch für Gesellschaften, die zu diesem Zeitpunkt bereits

in das Handelsregister eingetragen sind, wenn die inlän-
dische Geschäftsanschrift dem Gericht nicht bereits nach
§ 24 Abs. 2 der Handelsregisterverordnung mitgeteilt wor-
den ist oder sich geändert hat. In diesen Fällen ist die inlän-
dische Geschäftsanschrift mit der ersten die eingetragene
Gesellschaft betreffenden Anmeldung zum Handelsregister
ab dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Geset-
zes], spätestens aber bis zum 31. März 2009 anzumelden.
Wenn bis zum 31. März 2009 keine inländische Geschäfts-
anschrift zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet
worden ist, trägt das Gericht von Amts wegen und ohne
Überprüfung kostenfrei die ihm nach § 24 Abs. 2 der Han-
delsregisterverordnung bekannte inländische Anschrift als
Geschäftsanschrift in das Handelsregister ein; in diesem Fall
gilt die mitgeteilte Anschrift zudem unabhängig von dem
Zeitpunkt ihrer tatsächlichen Eintragung ab dem 31. März
2009 als eingetragene inländische Geschäftsanschrift der
Gesellschaft, wenn sie im Handelsregister abrufbar ist. Die
Eintragung nach Satz 3 wird abweichend von § 10 des Han-
delsgesetzbuchs nicht bekannt gemacht.

(2) § 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe a, c, d und e des
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter
Haftung in der ab dem … [einsetzen: Datum des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes] geltenden Fassung ist auf Personen,
die vor dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses
Gesetzes] zum Geschäftsführer bestellt worden sind, nicht
anzuwenden, wenn die Verurteilung vor dem … [einsetzen:
Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] rechtskräftig ge-
worden sind. Entsprechendes gilt für § 6 Abs. 2 Satz 3 des
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter
Haftung in der ab dem … [einsetzen: Datum des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes] geltenden Fassung, soweit die Ver-
urteilung wegen einer Tat erfolgte, die den Straftaten im
Sinne des Satzes 1 vergleichbar ist.

(3) Bei Gesellschaften, die vor dem … [einsetzen: Datum
des Inkrafttretens dieses Gesetzes] gegründet worden sind,
findet § 16 Abs. 3 des Gesetzes betreffend die Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung in der ab dem … [einsetzen:
Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden Fas-
sung für den Fall, dass die Unrichtigkeit in der Gesellschaf-
terliste bereits vor dem … [einsetzen: Datum des Inkraft-
treten dieses Gesetzes] vorhanden und dem Berechtigten
zuzurechnen ist, hinsichtlich des betreffenden Geschäfts-
anteils frühestens auf Rechtsgeschäfte nach dem … [einset-
zen: Datum sechs Kalendermonate nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes] Anwendung. Ist die Unrichtigkeit dem Berechtig-
ten im Fall des Satzes 1 nicht zuzurechnen, so ist abweichend
von dem … [einsetzen: Datum sechs Kalendermonate nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes] der … [einsetzen: Datum
36 Kalendermonate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes]
maßgebend.

(4) § 8 Abs. 2 Satz 2 und § 19 Abs. 4 des Gesetzes betref-
fend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung in der ab
dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Geset-
zes] geltenden Fassung gelten auch für Einlagenleistungen,
die vor diesem Zeitpunkt bewirkt worden sind, soweit sie
nach der vor dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens
dieses Gesetzes] geltenden Rechtslage wegen der Verein-
barung einer Einlagenrückgewähr oder wegen einer ver-
deckten Sacheinlage keine Erfüllung der Einlagenverpflich-
tung bewirkt haben. Dies gilt nicht, soweit über die aus der
Unwirksamkeit folgenden Ansprüche zwischen der Gesell-
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schaft und dem Gesellschafter bereits vor dem … [einsetzen:
Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] ein rechtskräftiges
Urteil ergangen oder eine wirksame Vereinbarung zwischen
der Gesellschaft und dem Gesellschafter getroffen worden
ist; in diesem Fall beurteilt sich die Rechtslage nach den bis
zum … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Geset-
zes] geltenden Vorschriften.

Artikel 3

Änderung des Handelsgesetzbuchs

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil
III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 13 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ortes“ die
Wörter „und der inländischen Geschäftsanschrift“
eingefügt.

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Ortes“ die Wör-
ter „sowie der inländischen Geschäftsanschrift“ ein-
gefügt.

2. § 13d wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Ort“ die Wörter
„und die inländische Geschäftsanschrift“ eingefügt.

b) In Absatz 3 werden die Wörter „und Bekanntmachun-
gen“ durch die Wörter „, Bekanntmachungen und Än-
derungen einzutragender Tatsachen“ ersetzt.

3. § 13e wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter „und, wenn der Ge-
genstand des Unternehmens oder die Zulassung
zum Gewerbebetrieb im Inland der staatlichen
Genehmigung bedarf, auch diese“ gestrichen.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „die Anschrift“
durch die Wörter „eine inländische Geschäftsan-
schrift“ ersetzt.

cc) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt:

„Daneben kann eine Person, die für Zustellungen
an die Gesellschaft empfangsberechtigt ist, mit
einer inländischen Anschrift zur Eintragung in
das Handelsregister angemeldet werden; Dritten
gegenüber gilt die Empfangsberechtigung als
fortbestehend, bis sie im Handelsregister gelöscht
und die Löschung bekannt gemacht worden ist, es
sei denn, dass die fehlende Empfangsberechti-
gung dem Dritten bekannt war.“

dd) In dem neuen Satz 5 Nr. 4 wird das Wort „Ge-
meinschaften“ durch das Wort „Union“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „Absatz 2 Satz 4 Nr. 3“ werden durch
die Wörter „Absatz 2 Satz 5 Nr. 3“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Für die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft
gelten in Bezug auf die Zweigniederlassung § 76

Abs. 3 Satz 2 und 3 des Aktiengesetzes sowie § 6
Abs. 2 Satz 2 und 3 des Gesetzes betreffend die
Gesellschaften mit beschränkter Haftung ent-
sprechend.“

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:

„(3a) An die in Absatz 2 Satz 5 Nr. 3 genannten
Personen als Vertreter der Gesellschaft können unter
der im Handelsregister eingetragenen inländischen
Geschäftsanschrift der Zweigniederlassung Willens-
erklärungen abgegeben und Schriftstücke zugestellt
werden. Unabhängig hiervon kann die Zustellung
auch unter der eingetragenen Anschrift der empfangs-
berechtigten Person nach Absatz 2 Satz 4 erfolgen.“

d) In Absatz 4 werden die Wörter „Absatz 2 Satz 4
Nr. 3“ durch die Wörter „Absatz 2 Satz 5 Nr. 3“ er-
setzt.

4. § 13f wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 3“ durch
die Angabe „Abs. 2 und 3“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Wörter „in § 13e Abs. 2 Satz 4
vorgeschriebenen Angaben“ durch die Wörter „Anga-
ben nach § 13e Abs. 2 Satz 3 bis 5“ ersetzt.

c) In Absatz 5 wird die Angabe „§ 81 Abs. 1 und 2,
§ 263“ durch die Angabe „§§ 81, 263“ ersetzt.

5. § 13g wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 4“ durch
die Angabe „Abs. 3 und 4“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Wörter „in § 13e Abs. 2 Satz 4
vorgeschriebenen Angaben“ durch die Wörter „Anga-
ben nach § 13e Abs. 2 Satz 3 bis 5“ ersetzt.

c) In Absatz 5 wird die Angabe „§ 39 Abs. 1 und 2,
§ 65“ durch die Angabe „§§ 39, 65“ ersetzt.

6. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefügt:

„§ 15a
Öffentliche Zustellung

Ist bei einer juristischen Person, die zur Anmeldung
einer inländischen Geschäftsanschrift zum Handelsregis-
ter verpflichtet ist, der Zugang einer Willenserklärung
nicht unter der eingetragenen Anschrift oder einer im
Handelsregister eingetragenen Anschrift einer für Zustel-
lungen empfangsberechtigten Person oder einer ohne
Ermittlungen bekannten anderen inländischen Anschrift
möglich, kann die Zustellung nach den für die öffentliche
Zustellung geltenden Vorschriften der Zivilprozessord-
nung erfolgen. Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen
Bezirk sich die eingetragene inländische Geschäftsan-
schrift der Gesellschaft befindet. § 132 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs bleibt unberührt.“

7. In § 29 werden die Wörter „und den Ort“ durch die Wör-
ter „, den Ort und die inländische Geschäftsanschrift“ er-
setzt.

8. In § 31 Abs. 1 werden das Wort „sowie“ durch ein Kom-
ma ersetzt und nach dem Wort „Ort“ die Wörter „sowie
die Änderung der inländischen Geschäftsanschrift“ ein-
gefügt.
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9. § 106 Abs. 2 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. die Firma der Gesellschaft, den Ort, an dem sie
ihren Sitz hat, und die inländische Geschäfts-
anschrift;“.

10. In § 107 werden die Wörter „geändert oder“ durch das
Wort „geändert,“ ersetzt und nach dem Wort „verlegt“
die Wörter „, die inländische Geschäftsanschrift geän-
dert“ eingefügt.

11. § 129a wird aufgehoben.

12. § 130a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird aufgehoben.

b) Die Absätze 2 bis 4 werden die Absätze 1 bis 3.

c) Der bisherige Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „die Zahlungs-
unfähigkeit der Gesellschaft“ durch die Wörter
„bei einer Gesellschaft, bei der kein Gesell-
schafter eine natürliche Person ist, die Zah-
lungsunfähigkeit“ ersetzt.

bb) Folgende Sätze werden angefügt:

„Entsprechendes gilt für Zahlungen an Gesell-
schafter, soweit diese zur Zahlungsunfähigkeit
der Gesellschaft führen mussten, es sei denn,
dies war auch bei Beachtung der in Satz 2 be-
zeichneten Sorgfalt nicht erkennbar. Die Sätze 1
bis 3 gelten nicht, wenn zu den Gesellschaftern
der offenen Handelsgesellschaft eine andere of-
fene Handelsgesellschaft oder Kommanditge-
sellschaft gehört, bei der ein persönlich haften-
der Gesellschafter eine natürliche Person ist.“

d) In dem bisherigen Absatz 3 Satz 1 werden die An-
gabe „Absatz 1“ durch die Wörter „§ 15a Abs. 1 der
Insolvenzordnung“ ersetzt und die Wörter „, nach-
dem die Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft ein-
getreten ist oder sich ihre Überschuldung ergeben
hat“ gestrichen.

e) In dem bisherigen Absatz 4 wird die Angabe „1 bis
3“ durch die Angabe „1 und 2“ ersetzt.

13. Die §§ 130b und 172a werden aufgehoben.

14. In § 177a Satz 1 werden die Angabe „, 130a und 130b“
durch die Angabe „und 130a“ und die Wörter „Satz 1
zweiter Halbsatz“ durch die Angabe „Satz 4“ ersetzt.

15. In § 325a Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft“ durch die Wörter
„Europäischen Union“ und die Angabe „§ 13e Abs. 2
Satz 4 Nr. 3“ durch die Angabe „§ 13e Abs. 2 Satz 5
Nr. 3“ ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Einführungsgesetzes

zum Handelsgesetzbuch

Dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4101-1,
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch
Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …), wird nach
dem Sechsundzwanzigsten Abschnitt1 folgender Siebenund-
zwanzigster Abschnitt angefügt:

„Siebenundzwanzigster Abschnitt

Übergangsvorschriften zum Gesetz
zur Modernisierung des GmbH-Rechts

und zur Bekämpfung von Missbräuchen

Artikel 64

Die Pflicht, die inländische Geschäftsanschrift bei dem
Gericht nach den §§ 13, 13d, 13e, 29 und 106 des Handels-
gesetzbuchs in der ab dem Inkrafttreten des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …) am … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens
dieses Gesetzes] geltenden Fassung zur Eintragung in das
Handelsregister anzumelden, gilt auch für diejenigen, die zu
diesem Zeitpunkt bereits in das Handelsregister eingetragen
sind, wenn die inländische Geschäftsanschrift dem Gericht
nicht bereits nach § 24 Abs. 2 oder Abs. 3 der Handelsregis-
terverordnung mitgeteilt worden ist oder sich geändert hat.
In diesen Fällen ist die inländische Geschäftsanschrift mit
der ersten das eingetragene Unternehmen betreffenden An-
meldung zum Handelsregister ab dem … [einsetzen: Datum
des Inkrafttretens dieses Gesetzes], spätestens aber bis zum
31. März 2009 anzumelden. Wenn bis zum 31. März 2009
keine inländische Geschäftsanschrift zur Eintragung in das
Handelsregister angemeldet worden ist, trägt das Gericht
von Amts wegen und ohne Überprüfung kostenfrei die ihm
nach § 24 Abs. 2, bei Zweigniederlassungen die nach § 24
Abs. 3 der Handelsregisterverordnung bekannte inländische
Anschrift als Geschäftsanschrift in das Handelsregister ein;
in diesem Fall gilt bei Zweigniederlassungen nach § 13e
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs die mitgeteilte Anschrift zu-
dem unabhängig von dem Zeitpunkt ihrer tatsächlichen Ein-
tragung ab dem 31. März 2009 als eingetragene inländische
Geschäftsanschrift, wenn sie im Handelsregister abrufbar ist.
Die Eintragung nach Satz 3 wird abweichend von § 10 des
Handelsgesetzbuchs nicht bekannt gemacht.“

Artikel 5

Änderung des Aktiengesetzes

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I
S. 1089), zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

1 Der Sechsundzwanzigste Abschnitt ist in Artikel 5 des Entwurfs eines Gesetzes zur Reform des Versicherungsvertragsrechts (Bundestagsdruck-

sache 16/3945) vorgesehen.



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 13 – Drucksache 16/6140

bb) Nach dem Wort „Ort“ werden die Wörter „im
Inland“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

2. § 36 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben.

3. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 76 Abs. 3 Satz 3
und 4“ durch die Wörter „§ 76 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2
und 3 sowie Satz 3“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Belehrung nach § 53 Abs. 2 des Bundeszen-
tralregistergesetzes kann schriftlich vorgenom-
men werden; sie kann auch durch einen Notar
oder einen im Ausland bestellten Notar, durch
einen Vertreter eines vergleichbaren rechtsbera-
tenden Berufs oder einen Konsularbeamten erfol-
gen.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) In der Anmeldung sind ferner anzugeben

1. eine inländische Geschäftsanschrift,

2. Art und Umfang der Vertretungsbefugnis der Vor-
standsmitglieder.“

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 wird das Semikolon am Ende durch
einen Punkt ersetzt.

bb) Nummer 5 wird aufgehoben.

4. § 39 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach den Wörtern „Sitz der Gesell-
schaft,“ die Wörter „eine inländische Geschäftsan-
schrift,“ eingefügt.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Wenn eine Person, die für Zustellungen an die Ge-
sellschaft empfangsberechtigt ist, mit einer inlän-
dischen Anschrift zur Eintragung in das Handels-
register angemeldet wird, sind auch diese Angaben
einzutragen; Dritten gegenüber gilt die Empfangs-
berechtigung als fortbestehend, bis sie im Handels-
register gelöscht und die Löschung bekannt gemacht
worden ist, es sei denn, dass die fehlende Empfangs-
berechtigung dem Dritten bekannt war.“

5. § 57 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Den Aktionären dürfen die Einlagen nicht zurück-
gewährt werden. Als Rückgewähr gilt nicht die Zahlung
des Erwerbspreises beim zulässigen Erwerb eigener Ak-
tien. Satz 1 gilt nicht bei Leistungen, die zwischen den
Vertragsteilen eines Beherrschungs- oder Gewinnabfüh-
rungsvertrags (§ 291) erfolgen oder durch einen vollwer-
tigen Gegenleistungs- oder Rückgewähranspruch gegen
den Aktionär gedeckt sind. Satz 1 ist zudem nicht anzu-
wenden auf die Rückgewähr eines Aktionärsdarlehens
und Leistungen auf Forderungen aus Rechtshandlungen,
die einem Aktionärsdarlehen wirtschaftlich entspre-
chen.“

6. § 76 Abs. 3 Satz 2 bis 4 wird durch folgende Sätze er-
setzt:

„Mitglied des Vorstands kann nicht sein, wer

1. als Betreuter bei der Besorgung seiner Vermögens-
angelegenheiten ganz oder teilweise einem Einwilli-
gungsvorbehalt (§ 1903 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs) unterliegt,

2. aufgrund eines gerichtlichen Urteils oder einer voll-
ziehbaren Entscheidung einer Verwaltungsbehörde
einen Beruf, einen Berufszweig, ein Gewerbe oder
einen Gewerbezweig nicht ausüben darf, sofern der
Unternehmensgegenstand ganz oder teilweise mit
dem Gegenstand des Verbots übereinstimmt,

3. wegen einer oder mehrerer vorsätzlich begangener
Straftaten

a) des Unterlassens der Stellung des Antrags auf Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens (Insolvenzver-
schleppung),

b) nach den §§ 283 bis 283d des Strafgesetzbuches
(Insolvenzstraftaten),

c) der falschen Angaben nach § 399 dieses Gesetzes
oder § 82 des Gesetzes betreffend die Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung,

d) der unrichtigen Darstellung nach § 400 dieses Ge-
setzes, § 331 des Handelsgesetzbuchs, § 313 des
Umwandlungsgesetzes oder § 17 des Publizitäts-
gesetzes,

e) nach den §§ 265, 266 oder § 266a des Strafgesetz-
buches zu einer Freiheitsstrafe von mindestens
einem Jahr

verurteilt worden ist; dieser Ausschluss gilt für die
Dauer von fünf Jahren seit der Rechtskraft des Urteils,
wobei die Zeit nicht eingerechnet wird, in welcher der
Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt ver-
wahrt worden ist.

Satz 2 Nr. 3 gilt entsprechend bei einer Verurteilung im
Ausland wegen einer Tat, die mit den in Satz 2 Nr. 3 ge-
nannten Taten vergleichbar ist.“

7. § 78 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Hat eine Gesellschaft keinen Vorstand (Führungs-
losigkeit), wird die Gesellschaft für den Fall, dass
ihr gegenüber Willenserklärungen abgegeben oder
Schriftstücke zugestellt werden, durch den Aufsichts-
rat vertreten.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Vorstandsmit-
glied“ die Wörter „oder im Fall des Absatzes 1
Satz 2 gegenüber einem Aufsichtsratsmitglied“
eingefügt.

bb) Folgende Sätze werden angefügt:

„An die Vertreter der Gesellschaft nach Absatz 1
können unter der im Handelsregister eingetrage-
nen Geschäftsanschrift Willenserklärungen ge-
genüber der Gesellschaft abgegeben und Schrift-
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stücke für die Gesellschaft zugestellt werden.
Unabhängig hiervon kann die Zustellung auch
unter der eingetragenen Anschrift der empfangs-
berechtigten Person nach § 39 Abs. 1 Satz 2 er-
folgen.“

8. § 79 wird aufgehoben.

9. In § 80 Abs. 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „Absät-
ze 1 bis 3“ die Wörter „für die Angaben bezüglich der
Haupt- und der Zweigniederlassung“ eingefügt.

10. In § 81 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „§ 76 Abs. 3
Satz 3 und 4“ durch die Wörter „§ 76 Abs. 3 Satz 2
Nr. 2 und 3 sowie Satz 3“ ersetzt.

11. § 92 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und folgender
Satz wird angefügt:

„Die gleiche Verpflichtung trifft den Vorstand für
Zahlungen an Aktionäre, soweit diese zur Zahlungs-
unfähigkeit der Gesellschaft führen mussten, es sei
denn, dies war auch bei Beachtung der in § 93
Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Sorgfalt nicht erkenn-
bar.“

12. § 93 Abs. 3 Nr. 6 wird wie folgt gefasst:

„6. Zahlungen entgegen § 92 Abs. 2 geleistet wer-
den,“.

13. Dem § 112 wird folgender Satz angefügt:

„§ 78 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.“

14. § 181 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben.

15. § 216 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

16. In § 265 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „§ 76 Abs. 3
Satz 3 und 4“ durch die Wörter „§ 76 Abs. 3 Satz 2
und 3“ ersetzt.

17. § 399 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden die Wörter „, Sachübernah-
men und Sicherungen für nicht voll einbezahlte
Geldeinlagen“ durch die Wörter „und Sachübernah-
men“ ersetzt.

b) In Nummer 6 wird das Wort „Vorstands“ durch die
Wörter „Leitungsorgans einer inländischen oder
ausländischen juristischen Person“ ersetzt.

18. § 401 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden die Angabe „1.“ gestrichen
und das Wort „, oder“ durch einen Punkt ersetzt.

b) Nummer 2 wird aufgehoben.

Artikel 6

Änderung des Einführungsgesetzes
zum Aktiengesetz

Das Einführungsgesetz zum Aktiengesetz vom 6. Sep-
tember 1965 (BGBl. I S. 1185), zuletzt geändert durch Ar-
tikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt
geändert:

1. In § 4 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 2 Satz 2“ ge-
strichen.

2. Nach § 17 werden folgende §§ 18 und 19 eingefügt:

„§ 18
Übergangsvorschrift zu den §§ 37 und 39

des Aktiengesetzes

Die Pflicht, die inländische Geschäftsanschrift bei dem
Gericht nach § 37 des Aktiengesetzes in der ab dem In-
krafttreten des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) am …
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes]
geltenden Fassung zur Eintragung in das Handelsregister
anzumelden, gilt auch für Gesellschaften, die zu diesem
Zeitpunkt bereits in das Handelsregister eingetragen sind,
wenn die inländische Geschäftsanschrift dem Gericht
nicht bereits nach § 24 Abs. 2 der Handelsregisterverord-
nung mitgeteilt worden ist oder sich geändert hat. In die-
sen Fällen ist die inländische Geschäftsanschrift mit der
ersten, die eingetragene Gesellschaft betreffenden Anmel-
dung zum Handelsregister ab dem … [einsetzen: Datum
des Inkrafttretens dieses Gesetzes], spätestens aber bis
zum 31. März 2009 anzumelden. Wenn bis zum 31. März
2009 keine inländische Geschäftsanschrift zur Eintra-
gung in das Handelsregister angemeldet worden ist, trägt
das Gericht von Amts wegen und ohne Überprüfung kos-
tenfrei die ihm nach § 24 Abs. 2 der Handelsregisterver-
ordnung bekannte inländische Anschrift als Geschäftsan-
schrift in das Handelsregister ein; in diesem Fall gilt die
mitgeteilte Anschrift zudem unabhängig von dem Zeit-
punkt ihrer tatsächlichen Eintragung ab dem 31. März
2009 als eingetragene inländische Geschäftsanschrift der
Gesellschaft, wenn sie im Handelsregister abrufbar ist.
Die Eintragung nach Satz 3 wird abweichend von § 10
des Handelsgesetzbuchs nicht bekannt gemacht.

§ 19
Übergangsvorschrift zu § 76 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3

und Satz 3 des Aktiengesetzes

§ 76 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe a, c, d und e des
Aktiengesetzes in der ab dem Inkrafttreten des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. …) am … [einsetzen: Datum des In-
krafttretens dieses Gesetzes] geltenden Fassung ist auf
Personen, die vor diesem Tag zum Vorstandsmitglied be-
stellt worden sind, nicht anzuwenden, wenn die Verur-
teilung vor dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens
dieses Gesetzes] rechtskräftig geworden ist. Entspre-
chendes gilt für § 76 Abs. 3 Satz 3 des Aktiengesetzes in
der ab dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses
Gesetzes] geltenden Fassung, soweit die Verurteilung
wegen einer Tat erfolgte, die den Straftaten im Sinne des
Satzes 1 vergleichbar ist.“

Artikel 7

Änderung des Rechtspflegergesetzes

In § 17 Nr. 1 Buchstabe f des Rechtspflegergesetzes vom
5. November 1969 (BGBl. I S. 2065), das zuletzt durch Ar-
tikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) geändert wor-
den ist, wird die Angabe „und 144b“ gestrichen.
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Artikel 8

Änderung der Zivilprozessordnung

§ 185 der Zivilprozessordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202,
2006 I S. 431), die zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom
… (BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1. Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefügt:

„2. bei juristischen Personen, die zur Anmeldung einer
inländischen Geschäftsanschrift zum Handelsregis-
ter verpflichtet sind, eine Zustellung weder unter der
eingetragenen Anschrift noch unter einer im Han-
delsregister eingetragenen Anschrift einer für Zu-
stellungen empfangsberechtigten Person oder einer
ohne Ermittlungen bekannten anderen inländischen
Anschrift möglich ist,“.

2. Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden die Nummern
3 und 4.

Artikel 9

Änderung der Insolvenzordnung

Die Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I
S. 2866), zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. Dem § 10 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Ist der Schuldner eine juristische Person und hat diese
keinen organschaftlichen Vertreter (Führungslosigkeit),
so können die an ihm beteiligten Personen gehört wer-
den; Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend.“

2. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Bei einer juristischen Person ist im Fall der Füh-
rungslosigkeit auch jeder Gesellschafter zur Antrag-
stellung berechtigt.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Gesellschaf-
tern“ die Wörter „, allen Gesellschaftern der
juristischen Person“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Gesellschafter“
die Wörter „, Gesellschafter der juristischen Per-
son“ eingefügt.

3. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefügt:

„§ 15a
Antragspflicht bei juristischen Personen

und Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit

(1) Wird eine juristische Person zahlungsunfähig oder
überschuldet, haben die Mitglieder des Vertretungs-
organs oder die Abwickler ohne schuldhaftes Zögern,
spätestens aber drei Wochen nach Eintritt der Zahlungs-
unfähigkeit oder Überschuldung, einen Insolvenzantrag
zu stellen. Das Gleiche gilt für die organschaftlichen Ver-
treter der zur Vertretung der Gesellschaft ermächtigten
Gesellschafter oder die Abwickler bei einer Gesellschaft
ohne Rechtspersönlichkeit, bei der kein persönlich haf-
tender Gesellschafter eine natürliche Person ist; dies gilt
nicht, wenn zu den persönlich haftenden Gesellschaftern

eine andere Gesellschaft gehört, bei der ein persönlich
haftender Gesellschafter eine natürliche Person ist.

(2) Bei einer Gesellschaft im Sinne des Absatzes 1
Satz 2 gilt Absatz 1 sinngemäß, wenn die organschaft-
lichen Vertreter der zur Vertretung der Gesellschaft er-
mächtigten Gesellschafter ihrerseits Gesellschaften sind,
bei denen kein Gesellschafter eine natürliche Person ist,
oder sich die Verbindung von Gesellschaften in dieser Art
fortsetzt.

(3) Im Fall der Führungslosigkeit einer Gesellschaft
mit beschränkter Haftung (§ 35 Abs. 1 Satz 2 des Geset-
zes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung) ist auch jeder Gesellschafter, im Fall der Führungs-
losigkeit einer Aktiengesellschaft (§ 78 Abs. 1 Satz 2 des
Aktiengesetzes) oder einer Genossenschaft (§ 24 Abs. 1
Satz 2 des Genossenschaftsgesetzes) ist auch jedes Mit-
glied des Aufsichtsrats zur Stellung des Antrags ver-
pflichtet, es sei denn, dieser oder dieses hat von der Zah-
lungsunfähigkeit und der Überschuldung oder der
Führungslosigkeit keine Kenntnis.

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld-
strafe wird bestraft, wer entgegen Absatz 1 Satz 1, auch
in Verbindung mit Satz 2 oder Absatz 2 oder Absatz 3,
einen Insolvenzantrag nicht, nicht richtig oder nicht
rechtzeitig stellt.

(5) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 4
fahrlässig, ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder Geldstrafe.“

4. Dem § 19 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Forderungen auf Rückgewähr von Gesellschafterdarle-
hen, die in einem Insolvenzverfahren über das Vermögen
einer Gesellschaft nach § 39 Abs. 1 Nr. 5 berichtigt wer-
den, sind nicht bei den Verbindlichkeiten nach Satz 1 zu
berücksichtigen.“

5. § 39 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nr. 5 wird wie folgt gefasst:

„5. nach Maßgabe der Absätze 4 und 5 Forderungen
auf Rückgewähr eines Gesellschafterdarlehens
oder Forderungen aus Rechtshandlungen, die
einem solchen Darlehen wirtschaftlich entspre-
chen.“

b) Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt:

„(4) Absatz 1 Nr. 5 gilt für Gesellschaften, die weder
eine natürliche Person noch eine Gesellschaft als per-
sönlich haftenden Gesellschafter haben, bei der ein
persönlich haftender Gesellschafter eine natürliche
Person ist. Erwirbt ein Gläubiger bei drohender oder
eingetretener Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft
oder bei Überschuldung Anteile zum Zweck ihrer
Sanierung, führt dies bis zur nachhaltigen Sanierung
nicht zur Anwendung von Absatz 1 Nr. 5 auf seine For-
derungen aus bestehenden oder neu gewährten Darle-
hen oder auf Forderungen aus Rechtshandlungen, die
einem solchen Darlehen wirtschaftlich entsprechen.

(5) Absatz 1 Nr. 5 gilt nicht für den nicht geschäfts-
führenden Gesellschafter einer Gesellschaft im Sinn
des Absatzes 4 Satz 1, der mit zehn Prozent oder we-
niger am Haftkapital beteiligt ist.“
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6. Nach § 44 wird folgender § 44a eingefügt:

„§ 44a
Gesicherte Darlehen

In dem Insolvenzverfahren über das Vermögen einer
Gesellschaft kann ein Gläubiger nach Maßgabe des § 39
Abs. 1 Nr. 5 für eine Forderung auf Rückgewähr eines
Darlehens oder für eine gleichgestellte Forderung, für die
ein Gesellschafter eine Sicherheit bestellt oder für die er
sich verbürgt hat, nur anteilsmäßige Befriedigung aus der
Insolvenzmasse verlangen, soweit er bei der Inanspruch-
nahme der Sicherheit oder des Bürgen ausgefallen ist.“

7. § 101 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird der Punkt am Satzende durch
ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt:

„verfügt der Schuldner über keinen Vertreter, gilt dies
auch für die Personen, die an ihm beteiligt sind.“

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) Kommen die in den Absätzen 1 und 2 genann-
ten Personen ihrer Auskunfts- und Mitwirkungs-
pflicht nicht nach, können ihnen im Fall der Abwei-
sung des Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens die Kosten des Verfahrens auferlegt werden.“

8. § 135 wird wie folgt gefasst:

„§ 135
Gesellschafterdarlehen

(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die für die
Forderung eines Gesellschafters auf Rückgewähr eines
Darlehens im Sinne des § 39 Abs. 1 Nr. 5 oder für eine
gleichgestellte Forderung

1. Sicherung gewährt hat, wenn die Handlung in den
letzten zehn Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des
Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag vorge-
nommen worden ist, oder

2. Befriedigung gewährt hat, wenn die Handlung im
letzten Jahr vor dem Eröffnungsantrag oder nach die-
sem Antrag vorgenommen worden ist.

(2) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, mit der eine
Gesellschaft einem Dritten für eine Forderung auf Rück-
gewähr eines Darlehens im Sinne des § 39 Abs. 1 Nr. 5
oder für eine gleichgestellte Forderung innerhalb der in
Absatz 1 Nr. 2 genannten Fristen Befriedigung gewährt
hat, wenn ein Gesellschafter für die Forderung eine
Sicherheit bestellt hatte oder als Bürge haftete.“

9. Dem § 143 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Im Fall der Anfechtung nach § 135 Abs. 2 hat der
Gesellschafter, der die Sicherheit bestellt hatte oder als
Bürge haftete, die dem Dritten gewährte Leistung zur In-
solvenzmasse zu erstatten. Die Verpflichtung besteht nur
bis zur Höhe des Betrags, mit dem der Gesellschafter als
Bürge haftete oder der dem Wert der von ihm bestellten
Sicherheit im Zeitpunkt der Rückgewähr des Darlehens
oder der Leistung auf die gleichgestellte Forderung
entspricht. Der Gesellschafter wird von der Verpflichtung

frei, wenn er die Gegenstände, die dem Gläubiger als
Sicherheit gedient hatten, der Insolvenzmasse zur Ver-
fügung stellt.“

10. In § 345 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 13e Abs. 2
Satz 4 Nr. 3“ durch die Angabe „§ 13e Abs. 2 Satz 5
Nr. 3“ ersetzt.

Artikel 10

Änderung des Einführungsgesetzes
zur Insolvenzordnung

Nach Artikel 103c des Einführungsgesetzes zur Insol-
venzordnung2 vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911), das
zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …)
geändert worden ist, wird folgender Artikel 103d eingefügt:

„Artikel 103d

Überleitungsvorschrift zum Gesetz
zur Modernisierung des GmbH-Rechts

und zur Bekämpfung von Missbräuchen

Auf Insolvenzverfahren, die vor dem Inkrafttreten des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) am … [einsetzen: Datum
des Inkrafttretens dieses Gesetzes] eröffnet worden sind,
sind die bis dahin geltenden gesetzlichen Vorschriften weiter
anzuwenden. Im Rahmen von nach dem … [einsetzen:
Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] eröffneten Insol-
venzverfahren sind auf vor dem … [einsetzen: Datum des
Inkrafttretens dieses Gesetzes] vorgenommene Rechtshand-
lungen die bis dahin geltenden Vorschriften der Insolvenz-
ordnung über die Anfechtung von Rechtshandlungen anzu-
wenden, soweit die Rechtshandlungen nach dem bisherigen
Recht der Anfechtung entzogen oder in geringerem Umfang
unterworfen sind.“

Artikel 11

Änderung des Anfechtungsgesetzes

Das Anfechtungsgesetz vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I
S. 2911), das zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird durch folgende §§ 6 und 6a ersetzt:

„§ 6
Gesellschafterdarlehen

(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die für die
Forderung eines Gesellschafters auf Rückgewähr eines
Darlehens im Sinne des § 39 Abs. 1 Nr. 5 der Insolvenz-
ordnung oder für eine gleichgestellte Forderung

1. Sicherung gewährt hat, wenn die Handlung in den
letzten zehn Jahren vor Erlangung des vollstreckbaren
Schuldtitels oder danach vorgenommen worden ist,
oder

2. Befriedigung gewährt hat, wenn die Handlung im
letzten Jahr vor Erlangung des vollstreckbaren
Schuldtitels oder danach vorgenommen worden ist.

2 Artikel 103c des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung wird durch Artikel 3 Nr. 2 des Gesetzes zur Vereinfachung des Insolvenzverfahrens

vom 13. April 2007 (BGBl. I S. 509) eingefügt.
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Wurde ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens nach § 26 Abs. 1 der Insolvenzordnung abgewiesen,
bevor der Gläubiger einen vollstreckbaren Schuldtitel er-
langt hat, so beginnt die Anfechtungsfrist mit dem Antrag
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens.

(2) Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn nach
dem Schluss des Jahres, in dem der Gläubiger den voll-
streckbaren Schuldtitel erlangt hat, drei Jahre verstrichen
sind. Wurde die Handlung später vorgenommen, so ist
die Anfechtung drei Jahre nach dem Schluss des Jahres
ausgeschlossen, in dem die Handlung vorgenommen
worden ist.

§ 6a
Gesicherte Darlehen

Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, mit der eine Ge-
sellschaft einem Dritten für eine Forderung auf Rückge-
währ eines Darlehens im Sinne des § 39 Abs. 1 Nr. 5 der
Insolvenzordnung oder für eine gleichgestellte Forde-
rung innerhalb der in § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2
genannten Fristen Befriedigung gewährt hat, wenn ein
Gesellschafter für die Forderung eine Sicherheit bestellt
hatte oder als Bürge haftete. § 6 Abs. 2 gilt entspre-
chend.“

2. In § 7 Abs. 1 wird die Angabe „§§ 3, 4 und 6“ durch die
Angabe „§§ 3 und 4“ ersetzt.

3. Dem § 11 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Im Fall der Anfechtung nach § 6a hat der Gesell-
schafter, der die Sicherheit bestellt hatte oder als Bürge
haftete, die Zwangsvollstreckung in sein Vermögen bis
zur Höhe des Betrags zu dulden, mit dem er als Bürge
haftete oder der dem Wert der von ihm bestellten Sicher-
heit im Zeitpunkt der Rückgewähr des Darlehens oder
der Leistung auf die gleichgestellte Forderung entspricht.
Der Gesellschafter wird von der Verpflichtung frei, wenn
er die Gegenstände, die dem Gläubiger als Sicherheit ge-
dient hatten, dem Gläubiger zur Verfügung stellt.“

4. § 18 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe „§§ 3, 4 und 6“ wird durch die Angabe
„§§ 3 und 4“ ersetzt.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Satz 1 gilt für die in den §§ 6 und 6a bestimmten
Fristen entsprechend mit der Maßgabe, dass an die
Stelle der gerichtlichen Geltendmachung des Anfech-
tungsanspruchs die Erlangung des vollstreckbaren
Schuldtitels tritt.“

5. Dem § 20 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes in der ab dem
Inkrafttreten des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) am …
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes]
geltenden Fassung sind auf vor dem … [einsetzen: Da-
tum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] vorgenommene
Rechtshandlungen nur anzuwenden, soweit diese nicht
nach dem bisherigen Recht der Anfechtung entzogen
oder in geringerem Umfang unterworfen sind; andern-
falls sind die bis zum … [einsetzen: Datum des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes] anwendbaren Vorschriften weiter
anzuwenden.“

Artikel 12

Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit

§ 144b des Gesetzes über die Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 315-1, veröffentlichten bereinigten
Fassung, das zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 13

Änderung der Handelsregisterverordnung

Die Handelsregisterverordnung vom 12. August 1937
(Reichsministerialblatt S. 515) zuletzt geändert durch …,
wird wie folgt geändert:

1. Nach § 9 Abs. 1 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Ein Widerspruch gegen eine Eintragung in der Gesell-
schafterliste (§ 16 Abs. 3 Satz 3 des Gesetzes betreffend
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung) ist der Ge-
sellschafterliste zuzuordnen und zudem besonders her-
vorzuheben.“

2. In § 23 Satz 2 wird das Wort „einzuholen“ durch das Wort
„einholen“ ersetzt.

3. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Bei der Anmeldung ist die Lage der Geschäfts-
räume anzugeben. Dies gilt nicht, wenn die Lage der
Geschäftsräume als inländische Geschäftsanschrift
zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet
wird oder bereits in das Handelsregister eingetragen
worden ist. Eine Änderung der Lage der Geschäfts-
räume ist dem Registergericht unverzüglich mitzutei-
len; Satz 2 gilt entsprechend.“

b) In Absatz 3 werden die Wörter „von deren Geschäfts-
anschrift“ durch die Wörter „der Lage ihrer Ge-
schäftsräume“ ersetzt.

4. § 34 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Ist eine inländische Geschäftsanschrift eingetragen,
so ist diese anstelle der Lage der Geschäftsräume an-
zugeben.“

b) In dem bisherigen Satz 2 wird das Wort „diese“ durch
die Wörter „die in Satz 1 genannten“ ersetzt.

5. In § 40 Nr. 2 Buchstabe b werden nach dem Wort „Sitz“
die Wörter „, bei Einzelkaufleuten und Personenhandels-
gesellschaften die inländische Geschäftsanschrift“ und
nach dem Wort „Postleitzahl“ die Wörter „, der inlän-
dischen Geschäftsanschrift“ eingefügt.

6. § 43 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 Buchstabe b werden nach dem Wort
„Sitz“ die Wörter „, bei Aktiengesellschaften, bei
einer SE, bei Kommanditgesellschaften auf Aktien
und Gesellschaften mit beschränkter Haftung die
inländische Geschäftsanschrift sowie gegebenen-
falls Familienname und  Vorname oder  Firma  und
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Rechtsform sowie inländische Anschrift einer für
Willenserklärungen und Zustellungen empfangsbe-
rechtigten Person,“ und nach dem Wort „Postleit-
zahl“ die Wörter „, der inländischen Geschäfts-
anschrift“ eingefügt.

b) In Nummer 4 Satz 3 wird die Angabe „§ 13e Abs. 2
Satz 4 Nr. 3“ durch die Angabe „§ 13e Abs. 2 Satz 5
Nr. 3“ ersetzt.

7. In Anlage 4 werden in Spalte 2 Buchstabe b nach dem
Wort „Niederlassung,“ die Wörter „inländische Ge-
schäftsanschrift“ eingefügt.

8. In Anlage 5 werden in Spalte 2 Buchstabe b nach dem
Wort „Niederlassung,“ die Wörter „inländische Ge-
schäftsanschrift, empfangsberechtigte Person“ einge-
fügt.

9. In Anlage 6 Nr. 2 Buchstabe b werden nach dem Wort
„Niederlassung,“ die Wörter „inländische Geschäfts-
anschrift“ eingefügt.

10. In Anlage 7 Nr. 2 Buchstabe b werden nach dem Wort
„Niederlassung,“ die Wörter „inländische Geschäfts-
anschrift, empfangsberechtigte Person“ eingefügt.

Artikel 14

Änderung der Genossenschaftsregisterverordnung

Die Genossenschaftsregisterverordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 16. Oktober 2006 (BGBl. I
S. 2230), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:

1. In § 26 Nr. 2 werden nach den Wörtern „Europäischen
Genossenschaft“ die Wörter „sowie bei einer Europäi-
schen Genossenschaft die inländische Geschäftsanschrift
und gegebenenfalls Familienname und Vorname oder
Firma und Rechtsform sowie inländische Anschrift einer
für Willenserklärungen und Zustellungen empfangs-
berechtigten Person,“ eingefügt.

2. In Anlage 1 werden in Spalte 2 Buchstabe b nach dem
Wort „Niederlassung,“ die Wörter „inländische Ge-
schäftsanschrift und empfangsberechtigte Person der
Europäischen Genossenschaft,“ eingefügt.

3. In Anlage 2 Nr. 2 Buchstabe b werden nach dem Wort
„Niederlassung,“ die Wörter „inländische Geschäfts-
anschrift und empfangsberechtigte Person der Europäi-
schen Genossenschaft,“ eingefügt.

Artikel 15

Änderung der Kostenordnung

Die Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Artikel … des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. In § 39 Abs. 4 werden nach dem Wort „Wert“ die Wörter
„mindestens auf 25 000 Euro und“ eingefügt.

2. Dem § 41a Abs. 1 Nr. 1 wird folgender Halbsatz ange-
fügt:

„der Wert beträgt mindestens 25 000 Euro;“.

3. In § 88 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „oder § 144b“ ge-
strichen.

Artikel 16

Änderung des EWIV-Ausführungsgesetzes

Das EWIV-Ausführungsgesetz vom 14. April 1988
(BGBl. I S. 514), zuletzt geändert durch Artikel … des Ge-
setzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Belehrung nach § 53 Abs. 2 des Bundeszentralre-
gistergesetzes kann schriftlich vorgenommen werden; sie
kann auch durch einen Notar oder einen im Ausland be-
stellten Notar, durch einen Vertreter eines vergleichbaren
rechtsberatenden Berufs oder einen Konsularbeamten er-
folgen.“

2. In § 11 Satz 2 werden die Wörter „der entsprechenden
Anwendung des § 130a des Handelsgesetzbuchs“ durch
die Wörter „des § 15a Abs. 1 Satz 2 der Insolvenzord-
nung“ ersetzt.

3. § 15 wird aufgehoben.

Artikel 17

Änderung des Umwandlungsgesetzes

Das Umwandlungsgesetz vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I
S. 3210, 1995 I S. 428), zuletzt geändert durch Artikel …
des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 46 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Er muss auf volle Euro lauten.“

2. § 51 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Wird der Nennbetrag der Geschäftsanteile nach
§ 46 Abs. 1 Satz 2 abweichend vom Betrag der Aktien
festgesetzt, so muss der Festsetzung jeder Aktionär zu-
stimmen, der sich nicht mit seinem gesamten Anteil be-
teiligen kann.“

3. In § 54 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „sowie § 5
Abs. 1 zweiter Halbsatz und Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes
betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
nicht anzuwenden; jedoch muß der Nennbetrag jedes
Teils der Geschäftsanteile mindestens fünfzig Euro betra-
gen und durch zehn teilbar sein“ durch die Wörter „nicht
anzuwenden; jedoch muss der Nennbetrag jedes Teils der
Geschäftsanteile auf volle Euro lauten“ ersetzt.

4. § 55 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

5. § 241 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

6. In § 242 werden die Wörter „und ist dies nicht durch
§ 243 Abs. 3 Satz 2 bedingt“ gestrichen.

7. § 243 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Bei einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung muss er
auf volle Euro lauten.“

8. In § 246 Abs. 3 wird nach der Angabe „Abs. 2“ die An-
gabe „Satz 1“ eingefügt.

9. In § 258 Abs. 2 und § 273 werden jeweils die Wörter
„durch zehn teilbarer Geschäftsanteil von mindestens
fünfzig Euro“ durch die Wörter „Geschäftsanteil, dessen
Nennbetrag auf volle Euro lautet,“ ersetzt.
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Artikel 18

Änderung des SE-Ausführungsgesetzes

Das SE-Ausführungsgesetz vom 22. Dezember 2004
(BGBl. I S. 3675), zuletzt geändert durch Artikel … des Ge-
setzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2 (weggefallen)“.

b) Die Angabe zu § 42 wird wie folgt gefasst:

„§ 42 (weggefallen)“.

2. § 2 wird aufgehoben.

3. § 21 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„In der Anmeldung sind Art und Umfang der Vertre-
tungsbefugnis der geschäftsführenden Direktoren anzu-
geben.“

4. In § 22 Abs. 5 Satz 2 werden nach dem Wort „Gesell-
schaft“ die Wörter „hat der Verwaltungsrat den Insol-
venzantrag nach § 15a Abs. 1 der Insolvenzordnung zu
stellen;“ eingefügt und die Angabe „gilt § 92 Abs. 2
und 3“ durch die Angabe „§ 92 Abs. 2 gilt“ ersetzt.

5. § 41 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Hat eine Gesellschaft keine geschäftsführenden Di-
rektoren (Führungslosigkeit), wird die Gesellschaft
für den Fall, dass ihr gegenüber Willenserklärungen
abgegeben oder Schriftstücke zugestellt werden,
durch den Verwaltungsrat vertreten.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Direktor“ die
Wörter „oder im Fall des Absatzes 1 Satz 2 ge-
genüber einem Mitglied des Verwaltungsrats“
eingefügt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„§ 78 Abs. 2 Satz 3 und 4 des Aktiengesetzes gilt
entsprechend.“

6. § 42 wird aufgehoben.

7. § 53 Abs. 4 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe a wird die Angabe „a)“ gestrichen und
die Angabe „§ 92 Abs. 2 des Aktiengesetzes oder“
durch die Angabe „§ 15a Abs. 1 Satz 1 der Insolvenz-
ordnung“ ersetzt.

b) Buchstabe b wird aufgehoben.

Artikel 19

Änderung des Genossenschaftsgesetzes

Das Genossenschaftsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2230), zuletzt
geändert durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 99 wird wie folgt gefasst:

„§ 99 Zahlungsverbot bei Zahlungsunfähigkeit oder
Überschuldung“.

b) Die Angabe zu § 148 wird wie folgt gefasst:

„§ 148 Pflichtverletzung bei Verlust“.

2. Dem § 24 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Hat eine Genossenschaft keinen Vorstand (Füh-
rungslosigkeit), wird die Genossenschaft für den Fall,
dass ihr gegenüber Willenserklärungen abgegeben
oder Schriftstücke zugestellt werden, durch den Auf-
sichtsrat vertreten.“

3. § 25 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort „Vorstands-
mitglied“ die Wörter „oder im Fall des § 24 Abs. 1
Satz 2 gegenüber einem Aufsichtsratsmitglied“ einge-
fügt.

b) Absatz 4 wird aufgehoben.

4. § 99 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 99
Zahlungsverbot bei Zahlungsunfähigkeit

oder Überschuldung“.

b) Absatz 1 wird aufgehoben.

c) In Absatz 2 wird die Absatzbezeichnung „(2)“ gestri-
chen.

5. § 148 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „, Überschul-
dung oder Zahlungsunfähigkeit“ gestrichen.

b) In Nummer 1 wird die Angabe „1.“ gestrichen und das
Wort „oder“ durch einen Punkt ersetzt.

c) Nummer 2 wird aufgehoben.

Artikel 20

Änderung des SCE-Ausführungsgesetzes

Das SCE-Ausführungsgesetz vom 14. August 2006
(BGBl. I S. 1911), zuletzt geändert durch Artikel … des Ge-
setzes vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 24 wie folgt
gefasst:

„§ 24 (weggefallen)“.

2. § 17 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„In der Anmeldung sind Art und Umfang der Vertre-
tungsbefugnis der geschäftsführenden Direktoren anzu-
geben.“

3. In § 18 Abs. 4 Satz 2 werden nach dem Wort „Genossen-
schaft“ die Wörter „hat der Verwaltungsrat den Insol-
venzantrag nach § 15a Abs. 1 der Insolvenzordnung zu
stellen; zudem“ eingefügt.

4. In § 22 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 99 Abs. 1
Satz 2“ durch die Angabe „§ 98“ ersetzt.

5. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Hat eine Europäische Genossenschaft keine ge-
schäftsführenden Direktoren (Führungslosigkeit),
wird die Europäische Genossenschaft für den Fall,
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dass ihr gegenüber Willenserklärungen abgegeben
oder Schriftstücke zugestellt werden, durch den Ver-
waltungsrat vertreten.“

b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Direktor“
die Wörter „oder im Fall des Absatzes 1 Satz 2 gegen-
über einem Mitglied des Verwaltungsrats“ eingefügt.

6. § 24 wird aufgehoben.

7. In § 36 Abs. 1 Satz 1 werden nach der Angabe „151 des
Genossenschaftsgesetzes,“ die Wörter „des § 15a Abs. 4
und 5 der Insolvenzordnung,“ eingefügt.

Artikel 21

Änderung des Gesetzes
über Unternehmensbeteiligungsgesellschaften

In § 24 des Gesetzes über Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaften in der Fassung der Bekanntmachung vom
9. September 1998 (BGBl. I S. 2765), das zuletzt durch Ar-
tikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) geändert wor-
den ist, werden die Wörter „so findet eine Zurechnung nach
den Regeln über den Eigenkapitalersatz insoweit nicht statt“
durch die Wörter „ist § 39 Abs. 1 Nr. 5 der Insolvenzord-
nung insoweit nicht anzuwenden“ ersetzt.

Artikel 22

Änderung des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes

In § 5 Abs. 2 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes vom
25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1744), das zuletzt durch Artikel …
des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) geändert worden ist,
werden nach dem Wort „anzuwenden“ die Wörter „; eine
Pflicht zur Anmeldung einer inländischen Geschäftsan-
schrift besteht nicht“ eingefügt.

Artikel 23

Änderung der Abgabenordnung

In § 191 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz der Abgabenord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober
2002 (BGBl. I S. 3866, 2003 I S. 61), die zuletzt durch Arti-
kel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) geändert worden
ist, wird die Angabe „§§ 3, 4 und 6“ durch die Angabe „§§ 3
und 4“ ersetzt.

Artikel 24

Änderung des Kreditwesengesetzes

In § 46c des Kreditwesengesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2776),
das zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …) geändert worden ist, werden die Wörter „und nach
§ 32b Satz 1 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit
beschränkter Haftung“ gestrichen.

Artikel 25

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkündung
folgenden Kalendermonats in Kraft.

Anlage 1 (zu Artikel 1 Nr. 50)

Anlage 1 (zu § 2)

Muster
für den Gesellschaftsvertrag

§ 1
Firma

Die Firma der Gesellschaft lautet1

§ 2
Sitz

§ 3
Gegenstand

Gegenstand des Unternehmens4

● ist der Handel mit Waren.

● ist die Produktion von Waren.

● sind Dienstleistungen.

§ 4
Stammkapital

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt

§ 5
Geschäftsanteile

Vom Stammkapital übernehmen bei der Gründung:6

Die Einlagen auf die Geschäftsanteile sind von jedem Ge-
sellschafter in Geld zu erbringen und zwar15

● sofort in voller Höhe.16

● zu 50 Prozent sofort, im Übrigen sobald die Gesellschaf-
terversammlung ihre Einforderung beschließt.

● GmbH.

● Unternehmergesellschaft

(haftungsbeschränkt).2

Sitz der Gesellschaft ist .3

€ 5

a) Herr/Frau/
Juristische Person:

7

einen Geschäftsanteil mit
einem Nennbetrag in Höhe von €

8

b)9 Herr/Frau/
Juristische Person:

10

einen Geschäftsanteil mit
einem Nennbetrag in Höhe von €

11

c)12 Herr/Frau/
Juristische Person:

13

einen Geschäftsanteil mit
einem Nennbetrag in Höhe von €

14
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§ 6
Vertretung

Die Gesellschaft hat einen Geschäftsführer. Dieser vertritt
stets einzeln und ist berechtigt, die Gesellschaft bei der Vor-
nahme von Rechtsgeschäften mit sich selbst oder als Vertre-
ter eines Dritten uneingeschränkt zu vertreten.

§ 7
Gründungsaufwand

Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen
Kosten, insbesondere Beratungs-, Notar-, Gerichts- und Ver-
öffentlichungskosten sowie etwaige Steuern bis zu einem
Gesamtbetrag von € 400. Darüber hinausgehende Kosten
trägt der Gesellschafter bzw. tragen die Gesellschafter im
Verhältnis der Nennbeträge ihrer Geschäftsanteile.

Hinweise:
1 Zutreffende Variante ankreuzen. Es kann nur eine Variante ausge-

wählt werden. Wird die Variante mit dem Firmenbestandteil „GmbH“

gewählt, muss das Stammkapital mindestens € 10 000,00 betragen.

Bei der Alternative mit dem Firmenbestandteil „Unternehmergesell-

schaft (haftungsbeschränkt)“ ist das Stammkapital frei bestimmbar,

muss jedoch mindestens € 1,00 betragen.
2 Einsetzen: Bestandteil, den die Firma (=Name) neben dem Element

GmbH bzw. Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) enthalten

soll. Hierbei ist u. a. Folgendes zu beachten:

– Die Firma muss zur Kennzeichnung der GmbH geeignet sein, also

von den angesprochenen Verkehrskreisen als Name verstanden

werden.

– Der Firma muss Unterscheidungskraft zukommen; zum einen

muss die Firma geeignet sein, bei dem angesprochenen Verkehrs-

kreis die Assoziation zu einem ganz bestimmten Unternehmen zu

wecken, zum anderen muss sie sich von allen in demselben Ort

oder in derselben Gemeinde bereits bestehenden und in das Han-

dels- oder Genossenschaftsregister eingetragenen Firmen deutlich

unterscheiden.

– Die Firma darf nicht irreführend sein.
3 Einsetzen: Politische Gemeinde im Inland.
4 Zutreffende Variante ankreuzen. Es kann nur eine Variante ausge-

wählt werden.
5 Einsetzen: Höhe des Stammkapitals, mindestens € 10 000,00. Bei der

Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) kann das Stammkapi-

tal frei gewählt werden, muss jedoch mindestens € 1,00 betragen.
6 Jeder Gesellschafter muss einen Geschäftsanteil übernehmen. Kein

Gesellschafter kann mehrere Geschäftsanteile übernehmen.
7 Einsetzen: Nachname, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort eines

Gesellschafters.
8 Einsetzen: Nennbetrag des Geschäftsanteils, den der betreffende Ge-

sellschafter übernimmt. Der Nennbetrag des Geschäftsanteils muss

auf volle Euro lauten. Wird die Gesellschaft nur durch eine Person ge-

gründet, muss der Nennbetrag des Geschäftsanteils dem Betrag des

Stammkapitals entsprechen.
9 Wird die Gesellschaft nur durch einen Gesellschafter gegründet, sind

b) und c) vollständig zu streichen.
10 Einsetzen: Nachname, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort des Ge-

sellschafters, der den anderen Geschäftsanteil übernimmt.
11 Einsetzen: Nennbetrag des Geschäftsanteils, den der betreffende Ge-

sellschafter übernimmt. Der Nennbetrag des Geschäftsanteils muss

auf volle Euro lauten. Die Summe der Nennbeträge der Geschäftsan-

teile aller Gesellschafter muss dem Betrag des Stammkapitals ent-

sprechen.
12 Wird die Gesellschaft nur durch einen oder zwei Gesellschafter ge-

gründet, ist c) vollständig zu streichen. Mehr als drei Gesellschafter

sind nicht möglich.
13 Einsetzen: Nachname, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort des Ge-

sellschafters, der den anderen Geschäftsanteil übernimmt.
14 Einsetzen: Nennbetrag des Geschäftsanteils, den der betreffende Ge-

sellschafter übernimmt. Der Nennbetrag des Geschäftsanteils muss

auf volle Euro lauten. Die Summe der Nennbeträge der Geschäftsan-

teile aller Gesellschafter muss dem Betrag des Stammkapitals ent-

sprechen.
15 Zutreffende Variante ankreuzen.
16 Diese Variante muss gewählt werden, wenn eine Unternehmergesell-

schaft (haftungsbeschränkt) gegründet werden soll (vgl. Fußnote 1).
17 Einsetzen: Ort und Datum der Unterzeichnung des Gesellschaftsver-

trags.
18 Die Anmeldung ist von allen Gesellschaftern zu unterzeichnen. Die

Unterschriften sind von einem Notar zu beglaubigen.

Anlage 2 (zu § 7)

Muster
für die Handelsregisteranmeldung

An das Amtsgericht

– Registergericht –

Errichtung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung

Es werden vorgelegt:

1. elektronisch beglaubigte Abschrift des Gesellschaftsver-
trages,

2. elektronische Aufzeichnung des Gesellschafterbeschlus-
ses über die Bestellung zum Geschäftsführer,

3. elektronische Aufzeichnung der Liste der Gesellschafter
mit den Nennbeträgen der übernommenen Geschäftsan-
teile.

Die Gesellschaft wird zur Eintragung in das Handelsregister
angemeldet.

Die Geschäftsanschrift der Gesellschaft lautet:

Die allgemeine Vertretungsregelung lautet wie folgt:

Die Gesellschaft hat einen Geschäftsführer. Dieser vertritt
stets einzeln und ist berechtigt, die Gesellschaft bei der Vor-
nahme von Rechtsgeschäften mit sich selbst oder als Vertre-
ter eines Dritten uneingeschränkt zu vertreten.

Ich wurde zum Geschäftsführer bestellt.

Ich versichere was folgt:

1. Auf die Einlageverpflichtungen sind folgende Beträge
einbezahlt worden:

2. Der Gegenstand der Leistungen befindet sich endgültig
in der freien Verfügung der Geschäftsführung; das
Stammkapital ist insbesondere nicht durch Verbindlich-

, den 17

18

1

Gesellschafter2 Nennbetrag des
Geschäftsanteils in €3

Einzahlungs-
betrag in €4
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keiten vorbelastet, mit Ausnahme des in der Satzung
übernommenen Gründungsaufwands.

3. Ich bin weder wegen einer oder mehrerer vorsätzlich be-
gangener Straftaten nach den §§ 265b, 266 oder § 266a
des Strafgesetzbuches (Kreditbetrug, Untreue, Vorenthal-
ten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt) zu einer
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr, der Insol-
venzverschleppung, nach den §§ 283 bis 283d des
Strafgesetzbuches (Bankrott, Verletzung der Buchfüh-
rungspflicht, Gläubigerbegünstigung, Schuldnerbegüns-
tigung), der falschen Angaben nach § 82 des Gesetzes be-
treffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
oder § 399 des Aktiengesetzes, der unrichtigen Darstel-
lung nach § 400 des Aktiengesetzes, § 331 des Handels-
gesetzbuchs, § 313 des Umwandlungsgesetzes oder § 17
des Publizitätsgesetzes oder im Ausland wegen einer mit
den genannten Taten vergleichbaren Straftat verurteilt
worden, noch ist mir durch gerichtliches Urteil oder voll-
ziehbare Entscheidung einer Verwaltungsbehörde die
Ausübung eines Berufs, Berufszweiges, Gewerbes oder
Gewerbezweiges untersagt worden.

4. Ich bin über meine unbeschränkte Auskunftspflicht ge-
genüber dem Registergericht belehrt worden, ebenso dar-
über, dass falsche Versicherungen strafbar sind.

Hinweise:
1 Einsetzen: Inländische Geschäftsanschrift der Gesellschaft.
2 Einsetzen: Vor- und Zunamen aller Gesellschafter.
3 Einsetzen: Nennbetrag des von dem jeweiligen Gesellschafter über-

nommenen Geschäftsanteils.
4 Einsetzen: Betrag, den der jeweilige Gesellschafter einbezahlt. Dieser

Betrag entspricht bei einer Unternehmergesellschaft (haftungs-

beschränkt) dem Nennbetrag des Geschäftsanteils, den der Gesell-

schafter übernommen hat, bei allen anderen GmbHs mindestens der

Hälfte des Nennbetrags des Geschäftsanteils, den der Gesellschafter

übernommen hat.
5 Einsetzen: Ort und Datum der Unterzeichnung der Anmeldung.
6 Die Anmeldung ist von dem Geschäftsführer zu unterzeichnen. Diese

Unterschrift ist von einem Notar zu beglaubigen.

Der Anmeldung ist die Legitimation der Geschäftsführer
beizufügen. Dies kann durch Beifügung des folgenden Be-
schlusses geschehen:

Niederschrift
über eine Gesellschafterversammlung

fasst/fassen4 hiermit unter Verzicht auf Einhaltung aller nicht
zwingenden Frist- und Formvorschriften hinsichtlich Einbe-

rufung und Abhaltung einer Gesellschafterversammlung
einstimmig folgenden

Gesellschafterbeschluss:

Hinweise:
1 Bei einer Ein-Personen-GmbH ist der, bei einer Mehrpersonen-

GmbH die auszuwählen.
2 Einsetzen: Bezeichnung gemäß § 1 des Gesellschaftsvertrages.
3 Einsetzen: Ortsangabe gemäß § 2 des Gesellschaftsvertrages.
4 Bei einer Ein-Personen-GmbH ist fasst, bei einer Mehrpersonen-

GmbH fassen auszuwählen.
5 Einsetzen: Vor- und Nachname des Geschäftsführers.
6 Einsetzen: Wohnort des Geschäftsführers.
7 Einsetzen: Ort und Datum der Beschlussfassung.
8 Der Beschluss ist von sämtlichen Gesellschaftern zu unterzeichnen.

Der Anmeldung ist folgende Liste beizufügen:

Liste der Gesellschafter

Hinweise:
1 Einsetzen: Bezeichnung gemäß § 1 des Gesellschaftsvertrages.
2 Einsetzen: Ortsangabe gemäß § 2 des Gesellschaftsvertrages.
3 Werden weniger als drei Geschäftsanteile übernommen, sind die

überzähligen Zeilen zu streichen. Die Anteile sind fortlaufend mit ara-

bischen Ziffern zu nummerieren.
4 Einsetzen: Daten jedes Gesellschafters.
5 Einsetzen: Nennbetrag des von dem betreffenden Gesellschafter ge-

mäß § 3 des Gesellschaftsvertrages übernommenen Geschäftsanteils.
6 Einsetzen: Ort und Datum der Unterzeichnung der Gesellschafterliste.
7 Die Liste ist von dem Geschäftsführer zu unterzeichnen.

, den 5

6

Der/Die Gesellschafter
der Firma

2

mit Sitz in 3

5 , geboren am , wohnhaft

6 wird zum Geschäftsführer bestellt.

, den 7

8

der Firma 1

mit dem Sitz in 2

mit den Nennbeträgen der übernommenen Geschäftsanteile

Nummer des
Geschäftsanteils3

Nachname, Vorname,
Geburtsdatum, Wohnort 4

Nennbetrag
in €5

1

2

3

, den 6

7
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Anlage 2 (zu Artikel 1 Nr. 51)

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Abschnitt 1
Errichtung der Gesellschaft

§ 1 Zweck; Gründerzahl

§ 2 Form des Gesellschaftsvertrags

§ 3 Inhalt des Gesellschaftsvertrags

§ 4 Firma

§ 4a Sitz der Gesellschaft

§ 5 Stammkapital; Geschäftsanteil

§ 5a Unternehmergesellschaft

§ 6 Geschäftsführer

§ 7 Anmeldung der Gesellschaft

§ 8 Inhalt der Anmeldung

§ 9 Überbewertung der Sacheinlagen

§ 9a Ersatzansprüche der Gesellschaft

§ 9b Verzicht auf Ersatzansprüche

§ 9c Ablehnung der Eintragung

§ 10 Inhalt der Eintragung

§ 11 Rechtszustand vor der Eintragung

§ 12 Bekanntmachungen der Gesellschaft

Abschnitt 2
Rechtsverhältnisse der Gesellschaft

und der Gesellschafter

§ 13 Juristische Person; Handelsgesellschaft

§ 14 Einlagepflicht

§ 15 Übertragung von Geschäftsanteilen

§ 16 Rechtsstellung bei Wechsel der Gesellschafter oder
Veränderung des Umfangs ihrer Beteiligung; Erwerb
vom Nichtberechtigten

§ 17 (weggefallen)

§ 18 Mitberechtigung am Geschäftsanteil

§ 19 Leistung der Einlagen

§ 20 Verzugszinsen

§ 21 Kaduzierung

§ 22 Haftung der Rechtsvorgänger

§ 23 Versteigerung des Geschäftsanteils

§ 24 Aufbringung von Fehlbeträgen

§ 25 Zwingende Vorschriften

§ 26 Nachschusspflicht

§ 27 Unbeschränkte Nachschusspflicht

§ 28 Beschränkte Nachschusspflicht

§ 29 Ergebnisverwendung

§ 30 Kapitalerhaltung

§ 31 Erstattung verbotener Rückzahlungen

§ 32 Rückzahlung von Gewinn

§ 33 Erwerb eigener Geschäftsanteile

§ 34 Einziehung von Geschäftsanteilen

Abschnitt 3
Vertretung und Geschäftsführung

§ 35 Vertretung der Gesellschaft

§ 35a Angaben auf Geschäftsbriefen

§ 36 (weggefallen)

§ 37 Beschränkungen der Vertretungsbefugnis

§ 38 Widerruf der Bestellung

§ 39 Anmeldung der Geschäftsführer

§ 40 Liste der Gesellschafter

§ 41 Buchführung

§ 42 Bilanz

§ 42a Vorlage des Jahresabschlusses und des Lageberichts

§ 43 Haftung der Geschäftsführer

§ 43a Kreditgewährung aus Gesellschaftsvermögen

§ 44 Stellvertreter von Geschäftsführern

§ 45 Rechte der Gesellschafter

§ 46 Aufgabenkreis der Gesellschafter

§ 47 Abstimmung

§ 48 Gesellschafterversammlung

§ 49 Einberufung der Versammlung

§ 50 Minderheitsrechte

§ 51 Form der Einberufung

§ 51a Auskunfts- und Einsichtsrecht

§ 51b Gerichtliche Entscheidung über das Auskunfts- und
Einsichtsrecht

§ 52 Aufsichtsrat

Abschnitt 4
Abänderungen des Gesellschaftsvertrags

§ 53 Form der Satzungsänderung

§ 54 Anmeldung und Eintragung der Satzungsänderung

§ 55 Erhöhung des Stammkapitals

§ 56 Kapitalerhöhung mit Sacheinlagen

§ 56a Leistungen auf das neue Stammkapital

§ 57 Anmeldung der Erhöhung

§ 57a Ablehnung der Eintragung

§ 57b (weggefallen)

§ 57c Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln

§ 57d Ausweisung von Kapital- und Gewinnrücklagen

§ 57e Zugrundelegung der letzten Jahresbilanz; Prüfung

§ 57f Anforderungen an die Bilanz

§ 57g Vorherige Bekanntgabe des Jahresabschlusses

§ 57h Arten der Kapitalerhöhung

§ 57i Anmeldung und Eintragung des Erhöhungsbeschlus-
ses

§ 57j Verteilung der Geschäftsanteile

§ 57k Teilrechte; Ausübung der Rechte

§ 57l Teilnahme an der Erhöhung des Stammkapitals

§ 57m Verhältnis der Rechte; Beziehungen zu Dritten

§ 57n Gewinnbeteiligung der neuen Geschäftsanteile

§ 57o Anschaffungskosten
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§ 58 Herabsetzung des Stammkapitals

§ 58a Vereinfachte Kapitalherabsetzung

§ 58b Beträge aus Rücklagenauflösung und Kapitalherab-
setzung

§ 58c Nichteintritt angenommener Verluste

§ 58d Gewinnausschüttung

§ 58e Beschluss über die Kapitalherabsetzung

§ 58f Kapitalherabsetzung bei gleichzeitiger Erhöhung des
Stammkapitals

§ 59 (weggefallen)

Abschnitt 5
Auflösung und Nichtigkeit der Gesellschaft

§ 60 Auflösungsgründe

§ 61 Auflösung durch Urteil

§ 62 Auflösung durch eine Verwaltungsbehörde

§ 63 (weggefallen)

§ 64 Haftung für Zahlungen nach Zahlungsunfähigkeit
oder Überschuldung

§ 65 Anmeldung und Eintragung der Auflösung

§ 66 Liquidatoren

§ 67 Anmeldung der Liquidatoren

§ 68 Zeichnung der Liquidatoren

§ 69 Rechtsverhältnisse von Gesellschaft und Gesell-
schaftern

§ 70 Aufgaben der Liquidatoren

§ 71 Eröffnungsbilanz; Rechte und Pflichten

§ 72 Vermögensverteilung

§ 73 Sperrjahr

§ 74 Schluss der Liquidation

§ 75 Nichtigkeitsklage

§ 76 Heilung von Mängeln durch Gesellschafterbeschluss

§ 77 Wirkung der Nichtigkeit

Abschnitt 6
Ordnungs-, Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 78 Anmeldepflichtige

§ 79 Zwangsgelder

§ 80 (weggefallen)

§ 81 (weggefallen)

§ 82 Falsche Angaben

§ 83 (weggefallen)

§ 84 Verletzung der Verlustanzeigepflicht

§ 85 Verletzung der Geheimhaltungspflicht

Anlagen

Anlage 1

Anlage 2
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

Das GmbH-Recht ist seit der Novelle von 1980 nahezu un-
verändert geblieben. Die vorliegende Reform verfolgt nicht
ein punktuelles Ziel, sondern unternimmt eine Novellierung
des GmbH-Gesetzes in zahlreichen von Praxis und Wissen-
schaft als problematisch empfundenen Teilen. Die Reform
reicht von der Gründung bis zur Insolvenz, sie wendet sich
der Gründungserleichterung und -beschleunigung, der Kapi-
talaufbringung und -erhaltung, dem Eigenkapitalersatz, dem
gutgläubigen Erwerb von Anteilen, der Vereinfachung und
Deregulierung des Gesetzes in vielen Einzelpunkten, der
sprachlichen Modernisierung aber auch der Geschäftsführer-
haftung, der Insolvenzantragspflicht und -anfechtung und
den Missbrauchsfällen am Ende des Lebens der Gesell-
schaft, den sog. Bestattungsfällen zu.

Erster Anstoß war eine Bitte der Justizministerinnen und
-minister der Länder vom 14. November 2002, gerichtet an
das Bundesministerium der Justiz, die Reformbedürftigkeit
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu prüfen. Das
Bundesministerium der Justiz hat aus diesem Anlass Re-
formvorschläge von Experten aus Justiz, Wissenschaft und
Praxis eingeholt, die sich im Wesentlichen mit der miss-
bräuchlichen Verwendung von GmbHs in Unternehmens-
krisen befassten.

Weiterer Prüfungsbedarf ergab sich aus der Rechtsprechung
des Europäischen Gerichtshofs (EuGH). Insbesondere seit
dessen Urteil in der Rechtssache Inspire Art vom 30. Sep-
tember 2003 (Rs. C-167/01) steht die Rechtsform der deut-
schen GmbH in Konkurrenz zu GmbH-verwandten Gesell-
schaften aus den Mitgliedstaaten der Europäischen Union,
die aufgrund der EU-weiten Niederlassungsfreiheit auch in
Deutschland tätig werden dürfen. Im Vergleich zum deut-
schen Recht werden in vielen Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union geringere Anforderungen an die Gründungs-
formalien und die Aufbringung eines gezeichneten Kapitals
(Mindeststammkapital) bei Gründung einer GmbH gestellt.

Die Reform des GmbH-Rechts verfolgt vor diesem Hinter-
grund zwei Richtungen: Zum einen soll die Rechtsform der
GmbH besser gegen Missbräuche geschützt werden. Zum
anderen soll die GmbH dereguliert und modernisiert und
dadurch ihre Attraktivität gegenüber konkurrierenden aus-
ländischen Rechtsformen gesteigert werden. Beides trägt
dem Umstand Rechnung, dass die GmbH als Betätigungs-
form für mittelständische Unternehmer von besonderer Be-
deutung ist.

In einem ersten Schritt hatte die Bundesregierung im Juni
2005 einen Gesetzentwurf zur Neuregelung des Mindest-
kapitals der GmbH (MindestkapG) beschlossen (Bundes-
ratsdrucksache 619/05). Die hierin vorgesehene Absenkung
des Mindeststammkapitals auf 10 000 Euro sollte bereits
zum 1. Januar 2006 in Kraft treten. Der Entwurf des
MindestkapG ist in der 15. Wahlperiode nicht mehr Gesetz
geworden und sein Inhalt daher in den vorliegenden Gesetz-
entwurf integriert worden.

Es wird erneut vorgeschlagen, die Vorschriften über die Auf-
bringung des Mindeststammkapitals an die tatsächlichen

Anforderungen der Praxis anzupassen. Dies geschieht auch
mit Blick auf die EuGH-Rechtsprechung und den zuneh-
menden Wettbewerb der Gesellschaftsrechtsformen in Euro-
pa. Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Gesellschaft
mit beschränkter Haftung soll im europäischen Vergleich er-
halten und gestärkt werden. Gleichzeitig sollen jedoch die
bestehenden Vorteile des deutschen GmbH-Rechts nicht auf-
gegeben werden. Der Entwurf sieht daher vor, das Mindest-
stammkapital von bisher 25 000 Euro auf 10 000 Euro zu
senken. Das bewährte Haftkapitalsystem der GmbH wird
durch eine Anpassung des Mindestkapitals nicht in Frage ge-
stellt. Dieses System kann somit auch im Rahmen der anste-
henden Erörterung des Haftkapitalsystems auf europäischer
Ebene überzeugend vertreten werden.

Der Druck auf Absenkung oder gänzlichen Verzicht auf ein
Mindeststammkapital der Gesellschaft mit beschränkter
Haftung wird zudem durch den neuen § 5a mit der dort vor-
gesehenen GmbH-Variante, der haftungsbeschränkten Un-
ternehmergesellschaft aufgefangen.

Wichtiger als die Frage der Höhe des Mindeststammkapitals
ist indes, dass der Entwurf eine weitgehende Modernisierung
des Haftkapitalsystems insgesamt in Angriff nimmt; dazu
gehört die Kapitalaufbringung einschließlich der Sachein-
lage und der verdeckten Sacheinlage, es gehören dazu die
Kapitalerhaltung, einschließlich des cash-pooling, und das
Eigenkapitalersatzrecht. Damit nimmt der Entwurf zu den
in den letzten Jahren in der Praxis, Rechtsprechung und
Wissenschaft am meisten umstrittenen Themen des
GmbH-Rechts Stellung. Zudem werden die Kapitalaufbrin-
gung und die Übertragung von Geschäftsanteilen durch eine
individuellere Bestimmbarkeit der Nennbeträge der Ge-
schäftsanteile erleichtert. Hierdurch können die Betei-
ligungsverhältnisse bei der Gründung, bei der Anteilsüber-
tragung und im Erbfall besser an die Bedürfnisse der
Gesellschafter bzw. an die jeweiligen Erbteile angepasst
werden. Dies kommt insbesondere mittelständischen und
familiär geführten Unternehmen zugute.

Zur Verringerung des Aufwands bei der Gründung einer
GmbH wird ein Mustergesellschaftsvertrag für unkompli-
zierte Standardfälle als Anlage zum GmbHG zur Verfügung
gestellt, bei dessen Verwendung das Beurkundungserforder-
nis entfällt. Zusammen mit den ebenfalls aufgenommenen
Mustern für die Handelsregisteranmeldung (sog. Grün-
dungsset) kann die Eintragung der Gesellschaft in das Han-
delsregister in diesen Fällen ohne rechtliche Beratung be-
wältigt werden. Damit wird ein rechtspolitisches Signal
gesetzt, dass die Gründung einer GmbH sehr kostengünstig,
unbürokratisch und schnell erfolgen kann.

In vielen Stellungnahmen ist die Beurkundungspflicht bei
der Abtretung von Geschäftsanteilen, vor allem aber auch
der Vollständigkeitsgrundsatz bei der Beurkundung kritisiert
worden. Letzterer führt in manchen Fällen zum stundenlan-
gen Verlesen von Unterlagen, das von den Beteiligten als
leere Förmelei empfunden wird, zumal wenn es sich um
Unterlagen handelt, die von den Vertragsparteien ohnehin
nicht oder nicht mehr geändert werden können (bestehende
Mietverträge mit anderen Parteien, Inventarlisten etc.). Es ist
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aber im laufenden Gesetzesvorhaben davon Abstand genom-
men worden, das Beurkundungsgesetz zu ändern. Die gebo-
tenen Änderungen sollen aber in nächster Zeit in einem
ohnehin geplanten Gesetz zur Erleichterung von beurkun-
dungsrechtlichen Vorschriften untergebracht werden.

Weiter erleichtert der Entwurf die Gründung von Gesell-
schaften, die ein genehmigungspflichtiges Unternehmen
betreiben wollen, dadurch, dass die erforderliche Genehmi-
gung keine Voraussetzung mehr für die Eintragung in das
Handelsregister ist. Auf diese Weise kann die ordnungs-
gemäß gegründete GmbH die zur Geschäftsaufnahme nöti-
gen Investitionen selbst vornehmen, ohne nach Erteilung der
Genehmigung den Unternehmensgegenstand zeit- und kos-
tenintensiv ändern zu müssen.

In einem weiteren Schwerpunkt wird das Recht der Sachein-
lage bei der GmbH dereguliert. Dabei werden insbesondere
die Rechtsfolgen für die Fallgruppe der sog. verdeckten
Sacheinlage durch die Aufnahme einer Differenzhaftung
deutlich entschärft.

Durch die Aufwertung der zum Handelsregister einzurei-
chenden Gesellschafterliste wird der Gesellschafterbestand
für Außenstehende zukünftig transparenter sein. Hiervon
profitieren potentielle Geschäftspartner einer GmbH, die
sich leichter informieren können, wer hinter der Gesellschaft
steht. Das hierdurch geschaffene Vertrauen wirkt sich positiv
auf die Geschäftsaussichten der Gesellschaft aus. Die
Gesellschafterliste dient zudem als Anknüpfungspunkt für
einen gutgläubigen Erwerb von Geschäftsanteilen. Der mit
großem Aufwand verbundene lückenlose Nachweis aller in
der Vergangenheit erfolgten Anteilsabtretungen bis zurück
zur Gründungsurkunde wird hierdurch entbehrlich, so dass
mehr Rechtssicherheit erreicht und Transaktionskosten ge-
senkt werden.

Missbräuche durch sogenannte Firmenbestatter, die ange-
schlagene GmbHs durch Abberufung von Geschäftsführern
und durch Aufgabe des Geschäftslokals einer ordnungs-
gemäßen Insolvenz und Liquidation zu entziehen suchen,
werden vor allem auf zwei Wegen bekämpft: Erstens wird
die Zustellung an die GmbH in solchen Fällen erleichtert.
Zweitens werden bei Führungslosigkeit und Insolvenzreife
der Gesellschaft auch die Gesellschafter verpflichtet, den
Insolvenzantrag zu stellen. Zudem werden die Geschäftsfüh-
rer zur Erstattung verpflichtet, wenn Zahlungen an Gesell-
schafter die Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft herbeifüh-
ren mussten. Durch das Zusammenspiel der Maßnahmen
sollen redliche Unternehmer und ihre Geschäftspartner ge-
schützt werden.

Weiter wird das Recht der Gesellschafterdarlehen neu gere-
gelt. Eine (insolvenzrechtlich platzierte) Sonderregelung für
Gesellschafterdarlehen wird beibehalten, da die Alternativen
wie etwa eine Durchgriffshaftung nicht überzeugender sind.
Der insolvenzrechtliche Anwendungsbereich der Regeln
über Gesellschafterdarlehen wird dabei im Grundansatz
rechtsformneutral festgelegt und damit auch auf entspre-
chende Auslandsgesellschaften erstreckt. Dabei werden Ge-
sellschafterdarlehen im Insolvenzfall stets mit Nachrang ver-
sehen; im Fall der Rückzahlung durch die Gesellschaft im
Jahr vor der Insolvenz kann der Betrag durch Insolvenzan-
fechtung wieder zur Masse gezogen werden. Es gibt also
künftig keine Unterscheidung zwischen „kapitalersetzen-
den“ und „normalen“ Gesellschafterdarlehen. In der Insol-

venz ist das Darlehen sowieso nachrangig gestellt, und im
Jahr vor der Insolvenz soll aus Gründen der Vereinfachung
auf eine besondere Qualifizierung verzichtet werden. Im
Grunde geht es hier um fragwürdige Auszahlungen an Ge-
sellschafter in einer typischerweise kritischen Zeitspanne,
die einem konsequenten Anfechtungsregime zu unterwerfen
sind.

Zugleich wird die parallele Anwendung des Rechts der Ka-
pitalerhaltung auf Gesellschafterdarlehen verhindert. Als
Fremdkapital gegebene Beträge sind nicht dem Eigenkapital
zuzurechnen. Auf diese Weise wird die verwirrende Doppel-
spurigkeit der sog. Rechtsprechungsregelungen und der No-
vellenregelungen über die eigenkapitalersetzenden Gesell-
schafterdarlehen beseitigt. Das Recht der Gesellschaft mit
beschränkter Haftung wird dadurch wesentlich einfacher
und für die mittelständische Zielgruppe verständlicher.

Hauptproblem der Verlagerung des Schutzes vor Auszahlun-
gen in die Insolvenzanfechtung sind allerdings die Fälle der
Masselosigkeit. Wo es keine Eröffnung gibt, gibt es auch
keine Insolvenzanfechtung. In diesen Fällen muss die An-
fechtung also dem einzelnen Gläubiger zustehen.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel
74 Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes – GG („das bürgerliche
Recht“, „das gerichtliche Verfahren“) und Artikel 74 Abs. 1
Nr. 11 GG („das Recht der Wirtschaft“). Die Notwendigkeit
einer bundesgesetzlichen Regelung nach Artikel 72 Abs. 2
GG ergibt sich hinsichtlich der auf Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11
GG gestützten Änderungen daraus, dass die Änderungen
insbesondere das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit
beschränkter Haftung (GmbHG), das Handelsgesetzbuch
(HGB), das Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch
(EGHGB), das Aktiengesetz (AktG), das Einführungsgesetz
zum Aktiengesetz (EGAktG), die Insolvenzordnung (InsO),
das Anfechtungsgesetz (AnfG), das Umwandlungsgesetz
(UmwG) und die Kostenordnung (KostO) betreffen. Diese
Bereiche sind bereits bundesrechtlich geregelt und das Er-
fordernis einer bundeseinheitlichen Regelung für die Rechts-
form der GmbH ist angesichts der herausragenden Bedeu-
tung dieser Gesellschaftsform für die deutsche Wirtschaft
nach wie vor gegeben. Der allgemeine und der internationale
Rechtsverkehr erwarten die GmbH als standardisierte und
gleichmäßig ausgestaltete Gesellschaftsform für den Mittel-
stand. Es handelt sich mit ca. 900 000 Gesellschaften um die
gängigste Rechtsform in Deutschland. Unterschiedliche
Regelungen je nach dem Bundesland des Registersitzes wür-
den die Wirtschaftseinheit Deutschlands und damit die
Funktionsfähigkeit und das Ansehen des deutschen Wirt-
schaftsstandortes schwer beeinträchtigen. Da das Wirtschaf-
ten heute nicht mehr überwiegend regional, sondern bundes-
weit und international stattfindet, würden unterschiedliche
Regelungen zur Verwirrung des Rechtsverkehrs führen und
die gesamtwirtschaftlichen Transaktionskosten erhöhen. Sie
würden zudem zu Wettbewerbsverzerrungen zwischen Un-
ternehmen in unterschiedlichen Bundesländern und damit zu
erheblichen Nachteilen für die Gesamtwirtschaft führen.
Insofern sind bundesweit einheitliche Regelungen für die
Gesellschaftsform der GmbH weiterhin zwingend geboten.

Das neu zu schaffende Einführungsgesetz zum Gesetz be-
treffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung betrifft
Übergangsvorschriften zum bundesgesetzlich geregelten
Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf-
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tung und ist deshalb notwendigerweise ebenfalls durch Bun-
desgesetz zu regeln.

Der Gesetzentwurf hat keine messbaren finanziellen Aus-
wirkungen auf die öffentlichen Haushalte von Bund und
Kommunen. Die Länder werden mit den Kosten für eine
Umprogrammierung der elektronischen Handelsregister in-
folge der künftigen Eintragung einer inländischen Ge-
schäftsanschrift belastet. Zudem entstehen Kosten für den
Fall, dass ein bereits eingetragenes Unternehmen bis zum
Ablauf der Übergangsfrist keine inländische Geschäftsan-
schrift zur Eintragung in das Handelsregister anmeldet, da
das Registergericht dann die ihm nach bisherigem Recht mit-
geteilte Geschäftsanschrift auf dem Registerblatt eintragen
soll, ohne das betreffende Unternehmen mit entsprechenden
Kosten zu belasten.

Für die Wirtschaft werden bei GmbH-Neugründungen, die
die Aufbringung von 25 000 Euro als Stammkapital nicht
erfordern, Kostenersparnisse eintreten. Entsprechendes gilt
bei Verwendung des Mustergesellschaftsvertrages hinsicht-
lich der entfallenden Beurkundungskosten. Bereits im Han-
delsregister eingetragene Unternehmen werden mit den
Kosten für die neu vorgesehene Anmeldung einer inländi-
schen Geschäftsanschrift belastet; dies jedoch nur dann,
wenn sie nicht ihrer bereits nach geltendem Recht bestehen-
den Pflicht zur Mitteilung der aktuellen Geschäftsanschrift
an das Registergericht nachgekommen sind und die mitge-
teilte Anschrift – für sie kostenfrei – nach Ablauf der Über-
gangsfrist als inländische Geschäftsanschrift eintragen las-
sen wollen.

Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Gesetzes betreffend
die Gesellschaften mit beschränkter
Haftung)

Zu Nummer 1 (Ergänzung der Überschrift durch eine
Kurzbezeichnung)

Dem Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter
Haftung wird in der Überschrift die bereits geläufige Abkür-
zung „GmbHG“ hinzugefügt.

Zu Nummer 2 (Änderung von § 2 Abs. 1a – neu –)

Durch die Änderung von § 2 soll die Gründung einer GmbH
in unkomplizierten Standardfällen erleichtert und dadurch
die Wettbewerbsfähigkeit der GmbH gestärkt werden. Bis-
lang bedarf der Gesellschaftsvertrag einer GmbH ausnahms-
los der Beurkundung. Zukünftig genügt die schriftliche Ab-
fassung, verbunden mit einer öffentlichen Beglaubigung der
Unterschriften der Gesellschafter, wenn der dem Gesetz als
Anlage beigefügte Mustervertrag (oft auch Mustersatzung
genannt) verwendet wird. Forderungen aus der Wirtschaft
folgend, wird hiermit die Möglichkeit eröffnet, eine GmbH
ohne den mit einer Beurkundung verbundenen Aufwand zu
gründen.

Auf das Beurkundungserfordernis kann bei Verwendung des
Musters verzichtet werden, da es in diesen Fällen aufgrund

der Einfachheit der in ihm enthaltenen Regelungen der nota-
riellen Beratung und Belehrung in der Regel nicht bedarf.
Den Gründern bleibt es jedoch unbenommen, auch bei Ver-
wendung des Vertragsmusters die notarielle Beurkundung
und die damit verbundene Beratung zu wählen. Die Bereit-
stellung des Musters schränkt folglich die Handlungsmög-
lichkeiten nicht ein. Eine mit der Beurkundung verbundene
inhaltliche notarielle Beratung kann sich in vielen Fällen als
sinnvoll erweisen, insbesondere wenn die Firma der Gesell-
schaft nicht völlig unproblematisch ist oder nicht nur durch
eine Person gegründet wird.

Die öffentliche Beglaubigung der Unterschriften der Gesell-
schafter ist notwendig, um rechtssichere Identifizierung der
Gesellschafter sicherzustellen. So kann Transparenz über die
Anteilseignerstrukturen der GmbH geschaffen und Geld-
wäsche verhindert werden (zu diesem Ziel der Reform vgl.
die Ausführungen zu Nummer 15). Außerdem ist die rechts-
sichere Identifizierung der Gesellschafter Voraussetzung für
die Geltendmachung von eventuellen Haftungs- oder son-
stigen Zahlungsansprüchen gegen Gesellschafter wie auch
für den Rückgriff auf die Gesellschafter im Fall von Miss-
bräuchen durch Firmenbestattungen (vgl. insbesondere
Nummer 23 und Artikel 9 Nr. 3).

Verwendung des Musters bedeutet, dass außer den Einfügun-
gen in den vorgegebenen Feldern keine weiteren Ergänzun-
gen und Änderungen vorgenommen werden. Jede weitere
Änderung der Mustersatzung oder jeder weitere Zusatz löst
die Beurkundungspflicht aus. Dies gilt insbesondere auch
dann, wenn die Gesellschaft durch mehr als drei Personen
gegründet wird oder wenn ein Gesellschafter mehr als einen
Geschäftsanteil übernehmen soll. In diesem Fall kann auf die
Beurkundung nicht verzichtet werden, weil der Beratungs-
bedarf jedenfalls typischerweise zu groß wird. Zu späteren
Änderungen des Mustergesellschaftsvertrages hinsichtlich
der Einfügungen in die vorgegebenen Felder s. § 53.

Der Regelungsinhalt des Vertragsmusters ist auf den gemäß
§ 3 notwendigen Mindestinhalt, ergänzt durch Regelungen
zur Vertretung und zum Gründungsaufwand, beschränkt. Im
Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen und damit
Regelungen, die der Gesetzgeber als für die Gesellschafter
im Regelfall angemessen erachtet und die daher nicht zwin-
gend einer Erörterung durch den Notar bedürfen. Sollten
Gründer eine vertragliche Bestimmung wünschen, die von
dem Regelfall abweicht, ist die Beratung und Belehrung
durch den Notar unverzichtbar. Insoweit wird daher das
Beurkundungserfordernis beibehalten.

Die Festlegung der Firma, des Stammkapitals und der Nenn-
beträge der Geschäftsanteile sowie die Auswahl aus den von
dem Muster vorgeschlagenen Unternehmensgegenständen
sind ohne notarielle Unterstützung möglich. Eine Mehr-
belastung der Registergerichte ist bei ganz unproblema-
tischen Fällen nicht zu erwarten. Die Hinweise zu den Mus-
tern dienen der Vermeidung von Zwischenverfügungen.

Die Festlegung der Firma ist im Hinblick auf die schwierigen
Zulässigkeitsfragen zwar oftmals problematisch. Die Grün-
der können sich zur Klärung dieser Fragen jedoch an die zu-
ständige Industrie- und Handelskammer wenden. Die Unter-
scheidbarkeit von Firmen am Ort können die Gründer mittels
des elektronischen Unternehmensregisters selbst online prü-
fen. Von einschränkenden Vorgaben hinsichtlich der Firmen-
bildung wurde abgesehen. In Spanien werden derartige
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Vorgaben bei der Verwendung eines Mustervertrages ge-
macht. Dies ist ein Grund dafür, dass die Akzeptanz der
Mustersatzung in Spanien sehr gering ist.

Bei der Formulierung des Unternehmensgegenstandes kön-
nen keine Schwierigkeiten auftreten, da der Unternehmens-
gegenstand aus den drei in dem Vertragsmuster vorgeschla-
genen Varianten auszuwählen ist. Möchten die Gründer eine
der vorgeschlagenen Varianten ändern oder ergänzen oder
einen anderen Unternehmensgegenstand wählen, können
sie von der Möglichkeit des § 2 Abs. 1a keinen Gebrauch
machen.

Bei der Formulierung der drei zur Auswahl stehenden Vari-
anten wird von der in Rechtsprechung und Literatur bisher
herrschenden Meinung abgewichen, wonach derartige Be-
zeichnungen des Gegenstandes mangels erforderlicher Indi-
vidualisierung nicht ausreichend seien und einer weiteren
Konkretisierung bedürften. Die Forderung nach einer kon-
kreteren Festsetzung des Unternehmensgegenstandes wird
zum einen damit begründet, dass dem Registergericht die
Prüfung ermöglicht werden solle, ob die Gesellschaft eine
genehmigungspflichtige Tätigkeit ausübt. Diese Erwägung
verliert mit Streichung des § 8 Abs. 1 Nr. 6 (vgl. Nummer 9
Buchstabe a Doppelbuchstabe cc) ihre Grundlage. Zum an-
deren solle die Öffentlichkeit über die Tätigkeit der Gesell-
schaft unterrichtet werden. Dieser Zweck wird durch die
Formulierung der drei Varianten, die durch die Beschrän-
kung auf Handel, Produktion oder Dienstleistungen eine
Begrenzung erfahren, hinreichend erfüllt. Außerdem wird
angeführt, dass eine konkretere Festlegung dem Schutz der
Gesellschafter diene, da der Gegenstand den Umfang der
Geschäftsführungsbefugnis begrenzt. Bei Verwendung des
Vertragsmusters wird diese Grenze zwar recht weit gezogen.
Jedoch besteht die Möglichkeit, die Geschäftsführungs-
befugnis gemäß § 37 Abs. 1 durch Gesellschafterbeschluss
intern zu beschränken. Schließlich bleibt es Gründern, die
eine konkretere Formulierung wünschen, unbenommen, von
dem standardisierten Vertragsmuster keinen Gebrauch zu
machen.

Die Gründer können nur eine Variante auswählen, d. h. sie
können die Varianten nicht kumulieren. Denn die Kumu-
lation würde zu einer zu weitgehenden Unbestimmtheit des
Gegenstandes führen.

Da die Gründung der GmbH künftig vollständig von der Vor-
lage einer Genehmigung entkoppelt ist, ist auch die Ver-
wendung der Mustersatzung unabhängig von einer Geneh-
migungspflicht.

Die Vertretungsregelung ist einfach zu handhaben und ent-
spricht den Regelungswünschen, die Gründer einfach konzi-
pierter Gesellschaftsverträge typischerweise haben. Von
einer ausdifferenzierteren Regelung, wie sie in der Praxis
bislang üblich ist, wurde im Hinblick auf die bei einer Stan-
dardisierung notwendige Vereinfachung und den mit einer
Ausdifferenzierung verbundenen Beratungsbedarf abgese-
hen.

Werden vor Eintragung einer nach § 2 Abs. 1a gegründeten
GmbH ins Handelsregister die individuell festzulegenden
Bestandteile der Satzung schriftlich geändert und die Unter-
schriften der Gesellschafter öffentlich beglaubigt, so bedarf
es keiner Notarbescheinigung nach bzw. entsprechend § 54
Abs. 1 Satz 2. Die Mitteilungspflicht des Notars nach § 54

der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (EStDV)
wurde bisher an die Beurkundung des Gesellschaftsvertrages
geknüpft und sollte künftig an der Anmeldung einer Neu-
gründung zum Handelsregister ansetzen. Erst mit Beglaubi-
gung der Unterschriften entsteht die Vor-GmbH.

Zu Nummer 3 (Änderung von § 3 Abs. 1 Nr. 4)

Die Aufnahme der Zahl der von jedem Gesellschafter über-
nommenen Geschäftsanteile in den Gesellschaftsvertrag
wird notwendig, da ein Gesellschafter nach § 5 Abs. 2 künf-
tig auch bei der Gründung mehrere Geschäftsanteile über-
nehmen kann. Darüber hinaus ist eine inhaltliche Änderung
mit der hier vorgeschlagenen Regelung nicht verbunden.
Durch die vorgeschlagene Neufassung werden aber die von
den Gesellschaftern zu übernehmenden Geschäftsanteile
und somit ihre Beteiligung bzw. ihre Mitgliedschaft gegen-
über ihrer Einlageverpflichtung in den Vordergrund gerückt.
Die Erklärung des Gesellschafters, sich an der Gesellschaft
beteiligen zu wollen, war schon bisher notwendiger Inhalt
des Gesellschaftsvertrags. Die Neufassung der Vorschrift
bringt die Notwendigkeit einer solchen Beitrittserklärung
durch das Erfordernis der Angabe der Nennbeträge der über-
nommenen Geschäftsanteile besser zum Ausdruck. Zudem
stimmt dies mit der Vorstellung des Gesellschafters überein,
dass er einen Geschäftsanteil an der Gesellschaft übernimmt
und anschließend hält. Demgegenüber wird das geltende
Recht, nach dem die Gesellschafter eine Stammeinlage zu
übernehmen haben, nach der sich der Geschäftsanteil be-
stimmt (§ 14), dieser allgemeinen Vorstellung nicht gerecht.

Der Begriff „Nennbetrag des Geschäftsanteils“ entspricht
der aktienrechtlichen Ausdrucksweise (vgl. § 23 Abs. 3
Nr. 4 AktG) sowie dem allgemeinen Sprachgebrauch in der
Praxis. In § 57h hat er bereits Eingang in das GmbHG gefun-
den. Die Aufnahme der Nennbeträge der Geschäftsanteile in
den Gesellschaftsvertrag ist auch deshalb sinnvoll, weil der
Nennbetrag des Geschäftsanteils schon bisher als Identitäts-
bezeichnung dient.

Darüber hinaus wird geregelt, dass die Gesellschafter die
Geschäftsanteile jeweils gegen eine Einlage auf das Stamm-
kapital zu übernehmen haben. Die Einlageverpflichtung ent-
steht nunmehr nicht mehr mit der Aufnahme der Stamm-
einlage, sondern mit der Aufnahme des Nennbetrags des
jeweiligen Geschäftsanteils in den Gesellschaftsvertrag. Die
Regelung ist an § 2 AktG angelehnt. Es soll deutlich werden,
dass die Gründer sämtliche Geschäftsanteile sofort überneh-
men müssen, was dem Prinzip der Einheitsgründung ent-
spricht. Gleichzeitig kommt die logische Unterscheidung
zwischen der Beteiligung des Gesellschafters bzw. seiner
Mitgliedschaft und seiner Einlageverpflichtung bei Grün-
dung der Gesellschaft zum Ausdruck. Der Begriff „Stamm-
einlage“ hat diese Differenzierung verwischt. Die Höhe der
Einlageverpflichtung bzw. das Verhältnis von Nennbetrag
des Geschäftsanteils und Stammeinlage ergibt sich aus der
unter Nummer 14 vorgeschlagenen Fassung des § 14.

Der Begriff „Stammeinlage“ wird für eine Übergangsphase
beibehalten. Eine Stammeinlage ist wie bisher die von jedem
Gesellschafter auf das Stammkapital zu leistende Einlage.
Durch die Beibehaltung dieses Begriffs kann teilweise auf
redaktionelle Änderungen – insbesondere außerhalb des
GmbHG – zunächst verzichtet werden. Es empfiehlt sich,
künftig generell auf den einfacheren Ausdruck „Einlage“
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und gegebenenfalls „Einlageverpflichtung“ umzustellen, da
der Begriff der Stammeinlage veraltet ist und dem allgemei-
nen Sprachgebrauch nicht mehr entspricht.

Die vorgeschlagene Fassung von § 3 Abs. 1 Nr. 4 führt zu
folgender Änderung: Der nach dem geltenden Recht im Ge-
sellschaftsvertrag anzugebende Betrag der Stammeinlage
bleibt im Verlauf der Gesellschaft stets gleich. Im Rahmen
einer Kapitalerhöhung übernimmt der Gesellschafter nach
geltendem Recht eine neue Stammeinlage und damit einen
neuen Geschäftsanteil. Die Höhe der Einlageverpflichtung
ist daher stets aus dem Gründungsvertrag und der Übernah-
meerklärung im Rahmen der Kapitalerhöhung ersichtlich.
Der Nennbetrag des Geschäftsanteils kann sich hingegen
verändern. So kann er sich durch eine nominelle Aufsto-
ckung im Zuge der Einziehung des Geschäftsanteils eines
anderen Gesellschafters gemäß § 34 oder im Zuge einer Ka-
pitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln gemäß § 57c ff. er-
höhen. In diesen Fällen wird durch die Erhöhung jedoch
keine neue Einlageverpflichtung des Gesellschafters begrün-
det. Die Einlageverpflichtung des Gesellschafters entspricht
in ihrer Höhe daher nicht immer dem Nennbetrag des Ge-
schäftsanteils. Die Höhe der Einlageverpflichtung des Ge-
sellschafters kann allerdings eindeutig dadurch festgestellt
werden, dass man auf den bei Errichtung der Gesellschaft im
Gesellschaftsvertrag bzw. auf den bei der Kapitalerhöhung
in der Übernahmeerklärung festgesetzten Nennbetrag des
Geschäftsanteils abstellt. Hier übernimmt der Gesellschafter
in beiden Fällen Geschäftsanteile gegen Einlage, so dass eine
Einlageverpflichtung in Höhe des Nennbetrags des Ge-
schäftsanteils besteht. Vergleiche auch den vorgeschlagenen
§ 14 und die Begründung hierzu (Nummer 14).

Zu Nummer 4 (Änderung von § 4a)

Durch die Streichung des § 4a Abs. 2 und der älteren Paral-
lelnorm des § 5 Abs. 2 AktG (s. Artikel 5 Nr. 1) soll es deut-
schen Gesellschaften ermöglicht werden, einen Verwal-
tungssitz zu wählen, der nicht notwendig mit dem
Satzungssitz übereinstimmt. Damit soll der Spielraum deut-
scher Gesellschaften erhöht werden, ihre Geschäftstätigkeit
auch ausschließlich im Rahmen einer (Zweig-)Niederlas-
sung, die alle Geschäftsaktivitäten erfasst, außerhalb des
deutschen Hoheitsgebiets zu entfalten.

EU-Auslandsgesellschaften, deren Gründungsstaat eine der-
artige Verlagerung des Verwaltungssitzes erlaubt, ist es auf-
grund der EuGH-Rechtsprechung nach den Urteilen Über-
seering vom 5. November 2002 (Rs. C-208/00) und Inspire
Art vom 30. September 2003 (Rs. C-167/01) bereits heute
rechtlich gestattet, ihren effektiven Verwaltungssitz in einem
anderen Staat – also auch in Deutschland – zu wählen. Diese
Auslandsgesellschaften sind in Deutschland als solche anzu-
erkennen. Umgekehrt steht diese Möglichkeit deutschen Ge-
sellschaften schon aufgrund der Regelung in § 4a Abs. 2
GmbHG bzw. in § 5 Abs. 2 AktG nicht zur Verfügung. Es
ist für ein ausländisches Unternehmen nicht möglich, sich
bei der Gründung eines Unternehmens für die Rechtsform
der deutschen Aktiengesellschaft bzw. der GmbH zu ent-
scheiden, wenn die Geschäftstätigkeit ganz oder überwie-
gend aus dem Ausland geführt werden soll. Es ist einer deut-
schen Konzernmutter nicht möglich, ihre ausländischen
Tochtergesellschaften mit der Rechtsform der GmbH zu
gründen. Unabhängig von der Frage, ob die neuere EuGH-

Rechtsprechung zur Niederlassungsfreiheit gemäß den Arti-
keln 43 und 48 EG allein die Freiheit des Zuzuges von Ge-
sellschaften in einen Mitgliedstaat verlangt hat oder damit
konsequenterweise auch der Wegzug von Gesellschaften er-
möglicht werden muss, sind Gesellschaften, die nach deut-
schem Recht gegründet worden sind, in ihrer Mobilität un-
terlegen.

In Zukunft soll für die deutsche Rechtsform der Aktienge-
sellschaft und der GmbH durch die Möglichkeit, sich mit der
Hauptverwaltung an einem Ort unabhängig von dem in der
Satzung oder im Gesellschaftsvertrag gewählten Sitz nieder-
zulassen, ein level playing field, also gleiche Ausgangsbe-
dingungen gegenüber vergleichbaren Auslandsgesellschaf-
ten geschaffen werden. Freilich bleibt es nach dem Entwurf
dabei, dass die Gesellschaften eine Geschäftsanschrift im
Inland im Register eintragen und aufrechterhalten müssen.
Die Neuregelungen zur Zustellung in Deutschland erhalten
durch die Mobilitätserleichterungen zusätzliches Gewicht.

Zu Nummer 5 (Änderung von § 5)

Durch die Änderung des § 5 sollen die Kapitalaufbringung
bei der Gründung und die Übertragung der Geschäftsanteile
erleichtert werden. Ferner wird dem Umstand Rechnung ge-
tragen, dass nach dem neu gefassten § 3 Abs. 1 Nr. 4 nicht
mehr die Angabe des Betrags der Stammeinlage, sondern die
Angabe der Nennbeträge der Geschäftsanteile notwendiger
Inhalt des Gesellschaftsvertrags ist. Eine sachliche Ände-
rung ist mit dem Bezug auf die Nennbeträge der Geschäfts-
anteile nicht verbunden, da im geltenden Recht die Nennbe-
träge von Stammeinlage und Geschäftsanteil bei Errichtung
der Gesellschaft wegen § 14 in der Regel übereinstimmen.

Zu dem oben genannten Zweck wird zum einen in § 5 Abs. 1
die Höhe des Mindeststammkapitals der Gesellschaft von
bisher 25 000 Euro auf 10 000 Euro abgesenkt. Rechnung
getragen wird damit einer zunehmenden Kritik von Praxis
und Wissenschaft an Höhe und Sinnhaftigkeit des bisherigen
Mindeststammkapitals. Einerseits wird durch die Beibehal-
tung eines nennenswerten Mindeststammkapitals berück-
sichtigt, dass diesem die Funktion einer Seriositätsschwelle
beigemessen wird. Andererseits wird mit der Absenkung ge-
rade Kleinunternehmen und Existenzgründern ermöglicht,
bei geringem Kapitalbedarf leichter eine Gesellschaft zu
gründen als bisher. Dabei ist der Wandel des Wirtschafts-
lebens seit der Schaffung des GmbH-Gesetzes in Rechnung
zu stellen: Heute sind die Mehrzahl der Neugründungen
nicht mehr Produktionsunternehmen, sondern Unternehmen
aus dem Dienstleistungssektor (über 85 Prozent). Dienstleis-
tungsbetriebe können aber unter Umständen mit relativ ge-
ringem Startkapital gegründet werden. Für manche dieser
Gesellschaften war das bisherige Mindeststammkapital
überhöht.

Der Entwurf befindet sich mit 10 000 Euro auch im europä-
ischen Vergleich in angemessenem Rahmen.

Unternehmen mit höherem Kapitalbedarf sind freilich auch
in Zukunft gut beraten, schon bei Gründung ein höheres Ka-
pital zu zeichnen. Für viele solcher Unternehmen waren auch
in der Vergangenheit 25 000 Euro von Anfang an zu niedrig.
So wird beispielsweise eine mit Eigenkapital besser ausge-
stattete GmbH wesentlich einfacher einen Bankkredit ohne
zusätzliche persönliche Sicherheiten erhalten. Dies kann der
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Praxis überlassen werden. Für das System des MoMiG ist
jedenfalls das gezeichnete Stammkapital die Grenze, eine
Unterkapitalisierungshaftung ist bewusst nicht vorgesehen.

Weiter sollen die Gesellschafter die Höhe der Nennbeträge
der von ihnen zu übernehmenden Geschäftsanteile individu-
eller als bisher bestimmen können. Als einzige Begrenzung
ist vorgesehen, dass der Nennbetrag jedes Geschäftsanteils
auf volle Euro (mindestens also einen Euro) lauten muss.
Bislang muss der Geschäftsanteil jedes Gesellschafters min-
destens 100 Euro betragen (§ 5 Abs. 1). Hierauf soll künftig
verzichtet werden. Zum Schutz der Gesellschaftsgläubiger
trägt ein solcher Mindestnennbetrag nicht bei. Die Kapital-
erhaltung nach § 30 Abs. 1, § 31 Abs. 1 orientiert sich an
dem zur Erhaltung des Stammkapitals als Ganzem erforder-
lichen Vermögen. Demgegenüber ist die Höhe des Nenn-
betrags des jeweiligen Geschäftsanteils nur für die Ausfall-
haftung der Mitgesellschafter gemäß den §§ 24, 31 Abs. 3
von Belang. Auch hier dient sie nur dazu, die von den Mit-
gesellschaftern zu erstattenden Beträge nach dem Verhältnis
ihrer Geschäftsanteile zu berechnen. An dieser Funktion als
Rechengröße ändert sich auch dann nichts, wenn die Höhe
der Nennbeträge der Geschäftsanteile individuell bestimmt
werden kann. Dem Schutz der Gesellschaftsgläubiger dient
als Ausschüttungssperre weiterhin das gezeichnete Kapital.

Nach dem neu gefassten § 5 Abs. 2 braucht der Nennbetrag
jedes Geschäftsanteils nur noch auf volle Euro zu lauten.
Hierbei handelt es sich in erster Linie um eine Folgeände-
rung zur Neuregelung des § 5 Abs. 1. Zudem wird eine Libe-
ralisierung der Teilbarkeitsregel für Geschäftsanteile gegen-
über den bisherigen Vorgaben in § 5 Abs. 3 Satz 2 verfolgt.

Das Verbot der Übernahme mehrerer Stammeinlagen bei Er-
richtung der Gesellschaft nach § 5 Abs. 2 wird aufgehoben.
Ein Gesellschafter kann künftig auch mehrere Geschäfts-
anteile übernehmen. Als Zweck des Verbots wurde bislang
angeführt, dass für die Gründung die Einheit der Stammein-
lage und des Geschäftsanteils sichergestellt sowie darüber
hinaus die Personalisierung der Beteiligung an der Gesell-
schaft gestärkt und eine geringere Fungibilität erreicht wer-
den sollte.

In der Literatur werden die Argumente zur Rechtfertigung
der Vorschrift jedoch schon seit langem mit überzeugenden
Gründen angezweifelt. Zunächst muss bereits überdacht
werden, ob im Recht der GmbH überhaupt noch ein schutz-
würdiges Regelungsinteresse daran besteht, die Fungibilität
der Geschäftsanteile so gering wie möglich zu halten. Diese
Grundsatzdiskussion kann hier allerdings dahinstehen, da
durch die Aufhebung des bisherigen § 5 Abs. 2 für die Ge-
schäftsanteile der GmbH nicht annähernd eine zur Aktienge-
sellschaft vergleichbare Handelbarkeit entsteht. Das größte
Hemmnis für eine freie Übertragbarkeit der Geschäftsanteile
bei der GmbH stellt nach wie vor das Erfordernis der nota-
riellen Beurkundung nach § 15 Abs. 3 dar. Die Entstehung
eines Handels mit Geschäftsanteilen von GmbHs wie bei
Aktien kann daher ausgeschlossen werden. Das Verbot der
Übernahme mehrerer Stammeinlagen hat in diesem Zusam-
menhang nur – wenn überhaupt – eine äußerst untergeord-
nete Bedeutung und ist daher entbehrlich. Durch die
Stärkung der Gesellschafterliste und die Schaffung der Mög-
lichkeit eines gutgläubigen Erwerbs von Geschäftsanteilen
wird zudem einer Unübersichtlichkeit der Beteiligungs-
verhältnisse wirksam begegnet.

Auch vermag das Argument, dass für die Gründung die Ein-
heit der Stammeinlage und des Geschäftsanteils sicherge-
stellt werden müsse, nicht zu überzeugen. Denn bereits
unmittelbar nach der Eintragung der Gesellschaft in das
Handelsregister ist nach § 15 Abs. 2 der Erwerb weiterer
Geschäftsanteile unter Erhaltung ihrer Selbständigkeit zuläs-
sig. Daneben kann aber auch der einheitliche Anteil geteilt
werden, was durch den vorliegenden Entwurf weiter erleich-
tert werden soll (vgl. die Begründung zu Nummer 16). Folg-
lich sollte dies auch schon in der Gründungsphase möglich
sein. Das Verbot der Übernahme mehrerer Stammeinlagen
bei Errichtung der Gesellschaft kann auch nicht mit einer
Stärkung der personellen Beteiligung an der Gesellschaft
begründet werden, wenn bereits kurze Zeit nach der Grün-
dung ein Erwerb weiterer Geschäftsanteile bzw. eine Auftei-
lung von Anteilen zulässig ist. Die bisherige Regelung des
§ 5 Abs. 2 kann deshalb „umgekehrt“ werden.

Der neu gefasste § 5 Abs. 3 Satz 1 soll darüber hinaus klar-
stellen, dass die Nennbeträge der einzelnen Geschäftsanteile
und nicht nur die Nennbeträge der Geschäftsanteile jedes
Gesellschafters verschieden bestimmt werden können. Ein
Gesellschafter kann daher auch mehrere Geschäftsanteile
mit verschiedenen Nennbeträgen übernehmen.

Daneben muss die Teilbarkeitsregelung in § 5 Abs. 3 Satz 2
an den neu gefassten § 5 Abs. 1 angepasst werden. Die Vor-
schrift ist daher aufzuheben und in § 5 Abs. 2 neu zu fassen.
Die Gestaltung der Beträge von Stammeinlagen einer GmbH
und – davon abhängig – der Geschäftsanteile (§ 14) wird im
geltenden Recht durch die gesetzliche Vorgabe in § 5 Abs. 3
Satz 2 erheblich eingegrenzt. Durch die Bestimmung, dass
der Betrag der Stammeinlage in Euro grundsätzlich durch 50
teilbar sein muss, wird in manchen Fällen eine exakte Auf-
teilung eines Anteils in einem gewünschten Verhältnis ver-
hindert. Bereits seit langem wird deshalb diskutiert, § 5
Abs. 3 Satz 2 gänzlich aufzuheben. Das Bundesministerium
der Justiz hat diese Frage bereits im Jahr 1997 im Zuge der
bevorstehenden Euro-Umstellung den interessierten Kreisen
vorgelegt. Die eingegangenen Stellungnahmen fielen unter-
schiedlich aus, das Meinungsbild war sehr gespalten. Zu-
spruch für die Aufhebung der Vorschrift kam vor allem aus
den Reihen der Wirtschafts- und Beraterverbände, wohinge-
gen die Landesjustizverwaltungen sich damals überwiegend
für eine Beibehaltung der Teilbarkeitsregelung aussprachen.

Gerade die Wirtschaftsverbände fordern bereits seit gerau-
mer Zeit eine völlige Aufhebung der Teilbarkeitsregel in § 5
Abs. 3 Satz 2, die häufig als eine unnötige Belastung der be-
trieblichen Praxis empfunden wird. Dies gilt insbesondere
für kleine Familienbetriebe, die oftmals aus Anlass von
Erbauseinandersetzungen oder Vorgängen der vorwegge-
nommenen Erbfolge zu Kapitalerhöhungen gezwungen sind,
damit die Geschäftsanteile durch 50 teilbar bleiben.

Zwar wurde bislang gegen eine Aufhebung des § 5 Abs. 3
Satz 2 vor allem die Befürchtung vorgebracht, dass darunter
die Übersichtlichkeit der Beteiligungsverhältnisse leiden
würde. Im Blick der Kritiker stehen die Fälle, in denen eine
rechnerisch exakte Teilung eines Geschäftsanteils Beträge
mit zahlreichen Nachkommastellen erzeugen würde, z. B.
bei einer Aufteilung eines Anteils mit einem Nennbetrag von
10 000 Euro auf drei Gesellschafter. Aufgrund der Neufas-
sung des § 5 Abs. 2 ist jedoch sichergestellt, dass der Nenn-
betrag jedes Geschäftsanteils künftig auf volle Euro lauten
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muss. Verhindert wird demzufolge, dass bei Teilungen Be-
träge mit unübersichtlichen Nachkommastellen sowie da-
durch bedingte Rundungsprobleme entstehen.

Mit dieser gesetzlichen Änderung ist im Übrigen in keiner
Weise die Einrichtung oder Förderung eines Kapitalmarkt-
segments zum Börsenhandel von GmbH-Anteilen geplant,
was in der Vergangenheit häufig als Kritik gegen die Aufhe-
bung des § 5 Abs. 3 Satz 2 vorgebracht wurde.

Der neu gefasste § 5 Abs. 3 Satz 2 trägt dem Verständnis
Rechnung, dass das Stammkapital in Geschäftsanteile zer-
legt ist. Es wird klargestellt, dass das Stammkapital immer
gleich bleibt und sich nicht aus der Summe der Nennbeträge
ergibt. Vielmehr muss die Summe der Nennbeträge der Ge-
schäftsanteile mit dem Stammkapital übereinstimmen. Dies
bezieht sich nicht nur auf das Gründungsstadium, sondern
auch auf den weiteren Verlauf der Gesellschaft. Bei der Ein-
ziehung des Geschäftsanteils eines anderen Gesellschafters
gemäß § 34 bleibt daher das Stammkapital gleich, obwohl
sich die Summe der Nennbeträge der Geschäftsanteile auf-
grund der Einziehung des einen Geschäftsanteils verringert.
Ein solches Auseinanderfallen der Summe der Nennbeträge
der Geschäftsanteile und des Nennbetrags des Stammkapi-
tals ist künftig im Gegensatz zum geltenden Recht unzu-
lässig. Die Zulässigkeit einer Abweichung der Summe der
Nennbeträge der Geschäftsanteile vom Nennbetrag des
Stammkapitals im geltenden Recht ist im Schrifttum zu
Recht kritisiert worden. Um eine solche, nach dem neu ge-
fassten § 5 Abs. 3 Satz 2 unzulässige Abweichung zu ver-
meiden, bleibt den Gesellschaftern die Möglichkeit, die Ein-
ziehung mit einer Kapitalherabsetzung zu verbinden, die
Summe der Nennbeträge der Geschäftsanteile durch eine
nominelle Aufstockung an das Stammkapital anzupassen
oder einen neuen Geschäftsanteil zu bilden.

Im Fall der Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln
kommt es hingegen nicht zu einer unzulässigen Abweichung
des Nennbetrags des Stammkapitals von der Summe der
Nennbeträge der Geschäftsanteile. In § 57h Abs. 1 Satz 1 ist
geregelt, dass eine Kapitalerhöhung durch Bildung neuer
Geschäftsanteile oder durch Erhöhung des Nennbetrags der
Geschäftsanteile ausgeführt werden kann.

Auch infolge einer Kapitalherabsetzung nach § 58 fallen der
Betrag des Stammkapitals und die Summe der Nennbeträge
der Geschäftsanteile nicht auseinander, da nach vorherr-
schender Meinung in allen Fällen der Kapitalherabsetzung
die Nennbeträge der Geschäftsanteile dem herabgesetzten
Kapital angeglichen werden.

Im Fall der Unwirksamkeit einer Beteiligungserklärung und
für die Folgen der Einziehung können die zum geltenden
Recht bestehenden Lösungsansätze in das neue Recht über-
tragen werden.

Auch die Änderung in Absatz 4 bringt zum Ausdruck, dass
der Gesellschafter einen Geschäftsanteil gegen Einlage über-
nimmt und somit der Geschäftsanteil Bezugspunkt für die zu
erbringende Sacheinlage sein soll.

Zu Nummer 6 (Einfügung eines § 5a)

Die GmbH in der Variante der haftungsbeschränkten Unter-
nehmergesellschaft wird es jungen Existenzgründern sehr
einfach machen, ihre unternehmerischen Ziele in Angriff zu

nehmen. In Kombination mit der Vereinfachung der Grün-
dung unter Verwendung der Mustersatzung ist damit ein der
GmbH bisher unbekanntes Maß an Flexibilität, Schnellig-
keit, Einfachheit und Kostengünstigkeit erreicht.

Der Entwurf des MoMiG zielt nicht auf eine generelle Auf-
gabe des Mindeststammkapitals der GmbH. Dies wäre theo-
retisch möglich, weil das Mindeststammkapital kein zwin-
gender Bestandteil des Haftkapitalsystems der GmbH ist.
Der Gedanke einer völligen Aufgabe fand aber in der Dis-
kussion keine ungeteilte Zustimmung. Der Grund dafür ist,
dass mit der Seriositätsschwelle, die in einem angemessenen
Mindeststammkapitalbetrag liegt, auch eine gewisse Seriosi-
tät auf die Rechtsform der GmbH insgesamt ausstrahlt. Trotz
der durch diesen Entwurf bekämpften Missbrauchs- und
Bestattungsfälle und trotz der hohen Zahl von Insolvenzen
hat sich die Gesellschaft mit beschränkter Haftung in
Deutschland seit ihrem Bestehen einen festen Platz als ver-
lässliche und ernstzunehmende Rechtsform des deutschen
Mittelstandes und der deutschen Konzerntöchter erworben.

Von Seiten der Wirtschaft wurde teilweise befürchtet, dass
mit einer vollständigen Aufgabe des Mindeststammkapitals
dieses Prestige der GmbH gerade auch für den größeren Mit-
telstand beschädigt werden könnte. Deshalb erschien es als
konsequenter Weg, nicht für die angestammte Gesellschaft
mit beschränkter Haftung, aber für eine Rechtsformvariante
„Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt)“ auf das
Mindeststammkapital zu verzichten. Überlegungen in diese
Richtung waren bei der Vorbereitung des Gesetzgebungsver-
fahrens auch von dem Abgeordneten Dr. Jürgen Gehb ange-
stellt worden. Der Entwurf entscheidet sich nicht dafür, eine
eigene Rechtsform unterhalb oder neben der GmbH für
Unternehmensgründer zu schaffen. Das ist nicht erforder-
lich, um das angestrebte Ziel zu erreichen, und würde einen
unverhältnismäßigen Aufwand an Regulierung erfordern.
Vielmehr schlägt der Entwurf vor, innerhalb der Gesellschaft
mit beschränkter Haftung einige Erleichterungen vorzuse-
hen, die durch eine deutlich andere Firmierung flankiert
sind. Diese Variante der Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung fügt sich in das GmbHG nahtlos ein; alle Vorschriften
dieses Gesetzes und des gesamten deutschen Rechts, die die
GmbH betreffen, gelten ohne weiteres auch für diese Gesell-
schaft mit Ausnahme der ausdrücklichen Sonderregelungen
des § 5a.

Zu Absatz 1

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die ohne Einhal-
tung des Mindeststammkapitals des § 5 Abs. 1 gegründet
wird, muss demgemäß in ihrer Firma einen anderen Rechts-
formzusatz als die normale Gesellschaft mit beschränkter
Haftung wählen und zwar „Unternehmergesellschaft (haf-
tungsbeschränkt)“ oder die Abkürzung „UG (haftungsbe-
schränkt)“. Diese beiden Rechtsformzusatzvarianten sind
zwingend, eine Abkürzung des Zusatzes „(haftungsbe-
schränkt)“ ist nicht zulässig. Das Publikum darf nicht darü-
ber getäuscht werden, dass es sich hierbei um eine Gesell-
schaft handelt, die möglicherweise mit sehr geringem
Gründungskapital ausgestattet ist. Ob dies mit der gefunde-
nen Bezeichnung optimal zum Ausdruck gebracht ist, wird
im weiteren Verfahren mit den beteiligten Kreisen zu erör-
tern sein.
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Zu Absatz 2

Anders als bei der GmbH im Allgemeinen darf die Anmel-
dung erst erfolgen, wenn das Stammkapital in voller Höhe
eingezahlt ist. Da das Stammkapital von den Gründern frei
gewählt und bestimmt werden kann, ist die Halbeinzahlung
nicht erforderlich. Da jede GmbH nach der Gründung gewis-
se Barmittel für die Anfangszeit benötigt, können diese von
den Gründern als Mindeststammkapital gewählt werden,
müssen dann aber auch in bar einbezahlt werden. Sacheinla-
gen sind nicht erforderlich und deshalb nicht zulässig.

Zu Absatz 3

Die Gesellschaft für Unternehmensgründer hat in ihrer Bi-
lanz eine gesetzliche Rücklage zu bilden, in die jeweils ein
Viertel des Jahresüberschusses einzustellen ist. Dadurch soll
gesichert werden, dass diese Form der GmbH, die mögli-
cherweise mit einem sehr geringen Stammkapital gegründet
worden ist, durch Thesaurierung innerhalb einiger Jahre eine
höhere Eigenkapitalausstattung erreicht. Da in den Fällen
der Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) sehr häu-
fig eine Identität zwischen Gesellschafter und Geschäftsfüh-
rer vorliegen wird, ist ohnehin davon auszugehen, dass der
Geschäftsführer seinen notwendigen Lebensunterhalt über
sein Geschäftsführergehalt bestreiten kann. Es ist deshalb
vertretbar, die zusätzliche Gewinnausschüttung zu beschrän-
ken. Ein Verstoß gegen § 5a Abs. 3 GmbHG-E zieht die
Nichtigkeit der Feststellung des Jahresabschlusses (nach
§ 256 AktG analog) nach sich – die wiederum die Nichtig-
keit des Gewinnverwendungsbeschlusses zur Folge hat
(§ 253 AktG analog). Aus der Nichtigkeit des Feststellungs-
und des Gewinnverwendungsbeschlusses resultieren bürger-
lich-rechtliche Rückzahlungsansprüche gegen die Gesell-
schafter. Ferner macht der Geschäftsführer sich haftbar
(§ 43) – gegebenenfalls kann man auch ausdrücklich auf die
Kapitalerhaltung nach den §§ 30, 31 verweisen.

Zu Absatz 4

Die Einberufung der Gesellschafterversammlung kann sich
nicht wie sonst an den Verlust der Hälfte des Stammkapitals
knüpfen.

Zu Absatz 5

Der Entwurf des § 5a enthält keine zeitliche Begrenzung der
Kapitalaufholung. Solange die Gesellschaft kein eingetrage-
nes Stammkapital in Höhe des Mindeststammkapitals nach
§ 5 Abs. 1 hat, gilt die Pflicht zur Bildung der gesetzlichen
Rücklage nach Absatz 3. Hat die Gesellschaft allerdings ge-
nügend Eigenmittel, um eine Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln durchzuführen und führt sie diese durch, oder
wird eine Kapitalerhöhung durch Einlage der Gesellschafter
durchgeführt und wird dadurch im Ergebnis das Mindest-
stammkapitalerfordernis des § 5 Abs. 1 erfüllt, so entfällt die
Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 4. Die Gesellschaft kann
sich sodann umfirmieren nach § 4, sie muss es aber nicht. Da
es sich auch bei der Gesellschaft nach § 5a um eine GmbH
handelt, bedarf es einer Umwandlung nicht. Die nach Ab-
satz 3 gebildete Rücklage kann dann, soweit sie nicht für die
Erhöhung des Stammkapitals verwendet wurde, aufgelöst
werden.

Zu Nummer 7 (Änderung von § 6 Abs. 2)

Um die Übersichtlichkeit des § 6 Abs. 2 zu erhöhen, werden
die bisherigen Sätze 2 bis 4 in dem neu gefassten Satz 2
zusammengeführt. Bei der Aufzählung der zur Inhabilität
führenden Fälle in den Nummern 1 und 2 handelt es sich um
eine lediglich formale Änderung.

In Nummer 3 werden die bisherigen Ausschlusstatbestände
des § 6 Abs. 2 Satz 3 erweitert. Die Regelung greift die Vor-
schläge des Bundesratsentwurfs eines Gesetzes zur Siche-
rung von Werkunternehmeransprüchen und zur verbesserten
Durchsetzung von Forderungen (Forderungssicherungsge-
setz – FoSiG, Bundestagsdrucksache 16/511) in modifizier-
ter Form auf. Die Erweiterung erstreckt sich auf zentrale Be-
stimmungen des Wirtschaftsstrafrechts.

Zu den Ausschlussgründen gehört zukünftig neben den be-
reits bisher genannten Straftaten nach den §§ 283 bis 283d
StGB eine strafrechtliche Verurteilung wegen Insolvenz-
verschleppung. Erfasst werden damit Verurteilungen auf
Grundlage des neuen § 15a Abs. 4 InsO-E (Artikel 9 Nr. 3)
ebenso wie Verurteilungen nach den derzeit geltenden
inhaltsgleichen Straftatbeständen in § 84 Abs. 1 Nr. 2
GmbHG, § 401 Abs. 1 Nr. 2 AktG oder § 130b HGB, ggf.
i. V. m. § 177a HGB (zur allgemeinen Übergangsregelung
vgl. § 3 Abs. 2 EGGmbHG-E). Auch wer als Gesellschafter
oder Geschäftsführer im Zusammenhang mit der Gründung
einer Gesellschaft, der Erhöhung oder Herabsetzung des
Stammkapitals oder in öffentlichen Mitteilungen vorsätzlich
falsche Angaben macht (§ 82), ist für eine Geschäftsführer-
tätigkeit nicht geeignet. Entsprechendes gilt für eine Verur-
teilung nach dem aktienrechtlichen Paralleltatbestand des
§ 399 AktG. In die Ausschlussgründe einbezogen wird
außerdem eine Verurteilung wegen unrichtiger Darstellung
nach § 400 AktG, § 331 HGB, § 313 UmwG oder § 17
PublG.

Darüber hinaus führt zukünftig eine Verurteilung zu einer
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen einer oder
mehrerer vorsätzlich begangener Straftaten nach § 265b
(Kreditbetrug), § 266 (Untreue) oder § 266a (Vorenthalten
und Veruntreuen von Arbeitsentgelt) StGB zur Annahme der
generellen Ungeeignetheit als Geschäftsführer. Der Entwurf
greift insoweit Forderungen nach der Aufnahme allgemeiner
Vermögensdelikte des Strafgesetzbuchs auf. Für die Auf-
nahme dieser Straftatbestände unter der Einschränkung einer
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem
Jahr sprechen gewichtige Gründe. So wird der Tatbestand
des § 266a StGB von einem Geschäftsführer, der verspätet
die Insolvenz der GmbH anmeldet, regelmäßig verwirklicht
und spielt in der Praxis aufgrund der einfachen Nach-
weisbarkeit durch die Aufstellungen der Krankenkassen,
welche Beiträge nicht oder nicht rechtzeitig abgeführt wur-
den, eine wichtige Rolle. Die Aufnahme von Verurteilungen
nach § 266 StGB wegen Untreue ist schon deshalb erforder-
lich, weil nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs typische Bankrottstraftaten eines Geschäftsführers dem
§ 266 StGB unterfallen, wenn dieser in eigenem Interesse
gehandelt hat. Darüber hinaus kann generell davon aus-
gegangen werden, dass eine Person, die wegen Miss-
brauchs ihrer Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfü-
gen, oder wegen Verletzung der ihr obliegenden Vermögens-
betreuungspflicht zu einer Freiheitsstrafe von mindestens
einem Jahr verurteilt wurde, auch ungeeignet ist, das Amt
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eines Geschäftsführers zu bekleiden, welches grundsätzlich
mit solchen Befugnissen und Pflichten einhergeht. Schließ-
lich weist auch § 265b StGB einen konkreten unternehme-
rischen Bezug auf, indem er grundsätzlich an einen Betrieb
oder ein Unternehmen anknüpft. Durch die Tathandlungen
des Vorlegens unrichtiger oder unvollständiger Unterlagen
oder der Abgabe unrichtiger oder unvollständiger schrift-
licher Angaben rückt die Vorschrift zudem in die Nähe der in
§ 6 Abs. 2 Satz 2 neu aufgenommenen Verurteilung wegen
unrichtiger Darstellung.

Es wird darauf verzichtet, das Bestellungsverbot darüber
hinausgehend an weitere Verurteilungen wegen Bestimmun-
gen des allgemeinen Strafrechts zu knüpfen. So wird insbe-
sondere davon abgesehen, die Strafvorschriften der §§ 263,
263a, 264, 264a StGB als Ausschlusstatbestände aufzuneh-
men. Verurteilungen nach diesen Vorschriften stehen nicht
regelmäßig im Zusammenhang mit der Tätigkeit eines Ge-
schäftsführers oder einer sonstigen wirtschaftlichen Tätig-
keit. Der Anwendungsbereich ist vielmehr so vielgestaltig,
dass nicht zwingend auf eine fehlende Eignung als Ge-
schäftsführer geschlossen werden kann. Aus diesem Grund
muss eine Aufnahme wegen des starken Eingriffs in die
durch Artikel 12 GG gewährte Berufsfreiheit unterbleiben.
Insbesondere werden auch durch den Verzicht auf § 263
StGB ungerechte Ergebnisse wegen der teilweise schwieri-
gen Abgrenzung zwischen Betrug und Diebstahl vermieden,
die dazu führen könnten, dass in einem Fall ein Bestellungs-
hindernis aufgrund einer Verurteilung wegen Betrugs anzu-
nehmen wäre, während in einem ganz ähnlich gelagerten
Fall die Verurteilung wegen Diebstahls der Bestellung zum
Geschäftsführer nicht entgegenstünde.

Die Erweiterung der Ausschlusstatbestände wird gegenüber
dem Vorschlag des Bundesrates dadurch abgemildert, dass
allgemein nur vorsätzlich begangene Straftaten zur Amtsun-
fähigkeit führen sollen. Nicht erfasst werden also fahrlässige
Insolvenzstraftaten (§ 283 Abs. 4 und 5, § 283b Abs. 2
StGB, § 15a Abs. 5 InsO-E). Diese Beschränkung soll
Zweifeln an der Verhältnismäßigkeit der bisherigen Vor-
schrift begegnen. Demgegenüber stärkt die Einbeziehung
insbesondere der Strafbarkeit wegen vorsätzlicher Insol-
venzverschleppung den Gleichbehandlungsgrundsatz.

Der neu gefasste Satz 3 erstreckt das Bestellungshindernis
nach Satz 2 Nr. 3 nunmehr ausdrücklich auf Fälle der Verur-
teilung wegen vergleichbarer ausländischer Straftaten, um
auch in diesen Fällen einen einheitlichen Schutzstandard vor
ungeeigneten Personen als Geschäftsführer zu gewähr-
leisten.

Der Entwurf des FoSiG sieht darüber hinaus zugunsten der
Gesellschaft eine Schadensersatzhaftung derjenigen Gesell-
schafter vor, die eine nach § 6 Abs. 2 amtsunfähige Person
die Geschäfte führen lassen. Von der Übernahme einer ent-
sprechenden Regelung wurde jedoch Abstand genommen,
weil eine solche Binnenhaftung weder effektiv noch mit der
Gesetzessystematik vereinbar wäre. Eine Haftung für ge-
schäftliche Fehlentscheidungen des faktischen Geschäfts-
führers würde dem Grundsatz des GmbH-Rechts widerspre-
chen, dass der Alleingesellschafter oder die einverständlich
handelnden Gesellschafter für einen Schaden nicht verant-
wortlich sind, den sie selbst oder die mit ihrem Einverständ-
nis handelnden Geschäftsführer ihrer eigenen Gesellschaft
zufügen. Ausnahmen hiervon bestehen im Wesentlichen nur

in Bezug auf die zwingenden Kapitalerhaltungsregeln.
Ergänzend greift die zivilrechtliche Verantwortlichkeit der
Gesellschafter nach § 826 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
oder bei existenzvernichtendem Eingriff ein. Die vom
Bundesrat vorgeschlagene weitergehende Haftung zielt ins-
besondere darauf ab, Umgehungen des § 6 Abs. 2 zu ver-
meiden (vgl. Bundestagsdrucksache 16/511, S. 25 f.). Das
Gewährenlassen einer amtsunfähigen Person in der Ge-
schäftsführung ist allerdings nicht der einzige Weg, die
Bestellungsverbote zu missachten. Vielmehr haben Gesell-
schafter, die wegen einschlägiger Verurteilungen selbst nicht
Geschäftsführer sein können, aufgrund der gesetzlichen
Ausgestaltung der Geschäftsführerstellung die Möglichkeit,
eine unbescholtene Person als Geschäftsführer einzusetzen
und durch Weisungen zu steuern. Hierdurch können amtsun-
fähige Personen mittelbar die Geschäftspolitik einer GmbH
maßgeblich beeinflussen. Gerade derartige sog. Strohmann-
konstruktionen lassen sich jedoch mit einer Gesellschafter-
haftung, die an der faktischen Geschäftsführung durch amts-
unfähige Personen ansetzt, nicht verhindern.

Anders stellt sich die Haftungssituation bei Aktiengesell-
schaften dar. Die Bestellung des Vorstandes gemäß § 84
Abs. 1 AktG gehört zu den wichtigsten Pflichten des Auf-
sichtsrats. Verletzen die Aufsichtsratsmitglieder bei der Be-
stellung oder durch Gewährenlassen einer amtsunfähigen
Person ihre Pflichten, haften sie der Gesellschaft auf
Schadensersatz. Entsprechendes gilt gemäß § 52 Abs. 1 für
GmbHs, die über einen Aufsichtsrat verfügen, soweit der
Gesellschaftsvertrag nichts anderes vorsieht. Die Verant-
wortlichkeit des Kontrollorgans und ihre je nach Rechtsform
zwingende oder fakultative Ausgestaltung entsprechen dem
nach dem gesetzlichen Leitbild abgestuften Verhältnis von
Aktiengesellschaft und GmbH. Dieses Verhältnis, das durch
eine unterschiedliche Satzungsstrenge und Kontrolldichte
beider Rechtsformen gekennzeichnet ist, soll nicht durch ei-
ne Haftung der GmbH-Gesellschafter verschoben werden.

Zu Nummer 8 (Änderung von § 7 Abs. 2)

Zu den Buchstaben a und b (Änderung der Sätze 1 und 2)

Künftig soll der Geschäftsanteil gegenüber der Stammeinla-
ge im Vordergrund stehen und mit einem Nennbetrag be-
zeichnet sein. Da die Nennbeträge der Geschäftsanteile nach
dem hier vorgeschlagenen § 3 Abs. 1 Nr. 4 notwendiger
Inhalt des Gesellschaftsvertrags sind, soll hinsichtlich der
Mindesteinzahlung auf diese abgestellt werden. In Satz 2
kommt wiederum zum Ausdruck, dass der Geschäftsanteil
der Bezugspunkt für die zu erbringende Sacheinlage ist.

Zu Buchstabe c (Neufassung von Satz 3)

Die besonderen Sicherungen bei Gründung einer Einperso-
nengesellschaft sind nach Auskunft der Praxis verzichtbar
und bedeuten lediglich eine unnötige Komplizierung der
GmbH-Gründung. Diese Regelungen gehen über das von der
Einpersonen-GmbH-Richtlinie (89/667/EWG) vom 21. De-
zember 1989 Geforderte hinaus und sollen gestrichen wer-
den. Dies führt zu weiteren Deregulierungen durch Strei-
chung der bisher in § 8 Abs. 2 Satz 2 und § 19 Abs. 4
enthaltenen Regelungen (vgl. die Nummern 9 und 17).

Mit der vorgeschlagenen Neufassung von Satz 3 werden
Muster für die Handelsregisteranmeldung einer gemäß § 2
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Abs. 1a gegründeten GmbH und für die der Anmeldung bei-
zufügenden Unterlagen (sog. Gründungsset) bereitgestellt.
Dadurch wird die Möglichkeit eröffnet, sämtliche Schritte,
die bis zur Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregis-
ter erforderlich sind, ohne die Inanspruchnahme rechtlicher
Beratung zu bewältigen.

Zu Nummer 9 (Änderung von § 8)

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 1)

Zu den Doppelbuchstaben aa und bb

In der Gesellschafterliste sind künftig die Geschäftsanteile
durchgehend zu nummerieren. Die Nummerierung verein-
facht die eindeutige Bezeichnung eines Geschäftsanteils und
führt damit zu einer erheblichen praktischen Erleichterung
insbesondere im Rahmen von Anteilsübertragungen. Die
Nummerierung erhält zusätzliche Bedeutung durch die Frei-
gabe der Teilung von Geschäftsanteilen.

Da die Geschäftsanteile jeweils mit einem Nennwert be-
zeichnet werden sollen, der auch als Identitätsbezeichnung
dient, sollten zudem die Nennbeträge der von jedem der Ge-
sellschafter übernommenen Geschäftsanteile aus der mit der
Anmeldung eingereichten Liste hervorgehen.

In Nummer 5 kommt zudem erneut zum Ausdruck, dass der
Geschäftsanteil den Bezugspunkt für die zu erbringende
Sacheinlage darstellt.

Zu Doppelbuchstabe cc

Mit der Aufhebung von Nummer 6 soll die Handelsregister-
eintragung von Gesellschaften erleichtert und beschleunigt
werden, deren Unternehmensgegenstand genehmigungs-
pflichtig ist. Bislang kann die Gesellschaft nur dann ein-
getragen werden, wenn bereits bei der Anmeldung zur
Eintragung die staatliche Genehmigungsurkunde vorliegt.
Zukünftig wird auf dieses Erfordernis verzichtet.

Die bisherige Rechtslage erschwert die Unternehmensgrün-
dung erheblich. Da die Genehmigung in vielen Fällen nur
der Gesellschaft als juristischer Person erteilt werden kann,
diese aber mangels Eintragung als solche nicht existiert (§ 11
Abs. 1), müssen im Vorgriff auf die endgültige Genehmi-
gung Vorbescheide erteilt werden. Solange die Gesellschaft
wegen fehlender Genehmigung noch nicht eingetragen ist,
können mit der Gründung verbundene Rechtsgeschäfte wie
etwa die Anmietung von Geschäftsräumen oder die Einstel-
lung von Personal nur durch die Vor-GmbH getätigt werden.
Hierdurch sind die Einlageleistungen häufig jedoch schon
vor der Eintragung angegriffen, was eine Unterbilanzhaftung
der Gesellschafter auslösen kann. Um dies zu vermeiden, be-
hilft sich die Praxis, soweit sie nicht einen genehmigungs-
freien neutral gefassten Unternehmensgegenstand angibt,
mit der Gründung einer GmbH, deren Geschäftsgegenstand
zunächst enger gehalten (etwa: Errichtung eines Gaststätten-
gebäudes) und nach der Erteilung der Genehmigung erwei-
tert wird (im Beispiel: Betrieb einer Gaststätte). Die hierzu
erforderliche Satzungsänderung verursacht zusätzliche Kos-
ten und bürokratischen Zeitaufwand, da eine Gesellschafter-
versammlung einberufen werden muss, deren Beschluss der
notariellen Beurkundung bedarf (§ 53 Abs. 2). Zudem muss
die Änderung sodann im Register vollzogen werden. Da-
rüber hinaus besteht nicht selten eine Unklarheit, ob der Un-
ternehmensgegenstand tatsächlich einer staatlichen Geneh-

migung bedarf. Auch hier kommt es zu Verzögerungen im
Eintragungsverfahren, wenn das Registergericht beispiels-
weise einen Negativbescheid anfordert. Die erfolgte Umstel-
lung auf das elektronische Handelsregister kann nur die Ein-
tragung als solche beschleunigen; sie vermag jedoch an den
beschriebenen Hemmnissen nichts zu ändern.

Für einen Verzicht auf die Pflicht zur Einreichung der Ge-
nehmigungsurkunde spricht auch der Aspekt der Gleichbe-
handlung mit Einzelkaufleuten und Personengesellschaften
(vgl. § 7 HGB).

Zu Buchstabe b (Änderung von Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Änderung in Satz 1 trägt dem Umstand Rechnung, dass
die Einlagen auf den Geschäftsanteil zu bewirken sind.

Zu Doppelbuchstabe bb

Zu Satz 2

Die Streichung des bisherigen Satzes 2 ist Folgeänderung
zur Aufhebung der bisher in § 7 Abs. 2 Satz 3 enthaltenen
Regelung. Der neugefasste § 8 Abs. 2 Satz 2 regelt die von
der Rechtsprechung entwickelte Fallgruppe des sog. Hin-
und Herzahlens, bei der die Einlageleistung aufgrund einer
vorherigen Absprache wieder an den Gesellschafter zurück-
fließen soll. Ausdrücklich ausgeklammert werden dabei
Fallgestaltungen, die zwar auch als Einlagenrückgewähr ge-
wertet werden könnten, zugleich aber die Kriterien einer ver-
deckten Sacheinlage erfüllen, da für sie in § 19 Abs. 4 künf-
tig eine Sonderregelung getroffen wird. § 8 Abs. 2 Satz 2 in
der vorgesehenen Neufassung erlangt damit z. B. in den Fäl-
len Bedeutung, in denen die Gesellschaft dem Gesellschafter
aufgrund einer Absprache eine Geldeinlage im Wege eines
Neudarlehens direkt wieder auszahlen soll. Diese Fallkon-
stellation kann insbesondere auch bei der Kapitalaufbrin-
gung im Cash-Pool auftreten, wenn die Einlage infolge der
Einzahlung auf das in den Cash-Pool einbezogene Konto im
Ergebnis wieder an den Inferenten zurückfließt und dies
nicht im Sinne einer verdeckten Sacheinlage zu einer Til-
gung bereits bestehender Darlehensverbindlichkeiten der
Gesellschaft gegenüber dem Inferenten führt.

Die Rechtsprechung nimmt in entsprechenden Fallgestaltun-
gen einen Verstoß gegen die Kapitalaufbringungsvorschrif-
ten an, da es infolge des vereinbarten Mittelrückflusses an
den Gesellschafter insbesondere an der erforderlichen Leis-
tung zur endgültigen freien Verfügung der Geschäftsführer
fehle. Im Fall der Rückgewähr der Einlage als Darlehen wird
dabei eine „Heilung“ im Sinne einer nachträglichen Erfül-
lung der Einlageschuld angenommen, wenn der Gesellschaf-
ter das Darlehen wieder an die Gesellschaft zurückzahlt. Da
dies in der Praxis zu Rechtsunsicherheiten und Einschrän-
kungen in der wirtschaftlichen Betätigung der Gesellschaft
führt, sollen die für den Bereich der Kapitalerhaltung (§ 30)
in Bezug auf Rechtsgeschäfte der Gesellschaft mit den
Gesellschaftern vorgesehenen Erleichterungen ausdrücklich
auch auf den Bereich der Kapitalaufbringung übertragen
werden. Die bisherige Heilungsrechtsprechung bleibt davon
unberührt: Ist es also zu einer Darlehensgewährung gekom-
men, die nicht den Voraussetzungen des § 8 Abs. 2 Satz 2
entsprach, so kann dann, wenn das Darlehen gleichwohl zu-
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rückgezahlt wird, Erfüllung der Einlagenschuld auch künftig
angenommen werden.

Die vorgeschlagene Neuregelung führt ebenso wie im Be-
reich der Kapitalerhaltung eine bilanzielle Betrachtungs-
weise ein. Der Gedanke der bilanziellen Betrachtungsweise
zieht sich damit als roter Faden durch die Neuregelungen
zum Haftkapitalsystem. Danach führt eine Verwendungs-
abrede, die wirtschaftlich als eine Rückgewähr der Einlage
an den Gesellschafter zu werten ist, nicht zu einem Verstoß
gegen die Voraussetzungen einer ordnungsgemäßen Einla-
genbewirkung, sofern die Leistung durch einen vollwertigen
Rückzahlungs- oder Gegenleistungsanspruch gegen den Ge-
sellschafter gedeckt ist. Sind die Voraussetzungen des § 8
Abs. 2 Satz 2 erfüllt, kann eine ordnungsgemäße Kapitalauf-
bringung selbstverständlich auch nicht mehr unter Berufung
auf § 19 Abs. 2 Satz 1 abgelehnt werden.

Zwar könnte man gegen die Neuregelung einwenden, dass
auf diese Weise der im Rahmen der Kapitalaufbringung vor-
gesehene tatsächliche Mittelzufluss im Ergebnis infolge der
vereinbarten Einlagenrückgewähr durch eine „schwächere“
schuldrechtliche Forderung ersetzt wird. Andererseits wird
das sog. Hin- und Herzahlen auch künftig nur dann zugelas-
sen, wenn der Rückzahlungs- bzw. Gegenleistungsanspruch
gleich- und vollwertig ist. Im Ergebnis wird damit ein ange-
messener Ausgleich zwischen Gesellschafts- und Gläubiger-
interessen erreicht. Zudem ist kein Grund ersichtlich, im
Bereich der Kapitalaufbringung und der Kapitalerhaltung
unterschiedliche Maßstäbe anzulegen. Im Übrigen wird auf
die Begründung zu Nummer 20 verwiesen.

Zu Satz 3 – neu –

Der neue Satz 3 stellt klar, dass die Versicherung nach Satz 1
ausreicht und weitere Nachweise (Einzahlungsbelege etc.)
grundsätzlich nicht erforderlich sind. Da die Versicherung
des Geschäftsführers strafbewehrt ist, sollte diese deutliche
Sanktion für den Regelfall ausreichend sein. Im Übrigen wä-
re es auch eine nicht zutreffende Verkürzung, wenn das Ge-
richt regelmäßig einen Einzahlungsbeleg über die Einzah-
lung auf ein Konto der (künftigen) GmbH als Nachweis
verlangen würde. Die Leistung der Einlagen kann nämlich
auf verschiedene Weise geschehen, es kommt eine Barzah-
lung in Betracht, eine Einzahlung auf ein Anderkonto des
Notars, ein LZB-garantierter Scheck, die Einzahlung auf ein
Treuhandkonto des Geschäftsführers zugunsten der künfti-
gen GmbH oder die Einzahlung auf ein kreditorisches Pri-
vatkonto des Geschäftsführers. Die Einzahlung auf ein Kon-
to der zu gründenden GmbH ist regelmäßig schwierig, weil
diese vor der Eintragung noch nicht existiert. Die Praxis be-
hilft sich damit, dass nach der Beurkundung, aber vor Eintra-
gung ein Konto der Vor-GmbH eröffnet wird. Das ist weiter-
hin ein denkbarer Weg, angesichts der dadurch eintretenden
erheblichen Verzögerung der Gründung aber nur einer von
mehreren.

Zu Buchstabe c (Änderung von Absatz 3)

Zu Doppelbuchstabe aa

Bei der Änderung handelt es sich um eine Folgeänderung zu
Nummer 7.

Zu Doppelbuchstabe bb

Auf Grundlage der geltenden Fassung des § 8 Abs. 3 Satz 2
ist es in der Praxis zu Unsicherheiten insbesondere im Zu-
sammenhang mit der Belehrung von Geschäftsführern
gekommen, die sich im Ausland aufhalten. Durch die Neu-
regelung soll ausdrücklich klargestellt werden, dass die
Belehrung über die unbeschränkte Auskunftspflicht schrift-
lich erfolgen und zudem auch durch einen ausländischen No-
tar oder einen deutschen Konsularbeamten vorgenommen
werden kann. Diese Auslegung entspricht bereits heute der
herrschenden Meinung. Es wäre u. a. angesichts des be-
grenzten Schwierigkeitsgehalts der Belehrung nach § 53
Abs. 2 des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) unver-
hältnismäßig, den Geschäftsführer allein hierfür zur Einreise
nach Deutschland zu zwingen oder eine schriftliche Beleh-
rung des Geschäftsführers im Ausland durch einen deut-
schen Notar zu verlangen. Die Klarstellung ist insbesondere
auch angesichts der vorgeschlagenen Änderung des § 4a
(vgl. Nummer 4) geboten, nach der die Geschäftstätigkeit
der GmbH auch ganz oder überwiegend aus dem Ausland
geführt werden kann. Diese Änderung wird zu einem An-
stieg der Fälle führen, in denen der zu belehrende Geschäfts-
führer im Ausland weilt, so dass eine klare Regelung erfor-
derlich ist.

Darüber hinaus soll die Belehrung auch durch „Vertreter eines
vergleichbaren rechtsberatenden Berufs“, also insbesondere
durch Rechtsanwälte, vorgenommen werden können.

Zu Buchstabe d (Änderung von Absatz 4)

In der Anmeldung ist künftig neben der Angabe von Art und
Umfang der Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer – inso-
fern ist mit der Formulierung keine inhaltliche Änderung
verbunden – stets eine inländische Geschäftsanschrift anzu-
geben.

Der bisherige Rechtszustand war unbefriedigend und hat zu
Zustellungsproblemen zu Lasten der Gläubiger der GmbH
geführt. Die verpflichtende Angabe der Geschäftsanschrift
wurde bereits im Zuge der Handelsrechtsreform diskutiert.
Zwar sind die Gesellschaften schon heute zur Mitteilung
ihrer Geschäftsanschrift und diesbezüglicher Änderungen
verpflichtet und ist es schon heute möglich, die säumigen
Gesellschaften unter Androhung von Zwangsgeld zur Mit-
teilung anzuhalten (vgl. § 125 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
(FGG) i. V. m. § 14 HGB, § 24 der Handelsregisterverord-
nung (HRV)). Praktische Bedeutung hat diese Möglichkeit
bisher allerdings nicht, da die Registergerichte nur tätig wer-
den, wenn sich Anhaltspunkte für eine Pflichtverletzung der
Unternehmen hinsichtlich der Mitteilung der Anschrift und
ihrer Änderung ergeben. Die Richtigkeit der Anschriften und
der Anschriftenänderungen ist nicht ausreichend sicherge-
stellt. Sie werden bisher zudem nicht Registerinhalt.

Da natürliche Personen einen über das Einwohnermeldeamt
feststellbaren zustellungsfähigen Wohnsitz besitzen, soll nun
auch für juristische Personen eine in einem öffentlichen Re-
gister einsehbare Anschrift fixiert werden. Angelehnt ist die
Regelung an § 3 Nr. 4 des österreichischen Firmenbuchge-
setzes (FBG).

In der Regel wird die angegebene Geschäftsanschrift mit der
Anschrift des Geschäftslokals, dem Sitz der Hauptverwal-
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tung oder des maßgeblichen Betriebes übereinstimmen. Be-
sitzt die Gesellschaft solche Einrichtungen nicht oder nicht
mehr, wird eine andere Anschrift als „Geschäftsanschrift“
angegeben werden müssen. Dies gilt zum Beispiel dann,
wenn die Gesellschaft ihren Verwaltungssitz über eine
Zweigniederlassung im Ausland hat. In Betracht kommt in
solchen Fällen die (inländische) Wohnanschrift eines Ge-
schäftsführers, eines oder des alleinigen Gesellschafters, so-
fern er sich dazu bereit erklärt, oder die inländische An-
schrift eines als Zustellungsbevollmächtigten eingesetzten
Vertreters (z. B. Steuerberater, Rechtsberater). Der Gesell-
schaft ist freigestellt, den Ort der inländischen Anschrift zu
wählen, sie hat aber die gesetzliche Pflicht, eine solche An-
schrift zur Eintragung anzumelden.

Unter dieser Anschrift, die für Dritte im Handelsregister je-
derzeit – auch online – einsehbar ist, kann an den oder die
Vertreter der Gesellschaft wirksam zugestellt werden (vgl.
ausführlich die Begründung zu Nummer 23).

Die Pflicht, auch Änderungen der inländischen Geschäftsan-
schrift anzumelden, ergibt sich künftig aus § 31 HGB (vgl.
Artikel 3 Nr. 8). Die betroffenen Gesellschaften haben zu-
dem auch ein eigenes Interesse daran, ständig für die Rich-
tigkeit des Registers zu sorgen. Denn an die Verletzung der
Aktualisierungspflicht ist die erleichterte öffentliche Zustel-
lung nach diesem Entwurf geknüpft. Der Hintergrund ist
auch hier, dass es der Gesellschaft nicht ermöglicht werden
darf, beispielsweise durch Unterlassen von Änderungsmit-
teilungen bei Verlegung der Geschäftsräume, durch Schlie-
ßung des Geschäftslokals, durch Umzug des Geschäftsfüh-
rers ins Ausland, durch Zulassen der Führungslosigkeit oder
Ähnlichem sich den Gläubigern zu entziehen.

Zu Nummer 10 (Änderung von § 9)

Da sich nach der vorgeschlagenen Fassung des § 14 die
Höhe der Einlageverpflichtung nach dem bei der Errichtung
der Gesellschaft im Gesellschaftsvertrag festgesetzten
Nennbetrag des jeweiligen Geschäftsanteils richtet, ist der
Nennbetrag des jeweiligen Geschäftsanteils Bezugsgröße
dafür, ob der Gesellschafter durch die Erbringung der Sach-
einlage seine Einlageverpflichtung erfüllt. Dies wird in Ab-
satz 1 Satz 1 sprachlich nachvollzogen.

Die Ergänzung durch einen neuen Satz 2 stellt in diesem
Zusammenhang klar, dass die Differenzhaftung nach § 9
Abs. 1 andere denkbare Ansprüche aus anderen Rechtsgrün-
den, also insbesondere Ansprüche auf ein durch den Wert der
Sacheinlage nicht vollständig gedecktes Agio, nicht aus-
schließt. Entsprechendes gilt über den künftig in § 19 Abs. 4
Satz 1 vorgesehenen Verweis auf § 9 zugleich auch im Fall
einer verdeckten Sacheinlage.

Zu Nummer 11 (Änderung von § 9a Abs. 4)

Durch die Änderung wird dem Umstand Rechnung getragen,
dass der Gesellschafter bei Errichtung der Gesellschaft keine
„Stammeinlage“, sondern einen „Geschäftsanteil“ über-
nimmt.

Zu Nummer 12 (Änderung von § 9c Abs. 1)

Die Werthaltigkeitskontrolle des Registergerichts bei Sach-
einlagen wird künftig in Anlehnung an die Rechtslage bei
der Aktiengesellschaft (§ 38 Abs. 2 Satz 2 AktG) auf die

Frage beschränkt, ob eine „nicht unwesentliche“ Überbe-
wertung vorliegt. Damit wird ein inhaltlich nicht begründ-
barer Widerspruch zwischen AktG und GmbHG beseitigt.

Bislang prüft das Registergericht die Bewertung der Sach-
einlagen jedenfalls in der Theorie umfassend und lehnt bei
jeder auch nur geringfügigen Überbewertung die Eintragung
ab. Hierdurch können lange Eintragungszeiten auftreten. In
der Praxis sind jedoch bereits heute die Gerichte kaum in der
Lage, mehr als eine Plausibilitätsprüfung vorzunehmen. Es
bestehen aber unterschiedliche Handhabungen und infolge-
dessen Rechtsunsicherheiten. Mitunter wird auch bei nur be-
fürchteten Überbewertungen eine weitere, externe Prüfung
veranlasst. Um eine Überbewertung auszuschließen, wird
dabei ggf. zusätzlich zu den mit der Anmeldung eingereich-
ten Unterlagen ein Sachverständigengutachten eingeholt,
das weitere Kosten und Zeitverzögerungen verursacht. Die
Prüfung durch das Registergericht kann dennoch in der Re-
gel nur kursorisch erfolgen, denn etwa im Fall der Unterneh-
mensbewertung stehen für eine wirkliche Prüfung die zeit-
lichen Kapazitäten nicht zur Verfügung. Es ist deshalb auch
auf Grundlage der bisherigen Fassung des § 9c Abs. 1 Satz 2
nicht gewährleistet, dass der Wert der betreffenden Ver-
mögensgegenstände beim Registergericht tatsächlich genau
ermittelt wird. Die Verzögerung der Eintragung der Gesell-
schaft steht daher in keinem Verhältnis zu dem Nutzen der
Prüfung.

Künftig sind nur für den Fall, dass sich auf Grundlage der
mit der Anmeldung eingereichten Unterlagen begründete
Zweifel ergeben, die auf eine wesentliche Überbewertung
der Sacheinlage hindeuten, weitere Unterlagen anzufordern.
Bestehen keine Anhaltspunkte dafür, so ist keine Ausfor-
schungsermittlung einzuleiten, ob denn eine wesentliche
Überbewertung vorliege. Dies wird die Eintragungszeiten
beim Handelsregister deutlich verkürzen und damit die
Gründung der GmbH beschleunigen. Die Pflicht zur Ein-
reichung von Sachgründungsbericht und Unterlagen sowie
die strafrechtliche Bewehrung falscher Angaben reichen aus,
um ein vernünftiges Verhältnis zwischen Richtigkeitsgewähr
und Aufwand zu erzielen. Die Vorschrift steht damit auch im
Einklang zur Prüfung des Gerichts bei Bareinlagen.

Zu Nummer 13 (Änderung von § 10)

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 9 Buch-
stabe d. Die bei der Anmeldung anzugebende inländische
Geschäftsanschrift ist in das Handelsregister einzutragen.

Zu Buchstabe b (Änderung von Absatz 2)

Zusätzlich zu der zwingenden Eintragung einer inländischen
Geschäftsanschrift wird es den Gesellschaften in Zukunft
gestattet sein, eine Person ins Register eintragen zu lassen,
die den Gläubigern als zusätzlicher Zustellungsempfänger
neben den Vertretern der Gesellschaft dient (vgl. Begrün-
dung zu Nummer 23 Buchstabe a und Artikel 8).

Ob es sich bei dieser weiteren Empfangsperson um einen
Gesellschafter oder eine sonstige rechtsgeschäftlich emp-
fangsberechtigte Person wie beispielsweise einen Steuer-
berater oder Notar handelt, bleibt den Gesellschaften über-
lassen. Diese Regelung ist ausdrücklich nur als Option
ausgestaltet. Es handelt sich dabei nicht um eine gesetzliche
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Pflicht. Zusätzlicher Aufwand und bürokratische Auflagen
für die mittelständische Wirtschaft sollen gerade vermieden
werden. Die „normale“ GmbH und damit die ganz überwie-
gende Zahl der Gesellschaften werden keinen Grund haben,
diesen Weg einzuschlagen und werden ihn folglich auch
nicht gehen. Von der zusätzlichen Option werden vernünfti-
gerweise nur solche Gesellschaften Gebrauch machen, die
Bedenken haben, ob die eingetragene Geschäftsanschrift tat-
sächlich ununterbrochen für Zustellungen geeignet sein wird
und sich dadurch Risiken aus öffentlichen Zustellungen er-
geben könnten.

Die Anmeldung steht also im Ermessen der Gesellschaften.
Es liegt lediglich eine eintragungsfähige Tatsache vor, keine
eintragungspflichtige. Daher kommt § 15 HGB nicht unmit-
telbar zur Anwendung. Um Unklarheiten zu vermeiden, die
bei Anordnung einer entsprechenden Anwendung des § 15
HGB hätten auftreten können, bedurfte es der Klarstellung in
Halbsatz 2. Wird von der Möglichkeit der Eintragung dieser
weiteren Empfangsperson Gebrauch gemacht, so erstreckt
sich auch die Registerpublizität auf die eingetragenen Tatsa-
chen. Hierdurch werden die Gesellschaften dazu angehalten,
die Angaben zur Person stets aktuell zu halten, da ansonsten
eine Zustellung an eine nicht mehr empfangsberechtigte Per-
son droht, die dem Dritten gegenüber aufgrund des neuen
Halbsatzes 2 noch als empfangszuständig gilt. Die Ausdeh-
nung der Registerpublizität nach dem Vorbild des § 15 HGB
hilft dem Gläubiger allerdings nur in den Fällen, in denen die
rechtsgeschäftliche Vollmacht lediglich im Innenverhältnis
beendet wurde. Scheitert hingegen ein Zustellversuch an die
eingetragene Person unter der eingetragenen Anschrift aus
tatsächlichen Gründen, weil die Anschrift nämlich nicht
mehr existiert, so hilft die Fiktion der fortbestehenden Emp-
fangsberechtigung hier nicht weiter. Dem Gläubiger ist aber
nun die Möglichkeit der Zustellung nach § 185 Nr. 2 ZPO-E
eröffnet (vgl. die Begründung zu Artikel 8).

Zu Nummer 14 (Neufassung des § 14)

Satz 1 dient lediglich der Klarstellung. Bereits in dem vorge-
schlagenen § 3 Abs. 1 Nr. 4 kommt zum Ausdruck, dass der
Gesellschafter für die Übernahme eines Geschäftsanteils
eine Einlage zu übernehmen hat.

In den Sätzen 2 und 3 wird das Verhältnis zwischen dem be-
zeichneten Nennbetrag des Geschäftsanteils und der Stamm-
einlage festgelegt. Die Begriffe „Nennbetrag des Geschäfts-
anteils“ und „Stammeinlage“ wurden schon bisher in der
Praxis häufig als Synonyme verwendet. § 14 soll deutlich
machen, dass sich die Nennbeträge der Geschäftsanteile und
die Nennbeträge der Stammeinlagen grundsätzlich entspre-
chen. Die Einlageverpflichtung entsteht in der Höhe, in wel-
cher der Nennbetrag des jeweiligen Geschäftsanteils festge-
setzt wird. In der hier vorgeschlagenen Regelung wird
bewusst auf den bei der Errichtung der Gesellschaft im Ge-
sellschaftsvertrag bzw. bei der Kapitalerhöhung in der Über-
nahmeerklärung festgesetzten Nennbetrag des jeweiligen
Geschäftsanteils abgestellt. Dadurch wird klargestellt, dass
z. B. die Erhöhung des Nennbetrags der Geschäftsanteile
nach § 57h Abs. 1 im Rahmen einer Kapitalerhöhung aus
Gesellschaftsmitteln oder die Erhöhung des Nennbetrags der
Geschäftsanteile im Zuge einer Einziehung gemäß § 34 kei-
ne Erhöhung der Einlageverpflichtung zur Folge hat.

Zu Nummer 15 (Neufassung von § 16)

Zu Absatz 1

Die vorgeschlagene Änderung entspricht neben dem konkre-
ten Ziel der Missbrauchsbekämpfung auch dem allgemeinen
Anliegen, Transparenz über die Anteilseignerstrukturen der
GmbH zu schaffen und Geldwäsche zu verhindern. Diese
Transparenzforderungen entsprechen den Empfehlungen der
Financial Action Task Force on Money Laundering (FATF),
die durch die Richtlinie 2005/60/EG vom 26. Oktober 2005
zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwe-
cke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung in der
Europäischen Union umgesetzt worden sind (Artikel 7, 8, 13
Abs. 6). Die Bestimmungen zur Gesellschafterliste sind
bereits durch das Handelsrechtsreformgesetz vom 22. Juni
1998 (BGBl. I S. 1474 ff.) nachgebessert und verschärft
worden. Es bestehen jedoch weiterhin Lücken, z. B. bei der
Auslandsbeurkundung, die nunmehr geschlossen werden.

Die Änderung des § 16 lehnt sich an das Regelungsmuster
des § 67 Abs. 2 AktG an. Danach gilt künftig im Verhältnis
zur GmbH nur der in der im Handelsregister aufgenomme-
nen Gesellschafterliste Eingetragene als Gesellschafter. Eine
Gesellschafterliste ist im Handelsregister aufgenommen,
wenn sie in den für das entsprechende Registerblatt be-
stimmten Registerordner (§ 9 Abs. 1 HRV) bzw. den sog.
Sonderband der Papierregister (§ 8 Abs. 2 HRV in der bis
zum Inkrafttreten des Gesetzes über elektronische Handels-
register und Genossenschaftsregister (EHUG) vom 10. No-
vember 2006 (BGBl. I S. 2553) am 1. Januar 2007 geltenden
Fassung) aufgenommen ist. Das Abstellen auf diesen Zeit-
punkt dient der durch die Neufassung angestrebten Trans-
parenz der Anteilsverhältnisse, da die Liste ab der Aufnahme
im Handelsregister eingesehen werden kann.

Die zeitnahe Information der Geschäftsführer über die Ver-
änderung ist auch in den Fällen gewährleistet, in denen
gemäß § 40 Abs. 2 Satz 1 der Notar zur Erstellung und Ein-
reichung der Liste verpflichtet ist, da der Notar zusammen
mit der Einreichung der Liste zum Handelsregister eine ein-
fache Abschrift der Liste an die Gesellschaft zu übermitteln
hat. Es obliegt aufgrund der allgemeinen Sorgfaltspflicht den
Geschäftsführern, bei entdeckten Fehlern der Liste für eine
Berichtigung gegenüber dem Handelsregister zu sorgen.

Die Vorschrift bedeutet nicht, dass die Eintragung und die
Aufnahme der Liste in das Handelsregister für den Erwerb
des Geschäftsanteils Wirksamkeitsvoraussetzung wären. Die
Wirksamkeit der Übertragung ist – abgesehen vom neu zu
regelnden Fall des gutgläubigen Erwerbs – auch weiterhin
unabhängig von der Eintragung in die Gesellschafterliste.
Ohne die Eintragung und die Aufnahme der Liste in das
Handelsregister bleibt dem Neugesellschafter allerdings die
Ausübung seiner Mitgliedschaftsrechte verwehrt, da ihm
gegenüber der Gesellschaft erst mit Aufnahme der entspre-
chend geänderten Gesellschafterliste in das Handelsregister
die Gesellschafterstellung zukommt. Die Gesellschafterliste
wird dogmatisch an das Aktienregister bei der Namensaktie
angenähert, bei dem sich Probleme aus der relativen Rechts-
stellung nicht ergeben haben.

Die Sonderregelung in § 16 Abs. 1 Satz 2 trägt dem Bedürf-
nis der Praxis Rechnung, dem Erwerber die Möglichkeit zu
eröffnen, bereits vor Aufnahme der Liste in das Handels-
register unmittelbar nach Wirksamwerden des Erwerbs
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Rechtshandlungen in Bezug auf das Gesellschaftsverhältnis
vorzunehmen, also beispielsweise an einem satzungsändern-
den Gesellschafterbeschluss oder einer Bestellung neuer Ge-
schäftsführer mitzuwirken. Nach § 16 Abs. 1 Satz 2 sind der-
artige Rechtshandlungen zunächst schwebend unwirksam.
Sie werden wirksam, wenn die Liste unverzüglich nach Vor-
nahme der Rechtshandlung in das Handelsregister aufge-
nommen wird. Erfolgt die Aufnahme nicht unverzüglich, so
sind die Rechtshandlungen endgültig unwirksam. Unmittel-
bar nach Wirksamwerden einer Anteilsabtretung kann die
neue Gesellschafterliste elektronisch dem Handelsregister
übermittelt werden. Die Aufnahme in den Registerordner er-
folgt dann regelmäßig ebenfalls binnen sehr kurzer Zeit.

Dem eintretenden Gesellschafter steht ein Rechtsanspruch
auf Einreichung der Gesellschafterliste zum Handelsregister
zu. Eine entsprechende einklagbare Verpflichtung der Gesell-
schaft gegenüber dem Neugesellschafter ist bei § 67 Abs. 2
AktG ohne ausdrückliche gesetzliche Regelung anerkannt.
Gleiches gilt aufgrund der Parallelität der Vorschriften künf-
tig auch für die GmbH. Insbesondere finden auch für den An-
spruch auf Einreichung der Gesellschafterliste die Regeln des
einstweiligen Rechtsschutzes Anwendung. In der Praxis wird
es auf diese Rechtsfragen aber nur sehr selten ankommen. In
der Zukunft wird nämlich im Normalfall der rechtsgeschäftli-
chen Anteilsabtretung die Einreichung der geänderten Gesell-
schafterliste im Zusammenhang mit der Beurkundung vom
Notar veranlasst werden (§ 40 Abs. 2 Satz 1).

Abgesehen davon gilt aber, dass mit dem Anteilserwerb ein
gesetzliches Schuldverhältnis zwischen dem jeweiligen Ge-
sellschafter und der Gesellschaft entsteht, aufgrund dessen
dem ausscheidenden wie dem eintretenden Gesellschafter
ein Anspruch auf unverzügliche Aktualisierung der Gesell-
schafterliste zusteht. Bereits nach allgemeinem bürgerlichem
Leistungsstörungsrecht folgt aus der Verletzung dieser
Pflicht ein Schadensersatzanspruch. Um etwaige Zweifel zu
vermeiden, soll dieser Schadensersatzanspruch des Alt- und
des Neugesellschafters in § 40 Abs. 3 ausdrücklich fixiert
werden (vgl. Nummer 27).

Durch die Neuregelung wird der Gesellschafterbestand stets
aktuell, lückenlos und unproblematisch nachvollziehbar
sein, denn es entspricht nunmehr einem Eigeninteresse des
Erwerbers, für die Eintragung in die Gesellschafterliste
durch den Geschäftsführer Sorge zu tragen. Aber auch der
Veräußerer kann ein Interesse daran haben, sein Ausscheiden
wirksam werden zu lassen. Seit der durch die geänderte
sog. 1. Gesellschaftsrechtliche Richtlinie (2003/58/EG) ver-
anlassten vollständigen Einführung elektronischer Handels-
register in Deutschland ist eine Onlineabfrage bzw. eine
jederzeitige Einsichtnahme auch hinsichtlich der Gesell-
schafterliste möglich.

Die Vorschrift gilt nicht nur bei rechtsgeschäftlicher Über-
tragung durch Abtretung, sondern bei allen Formen des
Anteilsübergangs, insbesondere bei der Gesamtrechtsnach-
folge. Die Verkehrsfähigkeit von GmbH-Anteilen wird
hierdurch nicht eingeschränkt, da die Eintragung in die Ge-
sellschafterliste sehr zeitnah erfolgen kann, wozu auch die
elektronische Einreichung zum Handelsregister beiträgt.

Zu Absatz 2

Im neu gefassten § 16 Abs. 2 wird die bisherige Regelung in
§ 16 Abs. 3 aufgegriffen. Zeitlicher Anknüpfungspunkt ist

hierfür – Absatz 1 folgend – nicht mehr die Anmeldung des
Erwerbs bei der Gesellschaft, sondern der Zeitpunkt der
Aufnahme der aktualisierten Gesellschafterliste im Handels-
register. Für die bisherige Regelung in § 16 Abs. 2 besteht
kein gesondertes Regelungsbedürfnis, da sich die dort gere-
gelten Rechtsfolgen bisher schon aus § 16 Abs. 1 ableiten
ließen.

Zu Absatz 3

Mit dem neuen § 16 Abs. 3 wird der gutgläubige Erwerb von
Geschäftsanteilen ermöglicht. Bislang geht der Erwerber
eines Geschäftsanteils das Risiko ein, dass der Anteil einem
anderen als dem Veräußerer zusteht. In der Praxis hat der
Erwerber zwei Möglichkeiten, dieses Risiko zu minimieren.
Verlangt der Erwerber vom Veräußerer eine möglichst
lückenlose Vorlage aller relevanten Abtretungsurkunden bis
zurück zur Gründungsurkunde, so ist dies für den Veräußerer
– wenn überhaupt – häufig nur mit hohem Aufwand mög-
lich. Selbst dann ist nicht sicher, dass die beurkundeten
Abtretungen auch materiell wirksam sind. Der Erwerber
verlangt daher vom Veräußerer eine Garantie, dass der Ge-
schäftsanteil dem Veräußerer zusteht. Auch wenn der Erwer-
ber den Veräußerer aus dieser Rechtsmängelhaftung in An-
spruch nimmt, kann aber der Veräußerer dem Erwerber
gegen den Willen des wahren Berechtigten den Anteil nicht
verschaffen. Hat der Erwerber das von der Gesellschaft be-
triebene Unternehmen bereits nach seinen Vorstellungen
umgestaltet, bevor der Dritte sein Recht geltend macht, ist
die Rückabwicklung des Anteilskaufvertrags oft mit großen
Schwierigkeiten verbunden. Insgesamt ist dies ein schwer-
fälliges System mit unnötig hohen Transaktionskosten und
Rechtsunsicherheiten.

Der Entwurf begegnet diesen Schwierigkeiten dadurch, dass
mit der Aufnahme der Gesellschafterliste im Handelsregister
nicht nur der in der Liste eingetragene Gesellschafter gegen-
über der Gesellschaft legitimiert ist, sondern auch gegenüber
Dritten Vertrauensschutz entsteht. Die Vorschrift lehnt sich
teilweise an § 892 BGB an. Wer einen Geschäftsanteil oder
etwa ein Pfandrecht daran erwirbt, soll darauf vertrauen dür-
fen, dass die in der Gesellschafterliste verzeichnete Person
auch wirklich Gesellschafter ist. Das Handelsregister trägt
zur Sicherheit des Rechtsverkehrs bei, da nach jeder Verän-
derung in den Beteiligungsverhältnissen eine aktuelle Ge-
sellschafterliste zum Handelsregister eingereicht werden
muss und dann – online – allgemein zugänglich ist. Seit der
Einführung des elektronischen Handelsregisters können die
Gesellschafterlisten auch in ihrer historischen Entwicklung
eingesehen werden, so dass Veränderungen transparent sind.

Da die Gesellschafterliste privat geführt wird und das Han-
delsregister nicht prüfende, sondern nur verwahrende und
eine die allgemeine Kenntnisnahme ermöglichende Stelle
ist, ist ein vollständiger Gleichlauf zum guten Glauben an
den Inhalt des Grundbuchs wegen des Fehlens einer stren-
gen, objektiven und vorgelagerten Richtigkeitsprüfung der
Liste jedoch nicht möglich. Er ist zur Erreichung des gesetz-
geberischen Ziels aber auch nicht nötig. Den an der Ab-
tretung beteiligten Personen sollen die Mühen, Kosten und
Unsicherheiten der mitunter sehr langen Abtretungskette seit
Gründung der Gesellschaft erspart werden. Es geht vor allem
um Rechtssicherheit über längere Zeiträume.
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Die Neuregelung sieht den Grundsatz vor, dass der gute
Glaube an die Verfügungsberechtigung auf der Basis der
Eintragung in der im Handelsregister aufgenommenen Liste
geschützt ist. Von diesem Grundsatz macht der Entwurf aber
eine Ausnahme für den Fall, dass die Unrichtigkeit dem
wahren Rechtsinhaber nicht zuzurechnen ist und die im Han-
delsregister aufgenommene Liste hinsichtlich des Geschäfts-
anteils weniger als drei Jahre unrichtig ist.

Dem wahren Rechtsinhaber, der sich nach Erwerb seines Ge-
schäftsanteils nicht darum gekümmert hat, dass die Gesell-
schafterliste geändert wird und seine Rechtsstellung richtig
wiedergibt, ist die Unrichtigkeit der Liste ohne Wartefrist zu-
zurechnen. Eine zurechenbare Unrichtigkeit liegt beispiels-
weise vor, wenn zunächst der Scheinerbe des früheren Ge-
sellschafters in der Gesellschafterliste eingetragen wird und
der wahre Erbe es unterlässt, die Geschäftsführer zur Einrei-
chung einer korrigierten Liste zu veranlassen.

Anders liegt der Fall, wenn einem Gesellschafter die Unrich-
tigkeit in keiner Weise zuzurechnen ist. Dies ist beispiels-
weise gegeben, wenn der Geschäftsführer ohne Wissen des
Gesellschafters eine falsche Liste einreicht, in der seine
Rechtsstellung nicht mehr vollständig aufgeführt ist. In die-
sen Fällen kann ein gutgläubiger Erwerb durch einen Dritten
erst eintreten, wenn die im Handelsregister aufgenommene
Gesellschafterliste hinsichtlich des Geschäftsanteils drei
Jahre lang unrichtig ist. Entscheidend ist, dass derjenige oder
diejenigen, die im Laufe der vorangegangenen drei Jahre als
Inhaber in der Gesellschafterliste eingetragen waren, durch-
gehend nicht die wahren Berechtigten waren. Unerheblich
ist, ob mehrere Listen eingereicht wurden, die den Ge-
schäftsanteil verschiedenen Personen zuweisen. Sämtliche
im Handelsregister aufgenommenen Gesellschafterlisten
werden insoweit als eine fortgeschriebene Liste behandelt.
Die Dreijahresfrist beginnt mit Aufnahme der Liste in das
Handelsregister, die erstmalig einen Nichtberechtigten als
Inhaber des Geschäftsanteils ausweist. Wird anschließend
eine bezüglich dieses Geschäftsanteils richtige Liste einge-
reicht, so beginnt hinsichtlich dieses Geschäftsanteils die
Dreijahresfrist erneut, wenn eine neue unrichtige Liste in das
Handelsregister aufgenommen wird.

Geschützt wird nur der gute Glaube an die Verfügungsbefug-
nis. Nichtexistente Geschäftsanteile können demnach nicht
gutgläubig erworben werden.

Die vorgesehene Regelung berücksichtigt die schutzwürdi-
gen Interessen des wahren Berechtigten. Sofern ihm die Un-
richtigkeit der Liste nicht zuzurechnen ist, hat er nach Ein-
tritt der Unrichtigkeit drei Jahre Zeit, die Zuordnung eines
Widerspruchs zur Gesellschafterliste zu veranlassen oder auf
Korrektur der Liste hinzuwirken und auf diese Weise einen
gutgläubigen Erwerb des ihm zustehenden Anteils auszu-
schließen. Da die Gesellschafterliste online einsehbar ist, ist
es dem Berechtigten auch ohne nennenswerten Aufwand
möglich, die Liste zu prüfen.

Auch der Widerspruch ist über das elektronische Handels-
register für jedermann online einsehbar. Ein solcher Wider-
spruch zerstört die Gutglaubenswirkung des Absatzes 3,
allerdings nicht die relative Gesellschafterstellung nach Ab-
satz 1. Der Widerspruch beseitigt auch nicht die Möglichkeit
des tatsächlich Berechtigten, seinen Anteil wirksam zu ver-
äußern. Besteht Uneinigkeit zwischen mehreren Prätenden-
ten, so ist diese zwischen den Beteiligten zivilrechtlich zu

klären. Gleichfalls ist in einem zivilrechtlichen Verfahren die
Verpflichtung des Geschäftsführers zur Korrektur der Liste
oder die Rücknahme eines Widerspruchs einzuklagen.

Zur Verhinderung von Missbräuchen setzt die Zuordnung
eines Widerspruchs in Anlehnung an § 899 Abs. 2 BGB
voraus, dass entweder derjenige zustimmt, gegen dessen In-
haberschaft sich der Widerspruch richtet, oder eine entspre-
chende einstweilige Verfügung vorliegt, die nur erlassen
wird, wenn der Anspruch auf Einreichung einer korrigierten
Liste glaubhaft gemacht ist.

Da die Führung der Liste den Geschäftsführern obliegt, erge-
ben sich durch die Regelung des § 16 Abs. 3 für die Regis-
tergerichte keine zusätzlichen Belastungen. Dem Geschäfts-
führer kann allerdings nicht diejenige Prüfung aufgebürdet
werden, die nach bisherigem Recht schon den Erwerber vor
erhebliche Schwierigkeiten stellt. Für die Schadensersatz-
pflicht nach dem geltenden § 40 Abs. 2 (künftig: Abs. 3) ist
anerkannt, dass der Geschäftsführer schuldhaft gehandelt
haben muss. Den Geschäftsführer wird also, wenn er über ei-
nen Gesellschafterwechsel informiert wird, aber von dessen
materieller Unwirksamkeit nichts erfährt, regelmäßig kein
Verschulden treffen. Auch der Geschäftsführer kann sich oh-
ne weitere Anhaltspunkte darauf verlassen, dass der in der
Gesellschafterliste eingetragene Gesellschafter zum Verkauf
der Anteile legitimiert war. Er nimmt die Änderung der Ge-
sellschafterliste auf Nachweis vor. Dies bedeutet, dass der
Erwerber ihm z. B. den Erwerb im Wege der Gesamtrechts-
nachfolge durch Erbschein nachweist. Eine Haftung kommt
daher vor allem in Fällen in Betracht, in denen der Ge-
schäftsführer zu Lasten des wahren Berechtigten mit dem
Veräußerer und/oder dem Erwerber kollusiv zusammen-
wirkt.

Zu Nummer 16 (Aufhebung des § 17)

Die Vorschrift kann aufgehoben werden, da im Rahmen der
Mindeststückelung nach § 5 Abs. 2 die Teilung und Zusam-
menlegung wesentlich erleichtert und zusammenfassend in
§ 46 geregelt werden. Die Aufhebung des § 17 bedeutet
zugleich die Aufhebung des Verbots, mehrere Teile von
Geschäftsanteilen gleichzeitig an denselben Erwerber zu
übertragen. Auf die Begründung zur Änderung des § 46
(Nummer 29) wird Bezug genommen.

Zu Nummer 17 (Änderung von § 19)

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 2)

Die bislang in Absatz 5 enthaltene Ausnahme von dem
grundsätzlichen Verbot der Aufrechnung durch den Gesell-
schafter gegen die Einlageforderung wird in Absatz 2 über-
führt. Erfasst wird wie bisher der Fall einer ordnungsgemäß
vereinbarten und damit auch der Prüfung durch das Register-
gericht unterworfenen sog. Sachübernahme, bei der verein-
bart wird, dass die Gesellschaft einen Vermögensgegenstand
übernimmt und die Vergütung auf die Einlagepflicht des Ge-
sellschafters angerechnet werden soll.

Zu den Buchstaben b und c (Änderung der Absätze 4 und 5)

Die bisher in Absatz 4 enthaltene Regelung ist als Folgeän-
derung zur Aufhebung der im geltenden § 7 Abs. 2 Satz 3
enthaltenen Regelung zu streichen.
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Durch die vorgeschlagene Neufassung von Absatz 4 und die
Aufhebung des Absatzes 5 werden die Rechtsfolgen sog.
verdeckter Sacheinlagen auf eine Differenzhaftung des Ge-
sellschafters beschränkt.

Die Rechtsprechung nimmt eine verdeckte Sacheinlage an,
wenn zwar formell eine Bareinlage vereinbart und geleistet
wird, die Gesellschaft bei wirtschaftlicher Betrachtung aber
aufgrund einer im Zusammenhang mit der Übernahme der
Einlage getroffenen Absprache einen Sachwert erhalten soll.
Eine solche verdeckte Sacheinlage sei in entsprechender An-
wendung des § 19 Abs. 5 wegen der damit verbundenen
Umgehung der gesetzlichen Sacheinlagevorschriften verbo-
ten. Als Rechtsfolge der verdeckten Sacheinlage wird bis-
lang die Unwirksamkeit sowohl des schuldrechtlichen Teils
der verdeckten Sacheinlage als auch des dinglichen Erfül-
lungsgeschäfts analog § 27 Abs. 3 Satz 1 AktG angenom-
men. Die Bareinlagepflicht des Inferenten besteht fort, so
dass dieser in der Insolvenz die übernommene Einlage im
wirtschaftlichen Ergebnis oft zweimal erbringen muss. Sein
Anspruch gegen die Gesellschaft auf Rückgewähr der Leis-
tung erschöpft sich hingegen mitunter in einer wertlosen In-
solvenzforderung. Die von der Rechtsprechung ermöglichte
Heilung verdeckter Sacheinlagen durch Umwandlung der
Bar- in eine Sacheinlage hat in der Praxis nur geringe Bedeu-
tung, da verdeckte Sacheinlagen häufig erst in der Insolvenz
entdeckt werden und eine Heilung in diesem Zeitpunkt nicht
mehr möglich ist. Der Entwurf sieht daher davon ab, Hei-
lungsmöglichkeiten ausdrücklich in das Gesetz aufzuneh-
men; sie werden durch den Entwurf aber keineswegs einge-
schränkt oder gar abgeschafft.

Der Entwurf ändert die zivilrechtliche Reaktion auf die ver-
deckte Sacheinlage. Künftig sollen verdeckte Sacheinlagen
in Anlehnung an die Rechtslage bei ordnungsgemäß verein-
barten und offengelegten Sacheinlagen einer Differenzhaf-
tung unterstellt werden: Erreicht der Wert der verdeckten
Sacheinlage zum Zeitpunkt der Anmeldung der Gesellschaft
bzw. zum Zeitpunkt ihrer effektiven Überlassung an die Ge-
sellschaft, wenn diese zeitlich später erfolgt, den Betrag der
übernommenen Einlage, so ist die Einlagepflicht vollständig
erfüllt; bei fehlender Vollwertigkeit liegt eine Teilerfüllung
vor und die Differenz ist in bar zu erbringen.

Die Neuregelung trägt einer zunehmenden Kritik in Praxis
und Wissenschaft an den derzeit geltenden drastischen
Rechtsfolgen verdeckter Sacheinlagen Rechnung. Tatsäch-
lich sind die Fallkonstellationen, in denen eine verdeckte
Sacheinlage vorliegen kann, oft nicht eindeutig. Zudem sind
auch an den gesellschaftsrechtlichen Kenntnisstand der Be-
teiligten im Bereich kleiner und mittelständischer Unterneh-
men keine überzogenen Erwartungen zu stellen. Die Betrof-
fenen werden daher sehr häufig von der Aufdeckung
unerkannter verdeckter Sacheinlagen überrascht und von ih-
ren Folgen hart getroffen. Das ist nicht Sinn einer gesetzli-
chen Regelung. Durch die Neuregelung wird eine sachge-
rechte Rechtsfolge erzielt, denn es wird sichergestellt, dass
der Gesellschafter die Einlage wertmäßig nur einmal leisten
muss. Aufgrund der generellen Reduzierung der Rechtsfol-
gen verdeckter Sacheinlagen auf eine Differenzhaftung des
Einlegers wird die Rechtslage erheblich vereinfacht, um das
insbesondere an die mittelständische Wirtschaft gerichtete
GmbH-Recht leicht handhabbar auszugestalten. Eine Aus-
nahme von der grundsätzlichen Erfüllungswirkung einer

verdeckten Sacheinlage für den Fall der vorsätzlichen Um-
gehung der gesetzlichen Formvorschriften ist nicht vorgese-
hen. So werden Abgrenzungsschwierigkeiten vermieden und
die Rechtssicherheit gesteigert; zudem ist zu beachten, dass
auch im Rahmen der Kapitalaufbringung im ökonomisch
sinnvollen Cash-Pool häufig verdeckte Sacheinlagen ange-
nommen werden (zur Kapitalaufbringung im Cash-Pool vgl.
auch die Begründung zu Nummer 9 Buchstabe b sowie für
den Bereich der Kapitalerhaltung die Ausführungen zu
Nummer 20).

Gläubigerschutzlücken entstehen dadurch nicht. Ist die ver-
deckte Sacheinlage vollwertig, so erscheint es nicht gerecht-
fertigt, als „Strafe“ für die reine Nichteinhaltung der forma-
len Anforderungen an eine Sachgründung die Einlage
nochmals vollständig zu verlangen.

Im Fall der fehlenden Vollwertigkeit ergibt der Wert des Ver-
mögensgegenstandes zusammen mit der Differenzleistung
des Gesellschafters den Betrag der übernommenen Einlage-
verpflichtung. Die Tatsache, dass anders als im direkten An-
wendungsfall des § 9 Abs. 1 das Sachgründungsverfahren
nicht eingehalten worden ist, bleibt dabei nicht völlig unbe-
rücksichtigt, sondern es bleibt in mehrfacher Hinsicht ein
„Sanktionsgefälle“ erhalten. So trägt nach § 19 Abs. 4 Satz 3
im Fall der verdeckten Sacheinlage der Einleger die Beweis-
last für die Vollwertigkeit seiner Leistung, da mangels ord-
nungsgemäßer Offenlegung der Sacheinlage Unklarheiten
über die Werthaltigkeit zu seinen Lasten gehen müssen. So-
fern ihm dieser – mit steigendem zeitlichem Abstand zu der
Einbringung der Sacheinlage zunehmend schwierigere –
Nachweis nicht oder nicht in voller Höhe gelingt, trifft ihn
die Haftung auf die Differenz, deren Verjährungsbeginn zu-
dem in dem Fall, dass der Vermögensgegenstand nach der
Anmeldung effektiv eingebracht wird, auf diesen Zeitpunkt
hinausgeschoben wird. Der Gesellschafter hat dadurch selbst
ein Interesse an der ordnungsgemäßen Einbringung einer
vollwertigen Sacheinlage, um nicht Jahre später in Beweis-
nöte für die Werthaltigkeit der Einlage zu geraten. Darüber
hinaus kommt eine Haftung der Gesellschafter nach § 9a
Abs. 2 bzw. der Geschäftsführer nach § 43 für einen Schaden
in Betracht, der der Gesellschaft infolge der verdeckten
Sacheinlage entstanden ist. Diese Sanktionen erscheinen
ausreichend, um die Beteiligten davon abzuhalten, die Ver-
pflichtung zur Offenlegung der Sacheinlage bewusst zu
missachten. Auch das Strafrecht erscheint als Sanktion unan-
gemessen, § 82 greift den Fall der Versicherung bei verdeck-
ter Sacheinlage daher nicht auf.

Der Anreiz zur Umgehung der Sachgründungsvorschriften
wird zudem durch die Vereinfachung der Prüfung des Regis-
tergerichts bei einer Sacheinlage und durch die Herabset-
zung des Mindestkapitals ohnehin verringert.

Die abstrakte Umschreibung der Voraussetzungen für das
Vorliegen einer verdeckten Sacheinlage in Absatz 4 Satz 1
setzt auf die in der Rechtsprechung übliche Definition auf, so
dass insofern eine Kontinuität gewahrt bleibt. Die verdeckte
Sacheinlage erfordert zwei Tatbestandsmerkmale: die wirt-
schaftliche Entsprechung und die vorherige Abrede. Ist nur
ein Tatbestandsmerkmal erfüllt, liegt eine verdeckte Sach-
einlage nicht vor, die Bareinlage ist nicht zu beanstanden,
der Vorgang ist dann möglicherweise nach § 30 zu beurtei-
len.
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Entgegen teilweise geäußerten Forderungen verzichtet der
Entwurf auf die Normierung einer festen Frist für den zeit-
lichen Zusammenhang zwischen der Übernahme der Geld-
einlage und dem Verkehrsgeschäft, den die Rechtsprechung
als Indiz für eine Abrede über den wirtschaftlichen Erfolg ei-
ner Sacheinlage wertet. Eine solche Frist wäre in jedem Fall
leicht zu unterlaufen; zudem dürfte infolge der erheblichen
Abmilderung der Rechtsfolgen verdeckter Sacheinlagen für
den Gesellschafter zugleich das Bedürfnis nach einer ent-
sprechenden Regelung sinken. Angesichts dessen würde
eine solche ausdrückliche gesetzliche Fristenregelung eher
eine zusätzliche Komplizierung des positiven Rechts anstel-
le einer Vereinfachung bringen. Die Rechtsprechung ist aber
weiterhin frei, die Voraussetzungen der verdeckten Sachein-
lage innerhalb der gegebenen Definition zu entwickeln und
Beweisregeln mit Zeitfaktoren zu verbinden.

Zu Buchstabe d (Änderung von Absatz 6)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung des
Absatzes 5.

Zu Nummer 18 (Änderung von § 22)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 15, ver-
bunden mit einer sprachlichen Modernisierung.

Zu Nummer 19 (Änderung von § 26 Abs. 1)

Die Änderung folgt aus dem vorgeschlagenen § 3 Abs. 1
Nr. 4, nach dem die Angabe der Nennbeträge der Geschäfts-
anteile notwendiger Inhalt des Gesellschaftsvertrags ist.

Zu Nummer 20 (Neufassung von § 30 Abs. 1)

Zu Satz 2 – neu –

Die Ergänzung des § 30 Abs. 1 durch einen zweiten Satz
(und parallel die Änderung des § 57 AktG) erfolgt vor dem
Hintergrund der Unsicherheit über die Zulässigkeit von Dar-
lehen und anderen Leistungen mit Kreditcharakter durch die
GmbH an Gesellschafter (upstream-loans) im Allgemeinen
und der in Konzernen sehr verbreiteten Praxis des sog.
Cash-Pooling im Besonderen. Die Praxis des Cash-Pooling
ist im Grundsatz ökonomisch sinnvoll und dient regelmäßig
auch dem Interesse von Konzerntöchtern. Die Anwendung
der Kapitalerhaltungsregeln auf das Cash-Pooling kann ab-
hängig von ihrer Interpretation international tätige Konzerne
vor erhebliche praktische Schwierigkeiten stellen. Dies wur-
de unter anderem in der Folge der neueren Rechtsprechung
des Bundesgerichtshofs (BGH II ZR 171/01 vom 24. No-
vember 2003) deutlich. Es entstand erhebliche Rechtsunsi-
cherheit für die Praxis.

Der BGH hat in seinem Urteil vom 24. November 2003 aus-
geführt, dass Kreditgewährungen an Gesellschafter, die nicht
aus Rücklagen oder Gewinnvorträgen, sondern zulasten des
gebundenen Vermögens der GmbH erfolgen, auch dann als
verbotene Auszahlungen von Gesellschaftsvermögen zu
bewerten sind, wenn der Rückzahlungsanspruch gegen den
Gesellschafter im Einzelfall vollwertig sein sollte.

Der Entwurf greift die in der Diskussion aufgeworfenen Sor-
gen der Praxis auf. Eine besondere Unsicherheit war durch
den Streit darüber entstanden, ob und wann bei einem Syn-
allagma der Gegenanspruch und bei einer Auszahlung mit

Kreditcharakter der Rückerstattungsanspruch gegen den Ge-
sellschafter nicht in Ansatz gebracht werden darf. In allen
Fällen nämlich, in denen die vertragliche Leistung an den
Gesellschafter durch einen vollwertigen Gegenleistungs-
oder Rückerstattungsanspruch gegen diesen gedeckt wird,
kann es zur Annahme einer verbotenen Auszahlung nur
kommen, wenn man den Anspruch auf Gegenleistung oder
Rückerstattung geistig ausblendet, also Abschied nimmt von
der bilanziellen Betrachtungsweise. Dies würde aber zu-
gleich den Schutz des § 30 von einem Vermögensschutz zu
einem gegenständlichen Schutz erweitern. In § 30 Abs. 1
Satz 1 heißt es jedoch, dass das „erforderliche Vermögen“
nicht ausgezahlt werden darf. Das ist auch in der Sache zu-
treffend. Das Stammkapital ist eine bilanzielle Ausschüt-
tungssperre. Der Entwurf kehrt daher eindeutig zum bilan-
ziellen Denken zurück. Für die Berechnung gelten die
allgemeinen Bilanzierungsgrundsätze. Bei einer Leistung,
die durch einen vollwertigen Gegenleistungs- oder Rück-
erstattungsanspruch gedeckt wird, wird danach ein Aktiv-
tausch vorgenommen. Die Durchsetzbarkeit der Forderung
ist Teil der Definition des Begriffs der Vollwertigkeit und be-
darf daher keiner besonderen Erwähnung. Spätere, nicht vor-
hersehbare negative Entwicklungen der Forderung gegen
den Gesellschafter und bilanzielle Abwertungen führen nicht
nachträglich zu einer verbotenen Auszahlung. Es kann dann
aber ein Sorgfaltspflichtverstoß des Geschäftsführers gege-
ben sein, der diese Forderungen stehen ließ, obwohl er sie
hätte einfordern können. Spätere Abwertungen können auch
zur Verlustanzeigepflicht nach § 49 Abs. 3 führen.

Die Vorschrift will es den Gesellschaften erleichtern, mit ih-
ren Gesellschaftern – vor allem auch im Konzern – alltägli-
che und wirtschaftlich sinnvolle Leistungsbeziehungen zu
unterhalten und abzuwickeln. Diese muss das Gesetz rei-
bungslos ermöglichen. Daher kehrt der Entwurf zur bilan-
ziellen Betrachtungsweise zurück, die bis zum November
2003 problemlos anerkannt war. Keineswegs soll diese klä-
rende Regelung das Ausplündern von Gesellschaften ermög-
lichen oder erleichtern. Dies wird durch die ausdrückliche
Einführung des Vollwertigkeits- und des Deckungsgebots
gewährleistet. Die Vollwertigkeit der Rückzahlungsforde-
rung ist eine nicht geringe Schutzschwelle. Ist der Gesell-
schafter z. B. eine mit geringen Mitteln ausgestattete
Erwerbsgesellschaft oder ist die Durchsetzbarkeit der Forde-
rung aus anderen Gründen absehbar in Frage gestellt, dürfte
die Vollwertigkeit regelmäßig zu verneinen sein. Das De-
ckungsgebot bedeutet, dass bei einem Austauschvertrag der
Zahlungsanspruch gegen den Gesellschafter nicht nur voll-
wertig sein muss, sondern auch wertmäßig nach Marktwer-
ten und nicht nach Abschreibungswerten den geleisteten Ge-
genstand decken muss. Die Gläubigerschutzvorschrift des
§ 30 ist im Übrigen vor dem Hintergrund anderer Schutz-
instrumente im Gesellschaftsrecht zu sehen, dem Delikts-
recht, den Rechtsprechungsregeln über den existenzvernich-
tenden Eingriff, der Geschäftsführerhaftung nach § 43 und
der Insolvenzanfechtung. Sie ist auch vor dem Hintergrund
des neuen § 64 Abs. 2 zu sehen, der ausdrücklich und ziel-
genau Ausplünderungen durch Gesellschafter im Vorfeld der
Insolvenz adressiert.

Für die Prüfung, ob eine Auszahlung nach Satz 1 vorliegt,
dürfen Rückzahlungsansprüche, die sich aus einer Verlet-
zung des Satzes 1 ergeben, natürlich nicht in Ansatz gebracht
werden. Das bedarf deshalb keiner ausdrücklichen Erwäh-
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nung, da es keine sinnvolle Annahme ist, das Gesetz regele
einen Zirkelschluss.

Zu Satz 3 – neu –

Durch die Anfügung eines neuen Satzes 3 soll die Fortgel-
tung der sog. Rechtsprechungsregeln zu den eigenkapital-
ersetzenden Gesellschafterdarlehen aufgegeben werden, in-
dem generell angeordnet wird, dass Gesellschafterdarlehen
und gleichgestellte Leistungen nicht wie haftendes Eigen-
kapital zu behandeln sind. Die Rechtsfigur des eigenkapital-
ersetzenden Gesellschafterdarlehens wird damit aufgegeben.
Tilgungsleistungen auf solche Forderungen können folglich
keine nach Satz 1 verbotenen Auszahlungen des zur Erhal-
tung des Stammkapitals erforderlichen Vermögens sein.

Durch den Verzicht auf die Rechtsprechungsregelungen zu
eigenkapitalersetzenden Gesellschafterdarlehen und den
gleichzeitigen Ausbau der sog. Novellenregelungen (vgl.
insbesondere Artikel 9 Nr. 5, 6, 8 und 9 sowie Artikel 11)
wird die Rechtslage erheblich einfacher und übersichtlicher
gestaltet. Wie der BGH, der damit den durch diesen Entwurf
eingeschlagenen Weg bereits vorzeichnet, in seiner neuesten
Rechtsprechung selbst ausführt, dient eine entsprechende
Neugestaltung „größerer Rechtssicherheit und einfacherer
Handhabbarkeit der Eigenkapitalgrundsätze“ (Urteil vom
30. Januar 2006, II ZR 357/03).

Als Konsequenz der Aufgabe der Rechtsprechungsregeln
kann künftig die Rückzahlung eines Gesellschafterdarlehens
nicht mehr unter Berufung auf eine analoge Anwendung des
§ 30 verweigert werden. Ernstzunehmende Schutzlücken ent-
stehen dadurch nicht oder werden durch flankierende Rege-
lungen im Anfechtungsrecht geschlossen. Die Rückzahlung
des Gesellschafterkredits ist während des normalen Lebens
der Gesellschaft grundsätzlich unproblematisch und wird erst
in der Insolvenz kritisch, so dass es wenig Bedarf für andere
Instrumente gibt; zudem werden Zahlungen im Vorfeld der
Insolvenz regelmäßig im Ein-Jahres-Zeitraum vor der Insol-
venz stattfinden und damit von § 135 InsO erfasst. Des Weite-
ren ist zugunsten der Gläubiger für den Fall der Anfechtung
außerhalb des Insolvenzverfahrens eine Korrektur der An-
fechtungsfrist nach § 6 AnfG vorgesehen. Auch wird im
Anfechtungsgesetz eine Schutzlücke geschlossen, die durch
das Fehlen einer dem geltenden § 32b entsprechenden Rege-
lung bedingt war (vgl. Artikel 11 Nr. 1). Zuletzt ist auf die
geplante Neuregelung in § 64 Satz 3 hinzuweisen, die schon
die Zahlungsunfähigkeit herbeiführende Leistungen an Ge-
sellschafter dem Zahlungsverbot unterwirft.

Zu Nummer 21 (Änderung von § 31 Abs. 5)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 17
Buchstabe d.

Zu Nummer 22 (Aufhebung der §§ 32a und 32b)

Die Regelungen zu den Gesellschafterdarlehen werden in
das Insolvenzrecht verlagert, wo sie systematisch auch hin-
gehören (vgl. insbesondere Artikel 9 Nr. 5, 6, 8 und 9). Zu-
gleich werden damit Regelungsredundanzen zwischen
GmbH-Recht und Insolvenzrecht abgebaut. Das Anliegen
von § 32a Abs. 1 ist der Sache nach seit Inkrafttreten der
InsO 1999 dort in § 39 geregelt. Auf die Qualifizierung
„kapitalersetzend“ wird künftig verzichtet. Das bedeutet

eine erhebliche Vereinfachung des Rechts der GmbH, das
sich an die mittelständische Wirtschaft richtet und folglich
vor allem einfach und leicht handhabbar sein soll. Grundge-
danke der Regelung ist, dass die Organe und Gesellschafter
der „gesunden“ GmbH einen einfachen und klaren Rechts-
rahmen vorfinden. Rückzahlungen auf Gesellschafterdarle-
hen werden überhaupt erst ein Jahr vor und in der Insolvenz
der Gesellschaft kritisch.

Zu Nummer 23 (Änderung von § 35)

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 1)

Mit der Ergänzung des § 35 Abs. 1 wird insbesondere dem
Fall vorgebeugt, dass die Gesellschafter versuchen, durch ei-
ne Abberufung der Geschäftsführer Zustellungen und den
Zugang von Erklärungen an die Gesellschaft zu vereiteln.
Dieser Praxis wird nunmehr ein Riegel vorgeschoben, indem
für den Fall der – vorliegend legal definierten – Führungs-
losigkeit der Gesellschaft jeder einzelne Gesellschafter er-
satzweise zum Empfangsvertreter für die Gesellschaft wird.
Sollte für die GmbH ein Aufsichtsrat im Sinne des § 52 be-
stellt sein, so vertreten die Mitglieder des Aufsichtsrats die
Gesellschaft anstelle der Geschäftsführer entsprechend.

Verhindert wird hierdurch insbesondere, dass der Gesell-
schaft im Fall der Vertreterlosigkeit (Führungslosigkeit)
nicht mehr zugestellt werden kann. § 170 Abs. 1 Satz 2 der
Zivilprozessordnung (ZPO) bestimmt, dass eine Zustellung
an die Gesellschaft selbst als nicht prozessfähige Person un-
wirksam ist. Vielmehr muss an den gesetzlichen oder rechts-
geschäftlichen Vertreter zugestellt werden, vgl. § 170 Abs. 1
Satz 1, § 171 Satz 1 ZPO. Ist ein solcher jedoch nicht vor-
handen, so scheitern die Gläubiger der Gesellschaft bei der
Verfolgung ihrer Ansprüche regelmäßig schon daran, dass
Zustellungen gegenüber der Gesellschaft nicht bewirkt wer-
den können.

In diesen Fällen würde den Gläubigern auch die Vorschrift
des § 185 Nr. 2 ZPO-E nicht weiterhelfen, da § 170 Abs. 1
Satz 2 ZPO einer öffentlichen Zustellung entgegensteht.
Durch die inländische Geschäftsanschrift wird lediglich ein
Ort, an dem Zustellungen möglich sind (vgl. Buchstabe b),
in das Register aufgenommen. Hierdurch allein ist den Gläu-
bigern jedoch nicht gedient, wenn die Gesellschaft führungs-
los ist, da in diesem Fall keine Person vorhanden ist, der mit
Wirkung für die Gesellschaft wirksam zugestellt werden
kann. Da von der Eintragung einer weiteren Empfangsper-
son auch abgesehen werden kann, bringt diese Möglichkeit
allein noch keine Besserung der Situation.

Demgegenüber schafft die Änderung des § 35 Abs. 1 Abhil-
fe, indem bei Führungslosigkeit der Gesellschaft die Gesell-
schafter bzw. die Mitglieder des Aufsichtsrats zu Empfangs-
vertretern für die Gesellschaft bestimmt werden. Es kommt
für die Wirkung der Norm nicht darauf an, ob die Gesell-
schafter von der Führungslosigkeit Kenntnis haben.

Zu Buchstabe b (Änderung von Absatz 2)

Durch die Neufassung des Satzes 1 wird § 35 Abs. 2 von
überflüssigen Regelungen befreit und klarer formuliert.

Die Neufassung von Satz 2, der die bisherige Regelung in
Satz 3 aufgreift, stellt eine Folgeänderung zu Buchstabe a
dar.
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Durch die Regelungen des neugefassten Satzes 3 sowie des
neuen Satzes 4 wird das Verfahren des Zugangs von Willens-
erklärungen sowie für Zustellungen an die Vertreter der Ge-
sellschaft deutlich vereinfacht. Alle Vertreter der Gesell-
schaft sind nun unter der eingetragenen Geschäftsanschrift
zu erreichen. Unter dieser Geschäftsanschrift können
Schriftstücke für die Gesellschaft ohne weiteres an sie zuge-
stellt werden. Hierdurch findet eine Kanalisation auf diese
Geschäftsanschrift statt, unter der, solange dort tatsächlich
ein Geschäftslokal besteht oder der zurechenbare Rechts-
schein eines Geschäftsraums gesetzt worden ist, wirksam
Willenserklärungen zugehen und Zustellungen bewirkt wer-
den können. Sollte hier eine Zustellung unmöglich sein, so
droht den Gesellschaften künftig die Zustellung im Wege der
öffentlichen Bekanntgabe nach § 185 Nr. 2 ZPO-E (vgl. die
Ausführungen zu Artikel 8).

Die vorgesehene Regelung zum Zugang von Willenserklä-
rungen (§ 35 Abs. 2 Satz 3, 1. Alt.) begründet eine unwider-
legliche Vermutung, dass unter der eingetragenen Adresse
ein Vertreter der Gesellschaft erreicht werden kann. Irrele-
vant für den Zugang einer Willenserklärung ist also – wie
auch sonst – die tatsächliche Kenntnisnahme; die Vermutung
bezieht sich daher auf die Möglichkeit der Kenntnisnahme.
Irrelevant ist folglich ebenfalls der dem Erklärenden bekann-
te Umstand, dass die Vertreter der Gesellschaft sich dauer-
haft im Ausland aufhalten oder untergetaucht sind.

Für die Abgabe der Willenserklärung gegenüber der Gesell-
schaft unter der eingetragenen Geschäftsanschrift ist zudem
ohne Bedeutung, ob der Vertreter der Gesellschaft zutreffend
bezeichnet wird. Entscheidend ist allein, dass erkennbar zum
Ausdruck kommt, dass die Willenserklärung gegenüber der
Gesellschaft abgeben wird. Es ist daher nicht erforderlich,
dass der Erklärende weiß, dass ein Fall der Führungslosig-
keit vorliegt.

Obwohl es den im Inland tätigen Gesellschaften obliegt, ih-
ren Geschäftspartnern gegenüber erreichbar zu sein, und bei
der Verletzung dieser Verpflichtung der sofortige Übergang
zur öffentlichen Zustellung nicht unangemessen erscheint,
wird den Gesellschaften die Möglichkeit eingeräumt, diese
drastische Konsequenz abzuwenden. Künftig eröffnet § 10
Abs. 2 Satz 2 den Gesellschaften den Weg der Eintragung ei-
ner zusätzlichen Person nebst Anschrift in das Handelsregis-
ter (vgl. die Begründung zu Nummer 13). Dieser weiteren
empfangsberechtigten Person kann jederzeit zugestellt wer-
den, unabhängig davon, ob eine Zustellung an die Vertreter
der Gesellschaft unter der Geschäftsanschrift möglich ist.
Diese Variante bietet dem Gläubiger eine zusätzliche Mög-
lichkeit der Zustellung an die Gesellschaft.

Für die Gesellschaft aber bedeutet die Eintragung einer wei-
teren Empfangsperson eine zweite Chance zur Kenntnis-
erlangung von einem zuzustellenden Schriftstück, bevor der
Gläubiger den Schritt der öffentlichen Bekanntgabe gehen
kann (vgl. § 185 Nr. 2 ZPO-E). Doch bleibt es allein den Ge-
sellschaften überlassen, sich gegen öffentliche Zustellungen
in dieser Weise abzusichern. Die Kann-Vorschrift der Zustel-
lungsmöglichkeit an die Empfangsperson eröffnet folglich
eine zusätzliche Option, von der die durchschnittliche
GmbH keinen Gebrauch machen wird. An diese Person kann
nur zugestellt werden, wenn eine solche überhaupt in das
Handelsregister eingetragen wurde. Verpflichtet zur Zustel-
lung an die Person ist der Gläubiger nur nach Maßgabe von

§ 185 Nr. 2 ZPO-E, wenn die öffentliche Bekanntgabe bean-
tragt werden soll.

Zu den Buchstaben c und d (Aufhebung von Absatz 3)

Auf die Zeichnungsregeln soll zum Zwecke der Deregulie-
rung verzichtet werden. Klarheit und Sicherheit des Rechts-
verkehrs, denen die Zeichnungsregeln dienen, werden durch
die allgemeinen Vertretungsregeln des § 164 ff. BGB hin-
reichend gewährleistet. Denn aus diesen ergibt sich, dass die
Gesellschaft nur dann wirksam vertreten wird, wenn die Wil-
lenserklärung erkennbar in ihrem Namen abgegeben wird.

Zu Nummer 24 (Änderung von § 35a Abs. 4)

Durch die Änderung wird klargestellt, dass auch inländische
Zweigniederlassungen ausländischer Gesellschaften künftig
die Angaben nach § 35a Abs. 1 bis 3 auf ihren Geschäfts-
briefen machen müssen, und zwar in Form einer doppelten
Angabeverpflichtung. Diese bezieht sich sowohl auf die aus-
ländische Haupt- als auch auf die inländische Zweignieder-
lassung. Damit soll der bisherige Meinungsstreit über das
Bestehen einer doppelten Angabeverpflichtung zugunsten
einer Stärkung der Transparenz und des Gläubigerschutzes
entschieden werden.

Die Neuregelung ist vereinbar mit der Zweigniederlas-
sungsrichtlinie (89/666/EWG) und stellt eine europarechts-
konforme Berücksichtigung der aktuellen EuGH-Rechtspre-
chung dar. Die Pflichtangaben der Gesellschaft auf den
Geschäftsbriefen und Bestellscheinen ergeben sich aus dem
ausländischen Recht bzw. auch aus der 1. Gesellschaftsrecht-
lichen Richtlinie (68/151/EWG, sog. Publizitätsrichtlinie).
Die Angaben haben in deutscher Sprache zu erfolgen.
Deutsche Gesellschaften mit beschränkter Haftung und Aus-
landsgesellschaften werden damit in vollem Umfang gleich-
behandelt.

Zu Nummer 25 (Aufhebung von § 36)

§ 36 stimmt inhaltlich mit § 164 Abs. 1 BGB überein und ist
daher überflüssig.

Zu Nummer 26 (Änderung von § 39 Abs. 3)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 7.

Zu Nummer 27 (Änderung von § 40)

Bei der Aufnahme des Erfordernisses, die Geschäftsanteile
durchgehend zu nummerieren, handelt es sich um eine Fol-
geänderung zu Nummer 9 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa.

Im Übrigen kann es bei der herkömmlichen Gesellschafter-
liste bleiben. Dies minimiert auch den Prüfungsaufwand bei
den Registergerichten. Da aber an die Gesellschafterliste, die
über mehrere Jahre unrichtig und zudem widerspruchslos
geblieben ist, die Möglichkeit des gutgläubigen Erwerbs
geknüpft ist, soll die Richtigkeitsgewähr der Liste erhöht
werden.

Der Entwurf macht nicht den Vorschlag, die Gesellschafter
der Eintragungspflicht in das Handelsregister zu unterwer-
fen. Unverändert bleibt die Pflicht der Geschäftsführer, die
Liste neu zu formulieren und zu unterzeichnen. Gemäß Ab-
satz 3 haften die Geschäftsführer bei schuldhaft falscher
Ausfertigung der Liste denjenigen gegenüber auf Schadens-
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ersatz, deren Beteiligung sich geändert hat – im Fall einer
Anteilsübertragung also sowohl dem Erwerber als auch dem
Veräußerer. Nach Absatz 1 Satz 2 erfolgt die Änderung der
Liste – entsprechend der Regelung beim Aktienregister (§ 67
Abs. 3 AktG) – auf Mitteilung und Nachweis. Den Ge-
schäftsführern obliegt daher eine Prüfpflicht. Dadurch sollte
im Regelfall die gebotene Sorgfalt bei Abgabe der Liste ge-
währleistet sein. Das Registergericht nimmt die Listen ledig-
lich entgegen und hat keine inhaltliche Prüfpflicht.

Ein besonderes Eintragungsrecht gegenüber dem Register-
gericht benötigen die Gesellschafter hingegen nicht. Erlangt
das Registergericht glaubhafte Kenntnis davon, dass die Ge-
schäftsführer ihrer Verpflichtung zur Aktualisierung der Ge-
sellschafterliste nicht nachkommen, kann es sie nach § 132
Abs. 1 FGG dazu anhalten, eine neue Liste einzureichen.
Diese Kenntnis kann dem Registergericht auch dadurch ver-
mittelt werden, dass der Veräußerer oder der Erwerber dem
Registergericht die Abtretung mitteilt. Veräußerer und Er-
werber sind demnach nicht schutzlos, wenn sie Zweifel da-
ran haben, ob der Geschäftsführer eine neue Liste zum Re-
gister gereicht hat. Darüber hinaus ist nach der vorgesehenen
Neufassung des § 40 Abs. 2 der Notar zur Einreichung einer
aktualisierten Gesellschafterliste verpflichtet, sofern er an
der Veränderung mitgewirkt hat. Ferner kann ein Dritter, der
sich eines Anteils berühmt, die Zuordnung eines Wider-
spruchs herbeiführen.

Durch die vorgesehene Neufassung des § 40 Abs. 2 soll nun
der Notar verstärkt in die Aktualisierung der Gesellschafter-
liste einbezogen werden. Nicht gemeint sind Fälle, in denen
ein Notar selbst Gesellschafter war oder wird, also Beteilig-
ter ist. In den meisten Fällen der Veränderung der Personen
oder der Beteiligungshöhe wirkt ein Notar in amtlicher Ei-
genschaft mit. Diese historische Ausgangslage wird vom
vorliegenden Entwurf nicht geändert. Es bietet sich unter
dieser Voraussetzung aber an, dass der z. B. an einer Abtre-
tung eines Geschäftsanteils mitwirkende Notar zugleich da-
für Sorge trägt, dass die Einreichung der neuen Liste vollzo-
gen wird. Dadurch wird das Verfahren besonders einfach
und unbürokratisch und die Änderung der Gesellschafterlis-
te kann gelegentlich der Abtretungsbeurkundung gleich mit-
erledigt werden. Schon bisher war der Notar zu einer Mittei-
lung an das Registergericht verpflichtet. Die bisherige
Regelung in § 40 Abs. 1 Satz 2 war aber unbefriedigend, da
die Mitteilung an das Gericht erstens redundant war und die
eigentliche geänderte Liste nicht ersetzte, zweitens nach
Meinung mancher nur einen bloßen Hinweis ohne Nennung
der betroffenen Personen enthielt und drittens bereits vor
Wirksamkeit einer Abtretung erfolgte, also möglicherweise
ins Leere ging, wenn die Abtretung nachträglich am Nicht-
eintritt einer Bedingung o. Ä. noch scheiterte. Es ist daher
sinnvoll und drängt sich zur Vereinfachung der Verfah-
rensabläufe im Interesse aller Beteiligten geradezu auf, mit
der Abtretung zugleich auch die Folgeformalien mit zu erle-
digen. Ohne Eintragung in der Gesellschafterliste wird der
neue Gesellschafter relativ zur Gesellschaft nicht berechtigt.
Also muss die Berichtigung der Liste ohnehin in engem zeit-
lichem Zusammenhang mit dem Wirksamwerden der Abtre-
tung erledigt werden.

Die Formulierung „anstelle“ in § 40 Abs. 2 Satz 1 stellt klar,
dass die Erstellung und die Einreichung der Liste allein im
Verantwortungsbereich des Notars liegen. Hat ein Notar an

einer Veränderung mitgewirkt, entfällt die Verpflichtung der
Geschäftsführer zur Erstellung und Einreichung einer Liste,
die diese Veränderung umsetzt. Die Verpflichtung der Ge-
schäftsführer zur nachfolgenden Kontrolle und zur Korrek-
tur einer aus anderen Gründen unrichtigen Liste bleibt unbe-
rührt.

Für die Pflicht des Notars, die Liste unverzüglich nach Wirk-
samwerden der Veränderung einzureichen, ist unerheblich,
ob anschließend Unwirksamkeitsgründe eintreten können.
Der Notar hat die Liste also auch dann unverzüglich nach
Wirksamwerden einer Anteilsübertragung einzureichen,
wenn die Beteiligten eine auflösende Bedingung oder eine
Rückübertragungsklausel vereinbart haben. Ihn trifft auch
keine Pflicht, den Vertrag im Hinblick auf den Eintritt der für
das Wirksambleiben maßgeblichen Umstände zu überwa-
chen. Bei Eintritt entsprechender Ereignisse besteht viel-
mehr eine Pflicht der Geschäftsführer zur Einreichung einer
weiteren Liste nach § 40 Abs. 1 Satz 1 oder es entsteht, wenn
der Notar bei dem Ereignis mitwirkt, eine neue Pflicht des
Notars aus § 40 Abs. 2 Satz 1.

Hat der Notar Zweifel, ob die Veränderung, an der er mitge-
wirkt hat, wirksam ist – etwa wegen Zweifeln an der Ge-
schäftsfähigkeit des Veräußerers – darf er erst dann eine ent-
sprechende Liste zum Handelsregister einreichen, wenn die
Zweifel beseitigt sind.

Die Übermittlung der Liste an die Gesellschaft dient der In-
formation der Gesellschafter. Dies ist zum einen wegen der
Regelung des § 16 Abs. 1 und zum anderen wegen der
Pflicht der Geschäftsführer zur Erstellung künftiger Gesell-
schafterlisten gemäß § 40 Abs. 1 notwendig. Für die Über-
mittlung der Liste gilt § 35 entsprechend. Das bedeutet: Für
die Übermittlung an einen Vertreter der Gesellschaft genügt
es, die Liste an die im Handelsregister eingetragene Ge-
schäftsanschrift zu übermitteln. Alternativ kann die Liste ei-
ner empfangsberechtigten Person nach § 10 Abs. 2 Satz 2
zugestellt werden. Im Fall der Führungslosigkeit ist die
Übermittlung an einen Gesellschafter bzw. ein Aufsichts-
ratsmitglied möglich.

Die nach § 40 Abs. 2 Satz 2 vorgesehene Bescheinigung des
Notars, die an die bereits bisher übliche Bescheinigung nach
§ 54 angelehnt ist, erhöht zusammen mit seiner vorangehen-
den Mitwirkung an der Veränderung die Richtigkeitsgewähr,
welche neben der mehrjährigen Widerspruchsmöglichkeit
den Rechtsverlust des wahren Berechtigten rechtfertigt.

In Fällen, in denen der Notar an einer Veränderung nicht mit-
wirkt (Gesamtrechtsnachfolge, Zusammenlegung oder Tei-
lung von Geschäftsanteilen), bleibt die Einreichungspflicht
mit Haftungsdrohung allein bei den Geschäftsführern.

§ 40 enthält keine ausdrückliche Regelung für den Fall, dass
ein Geschäftsführer eine Änderung der Liste vornehmen
möchte, weil er der Ansicht ist, eine Eintragung sei zu Un-
recht erfolgt. Bereits aus den allgemeinen Sorgfaltspflichten
der Geschäftsführer folgt, dass in diesem Fall – wie in § 67
Abs. 5 AktG für das Aktienregister ausdrücklich ausformu-
liert – den Betroffenen vor Veranlassung der Berichtigung
die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben ist.

Zu Nummer 28 (Änderung von § 41)

Redaktionelle Korrektur.
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Zu Nummer 29 (Änderung von § 46)

Zu Buchstabe a (Neufassung der Nummer 2)

Die Formulierung wird entsprechend der Formulierung in
§ 28 Abs. 2 vereinfacht. Der Gesellschafter übernimmt einen
Geschäftsanteil gegen die Verpflichtung, hierauf eine Ein-
lage zu erbringen. Eingefordert werden kann daher die
Einlage.

Zu Buchstabe b (Änderung der Nummer 4)

Die Vorschrift gibt die Teilung und Zusammenlegung von
Geschäftsanteilen unter der Voraussetzung der Zustimmung
der Gesellschaft frei. Indem sie das Verfahren regelt, setzt sie
die Zulässigkeit von Teilung und Zusammenlegung voraus.
Nach Aufhebung des § 17 bedarf es dazu keiner weiteren
Ausführungen.

Es ist Sache der Gesellschafter zu entscheiden, ob und was
sie an Teilungen und Zusammenlegungen zulassen wollen.
Der Grundsatz wird auch in Zukunft sein, dass jeder Gesell-
schafter einen Geschäftsanteil hat. Eine Stückelung auf
Nennbeträge von jeweils einem Euro macht, wiewohl recht-
lich zulässig, praktisch keinen Sinn. Die Zustimmung der
Gesellschaft bedarf eines Gesellschafterbeschlusses. Jede
Teilung hat die Mindeststückelung nach § 5 Abs. 2 zu beach-
ten. Dies bedarf keiner ausdrücklichen Erwähnung. Der Ka-
talog des § 46 ist dispositiv. Der Gesellschaftsvertrag kann
die Teilung und Zusammenlegung an höhere oder geringere
Voraussetzungen knüpfen. Der Grundsatz der Zustimmung
der Gesellschaft ist jedoch sinnvoll. Der Zustimmung des
Gesellschafters, dessen Geschäftsanteile von der Zusam-
menlegung oder Teilung betroffen werden, bedarf es darüber
hinaus nicht. Ist bei Zusammenlegung ein Geschäftsanteil
noch nicht voll eingezahlt oder ist er mit einer Nachschuss-
pflicht oder mit Rechten Dritter belastet oder nach dem Ge-
sellschaftsvertrag mit verschiedenen Rechten und Pflichten
ausgestattet als der andere, so kann die Gesellschaft dies bei
ihrer Zustimmung berücksichtigen. Nach Zusammenlegung
oder Teilung haben die Geschäftsführer eine aktualisierte
Gesellschafterliste zum Handelsregister einzureichen. Da
Änderungen der Liste auf Antrag und Nachweis erfolgen, ist
es dringend anzuraten, die betreffenden Gesellschafterbe-
schlüsse schriftlich zu fassen.

Zu Nummer 30 (Änderung von § 47 Abs. 2)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 5. Da die
Geschäftsanteile nicht mehr notwendigerweise durch 50 teil-
bar sein müssen, kann die Regelung in § 47 Abs. 2 nicht
mehr aufrechterhalten werden. Insbesondere sind künftig
Geschäftsanteile mit weniger als 50 Euro denkbar. Gesell-
schafter mit solchen Geschäftsanteilen müssen dennoch im
Verhältnis ihrer Beteiligung an der Gesellschaft stimm-
berechtigt sein können.

Es erscheint daher sinnvoll, für jeden Euro eines Geschäfts-
anteils, der nach neuer Rechtslage auf volle Euro lauten
muss, eine Stimme bei Abstimmungen zu gewähren. Zu er-
wägen wäre zwar auch die Vergabe jeweils einer Stimme pro
Geschäftsanteil mit einer Gewichtung im Verhältnis der Be-
teiligung an der Gesellschaft. In diesem Fall wären jedoch
bei einem Stimmrechtsausschluss eines Gesellschafters nach
§ 47 Abs. 4 schwierige und unnötige Umrechnungen erfor-
derlich. Insofern erleichtert die gewählte Lösung die Bestim-

mung der Stimmgewichte zueinander auch gegenüber der
jetzigen Rechtslage ganz erheblich. Jeder hat danach so viele
Stimmen wie Anteile. Es wird sich durch einen reduzierten
Umrechnungsaufwand wesentlich einfacher feststellen las-
sen, ob in einer Abstimmung die erforderliche Stimmen-
mehrheit zustande gekommen ist.

Zu Nummer 31 (Änderung von § 53 Abs. 2)

Beschlüsse über spätere Änderungen eines unter Verwen-
dung des in Anlage 1 enthaltenen Musters geschlossenen
Gesellschaftsvertrags sollen ebenso wie der Gründungsver-
trag nicht der Beurkundungspflicht unterfallen, sofern wei-
terhin nicht mehr als drei Gesellschafter vorhanden sind und
sich die Änderungen auf die Firma, den Sitz der Gesell-
schaft, die Höhe des Stammkapitals (bei einer Kapitalerhö-
hung ohne Vereinbarung von Sacheinlagen) oder die Aus-
wahl eines anderen der in dem Muster vorgegebenen
Unternehmensgegenstände beschränken. Eine Beurkundung
scheint hinsichtlich dieser Punkte, die schon bei der Grün-
dung variabel eingegeben werden können, auch zum Schutz
von Minderheitsgesellschaftern nicht erforderlich. Es reicht
aus, dass der Geschäftsführer die Beschlussfassung nieder-
legt und unterzeichnet; dieses Dokument ist dann im Rah-
men einer Anmeldung der Satzungsänderung dem Notar
zwecks Vornahme der Bescheinigung nach § 54 Abs. 1
Satz 2 vorzulegen.

Zu Nummer 32 (Änderung von § 55)

Wie bei der Gründung der Gesellschaft übernimmt der Ge-
sellschafter bei der Kapitalerhöhung einen Geschäftsanteil
an dem erhöhten Kapital und keine Einlage.

Bei der Änderung in Absatz 4 handelt es sich zudem um eine
Folgeänderung zu Nummer 5.

Zu Nummer 33 (Änderung von § 56)

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 1)

Die Formulierung entspricht der für § 5 Abs. 4 vorgeschla-
genen Fassung.

Zu Buchstabe b (Änderung von Absatz 2)

Durch die Änderung werden die künftig in § 19 Abs. 2 Satz
2 enthaltene Regelung zur Aufrechnung durch den Gesell-
schafter sowie die Neuregelung der Rechtsfolgen bei ver-
deckten Sacheinlagen (§ 19 Abs. 4) auf die Kapitalerhöhung
erstreckt (vgl. die Begründung zu Nummer 17). Die Aufnah-
me einer entsprechenden Verweisung in § 56 Abs. 2 ist er-
forderlich, da sich die genannten Vorschriften (anders als
z. B. die allgemeine Regelung in § 19 Abs. 2 Satz 1) auf-
grund der Bezugnahme auf § 5 Abs. 4 bzw. auf die Anmel-
dung der Gesellschaft zur Eintragung in das Handelsregister
unmittelbar nur auf die GmbH-Gründung beziehen.

Zu Nummer 34 (Änderung von § 56a)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 8.

Zu Nummer 35 (Änderung von § 57)

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 1)

Vergleiche die für § 55 vorgeschlagene Änderung (Num-
mer 32).



Drucksache 16/6140 – 46 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

Zu Buchstabe b (Änderung von Absatz 2)

Bei der Änderung in Absatz 2 Satz 1 handelt es sich um eine
Folgeänderung zu Nummer 8. In Satz 2 erfolgt eine sprach-
liche Anpassung an die unter Nummer 9 Buchstabe b vorge-
sehene Neufassung des § 8 Abs. 2 Satz 2, der künftig keine
Regelung über den Anmeldungsinhalt mehr enthält, sondern
die Auslegung des Merkmals der Leistung zur endgültigen
freien Verfügung der Geschäftsführer betrifft; zudem wird
auch die für § 8 Abs. 2 Satz 3 vorgesehene Neuregelung zur
Anforderung von Nachweisen einbezogen.

Zu Buchstabe c (Änderung von Absatz 3)

Die Formulierung entspricht der für § 8 Abs. 1 Nr. 3 (Num-
mer 9 Buchstabe a) vorgeschlagenen Änderung.

Zu Nummer 36 (Aufhebung des § 57b)

Es handelt sich um die Fortsetzung des durch das EHUG be-
gonnenen Verzichts auf Zusatzbekanntmachungen.

Zu Nummer 37 (Änderung von 57h Abs. 1)

Die Änderung steht im Zusammenhang mit Nummer 5. Auf
die entsprechenden Ausführungen hierzu wird verwiesen.

Zu Nummer 38 (Änderung von § 57l Abs. 2)

Bezüglich der Anpassung des Betrags der Geschäftsanteile
wird auf die Ausführungen unter Nummer 5 verwiesen.

Zu Nummer 39 (Änderung von § 58 Abs. 2)

Folgeänderung zu Nummer 5.

Zu Nummer 40 (Änderung von § 58a Abs. 3)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 5.

Zu Nummer 41 (Änderung von § 58f Abs. 1)

In der Formulierung kommt wiederum zum Ausdruck, dass
der Gesellschafter im Fall der Kapitalerhöhung einen neuen
Geschäftsanteil und nicht eine Stammeinlage übernimmt.

Zu Nummer 42 (Änderung von § 60 Abs. 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 17 und
Artikel 12.

Zu Nummer 43 (Änderung von § 64)

Zu Buchstabe a (Aufhebung von Absatz 1)

Hinsichtlich der Begründung wird auf die Ausführungen zu
Artikel 9 Nr. 3 verwiesen.

Zu Buchstabe b (Änderung des bisherigen Absatzes 2)

Nach bisheriger Rechtslage sind die Geschäftsführer einer
GmbH der Gesellschaft gegenüber zum Ersatz von Zah-
lungen verpflichtet, die nach Eintritt der Zahlungsunfähig-
keit oder nach Feststellung der Überschuldung geleistet wer-
den. Durch die Ergänzung des bisherigen § 64 Abs. 2 sollen
künftig die Geschäftsführer auch für Zahlungen an Gesell-
schafter haften, die die Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft
zur Folge haben mussten, es sei denn, dass dies aus Sicht

eines sorgfältigen Geschäftsführers nicht erkennbar war. Der
Entwurf ergänzt hiermit die bestehenden Mechanismen, wel-
che die Gesellschaftsgläubiger gegen Vermögensverschie-
bungen zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern schützen.

Die Neuregelung überschneidet sich mit den Schutzinstru-
menten des geltenden Rechts in mehreren Punkten: Nach
§ 30 Abs. 1 darf das zur Erhaltung des Stammkapitals erfor-
derliche Vermögen an die Gesellschafter nicht ausgezahlt
werden. Der Entwurf ergänzt dieses Verbot, indem er auch
Zahlungen erfasst, die zwar das zur Erhaltung des Stamm-
kapitals erforderliche Gesellschaftsvermögen nicht antasten,
die aber die Zahlungsunfähigkeit herbeiführen müssen und
tatsächlich auch herbeiführen. Das ist auch vor dem Hinter-
grund der Absenkung des Mindeststammkapitals eine wich-
tige Ergänzung des Gläubigerschutzes. Der § 129 ff. InsO
und das Anfechtungsgesetz beschreiben einen umfassenden
Katalog von gläubigerbenachteiligenden, insbesondere ge-
sellschafterbegünstigenden Rechtshandlungen als anfecht-
bar. Die geplante Vorschrift geht über die Anfechtungsregeln
hinaus, wenn deren zum Teil kurze Fristen abgelaufen sind,
der Gläubigerbenachteiligungsvorsatz und die entsprechen-
de Kenntnis des Empfängers nicht bewiesen werden können
und die Vermutungsregeln namentlich gegenüber naheste-
henden Personen nicht erfüllt sind.

Der erweiterte § 64 richtet sich gegen den Abzug von Ver-
mögenswerten, welche die Gesellschaft bei objektiver Be-
trachtung zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten benötigt.
Damit erfasst der Entwurf einen Teilbereich der Haftung, die
unter dem Stichwort „existenzvernichtender Eingriff“ be-
kannt geworden ist. Es finden sich in dieser Bestimmung
überdies Parallelen zum sog. solvency test. Der Entwurf
setzt nicht beim Gesellschafter als Empfänger der existenz-
bedrohenden Vermögensverschiebung an, sondern beim Ge-
schäftsführer als deren Auslöser oder Gehilfe. Vor diesem
Hintergrund beabsichtigt der Entwurf keine abschließende
Regelung der Existenzvernichtungshaftung und greift dem-
gemäß der weiteren Rechtsfortbildung nicht vor.

Mit der Änderung wird der Gefahr vorgebeugt, dass bei sich
abzeichnender Zahlungsunfähigkeit von den Gesellschaftern
Mittel entnommen werden. Der Begriff der Zahlungen ist
wie in Satz 1 nicht auf reine Geldleistungen beschränkt, son-
dern erfasst auch sonstige vergleichbare Leistungen zu Las-
ten des Gesellschaftsvermögens, durch die der Gesellschaft
im Ergebnis Liquidität entzogen wird. Indem der Entwurf
auch im neuen Satz 3 von Zahlungen spricht, ist jedenfalls
keine Einschränkung des bisherigen Begriffsverständnisses
– auch hinsichtlich der Berücksichtigung von Gegenleistun-
gen – bezweckt.

Eine Ersatzpflicht des Geschäftsführers nach dem neuen
Satz 3 setzt dabei zunächst eine Kausalität für den Eintritt
der Zahlungsunfähigkeit voraus. Dies ist z. B. dann nicht der
Fall, wenn der Gesellschaft durch eine Gegenleistung des
Gesellschafters im Ergebnis in gleichem Maße wieder liqui-
de Vermögenswerte zugeführt werden. Weiter soll der Ge-
schäftsführer keineswegs verpflichtet werden, jegliche Zah-
lungen an Gesellschafter zu ersetzen, die in irgendeiner
Weise kausal für eine – möglicherweise erst mit erheblichem
zeitlichem Abstand eintretende – Zahlungsunfähigkeit der
Gesellschaft geworden sind. Vielmehr muss die Zahlung oh-
ne Hinzutreten weiterer Kausalbeiträge zur Zahlungsunfä-
higkeit der Gesellschaft führen. Das bedeutet nicht, dass im
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Moment der Leistung die Zahlungsunfähigkeit eintreten
muss, es muss sich in diesem Moment aber klar abzeichnen,
dass die Gesellschaft unter normalem Verlauf der Dinge ihre
Verbindlichkeiten nicht mehr wird erfüllen können. Außer-
gewöhnliche Ereignisse, die die Zahlungsfähigkeit hätten
retten können, mit denen man aber im Moment der Auszah-
lung nicht rechnen konnte, bleiben außer Betracht. Das Tat-
bestandsmerkmal „führen musste“ macht umgekehrt aber
unmissverständlich deutlich, dass nicht jede Leistung ge-
meint ist, die erst nach Hinzutreten weiterer im Moment der
Zahlung noch nicht feststehender Umstände zur Zahlungs-
unfähigkeit führt. Die Ersatzpflicht besteht zudem nur in
dem Umfang („soweit“), wie der Gesellschaft tatsächlich
liquide Vermögensmittel entzogen und nicht z. B. durch eine
Gegenleistung des Gesellschafters ausgeglichen worden
sind.

Satz 2 gibt dem Geschäftsführer eine Entlastungsmöglich-
keit, wenn er die Tatbestandsmerkmale des Zahlungsverbots,
also insbesondere ihre Geeignetheit, die Zahlungsunfähig-
keit herbeizuführen, auch unter Anwendung der Sorgfalt
eines ordentlichen Kaufmanns nicht erkennen konnte. Da die
Herbeiführung der künftigen Zahlungsunfähigkeit zu den
objektiven Bedingungen des Tatbestandes gehört, betrifft der
Entlastungsbeweis Fälle, in denen der Geschäftsführer diese
subjektiv aufgrund besonderer Umstände nicht erkennen
konnte.

Die Erweiterung der Haftung der Geschäftsführer ist nur mit
Vorsicht und Zurückhaltung vorzunehmen, weil Geschäfts-
führer grundsätzlich an Weisungen der Gesellschafter ge-
bunden sind und im Falle der Fremdgeschäftsführung ein
wirtschaftliches Abhängigkeitsverhältnis zum Gesellschaf-
ter bestehen kann. Grundsätzlich muss der Geschäftsführer
Weisungen auch dann befolgen, wenn er sie für unternehme-
risch verfehlt hält. Die Weisungsgebundenheit endet jedoch
dort, wo der Geschäftsführer durch Ausführung der Weisung
eine ihn treffende gesetzliche Pflicht verletzen und sich
selbst gegenüber der Gesellschaft ersatzpflichtig machen
würde. Dementsprechend schneidet § 43 Abs. 3, auf den
§ 64 verweist, dem Geschäftsführer den Einwand ab, er habe
einen Beschluss der Gesellschafter befolgt. Zweifelt der Ge-
schäftsführer, ob eine Zahlung an die Gesellschafter gegen
den erweiterten § 64 verstoßen würde, muss er sein Amt nie-
derlegen, statt die von den Gesellschaftern gewünschte Zah-
lung vorzunehmen. Die hier vorgeschlagene Regelung ist in
ihrem Anwendungsbereich eng begrenzt und in ihren Vor-
aussetzungen klar erkennbar und stellt damit keine Überfor-
derung der Geschäftsführer dar.

Die in diesem Entwurf vorgenommene Erweiterung des § 64
hat einen starken insolvenzrechtlichen Bezug. Dies erleich-
tert es, § 64 als insolvenzrechtliche Norm zu qualifizieren
und gemäß Artikel 3 Abs. 1, Artikel 4 Abs. 1 und 2 Satz 1
der Europäischen Insolvenzverordnung (EuInsVO) auch in
Insolvenzverfahren über das Vermögen ausländischer Ge-
sellschaften anzuwenden, deren Tätigkeitsmittelpunkt in
Deutschland liegt. Die Neuregelung trägt so dazu bei, die
zum Teil geringeren Gründungsvoraussetzungen auslän-
discher Gesellschaften zu kompensieren, die bei einer Tätig-
keit in Deutschland nicht dem strengen Insolvenzrecht ihres
Herkunftsstaats unterliegen.

Zu Nummer 44 (Änderung von § 65 Abs. 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 17.

Zu Nummer 45 (Änderung von § 66 Abs. 4)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 7. Zu-
dem wird durch den uneingeschränkten Verweis auf § 6
Abs. 2 Satz 2 nunmehr auch ausdrücklich derjenige vom
Amt des Liquidators ausgeschlossen, der als Betreuter einem
Einwilligungsvorbehalt nach § 1903 BGB unterliegt.

Zu Nummer 46 (Änderung von § 71)

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 4)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu den Nummern 25
und 28.

Zu Buchstabe b (Änderung von Absatz 5)

Es wird gegenüber der bisherigen Rechtslage keine inhaltli-
che, sondern eine lediglich formale Änderung verfolgt. Das
Gewollte lässt sich gesetzestechnisch sinnvoller und über-
schaubarer durch eine entsprechende Verweisung auf § 35a
(vgl. Nummer 24) regeln. Die dort geforderten Angaben auf
den Geschäftsbriefen bezüglich der Geschäftsführer gelten
im Rahmen des § 71 entsprechend für die Angaben bezüg-
lich der Liquidatoren. Im Übrigen sind auf den Geschäfts-
briefen einer Gesellschaft in Liquidation die gleichen Anga-
ben zu machen wie im Rahmen des § 35a.

Zu Nummer 47 (Änderung von § 82 Abs. 1)

Zu Buchstabe a (Änderung der Nummer 1)

In Nummer 1 wird erneut auf die Übernahme von Geschäfts-
anteilen durch die Gesellschafter bei Errichtung der Gesell-
schaft abgestellt. Die Differenzierung zwischen der Über-
nahme der Geschäftsanteile einerseits und der Einlagever-
pflichtung andererseits kommt in der Vorschrift wiederum
zum Ausdruck. Im Übrigen handelt sich um eine Folgeände-
rung zu Nummer 8.

Zu Buchstabe b (Änderung der Nummer 5)

Nach § 13g Abs. 2 HGB-E ist künftig auch in der An-
meldung der inländischen Zweigniederlassung einer aus-
ländischen Gesellschaft mit beschränkter Haftung eine Ver-
sicherung nach § 8 Abs. 3 über das Nichtvorliegen von
Bestellungshindernissen abzugeben; Entsprechendes gilt in
Bezug auf spätere Anmeldungen für die Versicherung nach
§ 39 Abs. 3. Infolge dieser Änderungen wird auch die
Strafbarkeit nach § 82 Abs. 1 Nr. 5 auf falsche Angaben
in entsprechenden Versicherungen ausgedehnt. Auf die
ausführliche Begründung zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe b
Doppelbuchstabe bb, Nr. 4 Buchstabe a und c, Nr. 5 Buch-
stabe a und c – Änderung von § 13e Abs. 3, der §§ 13f und
13g HGB – wird im Übrigen verwiesen.

Zu Nummer 48 (Änderung von § 84 Abs. 1)

Zur Begründung vgl. die Ausführungen zu Artikel 9 Nr. 3.

Zu Nummer 49 (Aufhebung der §§ 86 und 87)

Der bisherige Wortlaut der §§ 86 und 87 wird in das neu
geschaffene Einführungsgesetz zum Gesetz betreffend die
Gesellschaften mit beschränkter Haftung überführt (vgl. Be-
gründung zu Artikel 2).



Drucksache 16/6140 – 48 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

Zu Nummer 50 (Anlagen zum GmbHG)

Vergleiche die Ausführungen zu den Nummern 2 und 8
Buchstabe c.

Zu Nummer 51 (Voranstellung einer Inhaltsübersicht)

Zum Zweck der Erhöhung der Übersichtlichkeit des Geset-
zes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
wird dem Gesetz eine Inhaltsübersicht vorangestellt. Die
Untergliederungen und Vorschriften erhalten die Bezeich-
nung und Fassung aus der Anlage zu diesem Gesetz.

Zu Artikel 2 (Einführungsgesetz zum Gesetz be-
treffend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung (GmbHG-Einfüh-
rungsgesetz – EGGmbHG))

Zu den §§ 1 und 2 (Übernahme der bisher im GmbHG ent-
haltenen Übergangsvorschriften)

Um zu verhindern, dass das GmbHG im Sechsten Abschnitt
mit Übergangsvorschriften zu Änderungsgesetzen über-
frachtet wird, werden nunmehr dem Vorbild des HGB mit
dem EGHGB und des AktG mit dem EGAktG folgend die
Übergangsvorschriften zum GmbHG in ein gesondertes Ge-
setz übernommen. Obschon für das GmbHG nicht bereits bei
dessen Einführung ein entsprechendes Einführungsgesetz
geschaffen wurde, ist ein entsprechendes Gesetz unter dieser
Bezeichnung hier angezeigt. Ein Einführungsgesetz ist nicht
nur dann angebracht, wenn das Gesetz erstmalig eingeführt
wird, sondern auch, wenn es dazu dient, spätere Ergänzun-
gen hinsichtlich ihres späteren Einführungszeitpunktes zu
definieren.

Die bisherigen im GmbHG enthaltenen Übergangsvorschrif-
ten der §§ 86 und 87 gelten als §§ 1 und 2 des EGGmbHG
fort. Die vorgenommenen geringfügigen Änderungen beru-
hen auf Anpassungen an die neue Rechtslage.

Zu § 3 (Übergangsvorschriften aufgrund des vorliegenden
Gesetzgebungsvorhabens)

Die Vorschriften enthalten sämtliche Übergangsregelungen,
die aufgrund der Änderungen des GmbHG erforderlich ge-
worden sind.

Zu Absatz 1

Die in diesem Gesetz neu vorgesehenen Anmeldungsver-
pflichtungen bezüglich einer inländischen Geschäftsanschrift
erfordern eine Regelung, ob und ggf. bis zu welchem Zeit-
punkt die bereits im Handelsregister eingetragenen Gesell-
schaften dieser Pflicht nachzukommen haben. Da dem Re-
gistergericht aufgrund der Regelung des § 24 Abs. 2 und 3
HRV die Lage der Geschäftsräume bereits mitgeteilt worden
sein sollte, besteht eine Anmeldepflicht für diese
Gesellschaften nur dann, wenn bislang noch keine inlän-
dische Anschrift mitgeteilt worden ist oder sich eine Ände-
rung ergeben hat. Zudem kann die GmbH eine von der
mitgeteilten Lage der Geschäftsräume abweichende Ge-
schäftsanschrift anmelden (vgl. Begründung zu Artikel 1
Nr. 9 Buchstabe d).

Der Pflicht zur Anmeldung der inländischen Geschäfts-
anschrift ist grundsätzlich zusammen mit der ersten die Ge-

sellschaft betreffenden Anmeldung zum Handelsregister
nachzukommen. Hier sollte auch vom Notar bei der Beglau-
bigung der Anmeldung darauf geachtet werden, dass dies
korrekt erledigt wird, um fehlerhafte Anmeldungen, Zwi-
schenbescheide und dadurch Eintragungsverzögerungen zu
vermeiden. Spätestens muss die Nachmeldung bis zum
31. März 2009 erfolgen. Die Übergangsfrist vermeidet eine
übermäßige Belastung sowohl der Register als auch der mit-
telständischen Wirtschaft. Ein vollständiger Verzicht auf
eine feste Übergangsfrist für Nachmeldungen ist dem-
gegenüber angesichts der beabsichtigten Verbesserung des
Gläubigerschutzes nicht möglich, da andernfalls insbesonde-
re die Wirkungen des § 185 Nr. 2 ZPO-E (vgl. Artikel 8)
möglicherweise auf längere Zeit nicht greifen bzw. unterlau-
fen werden könnten.

Nach Ablauf der Übergangsfrist tragen die Registergerichte
die ihnen mitgeteilten inländischen Anschriften ohne inhalt-
liche Prüfung als Geschäftsanschrift der Gesellschaft ein; die
Eintragung erfolgt kostenfrei und eine besondere Bekannt-
machung nach § 10 HGB findet nicht statt. Auch auf diese
Weise wird die Belastung in Grenzen gehalten. Zudem gilt
eine dem Registergericht mitgeteilte Geschäftsanschrift, die
im Handelsregister (über die Unternehmensträgerdaten) ab-
rufbar ist, unabhängig von dem Datum ihrer tatsächlichen
Eintragung im Handelsregister ab dem 31. März 2009 als
eingetragene Geschäftsanschrift der GmbH. Es wird damit
den Registergerichten ein gewisser Spielraum gegeben, die
Umtragung gestreckt über einen angemessenen Zeitraum
vorzunehmen. Die Geltung der mitgeteilten Geschäftsan-
schrift hilft, eine ungerechtfertigte Privilegierung einzelner
Gesellschaften aufgrund solcher Verzögerungen bei der Ein-
tragung zu vermeiden.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt, dass bei Personen, die bereits vor In-
krafttreten des MoMiG zum Geschäftsführer bestellt worden
sind, Verurteilungen nach den neu in den Katalog des § 6
Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe a, c, d und e GmbHG-E auf-
genommenen Straftaten (vgl. Artikel 1 Nr. 7) nicht zum Ver-
lust der Befähigung, Geschäftsführer einer GmbH sein zu
können, führen, wenn die Verurteilung bereits vor Inkrafttre-
ten des MoMiG rechtskräftig geworden ist. Entsprechendes
gilt für Verurteilungen wegen vergleichbarer Auslandsstraf-
taten (§ 6 Abs. 2 Satz 3 GmbHG-E). Damit wird dem Gebot
des Vertrauensschutzes Rechnung getragen.

Zu Absatz 3

Die Übergangsregelung ermöglicht den Altgesellschaften
ein allmähliches Hinweinwachsen in die Möglichkeit des
gutgläubigen Erwerbs nach § 16 GmbHG, ohne sie mit Ver-
waltungsaufwand zu belasten und ohne unangemessene Här-
ten aufgrund nachlässiger Führung der Gesellschafterlisten
in der Vergangenheit eintreten zu lassen.

Zu Absatz 4

Die Übergangsregelung bestimmt den zeitlichen Anwen-
dungsbereich der in § 8 Abs. 2 Satz 2 und § 19 Abs. 4
GmbHG-E enthaltenen Neuregelungen zur Erfüllung der
Einlageschuld.
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Zu Artikel 3 (Änderung des Handelsgesetzbuchs)

Zu den Nummern 1 bis 5, 7 bis 10 (Änderung der §§ 13,
13d, 13e, 13f, 13g, 29,
31, 106 und 107)

Die Neuregelungen stehen im Zusammenhang mit den Än-
derungen in § 8 Abs. 4, § 10 GmbHG sowie § 37 Abs. 3,
§ 39 AktG und ergänzen diese Vorschriften (vgl. im Einzel-
nen die Begründungen unter Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe d
sowie Nr. 13). Bezweckt wird eine Zustellungserleichterung
zugunsten der Gläubiger. Die Änderungen im Handelsge-
setzbuch sollen dies durch die Eintragung einer inländischen
Geschäftsanschrift, und zwar auch für Zweigniederlassun-
gen von Unternehmen sicherstellen. In diesem Zusammen-
hang ist aufgrund der Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs klarzustellen, dass die inländische Niederlassung
einer Gesellschaft, die im Ausland registriert ist, auch dann
als Zweigniederlassung im Sinne des Handelsgesetzbuchs zu
behandeln ist, wenn der Verwaltungssitz im Inland liegt und
die geschäftlichen Aktivitäten der Auslandsgesellschaft zu
100 Prozent in der inländischen Niederlassung entfaltet wer-
den. Es kann in diesen Fällen daher nicht mehr von einer
sog. Scheinauslandsgesellschaft gesprochen werden. Viel-
mehr handelt es sich um eine normale Auslandsgesellschaft,
deren inländische Geschäftsaktivität aufgrund der Zweig-
niederlassungs-Richtlinie der EU und dem deutschen Um-
setzungsrecht nach dem deutschen Handelsgesetzbuch zu
beurteilen ist.

Durch die Änderungen wird u. a. auch für inländische
Zweigniederlassungen ausländischer Gesellschaften die Ver-
pflichtung geschaffen, eine inländische Geschäftsanschrift
bei der Eintragung ins Handelsregister anzugeben. Diese Re-
gelung steht im Einklang mit den europarechtlichen Bestim-
mungen. Bereits nach derzeitiger Rechtslage ist nach § 13e
Abs. 2 bei der Eintragung einer Zweigniederlassung in das
Handelsregister die Anschrift der Gesellschaft anzugeben.
Insoweit dürfte der Anwendungsbereich der Richtlinie 89/
666/EWG über die Offenlegung von Zweigniederlassungen,
die in einem Mitgliedstaat von Gesellschaften bestimmter
Rechtsformen, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates
unterliegen, errichtet wurden, eröffnet sein. Nach Artikel 2
Abs. 1 Buchstabe a der Richtlinie erstreckt sich die Pflicht
zur Offenlegung auch auf die Angabe der Anschrift der
Zweigniederlassung. Die Verpflichtung, eine inländische
Geschäftsanschrift anzugeben, geht nicht über die von Arti-
kel 2 Abs. 1 Buchstabe a der Richtlinie vorgesehene Offen-
legungspflicht hinaus. Durch die Änderung soll eine Zustel-
lungserleichterung zugunsten der Gläubiger geschaffen
werden. So wird es Gläubigern ermöglicht, Willenserklärun-
gen wirksam zugehen zu lassen sowie Zustellungen an die
Vertreter der Gesellschaft unter der inländischen Geschäfts-
anschrift vorzunehmen (vgl. die Ausführungen zu Artikel 1
Nr. 9 Buchstabe d). Es handelt sich lediglich um eine gering-
fügige Erweiterung bereits bestehender Eintragungsanforde-
rungen, die nationale Zustellungsregelungen ergänzt. Inso-
weit ist zu beachten, dass die Regelung inländischer
Zustellungen grundsätzlich in die Kompetenz der Mitglied-
staaten fällt. Denn weder das Haager Zustellungsüberein-
kommen vom 15. November 1965 noch die Europäische Zu-
stellungsverordnung (EuZVO vom 29. Mai 2000, Nr. 1348/
2000) finden hier nach dem jeweiligen Artikel 1 Abs. 1 auf
Inlandszustellungen Anwendung.

Aufgrund der Erweiterung der §§ 29, 106 Abs. 2 Nr. 2 wer-
den auch Einzelkaufleute und Personenhandelsgesellschaf-
ten künftig verpflichtet, in der Anmeldung zur Eintragung in
das Handelsregister neben dem Ort die genaue Anschrift der
Handelsniederlassung bzw. des Sitzes anzugeben. Durch die
verbesserte Transparenz wird eine faktisch wirkende Zustel-
lungserleichterung erzielt. Der für Zustellungen an juristi-
sche Personen eingeführte vereinfachte Weg zu öffentlichen
Zustellungen bleibt allerdings den Gläubigern von Einzel-
kaufleuten und Personenhandelsgesellschaften versperrt.
Aus diesem Grunde fehlt es hier zwar an einem faktischen
Zwang zur Pflege und Aktualisierung der Eintragungen (vgl.
die Begründung zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe d); über § 13
Abs. 1 Satz 2, die §§ 31 und 107 besteht aber eine ausdrück-
liche Pflicht, auch Änderungen zur Eintragung anzumelden.

Zu der Änderung in § 13e Abs. 2 Satz 2 vgl. die Ausführun-
gen zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc.

Zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb,
Nummer 4 Buchstabe a und c und
Nummer 5 Buchstabe a und c (Änderung von § 13e

Abs. 3, der §§ 13f
und 13g)

Die Regelungen stehen im Zusammenhang mit den Ände-
rungen der Inhabilitätskataloge in § 76 AktG und § 6
GmbHG (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nr. 7) und dienen
der Schließung bekannter Lücken zwischen den verschiede-
nen nationalen Gesellschaftsrechten, um den Schutz des
Rechtsverkehrs zu wahren. Nach bisheriger Rechtslage
können die Bestellungsverbote zumal für Vertreter von
GmbHs nach § 6 Abs. 2 GmbHG in den Fällen von Aus-
landsgesellschaften mit Tätigkeitsschwerpunkt im Inland,
fälschlich als Scheinauslandsgesellschaften bezeichnet, un-
terlaufen werden. Hierbei gründen etwa Personen, die wegen
§ 6 Abs. 2 GmbHG nicht Geschäftsführer einer deutschen
GmbH sein können, eine Auslandsgesellschaft, deren ge-
schäftliche Aktivitäten ausschließlich über eine Zweig-
niederlassung in Deutschland erfolgen. Bei Gründung dieser
Auslandsgesellschaften erfolgt häufig gerade keine Kontrol-
le durch die ausländische Registrierungsbehörde, ob die Ent-
stehungsvoraussetzungen nach deutschem Recht gegeben
sind. Zwar kennen auch die jeweiligen ausländischen Gesell-
schaftsrechte Bestellungsverbote (director’s disqualifica-
tions), regelmäßig allerdings nur bei Verstößen gegen ihre
jeweiligen nationalen Rechtsvorschriften. Um zu verhin-
dern, dass die inländischen Bestellungshindernisse umgan-
gen werden, sind für die gesetzlichen Vertreter einer inländi-
schen Zweigniederlassung, die gesetzlichen Vertreter der
ausländischen Kapitalgesellschaft also, dieselben Eignungs-
voraussetzungen wie für einen Geschäftsführer einer inlän-
dischen Kapitalgesellschaft anzulegen. Die Frage, ob die
Bestellungshindernisse des § 6 Abs. 2 GmbHG bereits nach
geltendem Recht bei der Gründung einer inländischen
Zweigniederlassung einer Gesellschaft mit beschränkter
Haftung mit Sitz im Ausland zu berücksichtigen sind, ist
erst jüngst dem BGH zur Entscheidung vorgelegt worden
(Thüringer OLG, Beschluss vom 9. März 2006, DB 2006,
S. 720 ff.).

Die künftig für § 13e Abs. 3 Satz 2 geplante Regelung sieht
vor, dass gesetzliche Vertreter ausländischer Gesellschaften
eine Zweigniederlassung im Inland insbesondere dann nicht
anmelden können, wenn sie eine der in den Katalogen des
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§ 76 AktG und des § 6 GmbHG bezeichneten Straftaten be-
gangen haben. Klarzustellen ist, dass die Regelung nicht be-
deutet, dass an den deutschen Inhabilitätsvorschriften die
Fähigkeit von Personen, Organ einer Auslandsgesellschaft
zu sein, gemessen wird. Dies ist allein Aufgabe des Rechts,
dem die ausländische Gesellschaft unterliegt. Es geht bei
dieser Regelung allein darum, zu verhindern, dass Personen,
die nach deutschem Recht inhabil wären, also z. B. nicht Ge-
schäftsführer einer GmbH werden könnten, als Organe einer
Auslandsgesellschaft hier in Deutschland eine Zweignieder-
lassung eintragen lassen.

Zwar wird demzufolge die Anmeldung einer Zweignieder-
lassung einer ausländischen GmbH insoweit einer Beschrän-
kung unterworfen, als die Person des gesetzlichen Vertreters
der Auslandsgesellschaft in Deutschland bestimmte Voraus-
setzungen zu erfüllen hat. Diese Beschränkungen treffen in-
ländische Gesellschaften aber in der gleichen Weise. Die
Neuregelung verstößt daher nicht gegen höherrangiges
Europarecht. Die vorgesehenen Beschränkungen widerspre-
chen insbesondere nicht der Richtlinie 89/666/EWG über die
Offenlegung von Zweigniederlassungen, die in einem Mit-
gliedstaat von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, die
dem Recht eines anderen Mitgliedstaates unterliegen, errich-
tet wurden. Diese Richtlinie enthält lediglich Pflichten zur
Offenlegung einer Reihe von Angaben und Urkunden. Sie
enthält dagegen keine Regelung über die Eignung eines Ver-
treters einer Gesellschaft, sondern beschränkt sich darauf,
eine Offenlegungspflicht für die Bestellung, das Ausschei-
den und die Personalien der Vertreter vorzusehen.

Die Beschränkungen sind damit am Maßstab des Primär-
rechts zu überprüfen. Sie fallen in den Anwendungsbereich
der nach Artikel 43 Abs. 1 Satz 2 EG auch für die Gründung
von Agenturen, Zweigniederlassungen oder Tochtergesell-
schaften im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates
gewährleisteten Niederlassungsfreiheit. Nach der Recht-
sprechung des Gerichtshofs ist nach Artikel 43 EG jede Re-
gelung verboten, die geeignet ist, die Ausübung der durch
den EG-Vertrag garantierten grundlegenden Freiheiten
durch die Gemeinschaftsangehörigen, einschließlich der
Staatsangehörigen des Mitgliedstaates, der die Regelung er-
lassen hat, zu behindern oder weniger attraktiv zu machen
(Rs. C-19/92 Kraus, Slg. 1993, I 1663 Rn. 32).

Durch die Erstreckung der im Inland für Geschäftsführer
geltenden einschränkenden Voraussetzungen auf die Vertre-
ter von ausländischen Gesellschaften wird die Anmeldung
einer Zweigniederlassung in der Bundesrepublik Deutsch-
land zwar von zusätzlichen Voraussetzungen abhängig ge-
macht und damit jedenfalls potentiell erschwert. Im Ergeb-
nis ist diese Beschränkung der Niederlassungsfreiheit
jedoch gerechtfertigt und verstößt nicht gegen Gemein-
schaftsrecht. Wie der Gerichtshof in ständiger Rechtspre-
chung wiederholt festgestellt hat, verstoßen solche Regelun-
gen nicht gegen die grundlegenden Freiheiten des Vertrages,
die aus zwingenden Gründen des Allgemeininteresses
gerechtfertigt sind (Rs. C-55/94 Gebhard, Slg. 1995, I 4165
Rn. 37; Rs. C-208/00 Überseering, Slg. 2002, I 9919
Rn. 92), sofern sie in nichtdiskriminierender Weise ange-
wandt werden, zur Erreichung des angestrebten Ziels geeig-
net sind und nicht gegen den Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit verstoßen.

Die Ausschlusskriterien für die Vertreter von Niederlassun-
gen ausländischer Gesellschaften gelten, wie sich bereits aus

der Verweisung auf die für Vorstandsmitglieder und Ge-
schäftsführer deutscher Kapitalgesellschaften geltenden
Ausschlusstatbestände ergibt, auch für die vertretungsbe-
rechtigten Organe inländischer Gesellschaften. Eine Diskri-
minierung ausländischer Gesellschaften liegt damit nicht
vor. Als rechtfertigendes zwingendes Erfordernis kommt
hier der Schutz des geschäftlichen Verkehrs vor ungeeigne-
ten Vertretern einer Gesellschaft in Betracht. Von der Vertre-
tung ausgeschlossen werden solche Personen, die als Betreu-
ter einem Einwilligungsvorbehalt unterliegen und damit
ähnlich einem beschränkt Geschäftsfähigen zu behandeln
sind, die einem Berufsverbot unterliegen, das mit dem Ge-
genstand der Gesellschaft übereinstimmt, und die einschlä-
gige Vorstrafen aufweisen. Der Gerichtshof hat in der
Rechtssache Gebhard die Sicherung eines bestimmten Aus-
bildungsstandes als Rechtfertigungsgrund anerkannt. In
einer weiteren Entscheidung hat er die Sicherung der
Qualifikation eines bestimmten Berufsstandes und damit
der fachlichen Eignung als Rechtfertigung angesehen
(Rs. C-298/99 Kommission gegen Italien, Slg. 2002, I 3129
Rn. 38). Die hier vorliegende Anknüpfung an Merkmale, die
für eine persönliche Eignung zur ordnungsgemäßen Wahr-
nehmung geschäftlicher Belange von entscheidender Bedeu-
tung sind, stellt damit ebenfalls eine hinreichende Rechtfer-
tigung dar.

Nach den in § 13f Abs. 2 und § 13g Abs. 2 vorgesehenen
Änderungen ist künftig in der Anmeldung der inländischen
Zweigniederlassung die Versicherung abzugeben, dass keine
Bestellungshindernisse bestehen; Gleiches soll auch für die
spätere Anmeldung neuer Vorstandsmitglieder bzw. Ge-
schäftsführer gelten (§ 13f Abs. 5 und § 13g Abs. 5). Hin-
sichtlich der Belehrung nach § 53 Abs. 2 BZRG wird auf die
Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe c verwiesen.

Zu Nummer 6 (Einfügung eines § 15a)

Die Einfügung dieser Regelung steht in engem Zusammen-
hang mit der Neufassung des § 185 Nr. 2 ZPO-E (s. dazu
Artikel 8 sowie die dazugehörige Begründung). Anknüp-
fungspunkt der Verortung in diesem Abschnitt ist die Zuge-
hörigkeit zur eintragungspflichtigen Geschäftsanschrift im
Handelsregister und die durch das Handelsregister ermög-
lichte Zugangs- und Zustellungserleichterung bei juristi-
schen Personen des Handelsrechts. Der Begriff „juristische
Person“ wird deshalb verwendet, damit deutlich wird, dass
die Zustellungserleichterung nicht im Falle von Personen-
gesellschaften greift, auch wenn sie zur Eintragung einer Ge-
schäftsadresse im Handelsregister verpflichtet sind. Dies be-
trifft insbesondere die Gesellschaftsformen der OHG und
KG. Es soll vermieden werden, dass die persönlich haften-
den Gesellschafter dieser Gesellschaftsformen der erleich-
terten Zustellungsmöglichkeit unterfallen. Denn bei diesen
existiert stets eine persönliche und unbeschränkte Haftung
mindestens eines Gesellschafters, während die Haftung
juristischer Personen auf das Gesellschaftsvermögen be-
grenzt ist.

Der Begriff „juristische Person“ in diesem Zusammenhang
stellt folglich insbesondere auf die Gesellschaftsformen
GmbH und AG ab und gilt damit auch für die geschäftsfüh-
rende Gesellschaft einer GmbH & Co. KG; weiter werden
Zweigniederlassungen im Sinne des § 13e erfasst. Eine Er-
höhung des persönlichen Risikos für die hinter der juris-



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 51 – Drucksache 16/6140

tischen Person stehenden Gesellschafter allein aufgrund der
erleichterten Zugangsmöglichkeit von Willenserklärungen
entsteht nicht.

Für eingetragene Genossenschaften ist keine Änderung vor-
gesehen. Zwar sind auch Genossenschaften juristische Per-
sonen und gelten grundsätzlich als Kaufleute im Sinne des
Handelsgesetzbuchs (§ 17 des Genossenschaftsgesetzes –
GenG); zudem sind sie in das Genossenschaftsregister ein-
zutragen (§ 10 GenG). Zustellungserleichterungen wie
gegenüber Aktiengesellschaften und GmbHs erscheinen
jedoch gegenüber Genossenschaften als unnötig. Eine ver-
gleichbare Praxis, durch Wohnsitzverlagerung der gesetz-
lichen Vertreter in das Ausland eine Zustellung zu erschwe-
ren, besteht nach vorliegenden Informationen bei
eingetragenen Genossenschaften nicht.

Damit der Zugang der Willenserklärung überhaupt gemäß
den Zustellungsvorschriften der ZPO erfolgen kann, müssen
gemäß § 15a mehrere Voraussetzungen vorliegen, so dass
die juristische Person nicht schutzlos der öffentlichen Zustel-
lung gemäß der neu geschaffenen Regelung des § 185 Nr. 2
ZPO-E ausgesetzt ist. Die Voraussetzungen liegen erst vor,
wenn der Zugang der Willenserklärung nicht

1. unter der eingetragenen inländischen Anschrift oder

2. einer im Handelsregister eingetragenen Anschrift einer
für Zustellungen empfangsberechtigten Person (§ 10
Abs. 2 Satz 2 GmbHG-E, § 13e Abs. 2 Satz 4 HGB-E,
§ 39 Abs. 1 Satz 2 AktG-E) oder

3. einer ohne Ermittlungen bekannten anderen inländischen
Anschrift

möglich ist.

Der Entwurf stellt damit zugleich eindeutig und zweifelsfrei
fest: Eine Zustellung im Ausland muss in diesen Fällen
selbst dann nicht versucht werden, wenn ein ausländischer
Wohnsitz eines Geschäftsführers oder einer sonstigen emp-
fangsbereiten Person positiv bekannt ist. Ferner muss nur
dann an eine andere inländische Anschrift, die nicht im Han-
delsregister eingetragen ist, zugestellt werden, wenn diese
entweder dem Antragsteller oder dem Gericht bekannt ist.
Bekannt ist die Anschrift, wenn man sie in allen Bestandtei-
len kennt. Es ist nicht ausreichend, wenn man weiß, dass der
Geschäftsführer in Deutschland, in einer bestimmten Stadt
oder bestimmten Straße wohnt und weitere Nachforschun-
gen nötig wären, um die Anschrift zu präzisieren. Auch das
Nachfragen beim Einwohnermeldeamt oder das Nachschla-
gen im Telefonbuch ist nicht gefordert. Diese strenge Rege-
lung soll Streitigkeiten über die Wirksamkeit von Zustellun-
gen vermeiden, die entstehen könnten, wenn der die
Zustellung betreibende Gläubiger den Umfang der ihm ob-
liegenden Nachforschungen nicht im Voraus sicher bestim-
men könnte.

Beim Zugang von Willenserklärungen an Gesellschaften
stellt sich das gleiche Problem wie für die zivilprozessuale
Zustellung von Schriftstücken (vgl. Begründung zu Artikel
8). Dort, wo sich kein Geschäftslokal mehr befindet, kann
auch die Willenserklärung nicht in den Machtbereich der
Gesellschaft gelangen. Ein Zugang bleibt aus. Neben der Re-
gelung des prozessualen Zustellungsrechts ist daher auch
eine materiellrechtliche Vorschrift notwendig. Denn die pro-
zessuale Rechtsverfolgung setzt oftmals wirksame materiell-
rechtliche Willenserklärungen voraus, etwa Mahnungen,

Fristsetzungen oder Gestaltungserklärungen (Rücktritt,
Kündigung, Anfechtung etc.). Können schon diese Erklärun-
gen nicht zugehen und damit nicht wirksam werden, so fehlt
oft schon die Voraussetzung für ein anschließendes gericht-
liches Verfahren.

Der Entwurf musste daher auch diese materiellrechtliche
Seite mit in den Blick nehmen. Demgemäß wurde das für die
öffentliche Zustellung von Schriftstücken an Gesellschaften
gemäß § 185 ZPO geltende Verfahren entsprechend auf die
Zustellung von Willenserklärungen übertragen. Von einer
grundsätzlichen Neuregelung des § 132 BGB wurde Ab-
stand genommen, da sich die vorgeschlagene Änderung nur
auf juristische Personen des Handelsrechts bezieht, weshalb
eine Regelung im allgemeinen Handelsrecht ausreichend ist.

Zu den Nummern 11 und 13 (Aufhebung der §§ 129a,
172a)

Bei der Aufhebung der §§ 129a, 172a HGB handelt es sich
um eine Folgeänderung zur Aufhebung der §§ 32a und 32b
GmbHG (vgl. Artikel 1 Nr. 22). Der Regelungsgehalt gilt
aufgrund der rechtsformneutralen Formulierung der vorge-
sehenen insolvenzrechtlichen Bestimmungen zu den Gesell-
schafterdarlehen weiter. Einer Sonderregelung zur OHG und
zur KG bedarf es nicht mehr.

Zu Nummer 12 (Änderung des § 130a)

Die Regelung des Absatzes 1 und die zugehörige Regelung
in Absatz 4 werden in § 15a InsO-E überführt (Artikel 9
Nr. 3) und die entsprechenden Folgeänderungen nachvollzo-
gen. Zudem wird die vorgesehene Änderung des bisherigen
§ 64 Abs. 2 GmbHG (vgl. Artikel 1 Nr. 43) auch auf die
OHG, bei der kein persönlich haftender Gesellschafter eine
natürliche Person ist, übertragen. Entsprechendes gilt gemäß
§ 177a für die KG.

Zu Nummer 13 (Aufhebung von § 130b)

Zur Begründung wird auf die Ausführungen unter Artikel 9
Nr. 3 verwiesen.

Zu Nummer 14 (Änderung von § 177a Satz 1)

Folgeänderungen zu den unter den Nummern 12 und 13 vor-
gesehenen Änderungen der §§ 130a und 130b.

Zu Nummer 15 (Änderung von § 325a Abs. 1)

Es handelt sich um eine Anpassung an die bestehende
Rechtslage bzw. um eine Folgeänderung zu Nummer 3
Buchstabe a Doppelbuchstabe cc.

Zu Artikel 4 (Änderung des Einführungsgesetzes
zum Handelsgesetzbuch)

Es wird auf die Ausführungen zu § 3 EGGmbHG-E verwie-
sen (Artikel 2).

Zu Artikel 5 (Änderung des Aktiengesetzes)

Die Änderungen des Aktiengesetzes beruhen auf dem Ge-
danken, dass sich die insoweit hinsichtlich der Änderungen
des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter
Haftung angestellten Erwägungen (vgl. die Begründung zu
Artikel 1) auf das Recht der Aktiengesellschaften sinnvoll
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übertragen lassen. Auch hier bestehen gleichgelagerte Rege-
lungsbedürfnisse. Nicht zu übertragen ist allerdings die Ab-
senkung des Mindestkapitals, die mit diesem Gesetzentwurf
für die GmbH angestrebt wird (vgl. die Allgemeine Begrün-
dung). Dies ist schon aus europarechtlichen Gründen nicht
möglich (Kapitalrichtlinie), wäre aber zudem wegen der –
auch für die kleine AG unverändert geltenden – Struktur-
und Komplexitätsunterschiede zwischen GmbH und Aktien-
gesellschaft nicht anzuraten. Zudem soll die Deregulierung
der Sacheinlage im Aktienrecht im Rahmen der Umsetzung
der durch die Richtlinie 2006/68/EG (ABl. EU Nr. L 264
S. 32 ff.) geänderten 2. Gesellschaftsrechtlichen Richtlinie
in Angriff genommen werden und wird daher aus dem vor-
liegenden Entwurf ausgeklammert.

Zu Nummer 1 (Änderung von § 5)

Siehe hierzu im Einzelnen die Begründung zu Artikel 1
Nr. 4.

Zu Nummer 2 (Änderung von § 36 Abs. 2)

Zur Begründung vgl. die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 8
Buchstabe c.

Zu Nummer 3 (Änderung von § 37)

Zur Begründung vgl. die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 9
Buchstabe a, c und d.

Zu Nummer 4 (Änderung von § 39 Abs. 1)

Zur Begründung vgl. die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 11.

Zu Nummer 5 (Änderung von § 57 Abs. 1)

Zu Satz 3 – neu –

Die Änderung des § 57 stellt den Gleichlauf zur Änderung
des § 30 GmbHG her. Hinsichtlich der Begründung wird auf
die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 20 verwiesen.

Zu Satz 4 – neu –

Die in das Insolvenzrecht verlagerten Regelungen der §§ 32a
und 32b GmbHG erfassen künftig auch Aktiengesellschaf-
ten, so dass parallel zum GmbH-Recht (vgl. Artikel 1 Nr. 20)
auch für den Bereich des Aktienrechts auf die sog. Recht-
sprechungsregeln zu kapitalersetzenden Aktionärsdarlehen
verzichtet werden kann.

Zu Nummer 6 (Änderung von § 76 Abs. 3)

Zur Begründung vgl. die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 7.

Zu Nummer 7 (Änderung von § 78)

Zur Begründung vgl. die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 23
Buchstabe a und b.

Zu Nummer 8 (Aufhebung des § 79)

Zur Begründung vgl. die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 23
Buchstabe c.

Zu Nummer 9 (Änderung von § 80 Abs. 4)

Zur Begründung vgl. die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 24.

Zu Nummer 10 (Änderung von § 81 Abs. 3)

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Nummer 6.

Zu den Nummern 11 und 12 (Änderung der §§ 92, 93)

Hinsichtlich der Aufhebung des Absatzes 2 wird auf die Be-
gründung zu Artikel 9 Nr. 3 verwiesen.

Die Ergänzung des bisherigen § 92 Abs. 3 sowie die Folge-
änderung in § 93 dienen ebenso wie die vorgesehene Ergän-
zung des bisherigen § 64 Abs. 2 GmbHG der Schließung
von Lücken im Bereich des Schutzes der Gesellschaftsgläu-
biger vor Vermögensverschiebungen zwischen Gesellschaft
und Aktionären, die trotz des allgemeinen Verbots der Einla-
genrückgewähr (§ 57 Abs. 1 Satz 1) auch im Aktienrecht be-
stehen können. Darüber hinaus wahrt die Regelung den weit-
gehenden Gleichlauf zwischen dem Recht der AG und der
GmbH.

Zu Nummer 13 (Änderung des § 112)

Durch die Ergänzung des § 112 soll die Rechtslage bezüg-
lich der Passivvertretung klargestellt werden.

Zu Nummer 14 (Änderung des § 181 Abs. 2)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu dem im Rahmen
des EHUG vorgesehenen Verzichts auf Zusatzbekanntma-
chungen.

Zu Nummer 15 (Änderung des § 216)

Infolge des Ablaufs der Übergangsfrist nach § 5 EGAktG
kann § 216 Abs. 1 Satz 2 aufgehoben werden.

Zu Nummer 16 (Änderung des § 265 Abs. 2)

Zur Begründung vgl. die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 45.

Zu Nummer 17 (Änderung des § 399 Abs. 1)

Zu Buchstabe a (Änderung der Nummer 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 2.

Zu Buchstabe b (Änderung der Nummer 6)

Gemäß § 13f Abs. 2 HGB-E ist künftig auch in der Anmel-
dung der inländischen Zweigniederlassung einer ausländi-
schen Aktiengesellschaft eine Versicherung nach § 37
Abs. 2 über das Nichtvorliegen von Bestellungshindernissen
abzugeben; Entsprechendes gilt in Bezug auf spätere Anmel-
dungen für die Versicherung nach § 81 Abs. 3. Infolge dieser
Änderungen wird auch die Strafbarkeit nach § 399 Abs. 1
Nr. 6 auf falsche Angaben in entsprechenden Versicherun-
gen ausgedehnt.

Zu Nummer 18 (Änderung des § 401 Abs. 1)

Zur Begründung wird auf die Ausführungen zu Artikel 9
Nr. 3 verwiesen.

Zu Artikel 6 (Änderung des Einführungsgesetzes
zum Aktiengesetz)

Zu Nummer 1 (Änderung des § 4 Abs. 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 5 Nr. 14.
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Zu Nummer 2 (Einfügung der §§ 18 und 19)

Zur Begründung wird auf die Ausführungen zu § 3 Abs. 1
und 2 EGGmbHG-E verwiesen (Artikel 2).

Zu Artikel 7 (Änderung des Rechtspflegergesetzes)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 12.

Zu Artikel 8 (Änderung der Zivilprozessordnung)

Die Änderung erleichtert öffentliche Zustellungen an Gesell-
schaften, die ihre Geschäftsräume geschlossen haben und die
postalisch nicht erreichbar sind (typische Konstellation in
den sog. Missbrauchs- und Bestattungsfällen). Die Vor-
schrift ist damit zentraler Bestandteil des Reformkonzeptes
dieses Gesetzentwurfs.

Bisher sind diese Fälle durch erhebliche Verzögerungen bei
der Zustellung zu Lasten der Gläubiger gekennzeichnet.
Denn für eine (Ersatz-)Zustellung nach den §§ 178, 180, 181
fehlt es meist an einem Zustellungsadressaten bzw. an einem
Geschäftsraum. Da die Zustellung ein faktischer Vorgang ist,
helfen Fiktionen, etwa dergestalt, dass man vermutet, der
Geschäftsraum der Gesellschaft befinde sich unter der anzu-
gebenden Geschäftsanschrift, nicht weiter. Insbesondere zu
§ 181 gilt es klarzustellen: Voraussetzung der Zustellung
durch Niederlegung ist das Vorhandensein eines Geschäfts-
lokals der Gesellschaft oder der zurechenbare Rechtsschein
des Vorhandenseins eines solchen, was in den Missbrauchs-
fällen (Schließung des Geschäftslokals und kein Briefkasten
vorhanden) gerade nicht der Fall ist und auch nicht durch ei-
ne Fiktion – auch nicht einer solchen, die § 15 Abs. 1 HGB
unterfallen würde – bewirkt werden könnte.

Die Gesetzesänderung soll bei juristischen Personen den Zu-
gang zu öffentlichen Zustellungen erleichtern, ohne dabei in
Grundprinzipien des Verfahrensrechts einzugreifen. Die Zu-
stellung in Gestalt der öffentlichen Bekanntgabe bleibt Ulti-
ma Ratio, die neue Vorschrift des § 185 Nr. 2 trägt dem in
besonderem Maße Rechnung.

Berücksichtigung fand die Kritik an der öffentlichen Zustel-
lung als fiktive Form des Zugangs an die Vertreter, da mit
einer tatsächlichen Kenntniserlangung praktisch kaum zu
rechnen sei. Vor dem Hintergrund der aufgezeigten Zustel-
lungsschwierigkeiten war das Verfahren gleichwohl drin-
gend zu vereinfachen.

Zu bedenken ist auch, dass die Änderungen lediglich juris-
tische Personen betreffen, die mit ihrer Geschäftsadresse
in das Handelsregister eingetragen werden müssen. Beide
Voraussetzungen erfüllen nur die GmbH, die AG und ver-
gleichbare Auslandsgesellschaften mit inländischer Zweig-
niederlassung sowie die SE. Neben ihrer Eigenschaft als
eigenständige Rechtspersönlichkeiten unterliegen diese Ge-
sellschaften aufgrund ihrer Kaufmannseigenschaft erhöhten
rechtlichen Pflichten und Obliegenheiten. Als Beispiele
seien hier nur die Rügepflicht gemäß § 377 HGB oder die
Formfreiheit der Bürgschaft nach § 350 HGB genannt.
Durch die Änderungen im Zustellungsverfahren obliegt es
den Gesellschaften nunmehr, ihre Erreichbarkeit sicherzu-
stellen, anderenfalls droht ihnen die öffentliche Zustellung.

Der für eine öffentliche Zustellung jetzt vorgesehene Verfah-
rensablauf ist in drei Abschnitte unterteilt. Zunächst ist den
Vertretern der Gesellschaft (vgl. § 170) unter der eingetrage-

nen Geschäftsanschrift zuzustellen. Durch die Öffentlichkeit
des Handelsregisters lässt sich diese Anschrift ohne weiteres
in Erfahrung bringen. Insbesondere nach der Umstellung der
Handelsregister auf die elektronische Führung sowie der
Einführung des zentralen elektronischen Unternehmensre-
gisters zum Januar 2007 ist die Einsichtnahme in das Regis-
ter jederzeit gewährleistet. Den Regelungen liegt der Ge-
danke zugrunde, dass es den Gesellschaften obliegt, bei
Aufnahme von Geschäften entsprechende Empfangseinrich-
tungen für ihre Geschäftspartner zur Verfügung zu stellen.

Bleibt ein Zustellversuch unter der Geschäftsanschrift er-
folglos, weil unter der eingetragenen Anschrift kein Ge-
schäftslokal vorhanden ist, kommt als nächster Schritt die
Zustellung an eine eintragungsfähige weitere Empfangsper-
son nach § 10 Abs. 2 Satz 2 GmbHG-E, § 13e Abs. 2 Satz 4
HGB-E, § 39 Abs. 1 Satz 2 AktG-E in Betracht. Dieser
Zwischenschritt trägt dem Ultima-Ratio-Gedanken der
öffentlichen Zustellung Rechnung und bietet andererseits
den Gesellschaften eine zweite Chance, der öffentlichen Be-
kanntgabe vorzubeugen. Dies kann schon für die zwischen-
zeitliche Nichterreichbarkeit wegen eines Umzuges von Be-
deutung sein.

Ist aber auch bei der weiteren Empfangsperson der Zustell-
versuch erfolglos geblieben oder war eine solche Person
nicht eingetragen und ist ohne Ermittlungen auch keine an-
dere inländische Anschrift bekannt, so ist der Weg zur öf-
fentlichen Bekanntgabe ohne weitere Zwischenschritte frei.
Denn auf die zeitaufwendige und schwierige Recherche
nach den Wohnanschriften der Vertreter der Gesellschaft,
unter Umständen sogar im Ausland, kommt es wegen der
Kanalisation auf die inländische Geschäftsanschrift nicht
mehr an. Der neue § 185 Nr. 2 stellt dies klar. Zu berücksich-
tigen sind nur solche Anschriften, die sich unmittelbar aus
dem Handelsregister ergeben.

Dem Antragsteller werden keine weiteren Recherchen auf-
gezwungen, und es kommt auf ausländische Anschriften
nicht mehr an, um nach Maßgabe des neuen § 185 Nr. 2 die
öffentliche Bekanntgabe beantragen zu können. Denn eintra-
gungsfähig sind lediglich inländische Anschriften (vgl. nur
§ 8 Abs. 4, § 10 Abs. 2 Satz 2 GmbHG-E). Die Erleichte-
rung der Zustellung besteht also vor allem darin, dass es den
Gläubigern nicht mehr zugemutet wird, langwierige Recher-
chen nach etwaigen Vertretern oder deren Aufenthalt anzu-
stellen. Auch ist der Gläubiger nicht mehr verpflichtet, eine
Zustellung im Ausland zu bewirken, selbst wenn ihm die
ausländische Anschrift der Vertreter der Gesellschaft positiv
bekannt ist. Obwohl der Antragsteller von weiteren Recher-
chen entbunden ist, wird er gleichwohl im Interesse einer
zügigen Zustellung eine ihm bekannte Wohnanschrift eines
gesetzlichen Vertreters dem Gericht mitteilen, ist doch eine
direkte Zustellung im Inland weniger zeitaufwendig als die
öffentliche Bekanntgabe (vgl. § 188).

Klarzustellen ist in diesem Zusammenhang, dass der Richter
eine öffentliche Zustellung jedenfalls nicht mit der Begrün-
dung ablehnen darf, dass eine ausländische Wohnanschrift
bekannt sei und daher eine Auslandszustellung vorzuneh-
men sei, insbesondere weil die Grenze des neuen § 185 Nr. 3
(bisher § 185 Nr. 2) noch nicht erreicht sei. Dies wäre eine
unzulässige Vermischung der für § 185 Nr. 2 und 3 vorge-
sehenen Alternativen; ihre Voraussetzungen müssen nicht
kumulativ vorliegen.
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Die Ermessensentscheidung des Gerichts ist auch insoweit
durch das materielle Recht vorgeprägt, als in § 13e Abs. 3a
HGB-E, § 78 Abs. 2 AktG-E, § 35 Abs. 2 GmbHG-E eine
Obliegenheit zur Erreichbarkeit im Inland statuiert ist. Die
Verletzung wird u. a. durch die neu geschaffene Regelung
des § 185 Nr. 2 sanktioniert.

Den Gläubigern bleibt es natürlich unbenommen, die Zustel-
lung sowohl an die Vertreter der Gesellschaft als auch an die
weitere Empfangsperson parallel vorzunehmen. Denn ein
Rangverhältnis besteht nicht, empfangsberechtigt sind stets
sowohl die Vertreter als auch die Empfangsperson.

Durch die Neuregelung wird vor allem eine erhebliche Be-
schleunigung der öffentlichen Zustellung erreicht. Denn in
den Missbrauchsfällen spielt der Zeitfaktor für die Zustel-
lung von Forderungen und Titeln eine erhebliche Rolle. Je
mehr Zeit verstreicht, desto leichter ist es, zu Lasten der
Gläubiger die Vermögensverhältnisse der Gesellschaft zu
verschleiern und Vermögen zu Lasten der Insolvenzmasse
abzuziehen. Bisher waren, um die Voraussetzungen des
§ 185 Nr. 1 zu erfüllen, hohe Anforderungen zu überwinden,
so dass die öffentliche Zustellung erhebliche Zeit in An-
spruch nahm. Eingehende Nachweise und Ermittlungen wa-
ren nötig, die durch die Gläubiger beigebracht bzw. geführt
werden mussten. Denn es obliegt bislang den Parteien, im
Rahmen des § 185 Nr. 1 den unbekannten Aufenthalt der
Vertreter zu belegen.

Insbesondere die Fälle, in denen die Vertreter einer Gesell-
schaft ins Ausland abtauchten, stellten die bisherige Praxis
vor erhebliche Probleme. Nachforschungen, selbst im euro-
päischen Ausland wie z. B. Spanien oder Tschechien, sind
schwierig und mit nicht unerheblichem Aufwand und Kos-
ten verbunden. Und selbst wenn eine Anschrift ermittelt wer-
den kann, ist eine Auslandszustellung oftmals so zeitrau-
bend, dass sich der mit der Zustellung letztlich erstrebte
Erfolg des Gläubigers, finanzielle Befriedigung zu erlangen,
nicht mehr realisieren lässt.

Nunmehr müssen die im Inland am Wirtschaftsleben teilneh-
menden Gesellschaften auch die Erreichbarkeit im Inland
sicherstellen, anderenfalls kann ihnen öffentlich zugestellt
werden. Künftig wird es den Gesellschaften also nicht mehr
möglich sein, sich den Zustellungen dadurch zu entziehen,
dass ihre Vertreter unbekannt verzogen sind oder ihren Auf-
enthalt ins Ausland verlegt haben.

Die Änderung ist verfassungsrechtlich unter dem Gesichts-
punkt des Artikels 103 Abs. 1 GG (rechtliches Gehör) ver-
tretbar. Artikel 103 Abs. 1 GG fordert Regelungen, die
sicherstellen, dass der Betroffene von für ihn erheblichen In-
formationen zuverlässig Kenntnis erlangt. Bei der Ausge-
staltung dieses Rechts ist aber auch zu berücksichtigen, dass
potentielle Kläger in der Lage sein müssen, in angemessener
Zeit ihre durch Artikel 14 Abs. 1 GG geschützten Ansprüche
durchzusetzen. Hier ist abzuwägen. Insbesondere ist zu be-
rücksichtigen, dass es in der Hand der juristischen Person
liegt, bei einer Geschäftsverlegung auch die Eintragung im
Handelsregister entsprechend ändern zu lassen und damit
der öffentlichen Zustellung die Grundlage zu entziehen.
Auch bietet sich den Gesellschaften durch die Eintragung ei-
ner weiteren Empfangsperson eine zusätzliche Gelegenheit,
die Erreichbarkeit sicherzustellen. Hierdurch ist gewährleis-
tet, dass juristische Personen, deren Verantwortliche erreich-

bar sein wollen, zuverlässig von für sie erheblichen Informa-
tionen Kenntnis erlangen.

Zudem besteht bei juristischen Personen ein Bedürfnis nach
beschleunigter Zustellung, da diese einfacher und schneller
untertauchen können als natürliche Personen, insbesondere
weil sie nur eine juristische Fiktion darstellen. Aus dem zu-
letzt genannten Grund lässt sich deshalb auch eine Differen-
zierung zwischen natürlichen und juristischen Personen, die
zur Eintragung der Geschäftsanschrift im Handelsregister
verpflichtet sind, unter dem Gesichtspunkt des Artikels 3
Abs. 1 GG rechtfertigen. Hinzu kommt, dass natürliche Per-
sonen persönlich und unbeschränkt haften, während beim
Einsatz einer juristischen Person die Haftung auf das Gesell-
schaftsvermögen begrenzt werden kann.

Die alternative Erwägung, für juristische Personen die
Pflicht zur Bestellung eines inländischen Zustellungsbevoll-
mächtigten zu schaffen, ist demgegenüber nicht sinnvoll.
Sehr zweifelhaft ist zum einen, ob dies angesichts der Richt-
linie 89/666/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989
(Zweigniederlassungsrichtlinie) auch für Zweigniederlas-
sungen von Auslandsgesellschaften gelten kann. Zum ande-
ren würden sich viele der derzeitigen Probleme auch dann
stellen, wenn der Zustellungsbevollmächtigte untertaucht
oder anderweitig postalisch nicht erreichbar ist. Denn auch
durch dessen Bestellung würde keine Zustellungsfiktion ge-
schaffen. Hinzu kommt, dass ein Zustellungsbevollmächtig-
ter in aller Regel eine Vergütung verlangen wird. Dies würde
zusätzliche Kosten für die Gesellschaften produzieren und
so die Wettbewerbsfähigkeit der Rechtsform der GmbH wei-
ter beeinträchtigen. Sinnvoller war es daher, die öffentliche
Zustellung zu erleichtern, die abzuwenden den Gesellschaf-
ten ohne weiteres möglich ist.

Ebenfalls nicht aufgegriffen wurde der Vorschlag der Ein-
führung einer Zustellungsfiktion. Danach hätte eine nach-
gewiesene Absendung einer Willenserklärung an die ein-
getragene Zustellungsanschrift die Fiktion der Zustellung
ausgelöst. Das vorgeschlagene Konzept der erleichterten öf-
fentlichen Zustellung erscheint demgegenüber weniger ein-
griffsintensiv gegenüber den betroffenen Gesellschaften.

Zu Artikel 9 (Änderung der Insolvenzordnung)

Zu Nummer 1 (Änderung von § 10 Abs. 2)

Bisher kommt es im Fall der Führungslosigkeit einer Gesell-
schaft zu Verzögerungen bei der Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens, die sich erheblich zu Lasten der Gläubiger aus-
wirken können.

Im Insolvenzverfahren ist zwischen der tatsächlichen Anhö-
rung und der Gewährung rechtlichen Gehörs zu unterschei-
den. Wird vom Gesetz ausdrücklich eine Anhörung vorge-
schrieben, so unterliegt diese strengeren Anforderungen als
die Gewährung rechtlichen GehöRs. So darf die gesetzlich
vorgeschriebene Anhörung nur in den engen Grenzen des
§ 10 unterbleiben, während die Gewährung rechtlichen Ge-
hörs lediglich bedeutet, dass dem Schuldner Gelegenheit zur
Äußerung gegeben werden muss.

Bei juristischen Personen ist nach § 10 Abs. 2 grundsätzlich
jeder organschaftliche Vertreter anzuhören. Die Anhörung
der Vertreter kann nach § 10 Abs. 2 nur unterbleiben, wenn
einer der in § 10 Abs. 1 genannten Hinderungsgründe vor-
liegt. Eine übermäßige Verzögerung im Sinne von § 10
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Abs. 1 Satz 1 kann dabei auch dann gegeben sein, wenn eine
GmbH den oder die Geschäftsführer abberufen hat oder die-
se ihr Amt niedergelegt haben und kein neuer Geschäftsfüh-
rer bestellt worden ist.

Aufgrund der vorgelegten Ergänzung des § 10 Abs. 2 kann
das Gericht die Gesellschafter im Fall der Führungslosigkeit
anhören. Dem Gericht wird diesbezüglich ein Ermessen ein-
geräumt. Auf diese Weise wird die Möglichkeit geschaffen,
anhand des konkreten Einzelfalls individuell zu entscheiden,
ob eine Anhörung notwendig und sinnvoll erscheint. Dies
wird bei großen Publikumsgesellschaften selten der Fall
sein. Zu einem anderen Ergebnis wird man jedoch häufig bei
kleinen überschaubaren Kapitalgesellschaften – regelmäßig
bei GmbHs – kommen, wenn die Anhörung der beteiligten
Personen Erfolg verspricht.

Zu Nummer 2 (Änderung von § 15)

Dem nach dem vorgeschlagenen § 15a Abs. 3 (vgl. Num-
mer 3) zur Stellung eines Insolvenzantrags verpflichteten
Gesellschafter muss auch ein entsprechendes Antragsrecht
zustehen. § 15 wird daher durch die Neuregelung entspre-
chend ergänzt.

Zu Nummer 3 (Einfügung von § 15a)

Zu Absatz 1

Die bisherige Regelung der Insolvenzantragspflicht in den
einzelnen Gesellschaftsrechtsgesetzen ist historisch bedingt;
eine dogmatische Einordnung oder bewusste Entscheidung
lag dem nicht zugrunde. Anlässlich der Reform des
GmbH-Rechts ist es geboten, auf den Sinn und Zweck der
Insolvenzantragspflicht abzustellen. Dieser ist ein insolvenz-
rechtlicher. Bezweckt wird durch die Antragspflicht die
rechtzeitige Einleitung des Insolvenzverfahrens und damit
der Schutz sowohl der Altgläubiger vor weiterer Verrin-
gerung der Haftungsmasse als auch der Neugläubiger vor
Vertragsabschluss mit notleidenden Gesellschaften. Dieser
Regelungszweck ist von jeher Anliegen des Insolvenzrechts.
Die Gesellschaftsgläubiger sollen letztlich davor geschützt
werden, dass das Gesellschaftsvermögen weggegeben und
die den Gläubigern zur Verfügung stehende Masse so
geschmälert wird. Zudem besteht eine enge Verbindung
zwischen dem Insolvenzantragsrecht, welches bereits in der
Insolvenzordnung geregelt ist, und der Insolvenzantrags-
pflicht. Für eine insolvenzrechtliche Einordnung spricht
auch der Vergleich mit anderen Rechtsordnungen wie denen
in Frankreich und England. Die der deutschen Insolvenz-
verschleppungshaftung vergleichbare englische wrongful-
trading-rule wird nach englischem Verständnis als insol-
venzrechtlich angesehen und die französische action en
comblement de passif wurde bereits durch den EuGH als
insolvenzrechtlich eingeordnet.

Unabhängig von der Frage der Einordnung als gesellschafts-
oder insolvenzrechtliche Norm haben sich in den Stellung-
nahmen zum MoMiG mehrere Vorschläge für eine rechts-
formneutrale Regelung der Insolvenzantragspflicht ausge-
sprochen. Das ist sinnvoll, da die Insolvenzantragspflicht
juristische Personen und ihnen vergleichbare Gesellschaften
möglichst gleichermaßen und wortgleich erfassen sollte.
Dies betrifft folglich auch vergleichbare Auslandsgesell-
schaften, die ihren Verwaltungssitz und Betrieb im Inland

haben und deutschem Insolvenzrecht unterfallen. Dadurch
werden auch Schutzlücken vermieden. Für den Verein wird
die Sonderregelung in § 42 Abs. 2 BGB beibehalten, die der
allgemeinen Vorschrift in § 15a InsO vorgeht.

Zu Absatz 2

Die bislang in § 130a Abs. 4 HGB für die Insolvenzantrags-
pflicht enthaltene Regelung wird in die Insolvenzordnung
übertragen, so dass in den entsprechenden Fällen auch mit-
telbare organschaftliche Vertreter weiterhin der Insolvenz-
antragspflicht unterliegen.

Zu Absatz 3

Durch den Absatz 3 wird eine Stärkung des Gläubigerschut-
zes erzielt, indem die Gesellschafter im Wege einer Ersatz-
zuständigkeit selbst in die Pflicht genommen werden, bei
Zahlungsunfähigkeit bzw. Überschuldung einen Insolvenz-
antrag zu stellen. Diese Pflicht trifft die Gesellschafter bei
Führungslosigkeit der Gesellschaft. Die Antragspflicht
schon im Vorfeld der Vertreterlosigkeit, wenn der Aufenthalt
der Geschäftsführer für die Gesellschafter unbekannt ist, war
im Referentenentwurf noch vorgesehen, ist aber wegen zu
vieler Zweifelsfragen fallengelassen worden.

Eine Umgehung der Insolvenzantragspflicht soll durch die
Neuregelung verhindert werden. Daneben soll ein mittelba-
rer Anreiz geschaffen werden, wieder ordnungsgemäß akti-
onsfähige Vertreter für die juristische Person zu bestellen, da
die Verpflichtung zur Antragstellung für die Gesellschafter
lediglich subsidiärer Natur ist. Sobald für die Gesellschaft
wieder ein Geschäftsführer wirksam bestellt worden ist, geht
die Antragspflicht auf diesen über. Die Gesellschafter stehen
somit nur dann in der Pflicht, wenn die Gesellschaft keinen
Geschäftsführer hat. Die Bestimmung trägt dem Gedanken
Rechnung, dass die Gesellschafter einer GmbH zwar grund-
sätzlich als Kapitalgeber die Geschäftsleitung an angestellte
Geschäftsführer delegieren können, dass sie aber auch die
Verpflichtung haben, die Gesellschaft nicht zum Schaden
des Rechtsverkehrs führungslos zu lassen.

Die Antragspflicht besteht für den Gesellschafter allerdings
dann nicht, wenn er von der Zahlungsunfähigkeit und der
Überschuldung oder der Führungslosigkeit keine Kenntnis
hat. Den Gesellschafter trifft hierfür die volle Beweislast. Er
muss deshalb darlegen, dass er die Umstände, die auf die
Zahlungsunfähigkeit, die Überschuldung und die Geschäfts-
führerlosigkeit schließen lassen, nicht kannte. Die Antrags-
pflicht des Gesellschafters entfällt, wenn der Gesellschafter
nur eines der beiden Elemente – entweder den Insolvenz-
grund oder die Führungslosigkeit – nicht kennt. Eine aus-
ufernde Nachforschungspflicht wird dem einzelnen Gesell-
schafter hiermit nicht auferlegt. Hat der Gesellschafter oder
das Aufsichtsratsmitglied Kenntnis vom Insolvenzgrund, so
ist dies für ihn freilich Anlass nachzuforschen, warum der
Geschäftsführer keinen Insolvenzantrag stellt. Der Gesell-
schafter wird dann meist die Führungslosigkeit erkennen.
Umgekehrt hat der Gesellschafter, der die Führungslosigkeit
kennt, Anlass nachzuforschen, wie es um die Vermögensver-
hältnisse der Gesellschaft steht. Dabei hat naturgemäß der
kleinbeteiligte Gesellschafter (10 Prozent) weniger oder kei-
nen Anlass zu solchen Überlegungen, weshalb ihm die Ent-
lastung regelmäßig und ohne Schwierigkeiten gelingen wird.
Mit Kenntnis im Sinne der Vorschrift ist die positive Kennt-
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nis gemeint; Kennenmüssen genügt grundsätzlich nicht. Die
Rechtsprechung lässt es allerdings in vergleichbaren Fällen
genügen, dass sich die Person, auf deren Kenntnis es an-
kommt, bewusst der Kenntnis verschlossen hat. Nach der In-
tention des Entwurfs soll dieses bewusste Verschließen vor
der Kenntnis auch in Bezug auf die Insolvenzantragspflicht
der Gesellschafter der positiven Kenntnis gleichstehen.

Durch die hier vorgesehene Regelung zu der Fallgruppe der
führungslosen Gesellschaft werden die Rechtsprechung zum
faktischen Geschäftsführer und die weitere Rechtsentwick-
lung hierzu nicht berührt.

Der Pflicht jedes Gesellschafters zur Stellung eines Insol-
venzantrags korrespondiert die Änderung in Nummer 2, wo-
nach gemäß § 15 Abs. 1 Satz 2 auch jedem Gesellschafter
persönlich das Recht zur Stellung des Insolvenzantrags nach
§ 15 Abs. 1 Satz 1 zusteht.

Zu den Absätzen 4 und 5

Die bisherigen strafrechtlichen Vorschriften werden hier zu-
sammengefasst und auf den Fall der Ersatzantragspflicht
durch Gesellschafter und Aufsichtsratsmitglieder erstreckt.

Zu Nummer 4 (Änderung von § 19 Abs. 2)

Soweit Rückerstattungsansprüche aus Gesellschafterdarle-
hen in der Insolvenz nachrangig berichtigt werden (§ 39
Abs. 1 Nr. 5 in der Fassung des Entwurfs), besteht keine
Notwendigkeit, diese Forderungen in der Überschuldungs-
bilanz im Rahmen der bestehenden Verbindlichkeiten als
Passiva anzusetzen, da die Interessen der außenstehenden
Gläubiger bereits durch den Rangrücktritt hinreichend
gewahrt sind.

In seinem Urteil vom 8. Januar 2001 (BGHZ 146, 264 ff.) hat
der BGH demgegenüber eine Passivierung auch von Forde-
rungen aus eigenkapitalersetzenden Gesellschafterleistun-
gen für erforderlich gehalten. Eine Ausnahme könne nur
dann gemacht werden, wenn der betreffende Gesellschafter
einen Rangrücktritt mit dem Inhalt erklärt habe, „er wolle
wegen der genannten Forderung erst nach der Befriedigung
sämtlicher Gesellschaftsgläubiger und – bis zur Abwendung
der Krise – auch nicht vor, sondern nur zugleich mit den Ein-
lagerückgewähransprüchen seiner Mitgesellschafter berück-
sichtigt, also so behandelt werden, als handele es sich bei sei-
ner Gesellschafterleistung um statutarisches Kapital.“ Der
BGH begründet diese Entscheidung insbesondere mit dem
Anliegen, den antragspflichtigen Geschäftsführer nicht mit
den Unwägbarkeiten der Entscheidung, ob eine Gesellschaf-
terleistung als eigenkapitalersetzend einzustufen ist, belasten
zu wollen.

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll jedoch in § 39
Abs. 1 Nr. 5 auf das Merkmal „kapitalersetzend“ verzichtet
und damit jedes Gesellschafterdarlehen in der Insolvenz
nachrangig gestellt werden (vgl. hierzu Nummer 5). Die Ent-
scheidung, ob die Forderung dem gesetzlich angeordneten
Rangrücktritt nach § 39 Abs. 1 Nr. 5 unterfällt, wird damit
künftig wesentlich einfacher und rechtssicherer zu treffen
sein, so dass Forderungen auf Rückgewähr von Gesellschaf-
terdarlehen, die von § 39 Abs. 1 Nr. 5 erfasst werden, auch
ohne Rangrücktrittserklärung des Gesellschafters generell
nicht als Passiva in der Überschuldungsbilanz zu erfassen
sind.

Hinsichtlich der Forderungen aus Rechtshandlungen, die
einem Gesellschafterdarlehen „wirtschaftlich entsprechen“,
bleibt es demgegenüber bei der bisherigen Rechtslage, da
eine entsprechende Qualifizierung trotz der von der Recht-
sprechung bereits herausgebildeten Fallgruppen im Einzel-
fall noch mit Unsicherheiten verbunden sein kann.

Zu Nummer 5 (Änderung von § 39)

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 1)

Auf das Merkmal „kapitalersetzend“ wird verzichtet. Es gibt
nach dem neuen Konzept keine kapitalersetzenden Gesell-
schafterdarlehen mehr. Jedes Gesellschafterdarlehen ist bei
Eintritt der Insolvenz nachrangig. Dies entspricht internatio-
nal verbreiteten Regelungsmustern. Die Regelung wird da-
durch für die Rechtspraxis wesentlich einfacher. Die GmbH
gewinnt im Wettbewerb der Rechtsformen an Attraktivität.
Zugleich wird der darlehensgewährende Gesellschafter nicht
schlechter gestellt, denn auch bisher waren stehen gelassene
Altdarlehen in aller Regel ab Eintritt der Krise – also schon
im Vorfeld der Insolvenz – als kapitalersetzend umqualifi-
ziert.

Im Übrigen wird durch die Formulierung „Forderungen aus
Rechtshandlungen, die einem solchen Darlehen wirtschaft-
lich entsprechen“ der bisherige § 32a Abs. 3 Satz 1 GmbHG
in personeller (Dritte) und sachlicher Hinsicht übernom-
men. Hinsichtlich der in diesem Zusammenhang bislang
unter dem Stichwort „eigenkapitalersetzende Nutzungsüber-
lassung“ diskutierten Fallgruppe werden die Neuregelungen
zu Gesellschafterdarlehen und gleichgestellten Forderungen
einschließlich der Aufgabe der Rechtsprechungsregeln
jedoch zumindest hinsichtlich der Rechtsfolgen nicht ohne
Auswirkungen bleiben: Bislang nimmt die Rechtsprechung
in diesen Fällen aufgrund einer Umqualifizierung der Leis-
tung in Eigenkapital u. a. eine Verpflichtung des Gesell-
schafters an, der Gesellschaft das Wirtschaftsgut für den
vertraglich vereinbarten Zeitraum (und bei einer miss-
bräuchlichen Zeitbestimmung für den angemessenen Zeit-
raum) unentgeltlich zu belassen. Diese Begründung für eine
von den Grundregeln der §§ 103 ff. InsO abweichende
Rechtsfolge findet in den Neuregelungen keine Grundlage,
da diese nach ihrer Systematik durchgängig nicht mehr an ei-
nen „eigenkapitalersetzenden“ Charakter der Leistung an-
knüpfen und die Insolvenz selbstverständlich auch weiterhin
keine Auswirkung auf die Eigentümerstellung des Gesell-
schafters hinsichtlich des überlassenen Gegenstandes hat.
Eine ausdrückliche gesetzliche Klarstellung in dem (etwa in
§ 3 Abs. 3 des österreichischen Eigenkapitalersatz-Gesetzes
(EKEG) enthaltenen) Sinne, dass im Falle einer Nutzungs-
überlassung die „Kreditgewährung nur das Entgelt betref-
fen“, nicht aber in der Nutzungsüberlassung selbst liegen
könne, ist vor diesem Hintergrund nicht geboten.

Zu Buchstabe b (Anfügung der Absätze 4 und 5)

Der Anwendungsbereich wird rechtsformneutral festgelegt.
Damit sind die deutschen Gesellschaftsrechtsformen, und
zwar die Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die Aktien-
gesellschaft, die Kommanditgesellschaft auf Aktien und die
Genossenschaft ebenso wie die Kommanditgesellschaft und
die offene Handelsgesellschaft, bei der kein persönlich haf-
tender Gesellschafter eine natürliche Person ist und zu deren
persönlich haftenden Gesellschaftern auch keine Gesell-
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schaft mit einer natürlichen Person als persönlich haftender
Gesellschafter gehört, sowie die Europäische Gesellschaft
(SE) erfasst. Des Weiteren findet die Regelung auch auf ent-
sprechende Auslandsgesellschaften Anwendung (z. B. die
englische Limited mit Zweigniederlassung in Deutschland),
wenn deren Insolvenz nach deutschem Recht abgewickelt
wird (Artikel 3 Abs. 1 i. V. m. Artikel 4 Abs. 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über
Insolvenzverfahren (EuInsVO)).

Im Einklang mit den bisherigen Regelungen in den §§ 129a,
172a HGB sowie entsprechenden Formulierungen in weite-
ren Vorschriften (z. B. §§ 15, 19 InsO) ist der Begriff des
persönlich haftenden Gesellschafters dabei im Sinne einer
unbeschränkten Haftung gegenüber den Gesellschaftsgläu-
bigern zu verstehen (vgl. für die KG auch § 161 Abs. 1
HGB). Anders als in den §§ 129a und 172a HGB werden
jedoch Darlehensgewährungen durch mittelbar an der OHG
oder KG beteiligte Gesellschafter oder Mitglieder eines per-
sönlich haftenden Gesellschafters nicht mehr ausdrücklich
erwähnt. In diesen Fällen erlangt künftig im Gleichlauf mit
der Rechtslage bei den sonstigen Gesellschaftsformen der in
§ 39 Abs. 1 Nr. 5 enthaltene Tatbestand der Rechtshandlun-
gen, die einem Gesellschafterdarlehen wirtschaftlich ent-
sprechen, Bedeutung.

Die Bestimmungen der § 32a Abs. 3 Satz 2 und 3 GmbHG
werden übernommen. Das Kleinbeteiligtenprivileg orientiert
sich bei der Aktiengesellschaft jedoch nicht an der Recht-
sprechung (BGHZ 90, 381), sondern übernimmt hier eben-
falls die 10-Prozent-Grenze. Für eine generelle Differenzie-
rung zwischen GmbH und Aktiengesellschaft ist ein Grund
nicht ersichtlich. Dies gilt allemal für eine unterschiedliche
Behandlung von GmbH und geschlossener, kleiner Aktien-
gesellschaft. Durch die Aufgabe der Rechtsprechungsregeln
ist die Problematik der Gesellschafterdarlehen und ihre Dif-
ferenzierung gegenüber Darlehen Dritter ohnehin wesentlich
entschärft, spielt während des Lebens der gesunden Gesell-
schaft keine Rolle mehr und kommt nur noch in der Insol-
venz zur Geltung.

Das Sanierungsprivileg gilt auch zukünftig für Personen, die
vor dem Anteilserwerb aus dem Anwendungsbereich des
§ 39 Abs. 1 Nr. 5 herausfielen, also weder Gesellschafter
noch gleichgestellte Person waren oder vor dem Hinzu-
erwerb weiterer Anteile dem Kleinbeteiligtenprivileg nach
§ 39 Abs. 5 unterfielen. Infolge der durchgängigen Aufgabe
des Merkmals „Krise“ greift das Sanierungsprivileg künftig
ab dem Zeitpunkt der drohenden oder eingetretenen Zah-
lungsunfähigkeit bzw. der Überschuldung der Gesellschaft
und bleibt bis zur „nachhaltigen Sanierung“ bestehen.

Zu Nummer 6 (Einfügung von § 44a)

§ 32a Abs. 2 GmbHG wird in angepasster Form in das Insol-
venzrecht übernommen und dabei über Verweis auf § 39
Abs. 1 Nr. 5 insbesondere rechtsformneutral ausgestaltet.

Zu Nummer 7 (Änderung von § 101)

Die Fassung des § 23 des Gerichtskostengesetzes (GKG)
nach dem Kostenrechtsmodernisierungsgesetz ist geeignet,
Gläubiger von der Stellung eines Insolvenzantrags abzuhal-
ten, da sie im Falle der Masselosigkeit nicht nur für die Ge-
richtsgebühren, sondern auch für die Auslagen einzustehen

haben. Wird etwa ein Gutachter vom Insolvenzgericht mit
der Prüfung beauftragt, ob ein Eröffnungsgrund vorliegt
oder ob Sanierungsmöglichkeiten bestehen (vgl. § 22 Abs. 1
Nr. 3), so könnten auch diese Kosten dem antragstellenden
Gläubiger aufgebürdet werden. Eine solche Kostenfolge er-
scheint jedoch ungerecht, wenn die Abweisung im Wesentli-
chen auf der Verletzung verfahrensrechtlicher Mitwirkungs-
pflichten des Schuldners beruht. Die vorliegende Änderung
ist deshalb geeignet, diesem Missstand zu begegnen.

Neben einer disziplinierenden Wirkung für die Geschäfts-
führer, Gesellschafter und die sonstigen in den Absätzen 1
und 2 genannten Personen hat dies den weiteren kostenrecht-
lichen Vorteil, dass ein antragstellender Gläubiger nach § 31
Abs. 2 Satz 1 GKG nur in Anspruch genommen wird, wenn
eine Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen der
genannten Personen erfolglos geblieben ist oder aussichtslos
erscheint.

Zu Nummer 8 (Neufassung von § 135)

Auch hier kann auf das Tatbestandsmerkmal „kapitalerset-
zend“ verzichtet werden. Rückzahlungen auf Gesellschafter-
darlehen im fraglichen Zeitraum sind nach der vorgeschlage-
nen Regelung stets anfechtbar.

Zudem wird in einem neuen Absatz 2 die bisher in § 32b
GmbHG enthaltene Regelung in rechtsformneutraler Form
übernommen, bei der es sich der Sache nach um einen An-
fechtungstatbestand handelt.

Zu Nummer 9 (Änderung des § 143)

Die derzeit in § 143 enthaltenen Regelungen zu den Rechts-
folgen der Anfechtung passen nicht für den Fall des neu ein-
gefügten § 135 Abs. 2, da hier – parallel zur Rechtslage beim
bisherigen § 32b GmbHG – nicht der Drittgläubiger das von
der Gesellschaft Erlangte zurückgewähren soll, sondern
vielmehr der durch die Leistung der Gesellschaft frei gewor-
dene Gesellschafter, der als Bürge haftete oder die Sicherung
bestellt hatte. Dabei wird in den neuen Absatz 3 auch die
Regelung des § 32b Satz 3 GmbHG übernommen.

Zu Nummer 10 (Änderung von § 345 Abs. 2)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 3 Nr. 3
Buchstabe a Doppelbuchstabe cc.

Zu Artikel 10 (Änderung des Einführungsgesetzes
zur Insolvenzordnung)

Die Übergangsvorschrift bestimmt den zeitlichen Anwen-
dungsbereich der neuen insolvenzrechtlichen Bestimmun-
gen.

Zu Artikel 11 (Änderung des Anfechtungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Neufassung des § 6 und Einfügung eines
§ 6a)

Zu § 6

Die Überschrift drückt aus, dass es nicht mehr um „Kapital-
ersatz“ geht, sondern um die Regelung von Gesellschafter-
darlehen. Auf den Begriff „kapitalersetzend“ wird folglich
verzichtet, sämtliche Rückzahlungen im fraglichen Zeitraum
können anfechtbar sein (vgl. dazu oben zu § 135 InsO).
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Bei der Anfechtung außerhalb des Insolvenzverfahrens soll
zudem der Zeitpunkt, von dem an die Anfechtungsfrist von
einem bzw. zehn Jahren zurückgerechnet wird, vorverlegt
werden. Damit soll dem Gläubiger in seinem Dilemma ge-
holfen werden, dass er zunächst viel Zeit verliert, um einen
Vollstreckungstitel zu erlangen, und sodann erst nach ver-
geblichem Vollstreckungsversuch bei dem Schuldner die
Anfechtung ausspricht und dadurch die Befriedigungshand-
lung aus dem Anfechtungszeitraum herausfällt. Durch die
Zustellungserleichterungen in diesem Gesetzentwurf wird es
zum einen den Gläubigern deutlich erleichtert, einen Voll-
streckungstitel zu erwirken. Zum anderen knüpfen die An-
fechtungsfristen des künftigen § 6 Abs. 1 an den Zeitpunkt
der Erlangung des vollstreckbaren Schuldtitels als Berech-
nungsbeginn an und nicht mehr an die Geltendmachung der
Anfechtung. Für den Fall, dass ein Antrag auf Eröffnung des
Insolvenzverfahrens allein mangels Masse nach § 26 InsO
abgewiesen worden ist, bevor der Gläubiger den Vollstre-
ckungstitel erlangt hat, ist dieser Zeitpunkt für ihn der güns-
tigere. Nach § 6 Abs. 1 Satz 2 ist in diesem Fall entsprechend
der Regelung des § 135 InsO der Zeitpunkt des Antrags auf
Eröffnung des Insolvenzverfahrens maßgebend, da die An-
fechtbarkeit bei einem grundsätzlich begründeten Insolvenz-
antrag für die Fälle des Fehlens und des Vorhandenseins aus-
reichender Masse nicht divergieren sollte.

Da die Fristen des Absatzes 1 nicht mehr an die Anfechtung
anknüpfen, sondern an die Erlangung des „vollstreckbaren
Schuldtitels“, ist die Vorschrift in Absatz 2 um eine Rege-
lung über die Dauer, während der die Anfechtung geltend ge-
macht werden kann, zu ergänzen. Anders als bei den §§ 135,
146 InsO handelt es sich dabei entsprechend der Systematik
des Anfechtungsgesetzes um eine Ausschlussfrist.

Zu § 6a

Durch die neue Bestimmung des § 6a werden die Regelun-
gen des § 32b GmbHG bzw. künftig § 135 Abs. 2 InsO auch
für den Anwendungsbereich des Anfechtungsgesetzes
übernommen. Hierdurch wird eine bislang durch die sog.
Rechtsprechungsregeln geschlossene Lücke beseitigt, da der
derzeitige § 32b GmbHG nur bei eröffnetem Insolvenz-
verfahren gilt.

Zu Nummer 2 (Änderung von § 7 Abs. 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Umgestaltung
der Anfechtungsfristen in § 6 Abs. 1, nach der künftig nicht
mehr der Zeitpunkt der Anfechtung Berechnungsbeginn sein
wird.

Zu Nummer 3 (Änderung von § 11)

Vergleiche die Begründung zur Änderung von § 143 InsO
(Arti- kel 9 Nr. 9).

Zu Nummer 4 (Änderung von § 18 Abs. 2)

Es handelt sich um eine Anpassung der Regelung an die
Neugestaltung der Fristen in § 6 und die Einfügung des
neuen § 6a.

Zu Nummer 5 (Änderung von § 20)

Die Regelung bestimmt den zeitlichen Anwendungsbereich
der neuen Anfechtungsregeln.

Zu Artikel 12 (Änderung des Gesetzes über
die Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 17.

Zu Artikel 13 (Änderung der Handelsregister-
verordnung)

Zu Nummer 1 (Änderung von § 9 Abs. 1)

Ein in Bezug auf eine Gesellschafterliste eingereichter Wi-
derspruch (vgl. § 16 Abs. 3 GmbHG-E) ist der Gesellschaf-
terliste im Registerordner eindeutig zuzuordnen, damit er für
den Einsichtnehmenden leicht erkennbar ist. Auf welche Art
und Weise dabei die besondere Hervorhebung des Wider-
spruchsdokuments erfolgt, wird nicht vorgegeben, um die
zur Verfügung stehenden technischen Möglichkeiten nicht
einzuschränken.

Zu Nummer 2 (Änderung von § 23)

Redaktionelle Korrektur.

Zu Nummer 3 (Änderung von § 24)

Gemäß § 24 Abs. 2 und 3 in der geltenden Fassung ist bei der
Anmeldung die Lage der Geschäftsräume anzugeben. Be-
steht für das Unternehmen jedoch künftig die Pflicht, eine
inländische Geschäftsanschrift zur Eintragung in das Han-
delsregister anzumelden und ist diese identisch mit der tat-
sächlichen Lage der Geschäftsräume, ist eine zusätzliche
Angabe zur Information des Registergerichts nicht mehr er-
forderlich. Entsprechendes gilt hinsichtlich späterer Ände-
rungen, soweit sie bereits nach den §§ 13, 13d, 31 und 107
HGB-E zur Eintragung anzumelden sind.

Zu Nummer 4 (Änderung von § 34)

Nach § 34 werden bislang in sämtliche Handelsregisterbe-
kanntmachungen zu einem Unternehmen zusätzlich u. a. die
nach § 24 mitgeteilten Angaben zur Lage der Geschäftsräu-
me „ohne Gewähr“ aufgenommen. Soweit jedoch künftig zu
dem Unternehmen eine inländische Geschäftsanschrift ein-
getragen worden ist, sollte diese in den Bekanntmachungen
zu dem betreffenden Unternehmen angegeben werden; eine
zusätzliche Angabe der Lage der Geschäftsräume „ohne Ge-
währ“ sollte in diesen Fällen zur Vermeidung von Verwirrun-
gen unterbleiben.

Zu den Nummern 5 bis 10 (Änderung der §§ 40, 43
sowie der Anlagen 4 bis 7)

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Artikel 1 Nr. 9
Buchstabe d, Nr. 13, Artikel 3 Nr. 1 bis 3, 7 und 9, Artikel 5
Nr. 3 Buchstabe b und Nr. 3 sowie Artikel 17 Nr. 3.

Zu Artikel 14 (Änderung der Genossenschafts-
registerverordnung)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 5 Nr. 4:
Da die Eintragung einer Europäischen Genossenschaft nach
den Vorschriften über Aktiengesellschaften erfolgt, sind bei
dieser auch die inländische Geschäftsanschrift und eine ge-
gebenenfalls angemeldete empfangsberechtigte Person ein-
zutragen.
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Zu Artikel 15 (Änderung der Kostenordnung)

Zu Nummer 1 (Änderung von § 39 Abs. 4)

Die Herabsetzung des Mindeststammkapitals von 25 000
Euro auf 10 000 Euro hat Auswirkungen auf die Höhe der
Notargebühren bei der Beurkundung von Gesellschafts-
verträgen. Die Notargebühr für die Beurkundung eines
Gesellschaftsvertrags würde unter Zugrundelegung eines
Stammkapitals von 10 000 Euro im Falle einer mehrglied-
rigen Gesellschaft lediglich 108 Euro und im Falle einer
Ein-Personen-GmbH sogar nur 54 Euro betragen. Diese
Gebührenhöhe würde dem tatsächlichen Arbeitsaufwand des
Notars selbst in einfach gelagerten Fällen kaum gerecht.
Durch die Einführung eines Mindestgeschäftswerts von
25 000 Euro soll das derzeitige Gebührenniveau erhalten
bleiben.

Dieser Mindestgeschäftswert findet ein Vorbild in dem
Geschäftswert für die Beurkundung von Gesellschafter-
beschlüssen ohne bestimmten Geldwert. Nach § 41c Abs. 1
i. V. m. § 41a Abs. 4 Nr. 1 beträgt dieser ebenfalls mindes-
tens 25 000 Euro.

Bei Einführung des Mindestgeschäftswerts wird in Kauf ge-
nommen, dass dieser zukünftig auch für die Beurkundung
von Gesellschaftsverträgen von Personengesellschaften
ohne Rücksicht auf ggf. wertmäßig geringere Einlagever-
pflichtungen Anwendung findet. Dieses Ergebnis ist vertret-
bar, da für derartige Verträge ohnehin kein Formzwang
besteht. Sofern ausnahmsweise eine notarielle Beurkundung
erforderlich ist, beispielsweise wenn sich ein Gesellschafter
zur Einbringung eines Grundstücks oder eines GmbH-
Geschäftsanteils in die Gesellschaft verpflichtet, werden die
maßgeblichen Geschäftswerte, in den Beispielsfällen der
Verkehrswert des Grundstücks bzw. des Geschäftsanteils,
häufig den Betrag von 25 000 Euro ohnehin übersteigen.

Zu Nummer 2 (Änderung von § 41a Abs. 1)

Aus den zu Nummer 1 genannten Gründen ist die Einfüh-
rung eines Mindestgeschäftswerts auch für die erste Anmel-
dung einer Kapitalgesellschaft angezeigt. Dem Notar oblie-
gen hierbei erweiterte Belehrungspflichten (§ 8 Abs. 3
GmbHG). Es wäre systemwidrig, hierfür einen geringeren
Geschäftswert zugrunde zu legen, als dies bei der ersten
Anmeldung eines Einzelkaufmannes der Fall ist (Geschäfts-
wert 25 000 Euro), bei der diese erweiterten Belehrungs-
pflichten nicht bestehen.

Zu Nummer 3 (Änderung von § 88 Abs. 2)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 12.

Zu Artikel 16 (Änderung des EWIV-Ausführungs-
gesetzes)

Zu Nummer 1 (Änderung des § 3 Abs. 3)

Zur Begründung vgl. die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 9
Buchstabe c Doppelbuchstabe bb.

Zu den Nummern 2 und 3 (Änderung des § 11 Satz 2
und Aufhebung des § 15)

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Artikel 3 Nr. 12 und
Artikel 9 Nr. 3.

Zu Artikel 17 (Änderung des Umwandlungs-
gesetzes)

Zu den Nummern 1 bis 4, 6, 7 und 9 (Änderung der §§ 46,
51, 54, 55, 242, 243,
258, 273)

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Artikel 1 Nr. 5. In
§ 54 wird dabei klarstellend die Regelung aus § 5 Abs. 2
Satz 1 GmbHG-E wiederholt.

Zu Nummer 5 (Änderung von § 241 Abs. 1)

Nummer 5 ist eine Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 16.

Zu Nummer 8 (Änderung von § 246 Abs. 3)

Der in § 246 Abs. 3 enthaltene Ausschluss der Anwendung
des § 8 Abs. 2 GmbHG dient dazu, den erforderlichen Inhalt
der Anmeldung einzuschränken. Der Verweis ist künftig auf
„Satz 1“ zu begrenzen, da Satz 2 infolge der vorgesehenen
Neufassung (ebenso wie der neu angefügte Satz 3) keinen
besonderen Inhalt der Anmeldung mehr vorschreibt.

Zu Artikel 18 (Änderung des SE-Ausführungs-
gesetzes)

Die Änderungen vollziehen die Änderungen in Artikel 5
Nr. 1, 3 Buchstabe b, Nr. 7, 8, 11 und 18 sowie Artikel 9
Nr. 3 für die Europäische Gesellschaft (SE) nach. Dabei ist
eine ausdrückliche Nennung der Insolvenzantragspflicht
nach § 15a Abs. 1 InsO-E in § 22 Abs. 5 Satz 2 nur erforder-
lich, um die Antragspflicht dem Verwaltungsrat zuzuweisen;
im Übrigen findet § 15a InsO auch auf die SE unmittelbare
Anwendung. Entsprechend wird die Strafvorschrift für den
Verwaltungsrat in § 53 Abs. 4 Nr. 2 angepasst. Auf die Ab-
wickler findet § 15a Abs. 4 InsO unmittelbare Anwendung.

Zu Artikel 19 (Änderung des Genossenschafts-
gesetzes)

Zu Nummer 1 (Änderung der Inhaltsübersicht)

Es handelt sich um Folgeänderungen zu den unter den Num-
mern 4 und 5 vorgesehenen Änderungen der §§ 99 und 148.

Zu den Nummern 2 und 3 (Änderung der §§ 24 und 25)

Zur Begründung vgl. die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 23
Buchstabe a und c.

Zu den Nummern 4 und 5 (Änderung der §§ 99 und 148)

Die Insolvenzantragspflicht und der entsprechende Straftat-
bestand werden auch für die Genossenschaft in den neuen
§ 15a InsO-E (Artikel 9 Nr. 3) überführt.

Zu Artikel 20 (Änderung des SCE-Ausführungs-
gesetzes)

Zu Nummer 1 (Änderung der Inhaltsübersicht)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 6.
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Zu Nummer 2 (Änderung von § 17 Abs. 2)

Die Änderungen vollziehen die unter Artikel 5 Nr. 3 Buch-
stabe b vorgesehene Änderung für die Europäische Genos-
senschaft nach, deren Eintragung sich nach dem für Aktien-
gesellschaften maßgeblichen Recht richtet.

Zu den Nummern 3, 4 und 7 (Änderung der §§ 18, 22
und 36)

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Artikel 9 Nr. 3 und
Artikel 19 Nr. 4 und 5. Die ausdrückliche Nennung der
Insolvenzantragspflicht nach § 15a Abs. 1 InsO-E in § 18
Abs. 4 Satz 2 dient der Zuweisung der Antragspflicht zum
Verwaltungsrat; im Übrigen findet § 15a InsO auch auf die
Europäische Genossenschaft unmittelbare Anwendung. Ent-
sprechend wird die Strafvorschrift für den Verwaltungsrat in
§ 36 Abs. 1 Satz 1 angepasst.

Zu den Nummern 5 und 6 (Änderung des § 23
und Aufhebung des § 24)

Die Änderungen in Artikel 18 Nr. 2 und 3 werden für die
Europäische Genossenschaft nachvollzogen.

Zu Artikel 21 (Änderung des Gesetzes über
Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften)

Das bisher in § 24 enthaltene Privileg wird auch nach der
hier vorgeschlagenen Reform des Rechts der eigenkapital-
ersetzenden Darlehen konsequent weitergeführt und ent-
sprechende Rechtshandlungen über den Verweis auf die
Grundvorschrift des § 39 Abs. 1 Nr. 5 InsO aus dem Anwen-
dungsbereich der Sondervorschriften zu Gesellschafterdar-
lehen herausgenommen.

Zu Artikel 22 (Änderung des Partnerschaftsgesell-
schaftsgesetzes)

Die Änderung nimmt die Partnerschaftsgesellschaft von der
Pflicht zur Anmeldung einer inländischen Geschäftsan-
schrift aus.

Zu Artikel 23 (Änderung der Abgabenordnung)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Neubestim-
mung der Anfechtungsfristen in § 6 AnfG.

Zu Artikel 24 (Änderung des Kreditwesengesetzes)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der geplanten
Aufhebung des § 32b GmbHG.

Zu Artikel 25 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 835. Sitzung am 6. Juli 2007 be-
schlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2
des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2 Abs. 1a GmbHG),
Nr. 8 Buchstabe c (§ 7 Abs. 2 Satz 3

GmbHG),
Nr. 31 (§ 53 Abs. 2 Satz 1a GmbHG),
Nr. 50 (Anlage 1 zu § 2 GmbHG)

Artikel 1 Nr. 2, 8 Buchstabe c, Nr. 31 und 50 ist zu strei-
chen.

B e g r ü n d u n g

Die Verwendung von Mustersatzungen wird die
GmbH-Gründung nicht merkbar beschleunigen, die da-
mit einhergehende Verringerung der Gründungsberatung
und die fehlende Flexibilität der Mustersatzung im jewei-
ligen Einzelfall führen jedoch zu erheblichen Nachteilen.

Die Prüfung der Satzung in den mittlerweile zumeist oh-
nehin zügig durchgeführten Registerverfahren verursacht
regelmäßig keine besonderen Verzögerungen. Deshalb
stellen Mustersatzungen regelmäßig keine Vereinfachung
dar. Auch hier müssen die Gründer bzw. der Gründungs-
berater die Mustersatzung auf Übereinstimmung mit dem
konkreten Gründungssachverhalt hin prüfen. Die zusätz-
lich erforderlichen Vereinbarungen der Gründungsgesell-
schafter wären entweder in Gesellschaftervereinbarun-
gen zu übernehmen, die nur einen schuldrechtlichen
Gehalt aufweisen, oder durch nachfolgende Satzungsän-
derungen umzusetzen. Eine Beschleunigung wäre damit
nicht mehr verbunden, die Rechtsberatungskosten wür-
den steigen.

Schließlich ist zu bedenken, dass die individuelle Ausar-
beitung des Gesellschaftsvertrags der Berücksichtigung
der Interessen aller Beteiligten dient und späteren Strei-
tigkeiten über Inhalt, Wirksamkeit und Auslegung vor-
beugt. Anlässlich der Beurkundung können auch weitere
wichtige Fragen im Umfeld der Gründung, wie z. B. die
Vererblichkeit der Anteile oder die jeweilige güterrecht-
liche Situation der Beteiligten erörtert und gegebenen-
falls notwendige Regelungen getroffen werden.

Damit erhalten insbesondere Kleinunternehmer und Mit-
telstand anlässlich der Beurkundung eine häufig notwen-
dige, vergleichsweise kostengünstige und kompetente
Beratung. Die Notargebühren für die Beurkundung der
Gründung einer Ein-Personen-GmbH mit einem Stamm-
kapital von 25 000 Euro betragen 84 Euro, bei einer
Mehr-Personen-GmbH 168 Euro. Der oftmals erhobene
Einwand der übermäßigen Kostenbelastung durch die no-
tarielle Beurkundung trifft demnach für den weit über-
wiegenden Teil der kleinen und mittelständischen Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung nicht zu.

Letztlich verleitet eine Mustersatzung im Gegensatz zur
individuellen Gestaltung des Gesellschaftsvertrags, bei
der jede Bestimmung erörtert wird, dazu, nur unreflek-

tiert den jeweiligen Wortlaut zu übernehmen. Die recht-
liche Prüfung, ob die Mustersatzung tatsächlich für die
jeweiligen Verhältnisse tauglich ist, sollen nach dem Ent-
wurf die Gesellschafter vornehmen, weil mit dem Grün-
dungsset die Eintragung „ohne rechtliche Beratung
bewältigt“ werden kann.

Für eine Mehrpersonengesellschaft ist die Mustersatzung
auf Grund der unzureichenden Regelung des Verhältnis-
ses der Gesellschafter zueinander völlig unzureichend.

Darüber hinaus sind die Essentialia einer Unternehmens-
gründung, nämlich die gewünschte Firma, Höhe und Ver-
teilung der Stammeinlagen etc., auch bei der Gründung ei-
ner Gesellschaft mit Mustersatzung klärungsbedürftig und
häufig auch beratungsintensiv. Wird dieser Bereich der
Alleinverantwortung der Gründer überlassen, besteht das
Risiko, dass unzulässige oder bereits vor Ort vorhandene
Firmierungen gewählt werden. Die Mustersatzung führt
somit zu einer Mehrbelastung der Gerichte und einer Ver-
zögerung für die Gründer im Eintragungsverfahren.

Die formularmäßige Angabe des Unternehmensgegen-
standes „Handel mit Waren“, „Produktion von Waren“
oder „Dienstleistungen“ bietet nahezu keinen Aufschluss
über die tatsächliche Betätigung der Gesellschaft. Sie
schadet dem Wirtschaftsverkehr. In der Praxis droht den
Gründern bei Verwendung eines formularmäßigen Unter-
nehmensgegenstandes das Risiko, wegen Verletzung der
nach außen nicht mehr ersichtlichen und im Registerver-
fahren nicht mehr geprüften öffentlich-rechtlichen Ge-
nehmigungspflichten sanktioniert zu werden.

Bei bloßer Unterschriftsbeglaubigung ist der Notar zudem
nicht mehr zum Vollzug der Anmeldung verpflichtet und
wird diese in vielen Fällen den Beteiligten selbst überlas-
sen. Die mit der Einführung des elektronischen Register-
verkehrs zum 1. Januar 2007 erreichten Vorteile würden
dadurch wieder aufgegeben. Gleichzeitig entfällt ohne
Vollzugsauftrag für den Notar auch die Anzeigepflicht ge-
genüber den Finanzbehörden nach § 54 EStDV, sodass
hier Steuerausfälle in erheblichem Umfang drohen.

Weiterhin werden mit der Einführung von Mustersatzun-
gen neuartige Missbrauchsgestaltungen denkbar. Eine
bestehende Gesellschaft kann von der regulären Satzung
zunächst auf die Mustersatzung wechseln, nach § 53
Abs. 2 GmbHG-E ohne notarielle Mitwirkung eine Kapi-
talmaßnahme durchführen und anschließend wieder zur
beurkundeten Satzung zurückkehren, etwa um hierdurch
die Anzeigepflicht des Notars an das Finanzamt nach
§ 54 EStDV zu umgehen. Bei einer Kombination mit ent-
sprechenden aufschiebenden Bedingungen wäre dieser
Umweg ohne besondere Risiken für die Gesellschafter
möglich.

Die mit der Verwendung von Mustersatzungen einherge-
hende Abkehr vom Prinzip der Satzungsautonomie stellt
im Ergebnis einen maßgeblichen Systembruch im Recht
der GmbH dar. Durch die notarielle Beratung und Vor-
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prüfung werden die Registergerichte bei der bestehenden
Rechtslage maßgeblich entlastet. Eine Verlagerung von
Aufgaben auf die öffentliche Hand widerspricht allen
hier bekannten Politikzielen.

Als Folge der Streichungen müsste die Anlage 1 zu Arti-
kel 1 Nr. 50 (Anlage zu § 2 GmbHG) ebenfalls gestrichen
und die Inhaltsübersicht (Anlage 2 zu Artikel 1 Nr. 51)
entsprechend angepasst werden.

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2 Abs. 1a GmbHG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens den erforderlichen effizienten und zeit-
nahen Vollzug einer GmbH-Gründung bei Benutzung der
Mustersatzung bzw. des gesamten Gründungspakets
sicherzustellen, soweit nicht im weiteren Verfahren an
die Stelle der Mustersatzung und des Gründungspakets
ein notariell beurkundetes Gründungsprotokoll tritt oder
auf die Einführung der Mustersatzung grundsätzlich ver-
zichtet wird.

B e g r ü n d u n g

Das mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Verfügung gestellte Gründungspaket kann in seiner ge-
genwärtigen Ausgestaltung zu einer verzögerten Han-
delsregistereintragung führen. Bedürfen nur noch die Un-
terschriften der Gesellschafter in der Mustersatzung und
des Geschäftsführers in der Anmeldung der Beglaubi-
gung durch einen Notar, könnten sich Notare unter Beru-
fung auf ein Nebengeschäft einem Vollzug der Urkunden
durch Anmeldung beim Handelsregister entziehen wol-
len. Die Gründer könnten sich mit dem Gründungspaket
auch nicht mit Erfolg an das Registergericht wenden,
denn gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 HGB sind Eintragungsan-
träge in elektronischer Form einzureichen. An Fassung
und Inhalt des § 12 HGB in der Fassung vom 1. Januar
2007 sollte indes nicht gerüttelt werden. Eine neuerliche
Änderung nach so kurzer Zeit würde die Akzeptanz der-
jenigen, die mit dem Gesetz regelmäßig umgehen, ge-
fährden. Zudem haben die Länder erhebliche finanzielle
Mittel für die Umstellung auf das elektronische Handels-
register aufgebracht; es muss vermieden werden, dass es
ihnen – über die derzeit noch gegebenen Übergangspro-
bleme hinaus – dauerhaft obliegt, aus eingereichten Pa-
pierurkunden Dokumente zu erstellen, die einer elektro-
nischen Verarbeitung zugänglich sind.

Daher ist sicherzustellen, dass mit der Beglaubigung der
Unterschriften im Gründungspaket für die Notare eine
Vollzugspflicht einhergeht, den Eintragungsantrag zum
Handelsregister in der Form des § 12 Abs. 1 Satz 1 HGB
zu bewirken, wenn ihnen die entsprechenden Aufträge
erteilt werden.

3. Zu Artikel 1 Nr. 3a – neu – (§ 4 GmbHG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob der Rechtsformzusatz
„gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung“
oder die Abkürzung „gGmbH“ in § 4 GmbHG aufge-
nommen werden kann.

B e g r ü n d u n g

Das Oberlandesgericht München stellte mit Beschluss
vom 31. Dezember 2006 (31 Wx 84/06, NJW 2007, 1601)

fest, dass die Abkürzung „gGmbH“ keine zulässige
Angabe der Gesellschaftsform darstelle und daher nicht
im Handelsregister eingetragen werden könne. Bei der
Abkürzung – und auch der ausgeschriebenen Form –
handelt es sich aber um eine langjährig und allgemein
bekannte, akzeptierte sowie häufig verwendete Angabe,
die lediglich auf einen bestimmten Gesellschaftszweck
hinweist und die Gesellschafts- und Haftungsverhältnisse
der Gesellschaft unberührt lässt. Um aus Gründen der
Publizität jedweden Zweifeln vorzubeugen, gleichzeitig
aber auch tradierten Angaben eine gesetzliche Basis zu
geben, bietet sich die „Legalisierung“ der gGmbH an.

Hierbei geht es nicht um die Einführung einer neuen
Rechtsform, sondern lediglich um die Möglichkeit der
rechtmäßigen Verwendung des Firmenzusatzes.

4. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 5a Abs. 1 GmbHG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob statt des in § 5a Abs. 1
GmbHG-E aufgeführten Rechtsformzusatzes „Unterneh-
mergesellschaft (haftungsbeschränkt)“ oder der Abkür-
zung „UG (haftungsbeschränkt)“ besser der Rechtsform-
zusatz „Gesellschaft mit beschränkter Haftung (ohne
Mindeststammkapital)“ oder die Abkürzung „GmbH
(o. M.)“ gewählt werden könnte.

B e g r ü n d u n g

Der Gesetzentwurf stellt zu Recht darauf ab, dass das Pu-
blikum nicht darüber hinweggetäuscht werden darf, dass
es sich bei einer Gesellschaft im Sinne von § 5a
GmbHG-E um eine solche handeln kann, die möglicher-
weise mit sehr geringem Gründungskapital ausgestattet
ist. Der Rechtsformzusatz muss das zum Ausdruck brin-
gen, sich aber auch und gerade daran orientieren, dass es
sich bei der Gesellschaft im Sinne von § 5a GmbHG-E
nicht um eine neue Rechtsform, sondern um eine GmbH
handelt, die ohne bestimmtes Mindeststammkapital ge-
gründet worden ist. Sie steht nicht neben oder unter der
GmbH, sondern bildet ein Durchgangsstadium hin zur
„Voll-GmbH“. Vor diesem Hintergrund sollte gerade in
diesem Interimsstadium auch ein Rechtsformzusatz ge-
wählt werden, der zielführenden Charakter hat und die
neue Gesellschaftsform nicht von Anfang an in Miss-
kredit bringt. Es erscheint daher folgerichtig, das Publi-
kum umfassend, aber auch nur darüber zu informieren,
woran es der gegenwärtigen Gesellschaft noch mangelt,
nämlich am vollen Stammkapital im Sinne von § 5
Abs. 1 GmbHG-E.

Der Rechtsformzusatz „Gesellschaft mit beschränkter
Haftung (ohne Mindeststammkapital)“ oder die Abkür-
zung „GmbH (o. M.)“ genügt Publizitätsanforderungen
ebenso, wie dies bei dem eine Liquidationsfirma kenn-
zeichnenden Zusatz im Sinne von § 68 Abs. 2 GmbHG
der Fall ist (GmbH i. L.).

5. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 5a Abs. 1a – neu – GmbHG)

In Artikel 1 Nr. 6 § 5a ist nach Absatz 1 folgender Ab-
satz 1a einzufügen:

„(1a) Die Gesellschaft kann in einem vereinfachten
Verfahren gegründet werden, wenn sie höchstens drei
Gesellschafter und einen Geschäftsführer hat. In diesem
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Fall genügt ein Gründungsprotokoll, das die in § 3 Abs. 1
und § 8 Abs. 1 Nr. 3 genannten Angaben und die Bestim-
mung des Geschäftsführers enthält. Darüber hinaus
dürfen keine vom Gesetz abweichenden Bestimmungen
getroffen werden. Der Geschäftsführer ist von den Be-
schränkungen des § 181 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
befreit. Das Gründungsprotokoll gilt zugleich als Gesell-
schafterliste. Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung
verbundenen Kosten bis zu einem Gesamtbetrag von 300
Euro, höchstens jedoch bis zum Betrag ihres Stammkapi-
tals. Darüber hinausgehende Kosten tragen die Gesell-
schafter im Verhältnis der Nennbeträge ihrer Geschäfts-
anteile. Für die Gründung der Gesellschaft und, sofern
die Voraussetzungen des Satzes 3 fortbestehen, für Ände-
rungen des Gründungsprotokolls gelten § 39 Abs. 4,
§ 41a Abs. 1 Nr. 1 Halbsatz 2, Abs. 4 Nr. 1 Halbsatz 2 der
Kostenordnung nicht. Im Übrigen finden auf das Grün-
dungsprotokoll die Vorschriften dieses Gesetzes über den
Gesellschaftsvertrag entsprechende Anwendung.“

B e g r ü n d u n g

Die Notarkammer Sachsen hat den Vorschlag unterbrei-
tet, bei der Gründung einer Unternehmergesellschaft
(haftungsbeschränkt) an Stelle einer Mustersatzung ein
vereinfachtes Gründungsverfahren einzuführen. Anstatt
in eine Mustersatzung eingetragen zu werden, sollen die
individuell festzulegenden Satzungsbestandteile (Firma,
Sitz, Höhe und Aufteilung des Stammkapitals sowie auch
der Unternehmensgegenstand) in ein zu beurkundendes
Gründungsprotokoll aufgenommen werden. Dieses
Gründungsprotokoll soll zusätzlich nur noch die Perso-
nalien der Gründer und die Hinweise des Notars zur Auf-
bringung bzw. Erhaltung des Stammkapitals enthalten,
gleichzeitig wird auch die Bestellung des Geschäftsfüh-
rers in das Gründungsprotokoll integriert, ohne dass hier-
zu ein gesonderter Beschluss gefasst werden muss. Die
übrigen bisher in der Mustersatzung getroffenen Rege-
lungen werden unmittelbar in das Gesetz verlagert. An-
ders als bei der Unterschriftsbeglaubigung unter der
Mustersatzung oder unter der Musteranmeldung ist die
Auswahl einer zulässigen Firma durch die notarielle Be-
ratung gewährleistet. Hiermit wird registergerichtlichen
Zwischenverfügungen vorgebeugt, die mit Zeitverlusten
für die Unternehmensgründer und Mehrbelastungen für
die Justiz notwendig verbunden wären. Außerdem bleibt
der Notar vollumfänglich zum Vollzug der Gründung
verpflichtet (§ 53 BeurkG), der angesichts des elektro-
nischen Handelsregisterverkehrs durch elektronischen
Datenaustausch schnell gewährleistet werden kann. Das
vereinfachte Gründungsverfahren hat gegenüber einer
Mustersatzung auch den Vorteil, dass nicht auf einen in-
dividuell festgelegten, klar abgegrenzten Unternehmens-
gegenstand verzichtet wird, wodurch keine Verletzungen
öffentlich-rechtlicher Genehmigungspflichten drohen.
Daneben entfällt bei einer Beurkundung nicht die nota-
rielle Aufklärung des Gründers über seine umfangrei-
chen Pflichten insbesondere bei Kapitalaufbringung und
-erhaltung. Schließlich löst die Beurkundung – anders
als die reine Unterschriftsbeglaubigung – Ermittlungs-,
Dokumentations- und Meldepflichten nach dem Geld-
wäschegesetz aus.

Die Aufnahme des Gründungsprotokolls erfordert regel-
mäßig keinen größeren Zeitaufwand für die Beteiligten

als die Unterschriftsbeglaubigung. Um Unternehmens-
gründer und Kleinunternehmer bei der Gründung und bei
Satzungsänderungen kostenmäßig zu entlasten, werden
diese Vorgänge bei der UG (haftungsbeschränkt) im ver-
einfachten Gründungsverfahren von den nach dem
MoMiG geplanten (§ 39 Abs. 4, § 41a Abs. 1 Nr. 1
KostO-E) oder bereits bestehenden (§ 41a Abs. 4 Nr. 1,
§ 41c Abs. 1 KostO) erhöhten Mindestwerten ausgenom-
men. Lediglich dann, wenn die Gesellschaft durch über
den Inhalt des Gründungsprotokolls hinausgehende Sat-
zungsänderungen den Anwendungsbereich des verein-
fachten Verfahrens verlässt, soll die Ausnahme von den
erhöhten Mindestwerten entfallen. Das beurkundete
Gründungsprotokoll ist damit insbesondere bei Gesell-
schaften mit niedrigem Stammkapital günstiger als die
Unterschriftsbeglaubigung unter der Mustersatzung bzw.
Musteranmeldung, weil der Vollzug hier nicht gesondert
berechnet wird (vgl. § 147 Abs. 2 KostO). So kostet die
Gesellschaftsgründung mit beurkundetem Gründungs-
protokoll bei einer Einpersonengesellschaft bei 1 Euro
Stammkapital 40 Euro weniger (20 statt 60 Euro) und bei
10 000 Euro Stammkapital nur 3 Euro mehr (81 statt
78 Euro) als mit Beglaubigung.

6. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 5a Abs. 4 GmbHG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob in § 5a Abs. 4 GmbHG-E
die Wörter „Abweichend von“ durch die Wörter „Ergän-
zend zu“ ersetzt und nach dem Wort „Gesellschafter“ das
Wort „auch“ eingefügt werden sollten.

B e g r ü n d u n g

In seiner gegenwärtigen Formulierung könnte § 5a
Abs. 4 GmbHG-E durch die Formulierung mit „Abwei-
chend“ dahin verstanden werden, dass es bei einer Unter-
nehmergesellschaft der Einberufung einer Gesellschaf-
terversammlung im Falle des Aufzehrens der Hälfte eines
etwa vorgesehenen und eingezahlten Stammkapitals
nicht mehr bedarf. Eine solche Unterscheidung dürfte
nicht beabsichtigt sein. Dies erscheint bei einer GmbH et-
wa mit einem Stammkapital von 10 000 Euro und einer
Unternehmergesellschaft mit einem Stammkapital von
9 000 Euro auch nicht nachvollziehbar.

Es soll daher klargestellt werden, dass bei der Unterneh-
mergesellschaft ein Einberufungsgrund zu den ansonsten
gesetzlich vorgesehenen hinzukommt.

7. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 5a GmbHG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob die Regelungen zur Unter-
nehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) durch weitere
gläubigerschützende Maßnahmen zu ergänzen sind.

B e g r ü n d u n g

Die Einführung der Unternehmergesellschaft unter völli-
gem Verzicht auf ein Stammkapital ohne besondere
Gläubigerschutzvorschriften stellt einen Fremdkörper im
deutschen GmbH-Recht dar und konterkariert den Ge-
setzeszweck der Bekämpfung von Missbräuchen.

Mit jeder Form der Haftungsbeschränkung werden unter-
nehmerische Risiken auf die Gesellschaft verlagert. Zum
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Ausgleich hierfür gibt es im Wesentlichen zwei unter-
schiedliche Ansätze: Die Beteiligung des Unternehmers
am Risiko durch die Vorgabe eines Mindestkapitals oder
die Schaffung strenger Vorgaben hinsichtlich Publizität
und unternehmerischer Verantwortlichkeit, wie dies z. B.
bei der britischen Limited der Fall ist.

Beide Ansätze haben verschiedene Vor- und Nachteile.
Bei der Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt)
kommt jedoch keiner dieser Ansätze zum Tragen. Hier
wird das Kapitalaufbringungserfordernis aufgegeben, oh-
ne an anderer Stelle einen Ausgleich hierfür zu schaffen.
Leider steht zu erwarten, dass diese unausgewogene Risi-
koverteilung nicht nur Gründer, sondern auch andere, we-
niger seriöse Kreise für diese Rechtsform gewinnen wird.

Die einzige gläubigerschützende Vorgabe, ein Viertel des
Jahresgewinns in eine gesetzliche Rückstellung aufzu-
nehmen, ist in diesem Zusammenhang nur dann hilfreich,
wenn – insbesondere nach Abzug des Geschäftsführerge-
halts – überhaupt nennenswerte Gewinne realisiert wer-
den. Gleichzeitig stellt sich generell die Frage, ob diese
konkrete Maßnahme in der Anfangsphase eines Unter-
nehmens nicht sogar kontraproduktiv ist.

Im Ergebnis sollte daher der Verzicht auf ein Mindestka-
pital durch andere gesellschafts- und insolvenzrechtliche
Maßnahmen kompensiert werden, wie z. B. eine Ver-
schärfung der gesellschaftsrechtlichen und deliktischen
(Durchgriffs-)Haftung von Geschäftsführern und Gesell-
schaftern. Daneben kämen hierfür höhere Anforderungen
an die unternehmerische Transparenz, etwa in Form der
Pflicht zur Offenlegung gewisser Financial Covenants
(z. B. Verschuldungsgrad, Liquidität), oder die Einfüh-
rung einer Haftung von Gesellschaftern, die die Gesell-
schaft nur mit unzureichenden Mitteln ausstatten, wegen
materieller Unterkapitalisierung in Betracht.

8. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 6 Abs. 2 Satz 2 bis 4 GmbHG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens zu prüfen, ob die Ausschlussgründe
auch auf den Fall erstreckt werden sollten, dass einer Per-
son die Ausübung der Geschäftsführertätigkeit als solche
untersagt wurde, und ob die Anerkennung ausländischer
Entscheidungen auf § 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 GmbHG-E
erstreckt werden sollte.

B e g r ü n d u n g

§ 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 GmbHG-E bezieht sich nur auf
den Fall, dass einer Person ein bestimmter Beruf oder ein
Gewerbe untersagt wurde. Damit ist die Geschäftsführer-
tätigkeit als solche nicht erfasst, da sie keinen Beruf dar-
stellt. Eine solche Untersagung der Geschäftsführertätig-
keit ist beispielsweise möglich nach dem Company
Directors Disqualification Act englischen Rechts. Da-
nach kann insbesondere derjenige von der Geschäftsfüh-
rung ausgeschlossen werden, der bereits Direktor oder
faktischer Geschäftsführer einer insolventen Gesellschaft
war und sich dabei als ungeeignet zur Geschäftsleitung
erwiesen hat. Die Ungeeignetheit wird einerseits durch
Unredlichkeit beispielsweise gegenüber Gläubigern defi-
niert, andererseits durch Leichtsinn und fachliche Inkom-
petenz. Weitere Ausschlussgründe sind die Verurteilung
wegen einer schweren Straftat im Zusammenhang mit
der Gründung oder Führung einer Gesellschaft sowie die

kontinuierliche Verletzung von Mitteilungspflichten ge-
genüber dem Companies House (vgl. Römermann, NJW
2006, 2065).

Diese Fälle sind vergleichbar mit dem in § 6 Abs. 2 Satz
2 Nr. 2 GmbHG-E geregelten Fall einer Gewerbeunter-
sagung wegen Unzuverlässigkeit. Sie sollten daher in die
Aufzählung der Inhabilitätsgründe aufgenommen wer-
den; zugleich sollten auch hier entsprechende auslän-
dische Entscheidungen – jedenfalls anderer EU-Mit-
gliedstaaten – anerkannt werden.

9. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe e,
Abs. 5 – neu – GmbHG)

Artikel 1 Nr. 7 § 6 ist wie folgt zu ändern:

a) Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe e ist wie folgt zu
fassen:

„e) nach den §§ 263 bis 264a oder §§ 265b bis 266a
des Strafgesetzbuchs oder nach § 5 des Gesetzes
über die Sicherung der Bauforderungen zu einer
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr“.

b) Folgender Absatz 5 ist anzufügen:

„(5) Gesellschafter, die vorsätzlich oder grob fahr-
lässig eine Person, die nicht Geschäftsführer sein
kann, zum Geschäftsführer bestellen oder nicht abbe-
rufen oder ihr tatsächlich die Führung der Geschäfte
überlassen, haften der Gesellschaft solidarisch für den
Schaden, der dadurch entsteht, dass diese Person die
ihr gegenüber der Gesellschaft bestehenden Oblie-
genheiten verletzt.“

B e g r ü n d u n g

Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung enthaltene
Regelung orientiert sich an den Vorschlägen des Gesetz-
entwurfs des Bundesrates zum Gesetz zur Sicherung
von Werkunternehmeransprüchen und zur verbesserten
Durchsetzung von Forderungen (Forderungssicherungs-
gesetz, Bundesratsdrucksache 878/05 (Beschluss)), was
grundsätzlich zu begrüßen ist, in der vorliegenden Form
aber zu kurz greift.

Zum einen erscheint die Aufnahme der Straftatbestände
der §§ 263, 263a, 264, 264a StGB als Ausschlusstatbe-
stände angezeigt, weil derjenige, der deswegen zu einer
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt wor-
den ist, deutlich zum Ausdruck gebracht hat, dass er eine
zweifelhafte Einstellung zu fremden Vermögensmassen
hat. Da eine GmbH/UG (haftungsbeschränkt) über eine
eigene – vom Geschäftsführer zu schützende – Vermö-
gensmasse verfügt, kommt es nicht darauf an, ob eine
Verurteilung nach diesen Vorschriften im Zusammen-
hang mit der Tätigkeit eines Geschäftsführers oder einer
sonstigen wirtschaftlichen Tätigkeit steht oder nicht. Per-
sonen, die wegen Vermögensdelikten zu hohen Strafen
verurteilt worden sind, sind per se nicht geeignet, den
Aufgabenbereich eines Geschäftsführers auszuüben. Bei
derartigen Verurteilungen besteht regelmäßig keine Ver-
trauensbasis für eine ordnungsgemäße und entsprechend
den Regeln des Wirtschaftslebens ausgerichtete Ge-
schäftsführung. In dieser Strafrechtskategorie spielt auch
die eher im Bagatellbereich anzusiedelnde Abgrenzungs-
problematik von Betrug und Diebstahl keine Rolle mehr.
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Im Übrigen ist vorgesehen, die Straftatbestände der
§§ 263 und 264 StGB auch in ein künftiges Gesetz zur
Einrichtung eines Registers über unzuverlässige Unter-
nehmen aufzunehmen, dem eine vergleichbare Interes-
senlage zu Grunde liegt.

Die Aufnahme der Strafvorschrift wegen Zuwiderhand-
lung gegen die Baugeldverwendungspflicht aus dem
Gesetz über die Sicherung der Bauforderungen in die-
sen Katalog ist angemessen, da das Interesse der Bau-
geldgläubiger an der zweckentsprechenden Verwen-
dung von Baugeld ebenso gewichtig ist.

Um zu verhindern, dass die Regelungen über den Aus-
schluss von der Funktion des Geschäftsführers einer
GmbH durch die Einschaltung eines Strohmannes um-
gangen werden, wird – dem Ansatz im Forderungs-
sicherungsgesetz entsprechend – ein neuer Absatz 5
angefügt, der einen Schadenersatzanspruch der Gesell-
schaft gegen die Gesellschafter normiert. Die gesamt-
händerische Haftung ist der Geschäftsführerhaftung in
§ 43 Abs. 2 GmbHG dergestalt nachempfunden, dass
die Gesellschafter haften, wenn sie vorsätzlich oder
grob fahrlässig eine Person, die die für eine Geschäfts-
führerstellung nach Absatz 2 erforderlichen Zuverläs-
sigkeitskriterien nicht erfüllt, zum Geschäftsführer be-
stellen, nicht abberufen oder ihr faktisch die Führung
der Geschäfte überlassen und diese Person die ihr nach
§ 43 Abs. 1 GmbHG obliegenden Sorgfaltspflichten
verletzt.

Hierbei handelt es sich nicht um eine Haftung für „ge-
schäftliche Fehlentscheidungen“ des Geschäftsführers,
sondern um eine die Kapitalerhaltungsinteressen stär-
kende Haftung der Gesellschafter gegenüber der Ge-
sellschaft für eigenes Auswahl- bzw. Handlungs- und
Unterlassensverschulden im Rahmen der Geschäftsfüh-
rerbestellung. Sie dient allein dem Anliegen, Verstöße
gegen § 6 Abs. 2 GmbHG-E zu sanktionieren.

10. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe e
GmbHG)

In Artikel 1 Nr. 7 § 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe e
sind nach dem Wort „Strafgesetzbuches“ die Wörter
„oder wegen einer Steuerstraftat im Sinne der §§ 369 ff.
der Abgabenordnung in Verbindung mit den Einzel-
steuergesetzen“ einzufügen.

B e g r ü n d u n g

GmbH-Geschäftsführer darf nicht sein, wer bestimmte
Straftaten begangen hat oder begeht. Bei der Auswahl
der Strafrechtsnormen, die Eingang in den Entwurf fan-
den (Kreditbetrug, Untreue etc.) wird regelmäßig da-
rauf abgestellt, ob die Straftat – auch wenn sie nicht in
einem bereits bestehenden Geschäftsführerverhältnis
begangen wurde – in einem Zusammenhang mit der
typischen Tätigkeit eines Geschäftsführers steht. Dabei
wurden jedoch Steuerstraftaten im Sinne von § 369 AO
nicht berücksichtigt.

Ein GmbH-Geschäftsführer hat unter anderem auch die
steuerlichen Pflichten der Gesellschaft zu erfüllen.
Begeht er eine Steuerstraftat, so ist unstreitig an seiner
Zuverlässigkeit zu zweifeln. Der Gesetzentwurf sollte
deshalb dahingehend ergänzt werden, dass eine Verur-

teilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem
Jahr wegen einer Steuerstraftat im Sinne von § 369 AO
ebenfalls zur Inhabilität führt.

11. Zu Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe c
(§ 7 Abs. 2 Satz 4 – neu – GmbHG),
Nr. 9 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa1 – neu –
(§ 8 Abs. 2 Satz 2 GmbHG),
Doppelbuchstabe bb
(§ 8 Abs. 2 Satz 3 – neu –, 4 – neu – GmbHG),
Nr. 17 Buchstabe b (§ 19 Abs. 5 GmbHG)

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

a) Nummer 8 Buchstabe c ist wie folgt zu fassen:

‚c) Folgender Satz wird angefügt:

„<… wie Gesetzentwurf>“ ‘

b) Nummer 9 Buchstabe b ist wie folgt zu ändern:

aa) Nach Doppelbuchstabe aa ist folgender Dop-
pelbuchstabe aa1 einzufügen:

‚aa1) In Satz 2 werden die Wörter „auch zu ver-
sichern“ durch die Wörter „der Anmel-
dung auch ein Nachweis darüber beizu-
fügen“ ersetzt.‘

bb) Doppelbuchstabe bb ist wie folgt zu fassen:

‚bb) Folgende Sätze werden angefügt:

„<… wie Gesetzentwurf>“ ‘

c) Nummer 17 Buchstabe b ist wie folgt zu fassen:

‚b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) <… wie Gesetzentwurf>“ ‘

B e g r ü n d u n g

Zu den Buchstaben a und b Doppelbuchstabe bb, Buch-
stabe c

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Streichung des
Vollaufbringungsgrundsatzes bei der so genannten
Ein-Personen-GmbH ist erst recht, aber nicht nur im
Kontext der zugleich vorgesehenen Zurückführung des
Mindeststammkapitals abzulehnen. Da das Gesell-
schaftsrecht bei der Ein-Personen-GmbH nicht der För-
derung des – volkswirtschaftlich wünschenswerten –
wirtschaftlichen Zusammenwirkens mehrerer dient,
sondern allein dem Haftungsbegrenzungsinteresse ei-
nes (weiterhin) alleine wirtschaftenden Unternehmers,
ist dem Gläubigerschutz in diesen Fällen besondere Be-
achtung geschuldet. Die zur Streichung vorgesehenen
Bestimmungen des geltenden Rechts dienen dem effek-
tiven Gläubigerschutz und erschöpfen sich nicht in
weithin nutzloser, den Unternehmensgründer lediglich
belastender Bürokratie, auf die verzichtet werden kann.
Zudem erschiene es inkonsequent, einerseits ein be-
stimmtes Mindeststammkapital zu fordern, es damit
aber andererseits nicht so recht ernst zu meinen und
folglich im Falle der problematischen Ein-Perso-
nen-GmbH nicht hinreichend sicherzustellen, dass das
Stammkapital aufgebracht wird. Dass eine gewisse
Umgehungsmöglichkeit der derzeit geltenden Vor-
schriften insofern besteht, als ein zweiter Gesellschafter
mit einer minimalen Einlage hinzugezogen werden
kann, spräche allenfalls dafür, diese Möglichkeit durch
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geeignete gesetzgeberische Maßnahmen zu verhindern,
nicht aber die Umgehung dadurch gleichsam zu legali-
sieren, dass die umgangenen Vorschriften abgeschafft
werden. Im Übrigen dürfte nicht jedem Unternehmer,
der im Wege der Gründung einer Ein-Personen-GmbH
seine Haftung reduzieren will, ein (Schein-)Mitgesell-
schafter ohne Weiteres zur Verfügung stehen, so dass
die bestehenden Vorschriften nicht gänzlich ohne prak-
tische Wirkung sind.

Als redaktionelle Folgeänderung ist Artikel 1 Nr. 17
Buchstabe c und d zu streichen.

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe aa

Bei Anmeldung der GmbH zum Handelsregister sollte
künftig nicht mehr die bloße Versicherung des Gesell-
schafters, die Sicherheit bestellt zu haben, ausreichen
(so derzeit aber § 8 Abs. 2 Satz 2 GmbHG), sondern ein
entsprechender Nachweis erforderlich sein. Auch dies
würde dem Schutz der Gläubiger dienen, deren Interes-
sen im Falle der Nichteinzahlung einer Geldeinlage
gesteigert gefährdet sind. Andererseits dürfte die
Beibringung einer Bestätigung den Gesellschafter nicht
nennenswert belasten, da er wegen der Sicherheiten-
bestellung ohnehin im Kontakt mit dem Sicherungs-
geber steht.

12. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 7 Abs. 2 GmbHG)

Der Bundesrat bittet, sofern nicht die Regelung zur Re-
duzierung des Stammkapitals ohnehin im weiteren Ver-
lauf des Gesetzgebungsverfahrens entfällt, zu prüfen,
ob in § 7 Abs. 2 GmbHG-E eine Pflicht zur Bareinzah-
lung der Hälfte des Mindeststammkapitals aufgenom-
men werden kann.

B e g r ü n d u n g

Im Bereich der Hälfte des durch § 5 Abs. 1 GmbHG-E
reduzierten Mindeststammkapitals (vgl. § 7 Abs. 2
Satz 2 GmbGH-E) sollte in Anlehnung an § 5a Abs. 2
Satz 2 GmbHG-E vollständig auf die Möglichkeit von
Sachgründungen verzichtet werden. Der mit der Be-
wertung von Sacheinlagen verbundene Aufwand er-
scheint bei einem Mindeststammkapital von 10 000
Euro in Ansehung des § 7 Abs. 2 Satz 2 GmbH-E
unverhältnismäßig. Für die Hälfte des Mindeststamm-
kapitals eine Pflicht zur Bareinzahlung vorzusehen,
würde zu einer erheblichen Vereinfachung und Straf-
fung des Gründungsvorgangs führen.

13. Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb
(§ 8 Abs. 2 Satz 2 GmbHG)

In Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb
§ 8 Abs. 2 Satz 2 ist das Wort „wenn“ durch das Wort
„soweit“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g

§ 8 Abs. 2 Satz 2 GmbHG-E sieht vor, dass ein „Hin-
und Herzahlen“ der Erfüllung der Einlageschuld nicht
entgegensteht, wenn ein vollwertiger Gegenanspruch
besteht. Es ist unklar, ob dies so zu verstehen ist, dass
ohne einen vollwertigen Anspruch die Einlageschuld
insgesamt als nicht erfüllt anzusehen ist. Das Vorliegen
eines vollwertigen Gegenanspruchs würde dann im

Sinne eines Alles-oder-Nichts-Prinzips über die Frage
der Erfüllung der gesamten Einlageschuld entscheiden.

Durch den Gebrauch des Wortes „soweit“ könnte dage-
gen klarer zum Ausdruck gebracht werden, dass die
Einlageschuld jedenfalls in Höhe des tatsächlichen
Wertes des Gegenanspruchs als erfüllt anzusehen und
nur hinsichtlich des ungedeckten Restbetrages eine
Nachzahlung erforderlich ist.

Eine solche differenzierte Betrachtung erscheint zur
Vermeidung neuer Unsicherheiten erforderlich. Denn
durch die gleichzeitig erfolgende Änderung in § 19
Abs. 4 GmbHG-E wird die Haftung bei verdeckter
Sacheinlage auf eine Differenzhaftung beschränkt; hier
hat der Gesellschafter nur den Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem Wert der Sache und dem Betrag des dafür
übernommenen Geschäftsanteils nachzuschießen.

Da wegen der bisher einheitlichen Rechtsfolge eine
Unterscheidung nicht notwendig war, besteht keine kla-
re Grenzziehung zwischen der verdeckten Sacheinlage
einerseits und dem „Hin- und Herzahlen“ andererseits
(vgl. nur OLG Köln, Urteil vom 2. Februar 1999 – 22 U
116/98, ZIP 1999, 400). Sollte nun eine unterschied-
liche Rechtsfolge angeordnet werden, wird dies zu
Abgrenzungsproblemen zwischen beiden Fallgruppen
und damit zu neuen Unsicherheiten bei der Rechtsan-
wendung und zu Umgehungsversuchen führen. Unter-
schiedliche Rechtsfolgen für diese nah beieinander lie-
genden Strategien zur Umgehung der Verpflichtung zur
Barkapitalaufbringung wären auch nicht sachlich ge-
rechtfertigt.

Daher sollte der Interpretation im Sinne einer bloßen
Differenzhaftung der Vorzug gegeben und dies auch
durch eine entsprechende Formulierung klargestellt
werden.

14. Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 16 Abs. 3 GmbHG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens die Vorschriften zum gutgläubigen Er-
werb eines Geschäftsanteils mit dem Ziel zu überarbei-
ten, den Verlust der Rechtsposition in allen Fällen an
einen hinreichenden Rechtsscheins- und Vertrauenstat-
bestand anzuknüpfen.

B e g r ü n d u n g

Der gutgläubige Erwerb eines Geschäftsanteils soll an
den Inhalt der Gesellschafterliste anknüpfen. Eine sol-
che wird bisher nach der Beurkundung der Übertragung
eines Geschäftsanteils und der entsprechenden Über-
prüfung vom Notar in elektronischer Form an das Re-
gister weitergereicht. Die Beurkundung und Überprü-
fung durch den Notar stellt eine notwendige, aber auch
hinreichende Anknüpfungstatsache dar.

Außerhalb der Abtretung von Geschäftsanteilen, also
etwa im Erbfall oder bei der Einziehung, ist derzeit
nicht einmal eine notarielle Beglaubigung notwendig.
Vielmehr kann jedermann ohne Überprüfung seiner
Identität die Gesellschafterliste mit beliebigem Inhalt
beim Registergericht einreichen. Eine derartige Rege-
lung kann keine Grundlage für den möglichen Verlust
erheblicher Vermögenswerte sein. Auch der reine Zeit-
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ablauf – der Gesetzentwurf sieht einen dreijährigen of-
fenen Zeitraum vor, innerhalb dessen ein gutgläubiger
Erwerb grundsätzlich nicht möglich ist – stellt keine an-
gemessene Anknüpfungstatsache dar.

Vielmehr muss auch hier ein Tatbestand geschaffen
werden, der es rechtfertigt, erhebliche Rechtsverluste
zu Lasten des Berechtigten hinzunehmen.

Deshalb müssen bei der Regelung des gutgläubigen Er-
werbs ein Missbrauch weithin ausgeschlossen und eine
Überprüfung aller Veränderungen im Gesellschafterbe-
stand über die Abtretungsfälle hinaus sichergestellt
werden.

15. Zu Artikel 1 Nr. 18a – neu – (§ 24 GmbHG),
Nr. 21 (§ 31 Abs. 5 GmbHG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens die Vorschriften über die Ausfallhaf-
tung der Mitgesellschafter bei ausstehenden Einlagen
und bei der Einlagenrückgewähr zu überarbeiten.

B e g r ü n d u n g

Während § 24 GmbHG eine Ausfallhaftung der Gesell-
schafter für nach den §§ 21, 22 und 23 GmbHG nicht
einbringliche Einlagebeträge begründet, richtet sich die
Ausfallhaftung gemäß § 31 Abs. 3 GmbHG auf die
Rückgewähr verbotener Leistungen (§ 31 Abs. 1
GmbHG). Hierbei handelt es sich jeweils um kompli-
zierte Gebilde – mit zum Teil umständlichen Verfahren
(vgl. etwa die der Haftung nach § 24 GmbHG vorgela-
gerte, meist nicht zielführende öffentliche Versteige-
rung von Geschäftsanteilen, § 23 GmbHG) –, die zu-
dem rechtspolitisch umstritten, in der Literatur
erheblicher Kritik ausgesetzt sind und den GmbH-Ge-
sellschaftern ein finanzielles Risiko aufbürden, welches
weder anfangs noch später durch den Betrag ihrer
Stammeinlagen oder ihres Geschäftsanteils begrenzt ist
(vgl. dazu J. Meyer, Haftungsbeschränkung im Recht
der Handelsgesellschaften, 2000, S. 529 ff., 542 ff.). Es
bietet sich daher an, im Rahmen der GmbH-Reform
auch diesen Bereich mit einzubinden.

16. Zu Artikel 1 Nr. 23 Buchstabe b (§ 35 Abs. 2 GmbHG),
Artikel 5 Nr. 7 Buchstabe b (§ 78 Abs. 2 AktG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob die Berechtigung des
Geschäftsführers zur Einzelvertretung sowie die Be-
freiung von § 181 BGB als gesetzliche Regelfälle in das
Gesellschaftsrecht aufgenommen werden sollten.

B e g r ü n d u n g

Derzeit ist die Geltung von § 181 BGB sowie die
Gesamtvertretung durch alle Geschäftsführer bzw.
Vorstände gemeinschaftlich die im Gesetz vorgesehene
Regel. In der Praxis werden jedoch in der weit überwie-
genden Zahl der Fälle die Geschäftsführer bzw. Vor-
stände von § 181 BGB befreit und ihnen die Befugnis
zur Einzelvertretung eingeräumt. Beide Umstände müs-
sen jeweils im Handelsregister eingetragen werden.

Eine Vereinfachung in einer Vielzahl von Fällen lässt
sich dadurch erreichen, dass man die gesetzliche Rege-
lung an die Praxis anpasst. Das Gesetz sollte hierfür von

dem Regelfall ausgehen, dass ein Geschäftsführer bzw.
Vorstand grundsätzlich zur Einzelvertretung berechtigt
und von den Beschränkungen des § 181 BGB in beiden
Richtungen befreit ist. Entsprechende Gesellschafter-
beschlüsse über die Vertretung nach außen, Registeran-
meldungen und die Eintragung im Handelsregister wür-
den sich dadurch in den meisten Fällen erübrigen.
Sofern ausnahmsweise das Prinzip der Gesamtvertre-
tung durch mehrere Geschäftsführer bzw. Vorstände,
die Geltung von § 181 BGB oder eine sonstige zulässi-
ge Gestaltung der Vertretungsmacht gewünscht ist,
kann dies entsprechend geregelt und die jeweilige Be-
schränkung mit Wirkung nach außen im Handelsregis-
ter eingetragen werden.

Die vorgeschlagene Regelung hätte darüber hinaus den
entscheidenden Vorteil, dass der handelnde Geschäfts-
führer bzw. Vorstand das, was in der Praxis der Regel-
fall ist, nicht mehr umständlich nachweisen müsste.
Gleichzeitig bliebe die gebotene Flexibilität für abwei-
chende Vereinbarungen erhalten. Die registergerichtli-
che Prüfung im Rahmen der Neugründung einer GmbH
sowie bei Veränderungen in der Geschäftsführung
könnte dadurch deutlich vereinfacht und das Register-
verfahren somit gestrafft werden.

Für die bereits eingetragenen Gesellschaften könnte ei-
ne Übergangslösung dergestalt geschaffen werden, dass
bei diesen vorbehaltlich einer anderweitigen Anmel-
dung die bisherige Vertretungsregelung und die Gel-
tung von § 181 BGB im Handelsregister innerhalb einer
gewissen Frist eingetragen werden.

17. Zu Artikel 1 Nr. 27 Buchstabe a (§ 40 Abs. 1 Satz 1
GmbHG)

In Artikel 1 Nr. 27 Buchstabe a § 40 Abs. 1 Satz 1 sind
nach den Wörtern „Liste der Gesellschafter“ die Wörter
„elektronisch in öffentlich beglaubigter Form“ einzu-
fügen.

B e g r ü n d u n g

Bis zum 31. Dezember 2006 musste die Gesellschafter-
liste im Original beim Registergericht eingereicht wer-
den. Mit der Einführung des elektronischen Rechtsver-
kehrs in Registersachen wurde dieses Erfordernis
bewusst auf die Einreichung einer elektronischen Auf-
zeichnung reduziert. Dagegen war nach dem bisherigen
Zweck der Gesellschafterliste, nämlich im Wesentli-
chen der Information des Registergerichts über die Be-
teiligungsverhältnisse zu dienen, nichts einzuwenden.
Nunmehr soll jedoch die Gesellschafterliste deutlich
aufgewertet und die Möglichkeit eines gutgläubigen Er-
werbs an die Eintragung in die Gesellschafterliste ge-
knüpft werden.

Nach den entsprechenden Rechtsverordnungen der
Länder werden Gesellschafterlisten über das elektroni-
sche Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) über-
mittelt; dabei findet keine Kontrolle der Identität des
Einreichenden statt. Grundsätzlich ist es jedermann
möglich, einen EGVP-Zugang auf einen beliebigen Na-
men einzurichten.

Bisher diente die eigenhändige Unterschrift der Ge-
schäftsführer – in Verbindung mit der im Registerakt
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befindlichen Namenszeichnung – noch als ein Mindest-
kriterium für die Feststellung der Authentizität. Durch
die Veränderungen zum Jahreswechsel reicht mittler-
weile ein gegebenenfalls nur schlecht lesbares grafi-
sches Abbild einer Unterschrift aus, das ohne weitere
Identitätskontrolle bei Gericht eingereicht wird. Even-
tuelle Manipulationsabsichten werden durch den Um-
stand, dass Registerdokumente, auf denen sich häufig
auch Unterschriftszüge befinden, nunmehr online ab-
gerufen werden können, erleichtert. Damit lässt sich
im einfachsten Fall die Unterschrift vom abgerufenen
Dokument per Grafikprogramm in eine manipulierte
Gesellschafterliste hineinkopieren.

In den in der Praxis am häufigsten vorkommenden Fäl-
len, nämlich in denen der Anteilsabtretung, besteht
nach dem Entwurf kein Manipulationsrisiko, weil hier
die Gesellschafterliste vom Notar in signierter Form
beim Handelsregister eingereicht wird. Allerdings sind
in anderen Fällen, insbesondere bei Erbfällen, der Ein-
ziehung oder Zusammenlegung von Anteilen, Verände-
rungen im Gesellschafterbestand ohne Mitwirkung des
Notars möglich.

Jede Möglichkeit eines gutgläubigen Erwerbs geht zu
Lasten des tatsächlichen Rechtsinhabers. Zu dessen
Schutz darf ein gutgläubiger Erwerb nur auf der Grund-
lage eines verlässlichen Rechtsscheinträgers zugelassen
werden. Die vom Geschäftsführer nach der Former-
leichterung durch das EHUG unmittelbar eingereichte
Gesellschafterliste erfüllt diese Voraussetzungen nicht.
Hier bestehen erhebliche Missbrauchsrisiken, die dem
Ziel des Entwurfs, die Transparenz zu erhöhen und
Missbräuche zu vermeiden, deutlich entgegenstehen.

18. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 40 GmbHG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob in § 40 GmbHG-E für
den Fall der Führungslosigkeit der Gesellschaft oder
bei unbekanntem Aufenthalt der Geschäftsführer eine
Pflicht der Gesellschafter zur Einreichung von Gesell-
schafterlisten eingeführt werden sollte.

B e g r ü n d u n g

Insbesondere in den klassischen Bestattungsfällen füh-
ren die Beteiligten eine Intransparenz der Beteiligungs-
verhältnisse bewusst herbei oder lassen zumindest jedes
Interesse an der Offenlegung der Gesellschafterstellung
gegenüber dem Registergericht vermissen. Hier besteht
eine Schutzlücke in den Fällen der Führungslosigkeit
der Gesellschaft oder bei unbekanntem Aufenthalt der
Geschäftsführer, da die Pflicht zur Einreichung einer
Liste bei Veränderungen nach § 40 Abs. 1 Satz 1
GmbHG-E nur für die Geschäftsführer besteht.

Als Folge dieses Vorschlags müsste ein Verstoß gegen
die Pflicht der Gesellschafter zur Einreichung der
Gesellschafterliste entsprechend der für den Geschäfts-
führer vorgesehenen Regelung ebenfalls eine Schaden-
ersatzpflicht auslösen.

19. Zu Artikel 1 Nr. 28 (§ 41 GmbHG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens zu prüfen, ob in § 41 GmbHG eine

Intransparenzhaftung als ergänzende gläubigerschüt-
zende Maßnahme aufgenommen werden sollte.

B e g r ü n d u n g

In der Praxis ist häufig festzustellen, dass die Durchset-
zung eventueller Haftungsansprüche gegen Geschäfts-
führer und Gesellschafter – die oftmals die einzigen
vermögenswerten Positionen im Gesellschaftsvermö-
gen darstellen – durch eine völlig unzureichende oder
nicht vorhandene Buchhaltung wesentlich erschwert
oder sogar unmöglich gemacht wird. Ohne eine ausrei-
chende unternehmensinterne Dokumentation können
Vermögenswerte der Gesellschaft dem Zugriff der
Gläubiger entzogen werden, ohne dass entsprechende
gläubigerschützende Haftungsvorschriften durchgrei-
fen können. Ein Großteil des durch das Insolvenzver-
fahren vermittelten Gläubigerschutzes wird dadurch
nahezu ersatzlos ausgehebelt. Von Wissenschaft und
Praxis wird daher vorgeschlagen, in das Gesellschafts-
recht eine so genannte Intransparenzhaftung aufzuneh-
men, die in erster Linie den Geschäftsführer, ergänzend
gegebenenfalls auch die Gesellschafter trifft.

Dem sollte im Rahmen dieser Reform gefolgt werden.
Bei schwerwiegenden Verstößen gegen die Pflicht zur
unternehmensinternen Dokumentation von Geschäfts-
vorgängen, insbesondere bei gänzlichem Fehlen oder
schwerer Mangelhaftigkeit der vorhandenen Buchfüh-
rung, macht sich der nach § 41 GmbHG zur ordnungs-
gemäßen Buchführung verpflichtete Geschäftsführer
den Gläubigern gegenüber schadenersatzpflichtig. Die
einzuhaltenden Standards lassen sich aus dem HGB be-
stimmen, wonach die Rechnungslegung so beschaffen
sein muss, dass ein sachkundiger Dritter innerhalb einer
angemessenen Zeit einen ausreichenden Überblick über
die Lage des Unternehmens und die Geschäftsvorfälle
erlangen kann. Zumindest sollte eine Haftung für die
Fälle eingeführt werden, in denen neben einer undurch-
sichtigen oder unzureichenden Buchführung auch noch
Vermögensbewegungen zwischen Gesellschafts- und
Gesellschaftervermögen festzustellen sind, die im
Nachhinein zu einer undurchsichtigen Vermögensver-
mischung führen.

20. Zu Artikel 1 Nr. 32 (§ 55 GmbHG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens zu prüfen, ob das in der wissen-
schaftlichen Diskussion von verschiedenen Seiten ge-
forderte Institut des genehmigten Kapitals auch in das
GmbH-Recht integriert werden sollte.

B e g r ü n d u n g

Mit diesem aus dem Aktienrecht stammenden Mittel
würde es der Gesellschaft ermöglicht, flexibel und un-
kompliziert auf schnelle Weise neues Kapital zu be-
schaffen. Damit könnten für den Erwerb von Beteili-
gungen, Unternehmen oder zur Realisierung von
Kapitalerhöhungen kurzfristig neue Anteile geschaffen
werden. Bereits im Vorfeld einer solchen Transaktion
könnten damit die formellen Voraussetzungen geschaf-
fen werden, um im richtigen Moment rasch handeln zu
können.
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Im Gegensatz zur Aktiengesellschaft sollte bei der Ein-
führung des genehmigten Kapitals im GmbH-Recht
keine wertmäßige Begrenzung erfolgen.

21. Zu Artikel 1 Nr. 47 Buchstabe b (§ 82 Abs. 1 Nr. 5
GmbHG),

Artikel 5 Nr. 17 Buchstabe b (§ 399 Abs. 1 Nr. 6
AktG)

a) Artikel 1 Nr. 47 Buchstabe b ist wie folgt zu fassen:

‚b) In Nummer 5 werden nach dem Wort „Ge-
schäftsführer“ die Wörter „einer Gesellschaft
mit beschränkter Haftung oder Geschäftsleiter
einer ausländischen juristischen Person“ einge-
fügt.‘

b) Artikel 5 Nr. 17 Buchstabe b ist wie folgt zu fassen:

‚b) In Nummer 6 werden nach dem Wort „Vor-
stands“ die Wörter „einer Aktiengesellschaft
oder des Leitungsorgans einer ausländischen
juristischen Person“ eingefügt.‘

B e g r ü n d u n g

Der „Geschäftsleiter einer inländischen juristischen
Person“ existiert im GmbHG bislang nicht, ebenso we-
nig das „Leitungsorgan einer inländischen juristischen
Person“ im AktG. Die strafrechtlichen Bestimmungen
in § 82 GmbHG und § 399 AktG sollten einerseits mit
der notwendigen Genauigkeit formuliert werden, ande-
rerseits auch für den durchschnittlichen Normadressa-
ten noch verständlich sein. Auf die Schaffung neuer ge-
sellschaftsrechtlicher Termini sollte daher verzichtet
werden.

22. Zu Artikel 2 (§ 3 Abs. 1 Satz 3 EGGmbHG),
Artikel 4 (Artikel 64 Satz 3 EGHGB),
Artikel 6 Nr. 2 (§ 18 Satz 3 EGAktG)

In Artikel 2 § 3 Abs. 1 Satz 3, Artikel 4 Artikel 64 Satz
3 und Artikel 6 Nr. 2 § 18 Satz 3 sind jeweils nach dem
Wort „bekannte“ die Wörter „oder in sonstiger Weise
bekannt gewordene“ einzufügen.

B e g r ü n d u n g

§ 3 Abs. 1 Satz 3 EGGmbHG-E, § 18 Satz 3
EGAktG-E und Artikel 64 Satz 3 EGHGB-E bestim-
men, dass nach Ablauf der Übergangsfrist, innerhalb
derer die Anmeldung der Geschäftsanschrift zum Han-
delsregister zu erfolgen hat, das Registergericht ersatz-
weise die ihm nach § 24 Abs. 2 HRV bekannte
Anschrift als Geschäftsanschrift ohne Prüfung auf
Richtigkeit in das Handelsregister einträgt. Gleiches
gilt hinsichtlich der Zweigniederlassungen für die nach
§ 24 Abs. 3 HRV mitgeteilte Anschrift.

Dabei geht der Entwurf davon aus, dass einfach die dem
Registergericht gemäß § 24 HRV bisher mitgeteilte An-
schrift automatisch durch technische Umschreibung
eingetragen werden soll. Bei den dem Gericht bekann-
ten und im System gespeicherten Adressen handelt es
sich jedoch nicht stets um solche, die gemäß § 24 HRV
mitgeteilt wurden, sondern auch um Adressen, die dem
Gericht auf sonstige Art und Weise, z. B. durch den üb-
lichen Schriftverkehr oder im Zuge von Zustellungen,
bekannt geworden sind.

Es wäre daher – im Gegensatz zu dem mit dem Entwurf
verfolgten Ziel – mit Mehrarbeit für die Registergerich-
te verbunden, müssten sie in jedem Fall die ursprüngli-
che, nach § 24 HRV mitgeteilte Anschrift ermitteln.
Wird jedoch entsprechend dem oben genannten Vor-
schlag auch die Eintragung einer anderen dem Gericht
bekannten Anschrift ermöglicht, dient dies nicht nur der
Arbeitserleichterung für die Gerichte, sondern geht
auch mit einer erhöhten Aktualität der von Amts wegen
eingetragenen Anschrift einher.

23. Zu Artikel 3 Nr. 01 – neu – (§ 8a Abs. 2 HGB)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob in § 8a Abs. 2 HGB nach
dem Wort „Handelsregisters,“ die Wörter „die elektro-
nische Übermittlung gerichtlicher Dokumente,“ einge-
fügt werden sollten.

B e g r ü n d u n g

Mit dieser Regelung könnte die Möglichkeit geschaffen
werden, die mit dem EHUG eingeführten Regelungen
zur elektronischen Einreichung von Dokumenten an die
Registergerichte auch für die Rückübermittlung von ge-
richtlichen Dokumenten zu nutzen. Hierzu bedarf es der
Ermächtigung für die Landesregierungen, Vorgaben
hinsichtlich der elektronischen Übermittlung von
gerichtlichen Dokumenten sowie der Dateiformate der
Dokumente zu machen. Um zu gewährleisten, dass
Dokumente im Handelsregisterbereich bundesweit in
einem einheitlichen Datenformat übermittelt werden
können, haben sich die Länder bereits auf die Einfüh-
rung einheitlicher Standards verständigt.

Mit der Regelung kann dem Bedürfnis nach einer ver-
bindlichen Normierung, gegebenenfalls auch für ein-
zelne Nutzergruppen, zur Einführung einer elektroni-
schen Übermittlung von Eintragungsmitteilungen,
gerichtlichen Entscheidungen und sonstigen Schrift-
stücken Rechung getragen werden. Dadurch können
insbesondere der mit den Eintragungsmitteilungen ver-
bundene Aufwand reduziert und die entsprechenden
Kosten gesenkt werden.

24. Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 13 HGB)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens zu prüfen, ob die Möglichkeit zur
Bestellung eines weiteren Empfangsvertreters auf alle
im Handelsregister eingetragenen Firmen ausgedehnt
werden kann.

B e g r ü n d u n g

Aus § 13 HGB-E ergibt sich die Verpflichtung zur An-
meldung einer inländischen Geschäftsanschrift für alle
eingetragenen Kaufleute unabhängig von der Rechts-
form, in welcher das Unternehmen organisiert ist. Das ist
folgerichtig und sinnvoll. Nicht nachvollziehbar ist aller-
dings, warum die Möglichkeit, einen weiteren Emp-
fangsvertreter eintragen zu lassen, ausschließlich juristi-
schen Personen vorbehalten bleibt. Die Überlegungen,
die zur Möglichkeit der Eintragung eines Empfangsver-
treters bei diesen führen (Vermeidung von Risiken aus
öffentlichen Zustellungen) gelten in gleicher Weise auch
für Firmeninhaber anderer Rechtsformen.
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25. Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 13d HGB)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob die Erfüllung der in der
Praxis häufig missachteten Eintragungspflicht für
Zweigniederlassungen ausländischer Gesellschaften
durch geeignete Sanktionen und Maßnahmen unter-
stützt werden sollte.

B e g r ü n d u n g

Eine Vielzahl von Zweigniederlassungen ausländischer
Gesellschaften wird trotz der gesetzlichen Verpflich-
tung hierzu nicht zum Handelsregister angemeldet. Die
Möglichkeit, die Anmeldung der Zweigniederlassung
durch ein Zwangsgeld zu erzwingen (§ 14 HGB i. V. m.
§ 132 ff. FGG) stellt keine hinreichende Sanktion dar,
da das Registergericht in den meisten Fällen überhaupt
keine Kenntnis vom Bestehen der Zweigniederlassung
erlangt. Hier könnte durch Schaffung weitergehender
Sanktionen zusätzlicher Druck auf die jeweiligen Ver-
tretungsorgane ausgeübt werden, die Zweigniederlas-
sung zum Handelsregister anzumelden.

Weiterhin könnten die Registergerichte durch einen
verbesserten Informationsfluss mit den Gewerbe- und
Finanzämtern zusätzliche Erkenntnisse zum Bestehen
von Zweigniederlassungen erlangen. Hierzu sollte eine
Rechtsgrundlage geschaffen werden. Ein gegenseitiger
Informationsaustausch dieser Stellen findet derzeit
nicht statt.

26. Zu Artikel 3 Nr. 6 (§ 15a Satz 1 HGB),
Artikel 8 Nr. 1 (§ 185 Nr. 2 ZPO)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob in § 15a Satz 1 HBG-E
und § 185 Nr. 2 ZPO-E jeweils die Wörter „anderen in-
ländischen Anschrift möglich“ durch die Wörter „ande-
ren Anschrift, die im räumlichen Geltungsbereich der
Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates vom 29. Mai
2000 über die Zustellung gerichtlicher und außerge-
richtlicher Schriftstücke in Zivil- und Handelssachen in
den Mitgliedstaaten gelegen ist, durch die Post mög-
lich“ ersetzt werden sollten.

B e g r ü n d u n g

Aus europa- und verfassungsrechtlicher Sicht stößt die
in § 15a Satz 1 HGB-E und § 185 Nr. 2 ZPO-E vor-
gesehene Regelung auf Bedenken, wonach eine öffent-
liche Zustellung (lediglich) dann nicht erfolgen darf,
wenn „die Zustellung … unter einer ohne Ermittlungen
bekannten anderen inländischen Anschrift möglich
[ist]“.

Denn innerhalb der Europäischen Union – mit Ausnah-
me Dänemarks – hat die Auslandszustellung nicht mehr
den aufwändigen Weg des § 183 Abs. 1 Nr. 2 und 3
ZPO zu nehmen, sondern kann durch schlichtes Ein-
schreiben mit Rückschein bewirkt werden (§ 1068
Abs. 1 ZPO i. V. m. Artikel 14 Abs. 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1348/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über
die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher
Schriftstücke in Zivil- und Handelssachen in den Mit-
gliedstaaten). Ein sachliches Unterscheidungskriterium
zwischen Zustellungen, die im Inland möglich sind,

und solchen, die im EU-Ausland möglich sind, ist daher
nur schwer zu erkennen. Zwar mag die Zustellung
durch Einschreiben und Rückschein in manchen
EU-Mitgliedstaaten längere Zeit in Anspruch nehmen
als im Inland. Die hierdurch verursachte Verzögerung
dürfte jedoch gegenüber dem zeitlich langwierigen Pro-
zess, den die alternativ durchzuführende, öffentliche
Zustellung darstellt, kaum ins Gewicht fallen. Daher
läuft die Entwurfsregelung in den Fällen mit Bezug zu
einem EU-Mitgliedstaat Gefahr, eine gleichheitswidri-
ge (Artikel 3 GG) und sachlich nicht gerechtfertigte
Verkürzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (Arti-
kel 103 Abs. 1 GG) infolge der voreilig ermöglichten
öffentlichen Zustellung zu bewirken.

27. Zu Artikel 5 Nr. 6
(§ 76 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe e AktG)

Artikel 5 Nr. 6 § 76 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe e ist
wie folgt zu fassen:

„e) nach den §§ 263 bis 264a oder §§ 265b bis 266a
des Strafgesetzbuchs oder nach § 5 des Gesetzes
über die Sicherung der Bauforderungen zu einer
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr“.

B e g r ü n d u n g

Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung enthaltene
Regelung orientiert sich an den Vorschlägen des Ge-
setzentwurfs des Bundesrates zum Gesetz zur Siche-
rung von Werkunternehmeransprüchen und zur ver-
besserten Durchsetzung von Forderungen (Forde-
rungssicherungsgesetz, Bundesratsdrucksache 878/05
(Beschluss)), was grundsätzlich zu begrüßen ist, in der
vorliegenden Form aber zu kurz greift.

Die Aufnahme der Straftatbestände der §§ 263, 263a,
264, 264a StGB als Ausschlusstatbestände erscheint
angezeigt, weil derjenige, der deswegen zu einer Frei-
heitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt worden
ist, deutlich zum Ausdruck gebracht hat, dass er eine
zweifelhafte Einstellung zu fremden Vermögensmassen
hat. Da eine Aktiengesellschaft als Kapitalgesellschaft
über eigenes, dem Vorstand überantwortetes Vermögen
verfügt, kommt es nicht darauf an, ob eine Verurteilung
nach den genannten Vorschriften im Zusammenhang
mit der Tätigkeit als Vorstandsmitglied oder einer sons-
tigen wirtschaftlichen Tätigkeit steht oder nicht. Perso-
nen, die wegen Vermögensdelikten zu hohen Strafen
verurteilt worden sind, sind per se nicht geeignet, Auf-
gaben innerhalb des Vorstandes einer Aktiengesell-
schaft auszuüben. Bei derartigen Verurteilungen besteht
regelmäßig keine Vertrauensbasis für eine ordnungs-
gemäße und an den Regeln des Wirtschaftslebens aus-
gerichtete Geschäftsführung. In dieser Strafrechts-
kategorie spielt auch die eher im Bagatellbereich
anzusiedelnde Abgrenzungsproblematik von Betrug
und Diebstahl keine Rolle mehr.

Im Übrigen ist die Aufnahme der Straftatbestände der
§§ 263 und 264 StGB auch innerhalb eines künftigen
Gesetzes zur Einrichtung eines Registers über unzuver-
lässige Unternehmen geplant, dem eine vergleichbare
Interessenlage zu Grunde liegt.
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Die Aufnahme der Strafvorschrift wegen Zuwiderhand-
lung gegen die Baugeldverwendungspflicht aus dem
Gesetz über die Sicherung der Bauforderungen in den
Katalog des § 76 Abs. 3 AktG-E ist angemessen, da das
Interesse der Baugeldgläubiger an der zweckentspre-
chenden Verwendung von Baugeld ebenso gewichtig
ist.

28. Zu Artikel 9 Nr. 2 (§ 15 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1,
1a – neu –, 2 InsO)

Artikel 9 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen:

‚2. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Im Fall der Führungslosigkeit ist bei einer Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung auch jeder
Gesellschafter, bei einer Aktiengesellschaft oder
einer Genossenschaft auch jedes Mitglied des
Aufsichtsrates zur Antragstellung berechtigt.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Gesell-
schaftern“ die Wörter „allen Gesellschaf-
tern der Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung, allen Mitgliedern des Aufsichtsrates“
eingefügt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Wird der Antrag von dem Gesellschafter
einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung oder einem Mitglied des Aufsichts-
rates gestellt, ist auch die Führungslosigkeit
glaubhaft zu machen.“

cc) In Satz 2 werden nach dem Wort „Gesell-
schaftern“ die Wörter „Gesellschafter der
Gesellschaft mit beschränkter Haftung,
Mitglieder des Aufsichtsrates“ eingefügt.‘

B e g r ü n d u n g

Vom Ansatz her ist das geplante Antragsrecht der
Gesellschafter bei Führungslosigkeit einer GmbH zu
begrüßen. Es ist notwendig als Ergänzung zur Antrags-
pflicht des § 15a Abs. 3 InsO-E. Die Fassung des
Gesetzentwurfs dürfte indes zu Problemen in der insol-
venzgerichtlichen Praxis führen. Eine falsche rechtliche
Einschätzung bzw. Bewertung des Gesellschafters über
die Wirksamkeit der Niederlegung des Amtes durch
den Geschäftsführer wird zu einem Streit über die
Antragsberechtigung führen. So könnte z. B. der Ge-
schäftsführer den Standpunkt vertreten, er habe sein
Amt nicht niedergelegt oder die Amtsniederlegung oder
die Beschlussfassung über seine Abberufung seien un-
wirksam. Er – und nicht die Gesellschafter – sei weiter-
hin antragsbefugt. Nach seiner Auffassung liege ein
Insolvenzgrund nicht vor, so dass eine Antragspflicht
nicht bestehe. Der Insolvenzantrag sei mithin zu Un-
recht durch den Gesellschafter gestellt worden.

Dass ein unbegründeter Insolvenzantrag der Gesell-
schaft großen Schaden zufügen kann, liegt auf der
Hand. Vor diesem Hintergrund sollte die Zulässigkeit
des Insolvenzantrags eines Gesellschafters davon ab-
hängig gemacht werden, dass er die Führungslosigkeit

der Gesellschaft glaubhaft zu machen hat. Nur auf diese
Weise kann ein hinreichender Schutz vor unbegründe-
ten Insolvenzanträgen eines Gesellschafters erreicht
werden.

Darüber hinaus ist das Antragsrecht auch den Mitglie-
dern des Aufsichtsrates einer Aktiengesellschaft oder
einer Genossenschaft einzuräumen, da § 15a Abs. 3
InsO-E auch für sie eine Antragspflicht vorsieht.

29. Zu Artikel 9 Nr. 3 (§ 15a Abs. 3 InsO)

In Artikel 9 Nr. 3 § 15a Abs. 3 sind vor den Wörtern
„keine Kenntnis“ die Wörter „ohne grobes Verschul-
den“ einzufügen.

B e g r ü n d u n g

Unbefriedigend ist die Regelung der subjektiven Tatbe-
standsseite von § 15a Abs. 3 InsO-E („es sei denn, …“),
und zwar im Hinblick auf den dort geforderten Ver-
schuldensmaßstab.

Verschuldensmaßstab ist nach dem Wortlaut der
Entwurfsregelung die positive Kenntnis des Gesell-
schafters; nur wenn er Kenntnis von den objektiven
Tatbestandsvoraussetzungen hatte, trifft ihn die Insol-
venzantragspflicht. Dies ist sachlich zu kurz gegriffen.
Denn es ist nicht einzusehen, warum derjenige Gesell-
schafter, der grob fahrlässig keine Kenntnis hat, nicht
ebenso der Antragspflicht und insbesondere den sich
daraus ergebenden Haftungsfolgen im Falle pflichtwid-
rigen Unterlassens (§ 823 Abs. 2 BGB) unterliegen
soll, zumal das Erfordernis positiver Kenntnis allzu
weite Missbrauchs- und Umgehungsmöglichkeiten
bietet. Im Übrigen steht der Wortlaut in gewissem
Widerspruch zu der Entwurfsbegründung (Bundesrats-
drucksache 354/07, S. 128), wonach die subjektive Tat-
bestandsvoraussetzung immerhin auch dann bejaht
werden soll, wenn sich der Gesellschafter bewusst der
Kenntnis verschließt.

30. Zu Artikel 9 Nr. 3 (§ 15a InsO)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens die Auswirkungen des § 15a
InsO-E auf nach deutschem Recht gegründete, aber mit
Schwerpunkt im Ausland tätige Gesellschaften zu
überprüfen.

B e g r ü n d u n g

Der vorgesehene § 15a InsO-E erfasst die Insolvenz-
antragspflicht abstrakt für alle juristischen Personen un-
abhängig von ihrer Rechtsform und verschiebt diese
Regelung von den bisherigen Standorten in den einzel-
nen Gesellschaftsgesetzen in das Insolvenzrecht. Er-
klärtes Ziel dieser Änderungen ist es unter anderem,
zukünftig auch Auslandsgesellschaften unter die An-
tragspflicht fallen zu lassen, also Gesellschaften mit nur
statuarischem Sitz im Ausland, aber tatsächlicher Ge-
schäftstätigkeit in Deutschland. Hintergrund hierfür ist,
dass das Insolvenzstatut an den Mittelpunkt der wirt-
schaftlichen Tätigkeit und nicht an die Rechtsform des
schuldnerischen Unternehmens anknüpft, vgl. die §§ 4
und 335 InsO, Artikel 3 Abs. 1 EuInsVO. Durch die
Einbeziehung der Auslandsgesellschaften mit Verwal-
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tungssitz und Betrieb in Deutschland sollen Schutz-
lücken vermieden werden (vgl. die Entwurfsbegrün-
dung, Bundesratsdrucksache 354/07, S. 127).

Diese insolvenzrechtliche Qualifizierung der Insol-
venzantragspflicht hat aber auch Auswirkungen auf die
Pflichten von nach deutschem Recht gegründeten juris-
tischen Personen, die ihrerseits Verwaltungssitz und
Betrieb im Ausland unterhalten. Das beabsichtigte
MoMiG ermöglicht durch Änderung des § 4a GmbHG
Gesellschaften mit beschränkter Haftung erstmals, in
Deutschland lediglich einen statuarischen Satzungssitz
zu unterhalten, während der gesamte Geschäftsbetrieb
im Ausland angesiedelt ist. Gleichartige Änderungen
sind für Aktiengesellschaften vorgesehen.

Bei einer insolvenzrechtlichen Anknüpfung der In-
solvenzantragspflicht an den Mittelpunkt des tat-
sächlichen Interesses würde diese Pflicht zukünftig für
die im Ausland ansässigen Gesellschaften deutscher
Rechtsform nicht mehr gelten. Vielmehr würde für die
Beurteilung der Insolvenzantragspflicht das am Ort der
betrieblichen Niederlassung geltende Recht anzu-
wenden sein. Demnach werden zwar durch § 15a
InsO-E Schutzlücken betreffend die in Deutschland
ansässigen Auslandsgesellschaften vermieden, aber
eventuelle neue Schutzlücken bei den im Ausland
ansässigen Gesellschaften deutscher Rechtsform ge-
schaffen.

Die Begründung des Gesetzentwurfs setzt sich mit die-
ser Folge der beabsichtigten Neuregelung nicht ausein-
ander. Bei der gebotenen Abwägung der Vor- und
Nachteile der beabsichtigten Änderung wird nach An-
sicht des Bundesrates auch zu berücksichtigen sein,
dass eine insolvenzrechtliche Abknüpfung der Insol-
venzantragspflicht zu einer Flucht deutscher Gesell-
schaften führen könnte, indem in einer (drohenden)
Krise der Betriebssitz in ein anderes Land mit weniger
strengen oder ohne Insolvenzantragspflichten verlegt
wird.

31. Zu Artikel 9 Nr. 3 (§ 15a InsO)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob die Insolvenzverschlep-
pungshaftung mit einer Beweislastumkehr verbunden
werden sollte. Die Beweislast dafür, dass die Befrie-
digungsaussichten der Gläubiger durch Insolvenzver-
schleppungsverluste nicht verschlechtert worden sind,
sollte dem Insolvenzverschlepper obliegen.

B e g r ü n d u n g

Nach bislang geltendem Recht haftet der Insolvenz-
verschlepper gegebenenfalls aus § 823 Abs. 2 BGB
i. V. m. § 64 Abs. 1 GmbHG bzw. § 92 Abs. 2 AktG
gegenüber den Gesellschaftsgläubigern auf Ersatz des
durch die Insolvenzverschleppung entstandenen
Schadens. Durch die Überführung der Antragspflicht
in die Insolvenzordnung dürfte sich hieran nichts än-
dern.

In der Praxis führt jedoch häufig der Nachweis zu
Schwierigkeiten, dass durch die Insolvenzver-

schleppung die Befriedungsaussichten des jeweiligen
Gläubigers tatsächlich geringer geworden sind. Dem in
Anspruch genommen Insolvenzverschlepper ist in
entsprechenden Fällen der Gegenbeweis eher möglich
und damit zumutbar, als einem außenstehenden Gläu-
biger.

Durch eine Beweislastumkehr zu der Frage, ob durch
die Insolvenzverschleppung ein Quotenschaden ent-
standen ist, könnte man die Situation vieler Gläubiger
verbessern und gleichzeitig Verstöße gegen die Insol-
venzantragspflicht effektiv sanktionieren.

32. Zu Artikel 9 Nr. 5 (§ 39 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 4
und 5 InsO)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob der Anwendungsbereich
der generellen Nachrangigkeit von Gesellschafterdarle-
hen zu § 39 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 4 und 5 InsO-E genauer
definiert werden sollte.

B e g r ü n d u n g

Nach dem Gesetzentwurf soll in § 39 Abs. 1 Nr. 5
InsO-E auf das Merkmal „kapitalersetzend“ verzichtet
und damit jedes Gesellschafterdarlehen in der In-
solvenz nachrangig gestellt werden. Nach der Be-
gründung (Bundesratsdrucksache 354/07, S. 130) soll
der Anwendungsbereich rechtsformneutral festgelegt
werden und neben den deutschen Kapitalgesellschaften
auch Personengesellschaften, bei denen keine natür-
liche Person als persönlich haftender Gesellschafter
beteiligt ist, sowie ausländische Gesellschaften erfas-
sen.

Problematisch erscheint insoweit jedoch die im Ent-
wurf vorgesehene Kombination der Formulierungen
„nach Maßgabe der Absätze 4 und 5“ in § 39 Abs. 1
Nr. 5 InsO-E und „Absatz 1 Nr. 5 gilt für Gesellschaf-
ten, die weder eine natürliche Person noch eine Gesell-
schaft als persönlich haftenden Gesellschafter haben,
bei der ein persönlich haftender Gesellschafter eine na-
türliche Person ist“ in § 39 Abs. 4 InsO-E. Beide Be-
stimmungen zusammen vermitteln den Eindruck, als
sei die Anwendung des § 39 Abs. 1 Nr. 5 InsO-E ledig-
lich auf die in Absatz 4 näher beschriebenen Personen-
gesellschaften ohne eine natürliche Person als persön-
lich haftender Gesellschafter zulässig.

Die in der Praxis äußerst relevante Anwendung auf Ka-
pitalgesellschaften, insbesondere auch auf die GmbH
und die Unternehmergesellschaft, lässt sich aus dem
Wortlaut der Bestimmungen dagegen nicht ohne Weite-
res erschließen, denn bei diesen gibt es bereits begriff-
lich keinen persönlich haftenden Gesellschafter. Um
hier Missverständnisse zu vermeiden und einen Gleich-
lauf zwischen Begründung und Gesetzeswortlaut her-
zustellen, sollte der Anwendungsbereich der Bestim-
mung im weiteren Gesetzgebungsverfahren deutlicher
formuliert werden, etwa durch die ausdrückliche Er-
streckung des § 39 Abs. 4 InsO-E auf inländische und
ausländische Kapitalgesellschaften sowie die genann-
ten Personengesellschaften.
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33. Zu Artikel 12 Nr. 1 – neu –, 2 – neu –
(§§ 141b – neu –, 144b FGG)

Artikel 12 ist wie folgt zu fassen:

‚Artikel 12

Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit

Das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 315-1, veröffentlichten
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch …
(BGBl. I …), wird wie folgt geändert:

1. Nach § 141a wird folgender § 141b eingefügt:

„§ 141b
Löschung von Zweigniederlassungen

von Unternehmen mit Sitz
oder Hauptniederlassung im Ausland

(1) Das Registergericht kann die Zweigniederlas-
sung eines Unternehmens mit Sitz oder Haupt-
niederlassung im Ausland löschen, wenn das
Unternehmen in dem für seinen Sitz oder seine
Hauptniederlassung zuständigen Register gelöscht
ist.

(2) Das Registergericht hat den Inhaber des Un-
ternehmens oder bei einer juristischen Person ihren
ständigen Vertreter von der beabsichtigten Lö-
schung zu benachrichtigen und ihm zugleich eine
angemessene Frist zur Geltendmachung eines Wi-
derspruchs zu bestimmen.

(3) Für das weitere Verfahren gilt § 141a Abs. 2
und 3 entsprechend.“

2. § 144b wird aufgehoben.‘

B e g r ü n d u n g

Aus Anlass der Änderung des FGG in Artikel 12 des
Entwurfs sollte eine weitere Ergänzung der Löschungs-
vorschriften erfolgen.

Erfährt das Registergericht, bei dem die Zweignieder-
lassung eines im Ausland ansässigen Unternehmens
eingetragen ist, von dem Erlöschen eines Unterneh-
mens im Register der Hauptniederlassung, sollte aus
Gründen des Verkehrsschutzes eine Möglichkeit ge-
schaffen werden, auch die Zweigniederlassung von
Amts wegen zu löschen. Da die Eintragungen in dem
ausländischen Register sich dem hiesigen Rechtsver-
kehr nicht ohne Weiteres erschließen, könnte sonst das
bereits gelöschte Unternehmen als „Zweignieder-

lassung“ jahrelang wenn nicht rechtlich, so doch dem
Anschein nach weiter existieren.

Es kann nicht unbedingt damit gerechnet werden, dass
das Erlöschen der Firma stets vom Leitungsorgan des
Unternehmens auch dem Register der Zweignieder-
lassung mitgeteilt wird. Dies gilt insbesondere dann,
wenn die Eintragung der Hauptniederlassung in dem
Gründungs-Mitgliedstaat nur wegen der dortigen be-
sonders einfachen Gründungsvorschriften erfolgte und
es dem Unternehmen für seine unternehmerischen
Zwecke allein auf die Eintragung der Zweignieder-
lassung ankommt. Auch kann es vorkommen, dass dem
Leitungsorgan jegliches weitere Interesse an dem Ge-
samtunternehmen fehlt, etwa nach durchgeführtem In-
solvenzverfahren oder einer Löschung der Gesellschaft
wegen Vermögenslosigkeit.

Die registergerichtliche Praxis behilft sich zurzeit bei
derartigen Fallkonstellationen noch mit einer analogen
Anwendung der übrigen Löschungsvorschriften von
§ 141 ff. FGG. Im Hinblick auf die Vielzahl der zwi-
schenzeitlich hier eingetragenen Zweigniederlassungen
ausländischer Gesellschaften sollte eine ausdrückliche
gesetzliche Regelung erfolgen.

34. Zu Artikel 25 (Inkrafttreten)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens zu prüfen, ob die Bestimmungen
zum gutgläubigen Erwerb von Geschäftsanteilen ab-
weichend von den übrigen Bestimmungen des beab-
sichtigten Gesetzes erst zum 1. Juli 2008 in Kraft treten
sollten.

B e g r ü n d u n g

Die beabsichtigten Regelungen der Zuordnung eines
Widerspruchs zu einer Gesellschafterliste sind nur mit
aufwändigen technischen Veränderungen der eingesetz-
ten Software umzusetzen. Vor diesem Hintergrund soll-
te diese besondere Regelung frühestens am 1. Juli 2008
in Kraft treten.

Eine zeitnähere technische Umsetzung ist auf Grund
der erforderlichen gravierenden Strukturänderungen in
den IT-Anwendungen nicht sicherzustellen. Dies gilt
insbesondere im Hinblick darauf, dass neben den
Anpassungen der jeweils in den Ländern eingesetzten
Softwarelösungen die entsprechenden Anpassungen
auch im gemeinsamen Registerportal der Länder nach-
vollzogen werden müssen. Derzeit sind die Portale
noch nicht darauf ausgelegt, auch Abhängigkeiten
zwischen einzelnen Dokumenten darzustellen.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Zu Nummer 1 (Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2 Abs. 1a GmbHG),
Nr. 8 Buchstabe c
(§ 7 Abs. 2 Satz 3 GmbHG),
Nr. 31 (§ 53 Abs. 2 Satz 1a GmbHG),
Nr. 50 (Anlage 1 zu § 2 GmbHG))

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates
ab.

Die Einführung des Mustergesellschaftsvertrags entspricht
den Forderungen der Wirtschaft. Die Argumente, die der
Bundesrat hiergegen vorbringt, wurden bereits bei der Erar-
beitung des Gesetzentwurfs erwogen. Die Bundesregierung
hält sie jedoch nicht für überzeugend. Die Frage wird aber im
weiteren Gesetzgebungsverfahren sicherlich noch weiter er-
örtert werden.

Es ist zutreffend, dass der Verzicht auf das Beurkundungs-
erfordernis zu einer Verringerung der Gründungsberatung
führt. Wird eine GmbH unter Verwendung des Muster-
gesellschaftsvertrags gegründet, besteht jedoch kein höhe-
rer Beratungsbedarf als bei der Gründung einer Personen-
handelsgesellschaft, bei der bereits nach geltendem Recht
keine Beurkundung erforderlich ist. Dieser Vergleich zeigt,
dass bei der Gründung einer GmbH mittels Mustergesell-
schaftsvertrag die notarielle Gründungsberatung entbehr-
lich ist. Hinzu kommt, dass auch das englische Recht für
die Gründung einer Private Company Limited by Shares
(Limited) kein Beurkundungserfordernis vorsieht. Die
Ermöglichung der Gründung einer GmbH ohne notarielle
Beurkundung hätte eine starke Signalwirkung, dass die
GmbH sich ebenso einfach und unbürokratisch gründen
lässt wie die Limited oder andere vergleichbare Auslands-
gesellschaften.

Die Behauptung, dass die Anzeigepflicht gegenüber den
Finanzbehörden nach § 54 EStDV entfiele, ist nicht zutref-
fend, da nach dem ausdrücklichen Wortlaut des § 54 EStDV
auch eine Beglaubigung die Anzeigepflicht auslöst.

Zu Nummer 2 (Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2 Abs. 1a GmbHG))

Die Bundesregierung sieht keinen Bedarf für entsprechende
Sicherungsmaßnahmen. Die Befürchtung des Bundesrates,
die Notare könnten sich im Falle einer Verwendung der
nicht beurkundungspflichtigen Mustersatzung der Anmel-
dung der GmbH unter Berufung auf ein Nebengeschäft
„entziehen wollen“, wird nicht geteilt. Auch eine Vielzahl
sonstiger Regelungen enthält Anmeldungspflichten, die
nicht mit der gleichzeitigen Einreichung notariell beurkun-
deter Dokumente verknüpft sind (z. B. die Anmeldung
einer OHG oder einer Zweigniederlassung). Es ist nicht
bekannt, dass die Notare als Organe der Rechtspflege in
diesen Fällen, von besonderen Ausnahmefällen abgesehen,
einen Vollzug ablehnen würden, und es ist nicht ersichtlich,
weshalb sie dies bei der Anmeldung einer GmbH mit Mus-
tersatzung tun sollten.

Zu Nummer 3 (Zu Artikel 1 Nr. 3a – neu –
(§ 4 GmbHG))

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates
ab. Der Zusatz „gemeinnützige“ ist als Bestandteil der Firma
zulässig, eine gesetzliche Klarstellung nicht nötig.

Die Abkürzung „gGmbH“ sollte auch künftig nicht zugelas-
sen werden. Ein solcher Zusatz soll lediglich den Gesell-
schaftszweck (gemeinnützig) indizieren. Er birgt aber die
Gefahr, dass die Gesellschaft fälschlich als Sonderform der
GmbH angesehen wird und Unklarheiten darüber entstehen,
ob und in welchem Umfang sie den für die GmbH geltenden
Regelungen unterliegt. Der Zusatz „g“ darf daher nicht als
Teil des Rechtsformzusatzes erscheinen.

Zu Nummer 4 (Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 5a Abs. 1 GmbHG))

Die Bundesregierung lehnt eine entsprechende Änderung ab.

Die spezielle Firmierung „Unternehmergesellschaft (haf-
tungsbeschränkt)“ stellt sicher, dass die Geschäftspartner er-
kennen können, mit welcher Art von Gesellschaft sie zu tun
haben, und sich entsprechend darauf einstellen können. Dies
ist ein unverzichtbarer Bestandteil des Gläubigerschutzes
(vgl. auch Nummer 7). Der vom Bundesrat zur Prüfung
vorgeschlagene Rechtsformzusatz wird diesem Ziel weniger
gerecht. Der Zusatz „Unternehmergesellschaft (haftungs-
beschränkt)“ oder „UG (haftungsbeschränkt)“ führt dem
Rechtsverkehr wesentlich deutlicher vor Augen, dass es sich
um eine Gesellschaft mit Besonderheiten handelt. Dabei ist
auch wichtig, dass eine Abkürzung des Zusatzes „(haftungs-
beschränkt)“ nicht vorgesehen ist. Diese wäre erst möglich,
wenn sich diese GmbH-Variante so stark und so lange ver-
breitet hätte, dass man davon ausgehen könnte, dass die
Rechtsanwender genau wissen, was sich hinter einer Abkür-
zung verbirgt.

Entgegen der Auffassung des Bundesrates wird die Gesell-
schaft hierdurch nicht in Misskredit gebracht, sondern viel-
mehr der Rechtsverkehr über die Sachlage in angemessener
Weise informiert.

Zu Nummer 5 (Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 5a Abs. 1a – neu –
GmbHG))

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. Er
würde diejenigen, die eine GmbH mit einem (extrem) nied-
rigen Stammkapital gründen, besserstellen als diejenigen,
die eine GmbH mit einem höheren Stammkapital gründen.
Eine derartige Privilegierung ist nicht wünschenswert, da
kein Anreiz geschaffen werden sollte, GmbHs mit einem ge-
ringen Stammkapital zu gründen.

Darüber hinaus ist die Begrenzung der vorgeschlagenen Ver-
einfachung auf die Unternehmergesellschaft und der damit
verbundene Ausschluss der Privilegierung für die „normale“
GmbH nicht überzeugend.

Zuletzt dürfte sich auch die Signalwirkung, die sich weite
Kreise der Wirtschaft von einer beurkundungsfreien



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 75 – Drucksache 16/6140

GmbH-Gründung versprechen, bei einer Beurkundung in
vereinfachter Form nicht in gleichem Maße einstellen.

Zu Nummer 6 (Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 5a Abs. 4 GmbHG))

Die Bundesregierung lehnt eine Änderung ab. Sie führt zur
nochmaligen Klarstellung des Gewollten wie folgt aus: Die
Formulierung „Abweichend von“ wurde bewusst gewählt,
da bei der Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt)
angesichts des Verzichts auf ein Mindeststammkapital eine
Anknüpfung der gesetzlichen Einberufungspflicht an den
Verlust der Hälfte des Stammkapitals nicht sinnvoll wäre.
Daher soll hier anders als bei der „normalen“ GmbH die dro-
hende Zahlungsunfähigkeit als Anknüpfungspunkt dienen.
Die Formulierung „Ergänzend zu“ würde demgegenüber im
Vergleich zur „normalen“ GmbH zu einer Kumulierung von
Einberufungspflichten (drohende Zahlungsunfähigkeit und
hälftiger Verlust der Stammkapitals) führen und damit die
Geschäftsführer der insbesondere für Existenzgründer und
kleine Unternehmen gedachten Unternehmergesellschaft mit
der Beachtung doppelter Kriterien belasten. Dies wäre nicht
zu rechtfertigen.

Zu Nummer 7 (Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 5a GmbHG))

Die Bundesregierung hält eine Änderung nicht für erforder-
lich, da die gläubigerschützenden Maßnahmen ausreichend
sind. Zum einen finden alle Gläubigerschutzinstrumente, die
für die GmbH allgemein gelten, ohne weiteres auch auf die
Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) Anwendung.
Zum anderen stellt die spezielle Firmierung „Unternehmer-
gesellschaft (haftungsbeschränkt)“ sicher, dass die Ge-
schäftspartner erkennen können, mit welcher Art von Gesell-
schaft sie es zu tun haben, und sich entsprechend darauf
einstellen können (vgl. Ausführungen zu Nummer 4). Im
Übrigen ist mit der Pflicht zur Bildung einer gesetzlichen
Kapitalrücklage schon ein zusätzlicher gläubigerschützender
Faktor vorgesehen.

Zu Nummer 8 (Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 6 Abs. 2 Satz 2 bis 4
GmbHG))

Die Bundesregierung lehnt eine Erstreckung der Bestel-
lungshindernisse auf den Fall der Untersagung der Ge-
schäftsführertätigkeit als solcher ab. Die Prüfbitte zielt da-
rauf ab, künftig auch ausländische Entscheidungen in die
Bestellungshindernisse einzubeziehen, durch die z. B. ein
englisches Gericht auf Grundlage des Company Directors
Disqualification Act einer Person generell die Tätigkeit als
Director verbietet, weil sie etwa wegen einer unternehmens-
bezogenen Straftat verurteilt worden ist.

Eine solche Erweiterung wäre zu weitgehend. Denn im Er-
gebnis würde sie auf nichts anderes hinauslaufen, als dass
sämtliche Entscheidungen auf Grundlage ausländischer
Rechtsordnungen, durch die einer Person eine Geschäfts-
führertätigkeit untersagt werden kann, in § 6 Abs. 2 GmbHG
inkorporiert würden, ohne dass zuvor geprüft würde, ob die
zugrundeliegenden Bestellungshindernisse den im deut-
schen Recht vorgesehenen auch inhaltlich und wertungs-
mäßig entsprechen. Eine solche Prüfung wird demgegenüber
durch die im Regierungsentwurf vorgesehene Lösung ge-
währleistet, die in § 6 Abs. 2 Satz 3 GmbHG-E eine Erstre-
ckung der Bestellungshindernisse wegen unternehmens-
bezogener Straftaten auf „vergleichbare“ Verurteilungen im

Ausland vorsieht. Es erscheint genauer und zur Einschrän-
kung der Berufsfreiheit angemessener, auf die zugrundelie-
gende Straftat und nicht auf die Rechtsfolge (Verbot der Ge-
schäftsführertätigkeit) abzustellen. Beruhte die ausländische
„Untersagung der Geschäftsführertätigkeit“ also auf einer
solchen Straftat, so wird das gewünschte Ergebnis durch die
im Regierungsentwurf vorgesehene Lösung zielgenauer er-
reicht. Auf diese Weise werden zudem die maßgeblichen
Schutzlücken bereits geschlossen.

Zu Nummer 9 (Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3
Buchstabe e, Abs. 5 – neu – GmbHG))

Zu Buchstabe a

Dem Vorschlag wird zugestimmt, soweit weitere Vorschrif-
ten des Strafgesetzbuches in den Katalog des § 6 Abs. 2
GmbHG aufgenommen werden sollen.

Soweit eine Verurteilung nach dem Gesetz über die Siche-
rung der Bauforderungen einbezogen werden soll, wird der
Antrag abgelehnt. Dieses Gesetz hat einen zu geringen Zu-
sammenhang zur Geschäftsführertätigkeit im Allgemeinen
und begründet nicht ausreichend die generelle Unfähigkeit
einer Person, Geschäftsführer zu sein. Die Einbeziehung
wäre daher unverhältnismäßig.

Zu Buchstabe b

Dem Vorschlag wird zugestimmt.

Zu Nummer 10 (Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3
Buchstabe e GmbHG))

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates
ab. Das Bestellungsverbot kann nur auf solche Straftaten
bezogen werden, bei denen auch ein tatsächlicher Zusam-
menhang zu der Ungeeignetheit der Person besteht, Ge-
schäftsführer einer GmbH zu sein. Der Vorschlag, alle Steu-
erstraftaten nach den „§ 369 ff. der Abgabenordnung in
Verbindung mit den Einzelsteuergesetzen“ aufzunehmen,
geht vor diesem Hintergrund deutlich zu weit und würde die
Regelung für die Praxis unüberschaubar machen. Es kann
aber im weiteren Gesetzgebungsverfahren geprüft werden,
ob sich eine zwingend mit der Geschäftsführertätigkeit zu-
sammenhängende und klar konturierte Steuerstrafvorschrift
findet, die eine solche Grundrechtsbeschränkung als erfor-
derlich und angemessen erscheinen lässt.

Zu Nummer 11 (Zu Artikel 1 Nr. 8, 9 und 17 (§ 7 Abs. 2,
§ 8 Abs. 2, § 19 Abs. 5 GmbHG))

Der Vorschlag wird abgelehnt. Eine Bewertung, nach der
eine Ein-Personen-GmbH per se volkswirtschaftlich weni-
ger wünschenswert sein soll als eine Mehr-Personen-GmbH,
ist aus Sicht der Bundesregierung nicht gerechtfertigt, da
auch bei einem Alleinunternehmer ein legitimes Bedürfnis
nach einer Haftungsbeschränkung bestehen kann. Generell
sollte die Rechtslage zwischen Ein- und Mehrpersonenge-
sellschaften daher nur durch solche Differenzierungen ver-
kompliziert werden, die durch die sog. Einpersonenrichtlinie
der EU (89/667/EWG) vorgeschrieben oder darüber hinaus
tatsächlich unverzichtbar sind. Wie bereits in der Begrün-
dung zum Regierungsentwurf ausgeführt, sind die geltenden
Sicherungspflichten für die Kapitalaufbringung bei der
Gründung der Ein-Personen-GmbH aber nach Auskunft der
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Praxis entbehrlich. Sie sind daher auch unter dem Gesichts-
punkt der Entbürokratisierung keineswegs zu verschärfen,
sondern zu streichen.

Zu Nummer 12 (Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 7 Abs. 2 GmbHG))

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren Ver-
lauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. Bleibt es bei einer
substantiellen Absenkung des Mindeststammkapitals, ist ei-
ne Pflicht zur Bareinzahlung der Hälfte des Mindeststamm-
kapitals überlegenswert.

Zu Nummer 13 (Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b Doppel-
buchstabe bb (§ 8 Abs. 2 Satz 2 GmbHG))

Der Vorschlag wird abgelehnt. Die von § 8 Abs. 2 Satz 2
GmbHG-E erfasste Fallgruppe des „Hin- und Herzahlens“
betrifft typischerweise Konstellationen, in denen eine Einla-
genleistung in geringem zeitlichem Abstand aufgrund einer
Darlehensabrede wieder an den Gesellschafter zurückfließt.
Anders als bei einer verdeckten Sacheinlage erreicht die Ge-
sellschaft also weder ein tatsächlicher Mittelzuwachs noch
wird eine Altforderung des Gesellschafters gegen die Gesell-
schaft getilgt, sondern es soll die Einlagenleistung durch eine
neu begründete schuldrechtliche Forderung ersetzt werden.

Unter dem Gesichtspunkt der Kapitalaufbringung ist eine
schuldrechtliche Neuforderung in jedem Fall ein „Minus“
gegenüber der (wenn auch verdeckten) Einbringung einer
Sacheinlage. Daher ist es gerechtfertigt, die beiden Fälle un-
terschiedlich zu behandeln und den Fall des „Hin- und Her-
zahlens“ keiner bloßen Differenzhaftung zu unterwerfen,
sondern eine streng bilanzielle Betrachtungsweise anzule-
gen: Eine Erfüllung der Einlagenschuld kann (abgesehen
von der hier nicht näher auszuführenden Möglichkeit einer
Heilung) nur dann angenommen werden, wenn die Einlagen-
rückgewähr durch einen sowohl voll- als auch gleichwerti-
gen Gegenleistungs- oder Rückgewähranspruch gegen den
Gesellschafter gedeckt ist und damit ein reiner Aktivtausch
vorliegt. Entsprechendes sieht § 30 Abs. 1 Satz 2 GmbHG-E
auch für den Parallelfall der wertungsmäßig gleich zu behan-
delnden Kapitalerhaltung vor.

Nur so erhält die Regelung auch die beabsichtigte Wirkung:
Ist der Rückzahlungsanspruch wegen mangelnder Solvenz
des Gesellschafters nicht vollwertig, so macht es rechtspoli-
tisch wenig Sinn, trotzdem eine teilweise Erfüllung anzuneh-
men und allein hinsichtlich der Differenz den ursprünglichen
Einlagenanspruch aufrechtzuerhalten, den der Gesellschaf-
ter wegen fehlender Solvenz auch nicht wird erfüllen kön-
nen. In diesen Fällen sollte vielmehr das „Herzahlen“ von
vornherein vollständig unterbleiben und die Gesellschaft die
ihr ursprünglich zugeführte Leistung behalten. Bei der ver-
deckten Sacheinlage ist die Rechtslage hingegen anders:
Allein die Tatsache, dass die Sacheinlage den Wert der ge-
schuldeten Einlagenleistung unterschreitet, bedeutet nicht,
dass der Gesellschafter auch den Anspruch auf die Differenz
nicht erfüllen kann. Angesichts der gebotenen typisierenden
Betrachtungsweise ist es daher gerechtfertigt, in § 8 Abs. 2
Satz 2 GmbHG-E eine „Alles-oder-nichts“-Lösung vorzuse-
hen. Es ist zudem darauf hinzuweisen, dass für die Fälle, in
denen der Rückzahlungsanspruch nicht die Voraussetzungen
des § 8 Abs. 2 Satz 2 GmbHG-E erfüllt, die bisherige Recht-
sprechung zu später geleisteten Zahlungen und zu deren

erfüllender Wirkung hinsichtlich der Bareinlageverpflich-
tung auch nach der Neuregelung fortbestehen kann.

Zu Nummer 14 (Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 16 Abs. 3
GmbHG))

Die Bundesregierung hält eine Überarbeitung nicht für erfor-
derlich, da der gutgläubige Erwerb nach der vorgeschlage-
nen Fassung des § 16 Abs. 3 GmbHG an einen hinreichen-
den Rechtsscheins- und Vertrauenstatbestand anknüpft.
Insbesondere erhält der wahre Rechtsinhaber, dem die Un-
richtigkeit in der Gesellschafterliste nicht zuzurechnen ist,
drei Jahre Zeit, eine Korrektur der für ihn online jederzeit
einsehbaren Liste zu veranlassen. Es wird auf die ausführli-
che Begründung zum Regierungsentwurf sowie die Ausfüh-
rungen zu Nummer 17 verwiesen.

Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass es keine „Rege-
lung“ gibt, die eine Einreichung der Gesellschafterliste
durch „jedermann“ und „mit beliebigem Inhalt“ zulässt –
nach § 40 Abs. 1 GmbHG haben die „Geschäftsführer“ eine
von ihnen unterschriebene Liste einzureichen.

Zu Nummer 15 (Zu Artikel 1 Nr. 18a – neu –, 21 (§§ 24, 31
Abs. 3 GmbHG))

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens prüfen, ob und ggf. inwieweit eine Über-
arbeitung sinnvoll und erforderlich ist.

Zu Nummer 16 (Zu Artikel 1 Nr. 23 Buchstabe b
(§ 35 Abs. 2 GmbHG), Artikel 5 Nr. 7
Buchstabe b (§ 78 Abs. 2 AktG))

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bundesrates,
dass die Rechtslage bezüglich der Berechtigung zur Einzel-
vertretung und der Befreiung des Geschäftsführers oder
Vorstands von den Beschränkungen des § 181 BGB an die
Praxis angepasst werden sollte. Sie wird hierzu im weiteren
Gesetzgebungsverfahren konkrete Formulierungsvorschläge
vorlegen.

Zu Nummer 17 (Zu Artikel 1 Nr. 27 Buchstabe a
(§ 40 Abs. 1 Satz 1 GmbHG))

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Das Beglaubigungserfordernis würde zu einem unnötigen
bürokratischen Aufwand führen. Der wahre Rechtsinhaber
ist auch ohne Beglaubigungserfordernis hinreichend ge-
schützt. Ist ihm die Unrichtigkeit der Liste nicht zuzurech-
nen, so ist ein gutgläubiger Erwerb seines Anteils erst nach
dreijähriger Unrichtigkeit der Liste möglich. Hat jemand un-
berechtigt eine Liste eingereicht, so hat derjenige, dessen
Rechtsstellung in dieser Liste falsch wiedergegeben wird,
somit drei Jahre Zeit, um eine Korrektur der Liste zu veran-
lassen. Dadurch wird die möglicherweise geringere vorbeu-
gende Kontrolle der Richtigkeit der Liste ausgeglichen.

Zu Nummer 18 (Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 40 GmbHG))

Der Vorschlag wurde bereits bei der Erarbeitung des Gesetz-
entwurfs erwogen. Nach Auffassung der Bundesregierung
ist es jedoch nicht nötig und auch nicht empfehlenswert, für
den Fall der Führungslosigkeit der Gesellschaft oder bei un-
bekanntem Aufenthalt der Geschäftsführer eine Pflicht der
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Gesellschafter zur Einreichung von Gesellschafterlisten ein-
zuführen. Die Inpflichtnahme der Gesellschafter sollte auf
die erforderlichen Fälle beschränkt werden. Hier ist sie nicht
erforderlich: Hat die Gesellschaft keinen Geschäftsführer
und tritt im Gesellschafterbestand eine Änderung ein, so
wird in aller Regel der Notar die neue Liste einreichen, ha-
ben ferner die Beteiligten ohnehin ein Interesse an der Ein-
setzung eines normalen Geschäftsführers, der das erledigt,
und können andernfalls alle Betroffenen die Bestellung eines
Notgeschäftsführers veranlassen, der die Liste einreicht.

Zu Nummer 19 (Zu Artikel 1 Nr. 28 (§ 41 GmbHG))

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren Ver-
lauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen.

Zu Nummer 20 (Zu Artikel 1 Nr. 32 (§ 55 GmbHG))

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren Ver-
lauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen.

Zu Nummer 21 (Zu Artikel 1 Nr. 47 Buchstabe b
(§ 82 Abs. 1 Nr. 5 GmbHG), Artikel 5
Nr. 17 Buchstabe b (§ 399 Abs. 1 Nr. 6
AktG))

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 22 (Zu Artikel 2 (§ 3 Abs. 1 Satz 3
EGGmbHG), Artikel 4 (Artikel 64 Satz 3
EGHGB), Artikel 6 Nr. 2 (§ 18 Satz 3
EGAktG))

Dem Anliegen des Bundesrates wird dem Grunde nach zu-
gestimmt, da die Umtragung der Geschäftsanschrift mög-
lichst unbürokratisch ablaufen sollte. Allerdings muss auch
gewährleistet bleiben, dass die genannten Übergangsvor-
schriften weiterhin ihre Entlastungsfunktion zugunsten der
bereits im Handelsregister eingetragenen Unternehmen
behalten. Nach der im Regierungsentwurf vorgesehenen
Konzeption sollen diese Unternehmen nicht verpflichtet
sein, eine inländische Geschäftsanschrift zur Eintragung im
Handelsregister anzumelden, wenn sie dem Registergericht
bereits nach § 24 der Handelsregisterverordnung (HRV) eine
Geschäftsanschrift mitgeteilt haben. Sie sollen dann für den
Fall, dass sie keine abweichende Anschrift eintragen lassen
wollen, untätig bleiben und sich darauf verlassen können,
dass nach Ablauf der Übergangsfrist diese ihnen bekannte
Anschrift (für sie kostenfrei) in das Handelsregister eingetra-
gen wird. Es darf dabei auch nicht vergessen werden, dass es
insbesondere für juristische Personen wichtig ist zu wissen,
welche Anschrift das Registergericht nach Verstreichen der
Übergangsfrist eintragen würde, da bei diesen die Zustel-
lungsmöglichkeit unter der eingetragenen inländischen
Geschäftsanschrift mit der Zulässigkeit einer öffentlichen
Zustellung verknüpft werden soll.

Diese Ausgangslage würde sich ändern, wenn es dem Regis-
tergericht entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates
gestattet wäre, eine von der mitgeteilten Anschrift abwei-
chende, zwischenzeitlich „bekannt gewordene“ Anschrift
einzutragen. Das Unternehmen könnte sich dann nicht mehr
darauf verlassen, dass die von ihm selbst mitgeteilte An-
schrift eingetragen würde, da sie im System von dem Gericht
durch eine später „bekannt gewordene“ Anschrift ersetzt

worden sein könnte. Es wäre dabei auch denkbar, dass zwar
die nach § 24 HRV mitgeteilte Anschrift noch gültig ist, nicht
aber die dem Registergericht später auf sonstige Weise „be-
kannt gewordene“, die möglicherweise von dem Unterneh-
men zwischenzeitlich bereits wieder aufgegeben worden ist.

Dem Anliegen des Bundesrates könnte aber auch vor diesem
Hintergrund entsprochen werden, wenn die im Handelsregis-
tersystem zu dem jeweiligen Unternehmen aktuell gespei-
cherte (mitgeteilte oder sonst bekannt gewordene) Anschrift,
die nach Ablauf der Übergangsfrist eingetragen werden wür-
de, in jedem Fall online (z. B. über die Unternehmensträger-
daten) abrufbar wäre. Das Unternehmen könnte dann recht-
zeitig und ohne unzumutbaren Aufwand überprüfen, ob die
im System hinterlegte Anschrift auch zutreffend ist, und sich
dann auf verlässlicher Basis entscheiden, entweder eine
abweichende inländische Geschäftsanschrift anzumelden
oder die Übergangsfrist verstreichen zu lassen. Die Bundes-
regierung wird daher mit einem gesondert an die Landes-
justizverwaltung gestellten Auskunftsersuchen vor einer
abschließenden Bewertung zunächst aufklären, ob eine ent-
sprechende Abrufbarkeit der „in sonstiger Weise bekannt
gewordenen“ Anschriften gewährleistet ist.

Zu Nummer 23 (Zu Artikel 3 Nr. 01 – neu – (§ 8a Abs. 2
HGB))

Der Vorschlag, im elektronischen Registerverfahren die
Möglichkeit zu eröffnen, nicht nur Anträge elektronisch ein-
zureichen, sondern auch gerichtliche Schriftstücke auf glei-
chem Wege an die Beteiligten zurückzuübermitteln, ist sinn-
voll und grundsätzlich zu begrüßen.

Allerdings besteht derzeit für die vorgeschlagene umfas-
sende Verordnungsermächtigung keine ausreichende Grund-
lage. Das FGG enthält – mit Ausnahme von § 21 Abs. 2
Satz 2 – keine Vorschriften für die elektronische Übermitt-
lung von Dokumenten bzw. die elektronische Aktenführung.
Im Rahmen des EHUG wurde in § 8 HGB lediglich die elek-
tronische Führung des Handelsregisters, in § 9 HGB die Ein-
sichtnahme in das Register auf elektronischem Wege und in
§ 12 HGB die elektronische Anmeldung und Einreichung
von Dokumenten geregelt und entsprechend der Umfang der
Verordnungsermächtigung in § 8a HGB ausgestaltet. Weiter-
gehende gesetzliche Regelungen über eine umfassende elek-
tronische Abwicklung des Handelsregisterverfahrens beste-
hen nicht.

Da die Möglichkeit einer elektronischen Übermittlung von
Benachrichtigungen an Beteiligte im Rahmen des § 38a
HRV besteht und damit ein nicht unerheblicher Teil der „ge-
richtlichen Schriftstücke“ elektronisch übermittelt werden
kann, wird auch kein Bedürfnis gesehen, im Vorfeld des
FGG-Reformgesetzes für das Handelsregisterverfahren Spe-
zialregelungen zu schaffen.

Zu Nummer 24 (Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 13 HGB))

Die Bundesregierung hält eine entsprechende Ergänzung
nicht für geboten. Die Möglichkeit, zusätzlich zu der Ge-
schäftsanschrift auch eine empfangsberechtigte Person mit
einer inländischen Anschrift in das Handelsregister eintra-
gen zu lassen, ist bewusst auf juristische Personen be-
schränkt worden. Sie dient bei diesen als zusätzliche Ab-
sicherung gegen die neu vorgesehenen Möglichkeiten einer
öffentlichen Zustellung, die nach der Konzeption von § 15a
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HGB-E und § 185 Nr. 2 ZPO-E dann nicht möglich sein soll,
wenn ein Zugang unter der für eine empfangsberechtigte
Person eingetragenen Anschrift bewirkt werden kann. Auf
die sonstigen im Handelsregister eingetragenen Unterneh-
men wie etwa Einzelkaufleute oder Personenhandelsgesell-
schaften finden die genannten Regelungen aber entgegen der
Auffassung des Bundesrates keine Anwendung, da sie in ih-
rem Wortlaut ausdrücklich auf „juristische Personen“ be-
schränkt wurden. Insofern würde die Möglichkeit der Eintra-
gung eines zusätzlichen Empfangsvertreters einschließlich
des damit verbundenen Aufwands für die Registergerichte
bei diesen Unternehmen wenig Sinn machen.

Zu Nummer 25 (Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 13d HGB))

Die Bundesregierung wird der Prüfbitte des Bundesrates im
weiteren Gesetzgebungsverfahren nachkommen.

Zu Nummer 26 (Zu Artikel 3 Nr. 6 (§ 15a Satz 1 HGB)
und Artikel 8 Nr. 1 (§ 185 Nr. 2 ZPO))

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens prüfen, ob eine entsprechende Ergänzung
beschränkt auf Zweigniederlassungen ausländischer Kapital-
gesellschaften (§ 13e HGB) aufgenommen werden sollte.

In Hinblick auf deutsche Kapitalgesellschaften und ihre
Zweigniederlassungen wird der Vorschlag jedoch abgelehnt.
Wie bereits in der Begründung zum Regierungsentwurf aus-
geführt, verstoßen § 15a HGB-E und § 185 ZPO-E nicht ge-
gen die Verordnung (EG) Nr. 1348/2000, da diese keine An-
wendung auf die hier in Rede stehenden Regelungen über
Inlandszustellungen findet. Darüber hinaus ist die vorgese-
hene Beschränkung auf Zustellungsversuche unter bekann-
ten inländischen Anschriften auch sachlich gerechtfertigt:
Ziel der Bundesregierung ist es, durch möglichst einfache
und unkomplizierte Zustellungsregelungen Missbräuchen in
den sog. Bestattungsfällen wirksam zu begegnen, in denen
häufig das inländische Geschäftslokal geschlossen wird und
die Geschäftsführer „abtauchen“ oder ihren Wohnsitz ins
Ausland verlegen. Der Gesetzentwurf sieht insofern eine
ausgewogene Lösung vor. Zum Schutze der Gesellschaft
darf eine öffentliche Zustellung nur stattfinden, wenn ein Zu-
gang weder unter der im Handelsregister eingetragenen in-
ländischen Anschrift noch unter der möglicherweise einge-
tragenen inländischen Anschrift einer empfangsberechtigten
Person noch unter einer ohne Ermittlungen bekannten ande-
ren inländischen Anschrift möglich ist. Zugunsten der Gläu-
biger sind die Zustellversuche aber sämtlich auf inländische
Anschriften beschränkt. Von einer nach deutschem Recht
inkorporierten und im deutschen Handelsregister eingetrage-
nen juristischen Person kann verlangt werden, dass sie einer
Obliegenheit genügt, im Inland auch eine zustellungsfähige
Anschrift vorzuhalten und auf diese Weise für ihre Gläubiger
leicht erreichbar zu sein. Nach Auskünften der Praxis ist die
Zustellung im Ausland zudem auch im Geltungsbereich der
Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 häufig mit Problemen und
Verzögerungen verbunden. Ein Zustellungsversuch unter
einer bekannten inländischen Anschrift kann daher einem
Zustellungsversuch unter einer bekannten ausländischen
Anschrift im Anwendungsbereich der Verordnung nicht
gleichgesetzt werden. Die Verpflichtung zum Versuch einer
Auslandszustellung würde die Gläubiger weiterhin poten-
tiell von einer Verfolgung ihrer Rechte abschrecken, und von

einer effektiven Bekämpfung der „Bestattungsindustrie“
könnte nicht mehr gesprochen werden. Die Beschränkung
auf inländische Anschriften ist daher sachlich gerechtfertigt.
Praktisch ist es aber möglich und in vielen Fällen vielleicht
auch sinnvoll, dass der Gläubiger an eine ihm bekannte aus-
ländische Anschrift zustellt, wenn er weiß, dass der Schuld-
ner im Grunde zuverlässig ist, sich der Zustellung nicht ent-
zieht und die ausländische Anschrift verlässlich erscheint.
Das mag er aber selbst entscheiden.

Zu Nummer 27 (Zu Artikel 5 Nr. 6 (§ 76 Abs. 3 Satz 2
Nr. 3 Buchstabe e AktG))

Dem Vorschlag wird zugestimmt, soweit weitere Vorschrif-
ten des Strafgesetzbuchs in den Katalog des § 76 Abs. 3
AktG aufgenommen werden sollen.

Soweit eine Verurteilung nach dem Gesetz über die Siche-
rung der Bauforderungen einbezogen werden soll, wird der
Antrag abgelehnt. Die Ausführungen zu Nummer 9 Buch-
stabe a gelten entsprechend.

Zu Nummer 28 (Zu Artikel 9 Nr. 2 (§ 15 InsO))

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 29 (Artikel 9 Nr. 3 (§ 15a Abs. 3 InsO))

Der Vorschlag wird abgelehnt. Nach der in § 15a Abs. 3
InsO-E vorgesehenen Beweislastverteilung muss der Gesell-
schafter bzw. das Aufsichtsratsmitglied beweisen, dass er
von dem Eröffnungsgrund oder der Führungslosigkeit keine
Kenntnis hatte. In der Praxis kann die Unkenntnis mit Aus-
nahme von kleinbeteiligten Gesellschaftern kaum nachge-
wiesen werden; eine zusätzliche Ausdehnung des subjek-
tiven Tatbestands auf die Fälle der groben Fahrlässigkeit
erscheint deshalb entbehrlich.

Zur Klarstellung sei zudem darauf hingewiesen, dass sich die
vom Bundesrat zitierte Begründung des Regierungsentwurfs
auf Fälle bezieht, in denen die Rechtsprechung z. B. im Rah-
men der Antragspflicht nach § 92 Abs. 2 AktG der positiven
Kenntnis vom Eröffnungsgrund die sog. böswillige Un-
kenntnis gleichgesetzt hat. Es ist kein Grund ersichtlich, wa-
rum diese Rechtsprechung nicht auf die Antragspflicht bei
Führungslosigkeit nach § 15a Abs. 3 InsO-E übertragen
werden sollte.

Zu Nummer 30 (Zu Artikel 9 Nr. 3 (§ 15a InsO))

Die Bundesregierung hat die Auswirkungen geprüft und ist
zu folgendem Ergebnis gekommen: Mit der insolvenzrecht-
lichen Anknüpfung der Antragspflichten in § 15a InsO-E
wird im Interesse des inländischen Rechtsverkehrs erreicht,
dass alle in Deutschland tätigen juristischen Personen (Ge-
sellschaften) einer einheitlichen Insolvenzantragspflicht un-
terliegen. Liegt der Mittelpunkt der Interessen (COMI) einer
nach deutschem Recht gegründeten Gesellschaft in einem
anderen Mitgliedstaat, so obliegt es primär diesem Staat, für
die Sicherheit seines Rechtsverkehrs zu sorgen und für die
Gläubiger ein entsprechendes Schutzniveau zu schaffen.
Sinnvoll wäre es, dass der jeweilige andere Staat wie
Deutschland die Insolvenzantragspflichten insolvenzrecht-
lich und nicht gesellschaftsrechtlich qualifiziert. Eine insol-
venzrechtliche Anknüpfung in allen EU-Staaten würde dem
Schutz der Gläubiger am besten gerecht.
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Die in dem Antrag geäußerten Befürchtungen hinsichtlich
einer möglichen Flucht deutscher Gesellschaften ins Aus-
land sind in dem Umfang nicht gerechtfertigt. Denn entge-
gen den Ausführungen ist für ein Entfallen der Antrags-
pflicht nicht ausreichend, dass lediglich der Betriebssitz ins
Ausland verlagert wird.

Zu Nummer 31 (Zu Artikel 9 Nr. 3 (§ 15a InsO))

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates
prüfen.

Zu Nummer 32 (Zu Artikel 9 Nr. 5 (§ 39 Abs. 1 Nr. 5,
Abs. 4 und 5 InsO))

Anders als im Referentenentwurf wird in § 39 Abs. 4 InsO-E
hinsichtlich der Definition der erfassten Gesellschaften gera-
de nicht die Formulierung „zu deren persönlich haftenden
Gesellschaftern … gehört“ verwendet. Die stattdessen vor-
gesehene Formulierung „Gesellschaften, die weder eine na-
türliche Person noch eine Gesellschaft als persönlich haften-
den Gesellschafter haben, …“ bringt bereits zum Ausdruck,
dass auch Gesellschaften wie etwa die GmbH, AG oder Li-
mited erfasst werden, die überhaupt keinen und damit selbst-
verständlich auch keine natürliche Person oder andere Ge-
sellschaft als persönlich haftenden Gesellschafter haben
(können). Die Bundesregierung wird aber prüfen, ob der An-
wendungsbereich gleichwohl noch klarer definiert werden
sollte.

Zu Nummer 33 (zu Artikel 12 Nr. 2 – neu –
(§ 141b FGG – neu –))

Die Auffassung des Bundesrates, dass es sinnvoll sei, eine
eindeutige gesetzliche Grundlage für die Löschung von
Zweigniederlassungen von Unternehmen mit Sitz Ausland

im Falle der Löschung der Hauptniederlassung vorzusehen,
wird von der Bundesregierung geteilt. Die Bundesregierung
hat deshalb im Rahmen der anstehenden FGG-Reform eine
solche eindeutige gesetzliche Grundlage mit dem neuen
§ 395 FamFG-E vorgesehen: Indem es in § 395 Abs. 1
FamFG-E heißt „Ist eine Eintragung … unzulässig“ statt
bisher in § 142 Abs. 1 FGG „unzulässig war“, soll künftig
klargestellt werden, dass eine Löschung auch dann möglich
ist, wenn eine Eintragung nachträglich, d. h. hier infolge der
Löschung der Hauptniederlassung, unzulässig geworden ist.
Die Bundesregierung wird jedoch gleichwohl prüfen, ob ein
Bedürfnis für eine speziell auf Zweigniederlassungen von
Unternehmen mit Sitz im Ausland zugeschnittene Regelung
besteht und ob eine solche Regelung bereits vor Inkrafttreten
der FGG-Reform greifen sollte.

Zu Nummer 34 (Zu Artikel 25 (Inkrafttreten))

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates
im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. Nach der im
Regierungsentwurf vorgesehenen Konzeption soll der wahre
Berechtigte die Möglichkeit haben, den gutgläubigen Er-
werb seines GmbH-Anteils dadurch auszuschließen, dass er
im Registerordner die Zuordnung eines Widerspruchs zu der
insoweit unrichtigen Gesellschafterliste veranlasst. Diese
Schutzmöglichkeit ist ihm genommen, solange die Zuord-
nung eines Widerspruchs bereits mangels technischer Um-
setzbarkeit scheitert. Ohne die Widerspruchsmöglichkeit
würden aber die schutzwürdigen Interessen des wahren Be-
rechtigten vor einem Rechtsverlust nicht hinreichend be-
rücksichtigt. Daher kann die vorgesehene Regelung zum
gutgläubigen Erwerb insgesamt erst dann in Kraft treten,
wenn die erforderlichen technischen Änderungen vollzogen
und anwendungsbereit sind.
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